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Programme an: Bürotraining in der Übungsfirma, Handelsschule und Höhere HSI 
(Handel-Sprachen-Informatik)-Schule, Maturaschule Typus D und E, Zweispra­
chige Matura, Sprachschule, Verkehrs- und Verwaltungsschule.
Die Migros Klubschiilen
Die Klubschulen sind seit mehr als 50 Jahren ein wichtiger Teil in unserem Bil­
dungssystem und verdienen eine besondere Würdigung. Im Wallis, wie in der übri­
gen Schweiz, ist vorerst auf die bedeutende Leistung der Genossenschaft Migros in 
der Erwachsenenbildung hinzuweisen. Mit Hilfe des grosszügigen Kulturprozents 
(gesamtschweizerische Kulturprozentsumme von über 100 Millionen pro Jahr, wo­
von ca. 50 Millionen für die Klubschulen) trugen und tragen die Klubschulen zur 
aktiven Gestaltung der Freizeit, zur Verbesserung der individuellen Bildungschancen, 
zur Förderung der Weiterbildung und Entwicklung der Persönlichkeit bei. Die Klub­
schulen widmeten sich zu Beginn der Erwachsenenbildung und fanden schnell eine 
zusätzliche Aufgabe in besonders dringlichen Bereichen der Berufsbildung: zuerst in 
der Ausbildung von Sekretärinnen und seit den achtziger Jahren in der Vermittlung 
von Kenntnissen in Informatik für Jung und Alt.
In der Rückschau seien von 1957 an, dem Jahr der ersten Klubschulenkurse in 
Monthey und Martinach, einige Meilensteine gesetzt: 1961 entstand der «Service 
culturel Migros Valais» in Martinach mit der Anstellung von Raymond Veuthey. Ein 
Jahr später bildete Migros Wallis in Martinach (Bau der Klubschule 1965) bereits 
Sekretärinnen aus. Bis 1987 wurden im ganzen Kanton 1000 Sekretärinnen diplo­
miert. In der Folge entstanden Klubschulen in M onthey (1968), Siders (1969), 
Sitten (1973) und Brig (1974). 1974 eröffnete die Klubschule Sitten die erste Klasse 
für Medizinische Praxisassistentinnen im Auftrag der FM H und des Gesundheits­
departements. Von 1974 bis 1998 zählten die Klubschulen im Wallis 424 diplo­
mierte Medizinische Praxisassistentinnen, davon 88 in Brig, wo die Ausbildung seit 
1985 angeboren wurde. Ab 1996 wurde diese Berufsbildung durch das BIGA/BBT 
anerkannt und vom Erziehungsdepartement der Klubschule weiterhin im M andat 
überlassen. 1981 wurde die gleiche Möglichkeit für Dentalassistentinnen in Sitten 
angeboren.
Neben Sprachkursen konzentrierten sich gegen Ende des Jahrhunderts viele Kur­
se auf Informatik. Im Jahre 2001 notierte die Schule in allen Kursen wöchentlich 
5’180 Teilnehmer/innen mit 400 Lehrkräften. Im Oberwallis fanden dezentralisierte 
Kurse statt in Leuk, Unterbäch, Steg, Wiler, Zeneggen, Visperterminen, Staldenried, 
Saas-Fee und im Goms. Die Migros Wallis trug in diesem Jahr Fr. 1.6 Millionen aus 
dem Kulturprozent an diese Ausbildungsprogramme bei.
D irektoren: 1961-1992 R aym ond Veuthey, seit 1992 R oland Sprenger.
Private Sekundär-, Berufs- und Mittelsclmlen
Diese (unvollständige) Aufzählung nennt Schulen, die nicht in einem ändern 
Zusammenhang erwähnt werden. Einige von ihnen sind seit Jahren fest im Walliser
Bildungswesen integriert und geschätzt, andere existierten nur kurze Zeit oder unter­
richteten in unregelmässigen Zeitabständen, oft als Filialen grösserer ausserkanto-
naler Schulen.
• Center for Management Studies and Développement, Conthey. Fernkurse, 
Abendkurse; Vollzeitkurse in Martinach. M.B.A.-Diplom.
• Centre François-Xavier Bagnoud, Centre de soins palliatifs, Sitten.
• Centre valaisan de perfectionnement des cadres (CVPC), Sitten.
• Collège catholique St. Gingolph.
• Ecole Ardévaz, Sitten und Monthey. Vorbereitung auf die eidgenössische Matura 
D und E, Baccalauréat L. Es ist die bekannteste private Mittelschule im Unter­
wallis.
• Ecole de Jazz et de Musique actuelle (EJMA), Sitten, Siders, Martinach. Dauer 
vier Jahre. Zertifikat EJMA-VS. Allgemeine Ausbildung. Kategorie für Jugend­
liche und Erwachsene.
• Ecole de Police, Sitten. Gendarme, Agent/Agente de Police cantonale. Dauer 
30 Wochen. Ausbildung und 17 Wochen Praktikum.
• Ecole de Théâtre, Martinach. Vollständige Ausbildung in drei Jahren, Ausbildung 
à la carte in einem Jahr. Bestätigung der besuchten Kurse.
• Ecole des Buissonnets, Siders. Matura und Baccalauréat. Vorbereitung auf die 
eidgenössische Matura und das Baccalauréat des Typs L.
• Ecole des Buissonnets, Siders, Flandelsschule. Diplom für Direktionssekretär/in 
Informatikdiplom ASSAP (Association Suisse Aimé Paris pour la Bureautique 
et la Communication).
• Ecole française du Valais, St. Gingolph.
• Ecole internationale des Arts et Techniques (ELAT), Monthey. Ausbildung zum 
Verrier créateur, zur Verrière créatrice. Privatdiplom. Dauer drei Jahre.
• Ecole Le Chaperon-Rouge, Crans-Montana. Internationale Schule für Primar­
und Sekundarschulen.
• Ecole Lémania, Sitten.
• Ecole Maya-Joie, La Fouly. Bekannte Privatschule für 11 bis 16-jährige Knaben. 
Kurse zur Vorbereitung auf Gymnasium und Berufslehre. Täglich zwei Stunden 
Sport. Gegründet 1968 von Jacques Darbellay.
• Ecole M ontani, Sitten. Flandelsschule GEC (Groupement des écoles de com­
merce) und Verwaltungsschule. Diplome GEC und UCOVA (Union commer­
ciale valaisanne). Sprachkurse und Vorbereitungskurse aller Art. Primär- und 
Orientierungsklassen. Die Schule entstand 1965 als Institut Les Collines, wo 
ihr Gründer Gabriel M ontani mit Vorbereitungsklassen für das Kollegium und 
die Sekundarschulen begann und eigene Sekundär- und Orientierungsklassen 
führte200.
• Ecole Multicours, Langues-Commerce, Informatique, Collombey.
200 ScAW, Fonds 4200-1982/11 , Nr. 84.
• Ecole professionnelle des Arts contemporains (EPAC), Saxon. Diplôme in Multi­
media, Illustration, Bandes dessinées, Maler/in-Installateur/in, Webdesigner. 
Dauer vier Jahre. Diplom in der gewählten Ausbildung201.
• Ecole supérieure de Vitrail et de Création, Monthey.
• Ecole Theler, Sitten. Handelsschule, Verwaltungsschule, Verkehrsschule, KV- 
Abschluss, Sprachkurse, Vorbereitung auf das Fähigkeitszeugnis des kaufmänni­
schen Angestellten. Kaufmännische Berufsmatura. Diplome: Bürofachdiplom, 
Handelsdiplom, KV-Eidgenössisches Fähigkeitszeugnis, Sprachdiplome Deutsch, 
Französisch, Englisch, Zeugnis für Informatik und Textverarbeitung, Informa- 
tionsanwenderzertifkat SIZ. Die Schule wurde 1941 als zweisprachige Bildungs­
stätte von Alexander Theler in Martinach gegründet. 1946 verlegte sie ihren Sitz 
nach Sitten und war lange Zeit die einzige Privatschule, die auch von Oberwal­
liser Jugendlichen besucht wurde. Sie führte die erste private Handelsschule 
des Kantons und bildete bis 2001 mehr als 6000 Schülerinnen und Schüler 
aus. Einzelne Ausbildungswege sind vom Staat Wallis und vom BBT anerkannt. 
Direktor ist Bernard Theler.
• Ecole Valaisanne de Nurses, Sitten, zeitweise auch in Siders. Dauer 18 Monate.
• European University «Le Regent», Crans-Montana. Programm in Betriebswirt­
schaft, Kommunikation, Informatik und Hotelmanagement auf Diplom- und 
Magisterniveau.
• Institut de Tourisme et dAccueil (ITA), Sitten. Dauer ein Jahr. Diplom ITA, 
anerkannt von der UCOVA (Union commerciale valaisanne). Diplom in Tou­
rismus, Vorbereitung auf die Tourismusfachschule, eidgenössisches Brevet für 
Tourismusassistenten.
• Institut Ste-Famille, Siders, Französisch- und Englischkurse, Sprachschule für 
Knaben und Mädchen, Allgemeinbildung, Staatlich anerkannte Hauswirtschafts­
schule. Vorbereitung auf den Einstieg ins Berufsleben. Französischdiplome I und 
II des Verbandes schweizerischer Sprachschulen (VSS).
• Les Coccinelles, Crans-Montana, Kindergarten und Primarschule, Vorbereitung 
auf die Sekundarschule.
• Management-Fachschule Brig (BPIH). Moderne Allgemeinbildung auf der Basis 
ganzheitlichen Denkens in Richtung Betriebswirtschaft. Management-Diplom 
BPIH.
• Schule für Physiotherapie, Leukerbad. Ausbildung in der Rheuma- und Rehabili­
tationsklinik zu Physiotherapeutin/Physiotherapeut. Vier Jahre Ausbildung. Das 
Diplom ist seit 1996 vom SRK anerkannt. Vom Jahre 2002 an Teil der Fach­
hochschule Wallis für Gesundheit und Soziales (FHVs2)202.
• Sprachschule Julen, Zermatt. Semesterkurse nach der touristischen Saison aus­
gerichtet.
• Volkshochschulen im Ober- und Unterwallis203.
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Der Wegweiser zur Walliser Schule und Berufsbildung (Sitten, ED, 1974) er­
wähnte noch folgende Schulen: Progymnasium Maria Rat in Kippel, die Ecole Bené- 
dict in Sitten, das Préventorium Fleurs des Champs in Montana, die Institute Pré- 
Fleuri und Les Roches in Bluche/Randogne.
Die kaufm ännische B ildung u nd  die H andelsschulen
Anfänge der kaufmännischen Bildung
Die Handelsschulen sind nicht sehr alt. Die erste entstand 1747 in Berlin. In der 
Schweiz eröffnete die Zürcher Kunstschule 1827 eine «technische Lehranstalt mit 
Handelsfächern für Jünglinge». Die ersten Lehrabschlussprüfungen führte der 
Schweizerische Kaufmännische Verein 1895 durch1.
Die Jesuitenschulen in Sitten und Brig, das Kollegium der Abtei in St-Maurice 
sowie einzelne Kongregationsschulen erteilten bereits im 19. Jahrhundert zeit­
weise kaufmännischen Unterricht. Das Gesetz von 1849 nahm  Buchhaltung ins 
Programm der Gymnasien auf (Art. 27). Es ist zu vermuten, dass Handelsfächer 
in Sitten jedoch erst im Zusam m enhang mit den Anstrengungen des Industrie­
vereins nach 1851 gelehrt wurden. Die Industrie- und Gewerbekreise der Stadt 
Sitten sorgten dafür und stellten das Lehrpersonal zur Verfügung. Daneben gab es 
Versuche, im Rahmen des Gymnasiums in den ersten vier Klassen von Brig, Sitten 
und St-Maurice eine Industrieschule zu führen. Anstelle von Latein sollten nach 
1858 wöchentlich drei Stunden geometrische Grundbegriffe, zwei Stunden 
Physik (physique populaire), eine Stunde Buchhaltung und zwei Stunden Zeich­
nen (dessin linéaire) unterrichtet werden. Das waren bescheidene Anfänge.
Das Gesetz von 1873 sah ein Realkollegium in Sitten vor (Art. 92). Es hatte 
die Aufgabe, den jungen Leuten, die sich dem Handel, dem Gewerbe oder den 
Künsten zu widmen wünschten, den nötigen Unterricht zu verschaffen. W ir müs­
sen allerdings anfügen, dass diese Absicht vorerst nur auf dem Papier bestand, denn 
die Ecole industrielle wurde nach Versuchen in den Jahren 1888 und 1892 erst 
1911 Wirklichkeit.
Die kaufmännischen Berufiverbände
Die Anstösse zur Verbesserung gaben die Eidgenossenschaft und die kaufmänni­
schen Berufsverbände. Die 1873 gegründete Société suisse des commerçants zählte 
schon 1909 in der Schweiz 86 Sektionen mit 14’377 Mitgliedern. 1885 organisierte 
sie Lehrlings-Schlussexamen und verlieh 149 Diplome. Nach dem Bundesbeschluss 
von 1884 über die gewerbliche und die industrielle Berufsausbildung folgte der
1 B e r u f s b il d u n g  D B K , S. 17.
wichtige Bundesbeschluss von 1891 über die kommerzielle Bildung. In Zukunft 
konnten Handelsschulen und kaufmännische Fortbildungsschulen subventioniert 
werden2.
Die Verordnungen von 1905 und 1910
Die kantonale Verordnung von 1905 über die Fachschulen und Fachkurse 
erwähnte auch die Handelsschulen. Die eigentliche Grundlage brachte dann das 
Mittelschulgesetz von 1910. Es bekräftigte die Absichten des Gesetzes von 1873 und 
präzisierte in der Vollziehungsverordnung von 1910 in Artikel 3 den Fächerkatalog 
der Handelsabteilung, die jetzt Teil der höheren kantonalen Industrieschule war. 
Neben Religionslehre und Moral, Logik und Methodik, Muttersprache, Zweite Lan­
dessprache, Italienisch oder Englisch, Algebra, Kalligraphie, Geschichte, Physik und 
Chemie, Musik und Gesang, Zeichnen und Turnen lehrte sie die berufsspezifischen 
Fächer: kaufmännische Buchhaltung, kaufmännische Arithmetik, Handelskor­
respondenz, Handelsrecht und Volkswirtschaftslehre, Allgemeine- und Handelsgeo­
graphie, Chemie in ihrer Anwendung auf Waren (Warenkunde), Stenographie und 
Daktylographie.
Dazu kam die Verwaltungsabteilung mit folgenden Fächern:
Geographie und Verkehrswege, Verwaltungskorrespondenz, Spezialgesetzgebung, 
Grundrisse der Volkswirtschaftslehre. Ein «Spezialdirektor» leitete die Geschicke der 
höheren Industrieschule. Das Prestige und das «Schicksal» dieser Handels- und Ver­
waltungsabteilung müssen wir in den ersten Jahrzehnten allerdings im Lichte der 
misslichen Umstände im Kollegium Sitten beurteilen. Die «Verwaltungsabteilung» 
bestand vermutlich zeitweise nur auf dem Papier.
Die willkommene Berufsbildung für Mädchen
Die kaufmännische Bildung öffnete den Mädchen die Möglichkeit, neue Berufe 
zu ergreifen. Den Anstoss gaben (Ende des 19. Jahrhunderts) die eidgenössischen Be­
stimmungen von 1884, 1891 und 1895. Das ging aber nicht ohne Schwierigkeiten.
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts bekämpften sich Befürworter und Gegner der 
Berufsbildung für Frauen. Man stellte sich ernsthaft die Frage, ob Mädchen zu den 
Handelskursen zugelassen werden sollten3. Noch nach dem Bundesgesetz von 1930 
konnte auch eine verheiratete Frau nur dann eine Lehre beginnen, wenn der Mann 
damit einverstanden war. Widersetzte sich der Ehegatte, konnte ein Richter die 
Bewilligung erteilen. Die Frau musste aber beweisen, dass dieser Schritt zum Vorteil 
der Ehe oder der Familie getan werde1. Wie stand es aber mit der allgemeinen Volks­
bildung für Mädchen?
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Das Mittelschulgesetz von 1910 und die dazugehörige Vollziehungsverordnung 
erwähnten die Mädchenbildung mit keinem Wort. Die Gemeinde- oder Kreis- 
Sekundarschulen hätten allerdings eine gesetzliche Basis für Mädchenschulen gehabt, 
ebenso die unteren Real- und Industrieschulen von Kreisen und Gemeinden (Art. 2). 
Die Industrieschule hatte nämlich die Aufgabe, auf den wissenschaftlichen, indust­
riellen, kommerziellen und den Verwaltungsberuf vorzubereiten (Art. 12). Hier öff­
neten sich wenigstens die Türen der Handelsschulen für Töchter, allerdings lange 
Zeit fast ausnahmsweise auf privater Basis und mit Hilfe der Kongregationen. Wie 
hartnäckig sich die Männerbastion im Ausbildungssektor hielt, zeigte noch das 
Regulativ von 19255. Kein Artikel erwähnte, dass auch Lehrtöchter Anspruch auf 
Stipendien hätten.
Seit 1921 führte der Kanton zum ersten Mal Abschlussprüfungen für Bank- und 
Handelslehrlinge durch. Die Bestände waren aber bescheiden: 1926 waren es sechs 
Männer und drei Frauen. Erst viel später, 1942, fanden die ersten Prüfungen für 
Verkäuferinnen statt, die eine Lehre abgeschlossen hatten.
Neben den Kongregationen kümmerte sich besonders der katholische Frauen­
bund Oberwallis um die Mädchen. Er organisierte von 1925 an Sprachkurse, die von 
Kanton und Bund subventioniert wurden und für Hotelangestellte gedacht waren. 
Von 1934-1937 nahmen 192 Schülerinnen an zehn Französisch- und acht Englisch­
kursen teil6.
Die kantonale Handelsschule als Teil der Ecole industrielle Sitten (1911)
Die erste kantonale Handelsschule, die diesen Namen verdient, ist die Ecole 
industrielle supérieure von Sitten. Das Gesetz von 1873 schuf dazu die Grundlage. 
Es fehlte nur die Ausführung. Einen regelmässigen bescheidenen Unterricht ver-
Das Wallis den Wallisern
Nach Jahren des Zögerns und der verpassten Initiativen meinte der Staatsrat 1903: 
«Die Zeit eilt, wenn wir unsere Positionen halten wollen und wenn wir wünschen, 
dass das Wallis den Wallisern bleibt. Eine mit der Prüfung der industriellen und 
kaufmännischen Abbildung in unserm Kanton beauftragte Kommission stellte in 
ihrem Schlussbericht die Frage: Besitzen wir jene Armee von Elektrikern, Bauleitern, 
Arbeitern, die notwendig sind, um diese wunderbare Menge elektrischer Energie 
brauchbar zu machen? Und der Journalist Louis Courthion schrieb: <Man muss den 
Ingenieur an die Stelle des Advokaten setzen, den Geometer an den Platz des Notars 
und den Agronom an die Stelle des parasitären Spekulanten.)» (Zit. bei Roduit, 
S. 194, 195).
5 R EG U LA TIV  vom 4 .12.1925 betreffend U nterstützung und Förderung der gewerblichen und  kaufm ännischen 
Berufslehre.
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merkten die Verwaltungsberichte für 1888, 1892 und 1897. Das Mittelschulgesetz 
von 1910 knüpfte an die früheren Absichten an, und das Departement eröffnete 
1911 die erste kantonale Handelsschule. Die Lage der Industrieschule mit der tech­
nisch-naturwissenschaftlichen und der kaufmännisch-gewerblichen Abteilung schil­
derte 1918/19 der Direktor dieser Schule, Maurice Mangisch, im Jahresbericht des 
Kollegiums Sitten. Nach ihm begann die Schule im Herbst 1911 mit 21 Schülern. 
Die Bestände wuchsen bis zum Kriegsende 1918 auf 51 Schüler, verteilt auf drei 
Klassen. An vorbereitenden Schulen nannte Mangisch Brig, Sitten, Martinach und 
St-Maurice. Daneben führte er auch Mädchenhandelsschulen auf. Nach seinen An­
gaben besuchten im Schuljahr 1917/18 im ganzen Kanton 268 Schüler und Schüle­
rinnen die Handels- und Industrieschulen. In den Gymnasien waren 424. Bedauer­
lich war aber, dass viele junge Leute nicht bis in die Oberstufe der Industrieschule 
aufsteigen wollten7.
Die Lage in den zwanziger Jahren
In den zwanziger Jahren nach dem Ersten Weltkrieg wären diese Ausbildungs­
gänge noch wichtiger geworden. Es scheint aber, dass sich das Departement mit den 
bisherigen Strukturen begnügte. Die Programme der vorbereitenden Schulen in Brig, 
Sitten und St-Maurice waren schlecht koordiniert. Die Presse und politische Kreise 
forderten immer lauter eine Besserung. Der Abgeordnete [Camille] Crittin und an­
dere verlangten 1929 in einer M otion nichts weniger als die Revision des bestehen­
den Schulgesetzes8. In der Antwort, die der damalige Staatsrat Joseph Escher 1933 
gab, hielt er Folgendes fest: «Am 13.8.1931 schrieb das BIGA an das Erziehungs­
departement, wenn wir die Schweiz mit dem Ausland vergleichen, stellen wir fest, 
dass unser Land reichlich mit Handelsschulen versehen ist. W ir besitzen mehr Han­
delsschulen als Preussen mit mehr als 40 Millionen Einwohnern. Das BIGA unter­
stützt 46 Handelsschulen, davon 10 ausschliesslich für Mädchen. Das Wallis allein 
hat zwei Knabenhandelsschulen und drei für Mädchen. Beinahe 30% der Mädchen­
handelsschulen befinden sich im Wallis. W ürde man auch das Institut in Martinach 
subventionieren, käme man auf 40% .»9
Die Industrieschule und die Handelsschule nach 1932
Das Departement stellte mit Recht fest, dass die unteren Industrieschulen zu 
dezentralisierten Handelsschulen geworden waren, die kaum noch auf die höhere 
technische Industrieschule in Sitten vorbereiteten, sondern nur mehr auf die höhere 
Handelsschule. In Wirklichkeit waren diese regionalen «Handelsschulen» wohl eher 
«Abschlussklassen» oder «Sekundarschulen».
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Das Institut St. Ursula Brig vor dem Neubau des Kollegiums und der Berufsscbide
Um die etwas «chaotische» allgemeine Lage seit der Eröffnung der Handels­
schulen und der höheren Industrieschule zu verbessern, schlug Staatsrat Escher im 
Rahmen der bestehenden Gesetze vor: die Eröffnung eines Vorbereitungskurses fur 
die höhere Industrieschule, die Einführung der Handelsmatura und ein Reglement 
für das Diplom. M it der Handelsschule sollte es möglich sein, die Aufnahmeprü­
fungen bei der Post, der Eisenbahn und der eidgenössischen Verwaltung zu bestehen. 
Hier hätten die Walliser den ihnen zustehenden Anteil noch nicht erreicht. Auch der 
Zugang zu den Hotelfachschulen sollte möglich werden10.
Am 17.11.1933 erschien bereits das versprochene Reglement für die Handels­
diplomprüfungen an der höheren Industrieschule. Daraus darf man schliessen, dass 
bis zu diesem Zeitpunkt keine einheitlichen kantonalen Richtlinien für die Prü­
fungen der Handelsschulen bestanden. Am 6.4.1943 folgte das Reglement für die 
Handelsmatura. Die Artikel dieses Reglements erwähnten jedoch keine Prüfungs­
kommission, und die Dauer der schriftlichen Arbeiten richtete sich «nach der Aus­
dehnung der Wichtigkeit und Schwierigkeit der gestellten Aufgabe» (Art. 5).
Die Anerkennung der Handelsmatura als kaufmännische Lehrabschlussprüfung
Im Verwaltungsbericht 1922 hiess es: sieben Schüler erhielten das kantonale H an­
delsdiplom, vier die technische Matura. Das Departement meinte, die Einführung 
der Handelsmatura bleibe weiterhin im Studium. Sie eile aber nicht, solange die Uni-
10 G RP, Verlängerte Novembersession 1932, Januar 1933, S. 37-96.
versi täten die Schüler mit unserm Abschlussdiplom aufnähmen [!]11 Das war tat­
sächlich für einzelne Fakultäten möglich! Die Handelsschule war eidgenössisch 
noch nicht anerkannt. Das Departement stellte darum schon 1929 ein entsprechen­
des Gesuch und wiederholte es 1932. Die positive Antwort erfolgte erst 1940. Im 
Jahr 1942 fügte das Departement eine vierte Klasse an und schuf so die Handels­
m atura12. Durch konstante Anstrengungen schien Direktor Maurice Mangisch 
schliesslich die notwendigen Verbesserungen erreicht zu haben, denn im Jahre 1944 
anerkannte das eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement Programme und 
Prüfungsreglement der kantonalen Sittener Handelsschule und gewährte ihr die 
Gleichberechtigung mit einer kaufmännischen Lehrabschlussprüfung13. Die eid­
genössische Anerkennung erhielten zugleich die Mädchenhandelsschulen von 
St. Ursula in Brig und Sitten und die Knabenhandelsschule in Siders. Das Depar­
tement strengte sich an, Programme und Regiemente für die Handelsschulen zu 
revidieren und zu vereinheitlichen14. Trotz guter Arbeit waren die Handelsschulen 
in den Gymnasien lange die armen Verwandten. Das Kollegium Les Creusets führ­
te seine Knabenhandelsschule bis 1992 und überliess sie dann aus Platzgründen der 
städtischen Handelsschule von Sitten.
Die Bestände der ersten Jahrzehnte zeigen, dass unter dem Begriff Ecole Indus­
trielle in Sitten vor allem die Handelsschule Zulauf hatte, während die Technische 
Abteilung weniger Schüler zählte:
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Die Mädchenhandelsschule St. Ursula Brig (1913)
Einen Markstein in der Oberwalliser Mädchenbildung bedeutete 1913 die Eröff­
nung der Handelsschule St. Ursula. Es war die erste offizielle Mädchenhandelsschule 
des Kantons Wallis und bis 1952 die einzige Handelsschule im Oberwallis. Die Be­
deutung dieser Schule für die Mädchenbildung ist ganz besonders hervorzuheben. 
Sie entstand auf Wunsch weitsichtiger Schwestern in Zusammenarbeit mit dem eid­
genössischen Volkswirtschaftsdepartement. In der Handelsschule erhielten fähige 
Töchter eine gründliche kaufmännische Berufsbildung und eine gute Allgemein­
bildung. Die Bestände waren meist bescheiden. Umso stärker erinnerten sich die
11 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1922, S. 9.
12 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1942, S. 4f.
'3 StAW, Fonds 4 2 0 0 -1 9 8 2 /1 8 , N r. 1-4.
14 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1944, S. 4.
Schülerinnen ihr Leben lang intensiv an ihre Ausbildung und pflegten den Klassen­
geist15. Bund und Kanton anerkannten und subventionierten sie. Oskar Walpen, der 
spätere Staatsrat, unterrichtete hier bis zu seiner Wahl in die Regierung Handels­
recht16. Die Schule trat neben der Normalschule oft etwas in den Hintergrund. 
Trotzdem blieb jahrzehntelang gültig, was schon 1917 im Verwaltungsbericht des 
Staates stand: «32 Schülerinnen besuchten die Handelsschule. Sieben wurden diplo­
miert. Unter der kompetenten Leitung der Schwestern entwickelt sich die Schule 
sehr gut. Bis jetzt haben alle Diplomierten eine Stelle in den Handelsbureaux oder in 
privaten Unternehmen gefunden. Das beweist genügend, dass die Schule wirkliche 
Dienste erweist und ihr Ziel voll erfüllt.»17 Die Handelsschule ermöglichte nach 
1966 auch den Übertritt in die Handelsmaturaklassen des Kollegiums. 1967 konnte 
die erste Absolventin der Handelsschule im Kollegium ein Maturadiplom erwer­
ben18. Neben der Lehrerinnenausbildung war das im Oberwallis ein zweiter an­
spruchsvoller Bildungsweg für Mädchen.
Die gemischte Handelsmittelschule St. Ursula (1992)
Die Sparmassnahmen des Staates zu Beginn der neunziger Jahre gingen auch an 
den Handelsmittelschulen nicht spurlos vorüber, und es drohten Klassenschlies­
sungen, weil die Schülerzahlen stark zurückgingen. Im Frühjahr 1991, als die An­
meldefrist für das Schuljahr 1991/92 abgelaufen war, stellten die Direktionen fest, 
dass sich für die erste Handelsklasse im Kollegium nur 12 Schüler angemeldet hat­
ten; die dritte Klasse zählte voraussichtlich nur noch 9 Schüler. Sie hätten diese 
beiden Klassen ohne weiteres in gemischte Klassen des Instituts einreihen und damit 
im Kollegium zwei Klassen schliessen können. Das Kollegium wehrte sich dagegen, 
und das Departement liess die Klassen für ein weiteres Jahr im Kollegium, verlangte 
aber eine Planung auf das Schuljahr 1992/93.
Kollegium oder Institut?
Im Herbst 1991 versuchte das Departement die Standpunkte des Kollegiums und 
des Instituts einander näher zu bringen. Das Kollegium beharrte jedoch auf seinem 
Recht als Kantonsschule und wollte weiterhin je eine gemischte Klasse während drei 
Jahren bei sich behalten. Das Institut hatte aber grössere Klassenbestände und war 
bereit, diese Klassen zu übernehmen. Es besass auch die notwendigen Schulräume. 
Beide Schulen wollten die bestehenden Klassen führen (drei im Kollegium, sechs im 
Institut). Jede Veränderung hatte Auswirkungen auf die Anstellung des Lehrper­
sonais. Eine Kommission versuchte darum, die Sparvorschriften des Staates und die 
Lage des Lehrpersonais in einem Kompromiss zu berücksichtigen. Nach ihrem Vor­
15 StAW, Fonds 4200-1982/11 , Nr. 19.
16 Jazinta Am BORD, in: Lehrerseminarien S. 23.
17 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1 9 1 7 ,  S . 10 .
18 J a h r e s b e r ic h t  Kollegium, 1 9 6 6 /6 7 ,  S . 7 4 ,  8 7 ;  J a h r e s b e r ic h t  S t. Ursula, 1 9 7 3 /7 4 ,  S . 6fF.
schlag wären in beiden Schulen gemischte Klassen geführt worden. Weil das Institut 
damit Schülerinnen und Klassen verloren hätte, wie das Kollegium es verlangte, war 
es mit diesem Vorschlag nicht einverstanden19.
Die Öffentlichkeit nimmt Stellung
In der Folge entstand im Dezember 1991 in der Presse eine Fehde zwischen dem 
Institut St. Ursula und dem Kollegium20. Im Januar 1992 erhielt der Staatsrat zusätz­
lich eine Petition, die sich für die gemischte Handelsmittelschule im Institut einsetz­
te. Der Gemeindepräsident von Brig versuchte, zwischen den beiden Parteien eine 
Einigung herbeizuführen. Die Regierung befasste sich mehrere Male mit der Frage 
und entschied am 29.5.1992, die gemischte Handelsmittelschule sei nach einer 
Übergangszeit im Institut St. Ursula zu führen. Im Kollegium blieb die Handels­
mittelschule für Sportler und Künstler. Der Übergang ins Institut war 1993 abge­
schlossen. Ausschlaggebend für diesen Entscheid waren: die sinkenden Schülerzahlen 
in den Handelsklassen des Kollegiums, die Raumknappheit und die steigenden 
Schülerzahlen in den Gymnasialabteilungen. Darum konnte dort auch das bisherige 
Lehrpersonal beschäftigt werden. Der Entscheid der Regierung war richtig21. Die 
neue Lösung brachte dem Staat Einsparungen und die gemischte Handelsmittel­
schule entwickelte sich im Institut weiterhin unter günstigen Voraussetzungen22.
Von 1971 an waren die Direktorinnen für die Handelsmittelschule und das 
Lehrerinnenseminar getrennt. Zur Handelsmittelschule kam zusätzlich die Verant­
wortung für die Diplommittelschule und die Schule für Allgemeinbildung.
Leitung: Sr. Petra M arzetta 1971-1979, Sr. D olores R ibaud 1979-1997, Sr. Jazinta A m bord 
1997-1999, Franz Taiana 1999-.
Die Mädchenhandelsschule der Stadt Sitten (1914)
Im Jahre 1885 wandte sich die Verwaltung der Stadt Sitten mit der Bitte um Ent­
sendung von Lehrschwestern an die Ursulinen von Freiburg. Die Antwort war posi­
tiv, und die Schwestern schufen die Voraussetzung fur eine höhere Mädchenschule 
und die spätere Handelsschule. «Berufsbildung» und «Sekundarschulen» brauchten 
die Behörden in diesen Jahren des Umbruchs oft synonym. In den Verwaltungs­
berichten des Departements standen in den Statistiken von 1886 an Hinweise auf 
höhere Mädchenklassen, die 1889 als dreistufige Sekundarklassen angegeben und 
von Schwestern geleitet wurden23. Das Gesetz von 1903 über das Lehrlingswesen 
und jenes von 1910 über die Mittelschulen legten die gesetzlichen Grundlagen für
»» StAW, Fonds 4200-2002/6 .
20 W B, 20 .12.1991: Seilziehen um  H M S  zwischen Institu t und Kollegium; W B, 21 .12.1991; W B, 23.12.1991: 
W erden Schüler im St. Ursula instrum entalisiert?; W B, 24 .12.1991: D ie Handelsm ittelschule dem  Institu t - dem 
Kollegium das G ym nasium ; W B, 6 .1.1992; NF, 18.12.1991: Discorde entre deux écoles.
21 W B, 5.5.1992, Nr. 104, S. 9: Zweite und dritte  HM S-Klassen zügeln vom Kollegium ins Institut; W B, 7.8.1996.
22 Das Erziehungsdepartem ent angesichts der B udgetkürzungen, ED , Sitten 1992, S. 19.
23 V e r w a l t u n g s b e r i c h t e  1886, Tab. IX; 1887, Tab. X; 1888, Tab. XI, 1889, Tab. 10.
Sekundär- und Berufsbildungsklassen. So ergab sich ein gemeinsames Werk von 
Bund, Kanton und Gemeinde. Die Stadt Sitten verstand die Eröffnung einer 
Mädchenhandelsschule als Ergänzung zur staatlichen Knabenhandelsschule. Zudem 
sollte es eine Anerkennung sein für die Industriellen und die Handelsleute, die sich 
seit Jahren für eine bessere Berufsbildung eingesetzt hatten, zuletzt durch Petitionen 
in den Jahren 1894 und 1904.
Eine Gründung der Stadt und der Freiburger Ursulinen
Der erste Beleg für die Handelsschule von Sitten datiert vom 11.2.1914, als die 
städtische Schulkommission dem Stadtrat den Vorschlag zur Reorganisation der seit 
1886/1889 bestehenden Mädchensekundarschule vorlegte. Das Sittener Schulregle- 
ment vom 16.3.1914 über die Mädchenschule sah fünf Klassen vor: eine zwei Jahre 
dauernde Sekundarschule (Ecole moyenne) und eine Handelsschule von drei Jahren. 
Im Frühjahr 1914 fanden die Verhandlungen mit der Gemeinschaft der Freiburger 
Ursulinen statt. Die Oberin zeigte sich bereit, am zeitgemässen Werk mitzuarbeiten, 
und brachte ihre Wünsche vor. Die Schwestern könnten den Unterricht in den allge­
meinen Fächern sicherstellen, ausgenommen in Turnen, Gesang, Handelsrecht, 
Büropraxis (bureau commercial) und Chemie. Sie waren auch der Meinung, dass der 
Unterricht in Transportwesen und industrieller Volkswirtschaft eher einem Laien­
professor zustehe24. Sie wünschten ferner, dass neben den Schwestern keine Frauen 
unterrichten sollten25. Auf diesen Grundlagen beschloss der Stadtrat die Eröffnung 
der Handelsschule auf den Herbst 1914. Eine Schulkommission wurde ernannt, und 
die Normalschule nahm die Mädchen ins Internat auf. Die Zeitung lobte den Fort­
schritt und rühmte, dass im Wallis die erste Handelsschule für Mädchen eröffnet 
worden sei26. Wahrscheinlich wusste man nicht, dass St. Ursula in Brig bereits seit 
einem Jahr eine solche Schule führte!
Die Eröffnung der Schule
Im September 1914 unterrichteten die Ursulinen die Handelsabteilung mit 15 
Schülerinnen im alten Hotel Suisse (auf einer alten Foto hiess es noch Hotel Schwei­
zerhof) in der Avenue de la Gare 20. Die Schwestern Ursulinen wohnten im Haus 
de W olffin der Rue de Savièse. Das eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement, der 
Staat Wallis und die Stadt Sitten bürgten für die Schule, die nach drei Jahren ein 
anerkanntes Diplom aushändigen sollte. Aber auch der Handelsverein (Société des 
Commerçants) arbeitete mit. Die Stadtverwaltung vertraute ihm für die ersten Jahre 
den Unterricht in Stenographie und Daktylographie an. Der Verein erteilte je eine 
Stunde Unterricht pro Fach umsonst und stellte die Schreibmaschinen zur Verfü­
24 B r ie f  v o m  1 9 .5 .1 9 1 4 .
25 B r ie f  v o m  1 0 .6 .1 9 1 4 .
26 A l l e t - Z w is s ig , S . 2 5 - 9 2 ;  JFA V , 1 8 .7 .1 9 1 4 ,  z it .  b e i  A l l e t - Z w is s ig , S . 3 3 .
gung. Alle benutzten die selben Zimmer: die Mädchen, die Handelsschule des Kolle­
giums und die Mitglieder des Handelsvereins. Der Gemeinde gehörte das Schullokal, 
sie bezahlte Heizung und Licht und übernahm einen Drittel der Kosten für den 
Unterhalt des Materials. Schon für das erste Schuljahr gab es einen eidgenössischen 
Inspektionsbericht, der festhielt, das Programm sei für die meisten Fächer sehr gut. 
Herr Junod schlug aber vor, Handelsgeschichte als Fach zu streichen, weil die histori­
schen Grundkenntnisse noch fehlten. Im Jahre 1917 verlieh die Schule die ersten 
sieben Diplome. W ährend dieses Jahres hatten die Kandidatinnen bereits am Steno­
graphiewettbewerb der «Union sténographique suisse Aimé Paris (USSAP) teilge­
nommen, den die Sektion Sitten an O rt und Stelle abnehmen durfte. Im gleichen 
Jahr stellte sich auch schon die Frage nach einem Internat für Sekundär- und H an­
delsschülerinnen.
Die ersten Jahre
Nach dem Erfolg der ersten Schülerinnen passten die Schwestern das Programm 
an und verzichteten auf den Unterricht in Algebra und Zeichnen; sie setzten dafür 
vermehrt Deutsch, Hauswirtschaft, allgemeine und nationale Geschichte ein. Diese 
guten Anfänge wurden getrübt durch die Härten des Ersten Weltkrieges und die 
Auswirkungen der Grippeepidemie von 1918, während der die Schule zeitweise 
schloss. Auch musste das Schulhaus wegen Einquartierungen geräumt werden. Die 
Klassen fanden vorübergehend im heutigen Ökonom at des Staates neben der Theo- 
dulskirche Unterkunft. Im Herbst 1919 stand das neue Mädchenschulhaus Planta 
für die Sekundarschule und die Handelsschule bereit. Eine Verzögerung beim Bau 
war eingetreten, weil sich die Professoren des Kollegiums 1914 gegen den Bau dieser 
Schule aus moralischen und pädagogischen Gründen gewehrt hatten27. Auch gab es 
wieder «Probleme» zwischen dem Kollegium und der Handelsschule. In der Sitzung 
der Schulkommission beklagten die Mitglieder 1921 den Mangel an Schreibmaschi­
nen. Nach Prüfung verschiedener Lösungsmöglichkeiten schlug ein Professor vor, 
gemischte Klassen für den Daktylounterricht vorzusehen. Das gefiel aber weder der 
Leitung des Kollegiums noch der Handelsschule und wurde abgelehnt28.
Der Wert der Diplome
Im gleichen Jahre kümmerte sich die Behörde um den Wert der Handelsdiplome 
und verlangte von der Schulkommission, dass die Ausweise mit jenen von Freiburg 
als gleichwertig anerkannt werden sollten. Dahinter versteckte sich vermutlich die 
Absicht, auf diesem Weg den Zugang zu einzelnen Fakultäten der Universität zu 
erleichtern. Das geschah tatsächlich schon am 11.1.1922, als der Universitätskanzler
27 A lL E T -Z w iS SIG , S. 32. Ü ber die schwierige Baugeschichte der M ädchenschule Planta von 1897-1918/19 s. S e d u -  
NUM nostrum , 1990, No. 44: L’Ecole des filles de la Planta, S. 4-14.
28 A l l e t - Z w i s s i g ,  S. 42.
von Freiburg mitteilte, Diplome der vom Bund subventionierten Handelsschulen 
berechtigten zur Immatrikulation und zur Erlangung eines Lizentiates in Handels­
wissenschaften. Die Frage war keineswegs theoretisch, denn schon 1925 bewarb sich 
eine ehemalige Schülerin der Handelsschule mit Universitätsabschluss um eine 
Lehrstelle. In der Erinnerungsschrift zum 60-jährigen Bestehen der Handelsschule 
und 30 Jahren Matura führte die Schule an, dass ehemalige Diplomierte bis 1974 
folgende Ausweise erworben hatten: 28 Diplome als Sekundarlehrerinnen, 20 Lizen- 
tiate in Handelswissenschaft und 12 Lizentiate der Philosophischen Fakultät29.
Die Konkurrenz mit Siders
Das Jahr 1929 war geprägt von der Sorge um die Bestände der Handelsschule. 
Stadtpräsident Kuntschen informierte im Juli den Stadtrat über die Schulgrün- 
dungen in Siders. Im Einverständnis mit Staat und Bund und mit deren finanzieller 
Unterstützung sei dort die Knabensekundarschule in eine Handelsschule umgewan­
delt worden und bei den Mädchen sei dasselbe geplant. Das sei eine Gefahr für den 
Bestand der kantonalen Knabenhandelsschule und der Sittener Mädchenhandels­
schule. Der Rat beschloss, den Staatsrat auf die Folgen der Zersplitterung und die 
finanziellen Auswirkungen aufmerksam zu machen. Eine solche Vergeudung der 
Kräfte sei schädlich, man leide darunter im höheren Bildungswesen schon genügend.
Zwei Schulen in Siders
Im Herbst 1929 eröffneten die beiden höheren Schulen unter der Bezeichnung 
«Handelsschulen» in Siders ihre Tore. Die Knabenschule hatte unter dem Namen 
Ecole industrielle bereits im Herbst 1927 und die der Mädchen im Herbst 1928 den 
Unterricht aufgenommen. Bei Schulanfang 1929 spürte Sitten tatsächlich den Rück­
gang der Schülerinnenzahlen und sprach von illoyaler Konkurrenz, weil sich die 
neuen Schulen in Siders am Rande des eidgenössischen Programms befanden. Sitten 
erklärte, die Zersplitterung der Kräfte und die Kirchturmpolitik seien schädlich. 
Sowohl die Schulen von Siders wie jene von Martinach böten ein Diplom im Alter 
von 16 Jahren an, während Sitten 18 Jahre verlange. Diese Vermutung stimmte wahr­
scheinlich, obwohl in den Studienkatalogen der beiden Schulen in Siders 1929/30 
stets als Anforderungen standen: ein Jahr Vorbereitungsschule (Sekundarschule), ein 
erfolgreiches Aufnahmeexamen und ein Alter von fünfzehn Jahren. O b man nach 
sechs Primarklassen und nach einer Vorbereitungsklasse immer fünfzehn Jahre zählte, 
ist allerdings fraglich. Auch schien es, dass dort im ersten Jahr 1928/29 die Trennung 
zwischen Sekundär- und Handelsschule nicht klar definiert war. Im gleichen Sinne 
wie die Stadtverwaltung empörte sich der Industrie- und Gewerbeverein Sitten30.
29 A l LE T -Z w is s ig , S. 4 2 ;  ebenso: 6 0 e anniversaire de l’Ecole supérieure de C om m erce des Jeunes Filles, 3 0 e anniver­
saire de la m aturité, Sion 1 9 7 4 ,  S. 4 7 ;  Ecole supérieure de com m erce de la Ville de Sion, 7 5  ans d ’ histoire. Publi­
cation de l'Association des Anciennes et Anciens Elèves de l’Ecole, Sion 1 9 8 9 , S. 2 5 - 9 6 .
30 A llet-Z w issig , S. 55fF.
Das Problem zog sich ins nächste Jahrzehnt hin, denn im Februar 1938 besuch­
te der eidgenössische Experte die Schule in Sitten m it dem Auftrag, die Frage der 
Subventionen an die Handelsschulen zu prüfen. Er meldete, es bestehe ein Konflikt 
zwischen Sitten und Siders, die zu nahe beieinander lägen, um eine doppelte Bun­
dessubvention zu rechtfertigen. Nach der Auffassung des Experten retteten die 
umliegenden Gemeinden die Schule von Sitten, denn Mädchen aus Savièse und 
Nendaz könnten schwerlich die Schule in Siders besuchen. Die Konkurrenz zeigte 
sich auch später noch. Die Schulkommission Sitten wünschte im Juni 1942 eine 
vierte gemischte Handelsklasse zu eröffnen. Das sei sogar dringend, wenn man 
nicht von Siders und M artinach überholt werden wolle31. Im Herbst 1943 erlaubte 
ein Rundschreiben des Volkswirtschaftsdepartements, auch Schülerinnen unter 
15 Jahren aufzunehmen. Damit sicherte es die Bestände in beiden Schulen. Als 
neues Unterrichtsgebäude und als Internat bereitete Sitten die alte Klinik Alfred 
Germanier (von 1939-1944 Regionalspital) in der Avenue de la Gare 21 vor. Im 
Herbst 1944 begannen die Kurse bereits in diesem Gebäude, und sogleich waren 
sechs Schülerinnen für die Eröffnung der vierten Klasse (Maturaklasse) einge­
schrieben. Probleme gab es in den folgenden Jahren gelegentlich mit den Hauswirt­
schaftskursen, die in das Programm eingezwängt wurden. Das Schulgesetz von 1946 
verpflichtete alle Mädchen dazu.
Die kantonale Handelsmatura
Die kantonale Handelsmatura ermöglichte eine vertiefte Bildung und erleichterte 
den Eintritt in einzelne Fakultäten der Hochschulen. 1945 erhielten die ersten fünf 
Schülerinnen die Matura. M it dieser Ausbildungsmöglichkeit entwickelte sich die 
städtische Handelsschule gleichsam zu einer kantonalen Institution, in der Mädchen 
aus den Schulen von Siders, Martinach, St-Maurice, Monthey, und gelegentlich auch 
aus Brig ihre kantonale Handelsmatura erwerben konnten. Im Herbst 1957 führte 
sie die erste Klasse doppelt, ein Jahr später auch die zweite. Die Räumlichkeiten 
wurden eng, so dass teilweise Zimmer im alten Spital benutzt werden mussten. 1966 
konnte die Handelsschule ins Zentrum  St. Guérin zügeln, das Roger Bonvin als 
Präsident im Jahre 1960 durch grosszügige Terrainkäufe ermöglicht hatte32.
Matura E
Der Bundesrat anerkannte am 18.12.1972 den Maturatyp E als gleichwertig mit 
den bisherigen Typen A, B und C und schuf so das Wirtschaftsgymnasium. Damit 
öffnete er den Inhabern und Inhaberinnen dieses Ausbildungsweges den Zugang zu
31 A l l e t - Z w is s ig , S . 61  ff.
32 6 0 e a n n iv e r s a i r e ,  I .e ., S . 7 f.
allen Fakultäten, auch zum Medizinstudium. Weil in Sitten bereits zwei M atura­
schulen bestanden, schien es nicht zweckmässig, eine dritte zu eröffnen und dafür die 
Anerkennung des Bundesrates zu verlangen. Nach der Reorganisation der Handels­
schulen, die jetzt Handelsmittelschulen hiessen, schuf das Departement getrennte 
Ausbildungsgänge für die Diplom- und die Maturaklassen. Eine Vereinbarung mit 
Sitten sah deshalb 1974 vor, die vierte und die fünfte Klasse des Wirtschaftsgymna­
siums dem Kollegium zuzuteilen. Der Rektor übernahm die Verantwortung für das 
Programm und die Prüfungen, das Departement kümmerte sich um die Anerken­
nung der Matura E im Rahmen des Kollegiums. Die administrative Verantwortung 
und die Wahl der Lehrkräfte blieben bei der Handelsschule der Stadt Sitten33. Letzte 
Direktorin der Ursulinenschule war Sr. Marie Rodolphe Zotter, die 1984 die Leitung 
nach 15 Jahren an Gabriel Favre übergab. Von 1982 an waren alle Abteilungen 
gemischt. Die Freiburger Ursulinen, welche die höheren Mädchenschulen seit 1885 
in Sitten geleitet hatten, zogen sich 1991 wegen Personalmangels auch aus der 
Leitung des Internats zurück.
Im Herbst 1999 teilte die Schuldirektion der Stadt Sitten ihre Klassen in fünf 
Abteilungen ein: Handelsmatura, Handelsmittelschule, Berufsmatura, Diplom­
mittelschule, Schule für Allgemeinbildung. Die Schule zählte in diesem Jahr 877 
Schüler/innen34. Im Jahre 2002 übernahm der Kanton diese Handelsmittelschule.
Die Mädchenhandelsschule Les Buissonnets Siders (1928)
Im Wallis waren die Ingenbohler Schwestern durch ihre soziale und schulische 
Tätigkeit seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wohlbekannt. Das dürfte der 
Grund sein, warum man sie um die Eröffnung einer Handelsschule in Siders bat. Die 
Initiative ging von Präfekt Georges Tabin aus und fand die Unterstützung des 
Bezirksrates. So begann am 1. Oktober 1928 eine erste Klasse mit 26 Schülerinnen 
im «Chalet Cerutti». Es hiess in den Annalen der Schule, «Dame Pauvreté» sei dabei 
gewesen: Bei der Eröffnung waren nämlich weder Wandtafel noch Stühle vorhanden, 
und die Bänke waren nicht poliert. Ein Jahr später zügelte die Schule wegen Platz­
mangels ins Haus Lehner an der Rue du Château. Sitten sah die Gründung dieser 
Schule gar nicht gern. Stadtpräsident Kuntschen und andere beklagten sich beim 
Staatsrat und beim Bund über die «illegale» Konkurrenz, denn in Siders werde das 
Diplom im Gegensatz zu Sitten schon mit 16 Jahren erteilt35. Das zweite Schuljahr 
1929/1930 begann mit 60 Schülerinnen, verteilt auf drei Klassen Handelsschule und 
eine Sekundarklasse als Vorbereitungsschule. Die Sekundarschule nahm Schülerin­
nen nach der sechsten Primarklasse auf. Nach dem Berufsbildungsgesetz mussten die 
Schülerinnen jedoch vor Beginn der Handelsschule 15-jährig sein. Der Staat war der 
Schule vermutlich wohlgesinnt, denn schon im Juni 1930 stellten sich Schülerinnen 
in Anwesenheit von Departementschef Oskar Walpen zum Schlussexamen und die
33 Vr.RTRAG v o m  1 0 ,1 .1 9 7 4 ,
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ersten sechs Diplome wurden vom Departement anerkannt. Die Trägerschaft nannte 
sich 1928 «Association», im Stiftungsakt vom 12.9.1938 «Fondation de l’école com­
merciale de jeunes filles du District de Sierre36.
Die Anerkennung der Diplome
1941 nahmen Schülerinnen zum ersten Mal an einem Stenographie- und Dak- 
tylowettbewerb teil und kehrten mit Auszeichnungen nach Hause zurück. Im Jahre 
1944 anerkannte das BIGA die Diplome und gewährte nun regelmässig Subventio­
nen. Es waren allerdings kleine Anpassungen im Programm notwendig. So schrieb 
das BIGA vor der Aufnahme in die Schule den Besuch einer zweiten Sekundarklasse 
vor. Auch Turnen sollte angeboren werden. Man wusste sich zu helfen, indem man 
auf der Strasse Frühturnen erteilte! Auch Hauswirtschaft schrieb das Berufsbildungs­
gesetz vor. Darum schloss die Handelsschule von 1946 an im dritten Jahr mit dem 
zweiten Trimester ab und überliess das letzte Trimester dem Unterricht in Hauswirt­
schaft, Hygiene und Krankenpflege. 1949 fand zum ersten Mal eine Haushaltungs­
schule mit kantonalem Programm ihren Abschluss.
Anciens und Nouveaux Buissonnets
Seit 1947 suchte die Kongregation Möglichkeiten zum Bau eines grösseren 
Schulhauses. Kantonale und eidgenössische Subventionen sollten das Wagnis trag­
bar machen. Die Anstrengungen waren von Erfolg gekrönt. Im Herbst 1953 began­
nen 133 Schülerinnen ihr letztes Schuljahr in den «Anciens Buissonnets» und bezo­
gen am 12. April 1954 die «Nouveaux Buissonnets»37. Die Schule entwickelte sich 
erfreulich und fiel durch pädagogische Initiative auf. Zwei Beispiele: 1965 instal­
lierte sie als erste der Handelsschulen mit beträchtlichem Aufwand ein Sprachlabor 
mit 20 Plätzen und drei Jahre später begann die dritte Klasse mit einer Praktikum­
woche in den Siderser Unternehmungen; zugleich führte jede Klasse mit ihren Pro­
fessoren ein Forum durch, in dem beide Seiten W ünsche und Probleme vortragen 
konnten38.
Die Methode Montessori
Die Schule zog zudem die Aufmerksamkeit auf sich, weil sie in den Jahren 
1969-1978 in einem pädagogischen Versuch die Methode Montessori, die an sich für 
Kinder- und Primarschulen gedacht war, auf die Sekundär- und Mittelschulen 
ausdehnte. Direktion, Lehrkräfte, Eltern und Schülerinnen investierten viel in das
36 StAW, Fonds 4200-1982/11 , Vol. 7, Nr. 54; VERWALTUNGSBERICHT 1930, S. 8.
37 Les nouveaux Buissonnets on t vingt ans. 1954-1974, Sierre 1974; E c h o s  des Buissonnets, 1928-1954.
38 R a p p o r t s  1965/66, S. 4; 1968/69, S. 4.
arbeitsintensive Projekt. Die Initianten gingen aus von der Tatsache, dass Betrügerei­
en, Abschreiben, Auswendiglernen, unterschiedliche Lernrhythmen, Uninteressiert­
heit und ein Lernen der Noten wegen der harmonischen Entwicklung der Jugend ent­
gegenwirkte. Sie wollten darum das Lernen persönlicher und ansprechender machen, 
den Arbeitsrhythmus jeder Schülerin respektieren und die persönliche Arbeitsme­
thode fördern. Um diese Ziele zu erreichen, mussten die Schülerinnen in Abständen 
von zwei Wochen individuelle Arbeiten abgeben, sie erklären und mit der Lehrkraft 
besprechen. Die Lehrkräfte ihrerseits leisteten zusätzliche Hilfe, wenn die Schüler die 
Materie nicht verstanden hatten. Sie mussten stets zur Verfügung stehen. Die Direk­
tion reduzierte die Zahl der Lektionen, um die persönliche Arbeitszeit der Schüle­
rinnen zu erhöhen. Die Unterrichtsstunde dauerte nur noch 40 Minuten. Blockzeiten 
am Vormittag und am Nachmittag waren für individuelle Arbeiten vorgesehen.
Der grosse Einsatz des Lehrpersonais
Das Experiment erforderte einen enormen Arbeitsaufwand des Lehrkörpers und 
benötigte zusätzliche Lokalitäten für die persönlichen Arbeiten. Die Zusammenar­
beit von Gruppen verschiedenen Alters erwies sich als ungeeignet. Das Departement 
stand den Arbeiten positiv gegenüber, machte aber darauf aufmerksam, dass die 
Lehrkräfte überfordert würden. Auch waren die Noten beizubehalten, und die 
Qualität des Handelsdiploms durfte nicht in Frage gestellt werden. Professor Samuel 
Roller schrieb nach einem Besuch der Schule: «II souffle dans cette institution un 
esprit de vie, de vérité et d ’amour qui ne trompe pas.»39
Der Schulversuch war Gegenstand einer Lizentiatsarbeit von Evelyne Gard, die 
als Lehrerin an der Schule wirkte. Sie schilderte die Entstehung des Experiments so: 
Am Anfang stand das Bedürfnis der Schülerinnen nach mehr selbständiger Arbeit. 
Das waren 1969/70: sechs Sekundarklassen und fünf Handelsklassen mit Total 257 
Schülerinnen. Lehrpersonen und Eltern nahmen die Herausforderung an. Die 
Methode Montessori wurde in ihren Grundzügen erklärt und auf die Schule Les 
Buissonnets zugeschnitten40.
Im Schuljahr 1977/78 konnte die Direktion auf eine erfolgreiche Tätigkeit der 
Handelsschule seit 1928 zurückschauen. Sie händigte in ihrer Tätigkeit 934 ofFizielle 
Handelsdiplome aus41. Die neue Planung für die Handelsschulen des Kantons sah 
aber für Siders nur noch die gemischte Handelsschule Goubing vor. Das bedeutete 
auch das Ende eines lobenswerten pädagogischen Versuchs. Die Handelsschule Les 
Buissonnets führte ihre pädagogischen Zielvorstellungen auf privater Grundlage in 
anderer Form weiter. Das Schulhaus an der Rue St. Georges verkauften die Ingen- 
bohler Schwestern der Stadt Siders, die das Gebäude für die Orientierungsschule Les 
Liddes benötigte42.
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Es ist merkwürdig, dass die Gründung der Alusuisse in Chippis/Siders und das 
Aufkommen des Tourismus nicht früher nach einer besseren Schulausbildung in 
dieser Region gerufen haben. In Siders bestanden bis Ende der zwanziger Jahre nur 
Primarklassen. Für eine höhere Ausbildung wandte sich die Jugend nach Sitten, 
St-Maurice oder Brig. Die Initiative zur Gründung einer weiterführenden Schule für 
Knaben scheint von kirchlichen Kreisen sowie von Leopold Imesch und Präfekt 
Georges Tabin ausgegangen zu sein. Zu Beginn des Jahres 1927 nahmen sie mit der 
Abtei von St-Maurice Verbindung auf und ersuchten um Professoren fur eine weiter­
führende Schule in Siders.
Schon im September 1927 eröffneten die Chorherren eine Ecole industrielle, für 
die sich gleich 45 Knaben einschrieben. Drei Chorherren und zwei Laienlehrer teil­
ten sich in die Aufgabe. Die Lokalitäten hatten sie in den zwei oberen Stockwerken 
des Hauses Masserey (heute G. Tudisco) gefunden. Ein Stockwerk war für die Schu­
le reserviert, im ändern lebten die Professoren und etwa 10 interne Schüler. In einem 
gedruckten Reglement für das Schuljahr 1927/28 publizierten sie die Internats­
vorschriften. Die Einschreibegebühr betrug Fr. 20.-, das Schulgeld für jeden Monat 
ebensoviel. Die Internen im Pensionat Notre-Dame entrichteten Fr. 900.- bis 
Fr. 950.- pro Jahr. Das Studienprogramm der «Classes industrielles inférieures» um­
fasste drei Jahrgänge. Man lehrte Religion, Französisch, Deutsch, Geschichte und 
Kosmographie, M athematik und Buchhaltung, Geometrie und Algebra, Physik und 
Chemie, Naturwissenschaften, Technisches Zeichnen und Freihandzeichnen, Schön­
schrift, Gesang und Turnen. Von Abschlussdiplomen stand jedoch nichts43. Zugleich 
mit der «Ecole industrielle» eröffnete die Schule einen «Cours des Allemands», einen 
Französischkurs, der viele Oberwalliser in die Schule nach Siders führte, wo sie spä­
ter oft auch die Handelsschule besuchten. Im kleinen Internat, das die Chorherren 
leiteten, fanden sich im Verlaufe der Jahre Schüler aus fast allen Kantonen ein.
Der Beginn der Handelsschule
Die Verantwortlichen merkten bald, dass eine Ecole industrielle (in Wirklichkeit 
war es eine Sekundarschule) nicht alle Bedürfnisse der jungen Leute abdecken konn­
te. Darum entstand schon im Herbst 1929 die Handelsschule des Bezirkes Siders. 
Die Schule nannte sich von 1927 an Ecole industrielle oder auch Ecole industrielle 
commerciale, von 1930 an Ecole de commerce. In der Bevölkerung und auch im 
Oberwallis hiess sie noch lange Industrieschule44. Das Departement bestätigte schon 
im selben Jahr, dass es die Diplome am Ende des Studienganges anerkennen werde. 
Das geschah 1931, als sich fünf Kandidaten zu den Prüfungen meldeten und das 
Diplom erhielten. 1932 bildete sich eine Immobiliengesellschaft zum Bau eines
43 RÈGLEMENT, Programmes des Ecudes e t Prospectus du  Pensionnat de l'Ecole industrielle du  d istrict de Sierre, 
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Schulhauses. Die Chorherren von St-Maurice übernahmen die Verantwortung, meh­
rere Bürger aus Siders unterstützten sie. Im Herbst 1932 konnte das Gebäude in 
Goubing mit Klassenzimmern und Internat eröffnet werden, und im Jahre 1945 
wurde das Diplom auch eidgenössisch anerkannt. Von 1961 an begann das Schuljahr 
wie in den übrigen Siderser Schulen im Herbst. 1965 verzichtete die Schule auf den 
genannten Vorbereitungskurs, der jetzt Teil der Sekundarschule wurde. Auch die 
Trägerschaft änderte sich: 1972 gründeten die Stadt Siders und die Abtei St-Maurice 
die Association Ecole de Commerce. Die neue Trägerschaft schloss im gleichen Jahre 
mit dem Staat einen Vertrag ab45.
Die gemischte Handelsmittelschule und neue Projekte
Durch die Reorganisation der Handelsschulen im Kanton und die Zusammen­
legung der beiden Schulen Goubing und Les Buissonnets in Siders entstand 1978 
die kantonale gemischte Handelsmittelschule. Die neue Schule hoffte, sie werde als 
Vorstufe zur Matura D ausgebaut. Dieser gute Vorschlag zerschlug sich an den For­
derungen der eidgenössischen Maturakommission. In dieser Lage suchte Grossrat 
André Zufferey in einem Postulat weitere Bildungswege. Im Namen des Bezirks 
Siders forderte er als Fortsetzung der Handelsschule: Die Schaffung einer kantonalen 
Tourismusschule, eine kantonale Verwaltungsschule, vorbereitende Kurse auf die 
eidgenössische Meisterprüfung in kaufmännischen Berufen und die Eröffnung von 
Bildungs- und Fortbildungskursen «à la carte» (9.5.1978). Diese Intervention und 
andere Initiativen führten zur Gründung der Tourismusfachschule in Siders.
A u f Expansionskurs
Eine beachtliche Entwicklung der Handelsmittelschule Siders begann 1997. Zum 
ersten Mal erhielten 1998, wie in den ändern kantonalen Handelsdiplomschulen, 
19 Schüler/innen die Berufsmatura46. Zur gleichen Zeit bot die Schule zusätzliche 
Bildungsmöglichkeiten an. Auf das Schuljahr 1998 eröffnete Goubing zwei Bilingue- 
Klassen. 11 Deutsch- und 11 Französischsprachige besuchten die selbe Klasse und 
wurden abwechselnd durch Immersion in beiden Sprachen unterrichtet. Um den 
Aufenthalt der Schüler/innen aus der weiteren Umgebung zu erleichtern, richtete die 
Direktion eine Ganztagesschule ein, die den Auswärtigen die Mittagsverpflegung im 
Hause ermöglichte. Die Mittagspause wurde für alle verkürzt. Das erforderte den 
Ausbau des Gebäudes, den Umbau der Kücheneinrichtungen und den Anbau von 
vier Klassenzimmern. Die Schüler/innen der Bilingue-Klassen mussten im Sommer 
vor der Aufnahme einen freiwilligen Sprachkurs (bain linguistique) besuchen und ein 
Aufnahmeexamen bestehen47.
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Das 1932 errichtete und später ausgebaute Gebäude konnte im Schuljahr 1998 
245 Schüler/innen in 12 Klassen aufnehmen. Im Jahre 2000/01 waren es bereits 304 
in 15 Klassen. Darum mietete die Schule im neuen Postgebäude drei Zimmer, die für 
einzelne Kurse genutzt werden konnten. Laut Staatsratsbeschluss vom 7.3.2000 durf­
ten vom Herbst 2000 an die Diplommittel- und die Handelsmittelschulen einen 
gemeinsamen Unterbau führen. Die dezentralisierten Klassen der DMS konnten so 
von 2001 an auch in Siders eröffnet werden.
Neue Bildungsangebote
Im Herbst 1999 ermöglichte die Schule einen neuen Bildungsweg in der Form 
des «Centre regional de formation par modules» (CRFM). Das Zentrum  beabsich­
tigte eine rasche Spezialisierung in Fächern, die der schnell wechselnde Arbeitsmarkt 
verlangte. Angeboten wurden vorerst Kurse für Sekretärinnen in Anwaltsbüros, 
Sprachkurse, Kurse für Kommunikation, Geschäftsführung, Mediation, etc. Im 
Gesamten handelte es sich um ein Angebot von 500 Unterrichtsstunden48. Im Rah­
men des neuen Berufsbildungsgesetzes prüfte das BBT auch die vierjährige Ausbil­
dung von Betriebsinformatikern (informaticien de gestion). Die Schule von Siders 
bewarb sich um ein solches Pilotprojekt49.
Die Vereinigung der ehemaligen Schüler/innen, die 1998 entstand, zählte bereits 
im ersten Jahr 500 Mitglieder. Sie schenkte der Schule einen VW-Bus, mit dem 
die Mittagsmahlzeiten täglich in der Spitalküche abgeholt werden50. Im gleichen 
Jahr stellte sich die Schule der Zertifizierung nach der Norm ISO 9001. Dieses Ziel 
erreichte sie im April 200151.
Die Knabenhandelsschule im Kollegium St-Maurice (1929)
Das Kollegium der Abtei führte im 19. Jahrhundert vermutlich die Handels­
schule nur im Rahmen des Gymnasiums, wie es die beiden anderen Lateinschulen 
von Sitten und Brig auch taten. Erst 1929 benannte das Kloster die Ecole industriel­
le inférieure als Handelsschule. Es war jedoch eher eine Vorbereitung auf die Ecole 
industrielle supérieure in Sitten. Die Abteilung blieb lange, wie in den beiden ändern 
Gymnasien, die arme Verwandte der klassischen Abteilung. 1946 verlangte Rektor 
Dayer die Anerkennung durch das BIGA, erhielt sie aber erst 1968, allerdings ohne 
Subventionszusage. Das lag vermutlich auch an der Tatsache, dass im Wallis bereits 
mehrere Handelsschulen bestanden52.
Bei der Neuorganisation der Handelsschulen verzichtete die Abtei 1978 auf ihre 
Schule und baute das Wirtschaftsgymnasium auf. Das war um so sinnvoller, als der
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Staatsrat 1970 schon beschlossen hatte, die Ausbildungsdauer zur Erreichung der 
Handelsmatura nach dem Diplom um ein zusätzliches Jahr auf fünf zu verlängern53. 
Die Handelsmatura entwickelte sich zum Maturatyp E.
Die Mädchenhandelsschule Ste-Jeanne-Antide Martinach (1930)
Auch die Gründung dieser Schule entsprang dem Wunsch der Bevölkerung. Die 
Kongregation Ste-Jeanne-Antide führte seit 1905 bereits eine Kinder- und eine 
Primarschule in Martinach, später auch eine Haushaltungsschule und eine Poupon­
nière, die den Töchtern Unterricht erteilten. Schon der Verwaltungsbericht 1890 
erwähnte die Spitalschwestern54. Eine Anzahl Eltern ersuchten die Kongregation 
Ende der zwanziger Jahre, den Unterricht für die Töchter in einer Oberschule zu 
erweitern. So entstand 1926 eine Schule, die Buchhaltung, Daktylographie und 
Sprachen lehrte. Das Ergebnis überzeugte derart, dass Eltern aus Martinach und 
Umgebung inständig baten, eigentliche Handelskurse zu organisieren. Sie sollten ein 
ähnliches Programm anbieten, wie die offiziellen vom Staat anerkannten Handels­
schulen in anderen Orten.
Eltern und Schülerinnen waren mit den 1929 begonnenen Kursen zufrieden. 
Darum ersuchte ein Initiativkomitee beim Staat um die offizielle Anerkennung der 
geplanten Handelsschule. Das Ziel wurde schnell erreicht. Zwei Argumente dien­
ten zur Begründung für die Eröffnung der Schule und die Anerkennung des 
Diploms: M artinach ist eine Handelsstadt und M ittelpunkt einer Landschaft mit 
wirtschaftlicher Entwicklung, und die Schule soll den jungen Leuten eine Aus­
bildung ermöglichen, die sie in einem Internat aus finanziellen Gründen nicht er­
werben könnten. Tatsächlich führten die Schwestern diese Schule vorerst nur als 
Externat.
Der Beginn der Handelsschule
Das erste Schuljahr begann offiziell im Herbst 1930. Im Schuljahr 1932/33 
präsentierte sich die Handelsschule bereits mit 34 Schülerinnen in drei Klassen. Die 
Prüfungen fanden im Juni 1933 unter der Leitung von Staatsrat Raymund Loretan 
und Erziehungsrat Leo Meyer statt. Die Schule besass einen Vorstand unter dem 
Präsidium von Cyrille Sauthier, Präsident von Vollèges und später Direktor der 
Martinach-Orsières-Bahn. Die Jahresberichte, die seit 1932 erschienen, lassen ver­
muten, dass die Schule ernsthaft arbeitete. Eltern und Departement standen hinter 
der Schule, Inspektionen und Besuche fanden regelmässig statt. Schon im Bericht 
von 1932/33 hiess es, das Handelsdiplom sei vom Staat anerkannt. Die Kontakte mit 
dem BIGA führten 1931 jedoch nicht zu einer offiziellen Anerkennung55. Die Schu-
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le nahm auf die sozial Schwächeren Rücksicht. Wer die Schulbücher nicht kaufen 
konnte, durfte sie mieten. Die Einschreibegebühr betrug Fr. 10.-, das Schulgeld 
Fr. 180.- im Jahr56.
Das Reglement verlangte ausdrücklich, dass niemand vor dem Ende des neun­
monatigen Schuljahres austreten dürfe, auch nicht Hörerinnen (Art. 3). Hier erin­
nerte man sich wahrscheinlich an die schlechten Erfahrungen in der Knabenschule 
Ste-Marie in Martinach. In Ste-Jeanne-Antide trugen alle Schülerinnen, wie in den 
meisten Mädchenschulen, eine einheitliche helle Schürze mit langen Ärmeln und 
ausserhalb des Hauses ein weisses Béret. In den letzten 14 Tagen des Schuljahres 
beschäftigten sich die Diplomierten in den ersten Jahren mit künstlerischen und 
hauswirtschaftlichen Arbeiten und stellten ihre Werke an der Schlussfeier zur Freude 
der Eltern aus. Im Programm fällt auf, dass jede Klasse zwei Stunden Turnen in der 
Woche hatte. Im Bericht 1934/35 und später dankte die Leitung dem Chorherrn 
Gogniat im Kollegium St-Maurice, dass er den Schülerinnen der ersten und zweiten 
Klasse abwechslungsweise im Kollegium physikalische und chemische Experimente 
vorführte. Die Schule hatte auch sonst gute Beziehungen zum Kollegium St-Maurice 
und besuchte häufig seine Theateraufführungen57.
Sekundarklassen und Internat, Normal- und Lateinschule
Von 1938 an führte das Institut regelmässig die Sekundarklassen als Vorbereitung 
auf die Handelsschule. Dadurch entstand Platzmangel, so dass ein Anbau und ein 
kleines Internat errichtet werden mussten. Im Jahresbericht 1940/41 schrieb die 
Direktorin auch von der Absicht, eine Klasse für ein interkantonales Französisch­
diplom zu führen und eine vom Departement gewünschte obere Primarklasse, die 
ein «Certicat d’études primaires supérieures» ausstellen sollte. Ferner hiess es, der 
Unterricht sollte nicht im Auswendiglernen stecken bleiben, sondern die persönliche 
Denkfähigkeit fördern. Im Jahresbericht 1941/42 veröffentlichte die Kongregation 
zum ersten Mal die Namen aller ihrer Schülerinnen. 1943/44 zählte das Institut 
260 Schülerinnen: Handelsschule 70; Haushaltungsschule 45; Primarschule 75; Kin­
der- und Vorbereitungsschule 7058.
Von 1942/43 an erschienen im Jahresbericht auch vereinzelt die Namen von 
Schülerinnen unter der Bezeichnung: «Ecole normale» und später stand auch «Sec­
tion classique». Vermutlich handelte es sich um Vorbereitungskurse. 1948 erwähnte 
der Jahresbericht eine Renovation des Schulhauses und nannte auch eine «Classe 
complémentaire» mit 26 Schülerinnen59. Die Schule pflegte von Anfang an den Kon­
takt mit den ehemaligen Schülerinnen. 1933 entstand die Vereinigung «Hirondel­
les». Sie feierte 1944 ihr zehnjähriges Bestehen und zählte damals 85 Mitglieder60.
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Das ehemalige Hotel de la Tour in Martinach, in dem das College Ste-Marie der Marianisten 
untergebracht war, 1910
Die Auswirkungen des Schulgesetzes von 1962 wirkten sich auf das Institut aus. 
Es wurde eine florierende Schule, die neben der Handelsschule für den ganzen Bezirk 
Martinach die Mädchensekundarschule führte. Ferner unterrichtete sie sieben 
Primaridassen. Von 1964/65 an bezahlten die Schülerinnen kein Schulgeld mehr. 
Als 1965/66 die Sekundarschulen ganz in die Verantwortung der Gemeinden über­
gingen, änderte auch das Aufsichtsorgan, das nun der Präfekt leitete. 1970/71 er­
reichte Ste-Jeanne Antide die Schwelle der 500 Schülerinnen. Nach der Einführung 
der Orientierungsschule nach 1974 veröffentlichten die Jahresberichte auch die 
Namen der kantonalen Aufsichtsgremien und den Vorstand der regionalen Orien­
tierungsschule61. 1978 ging die Handelsschule in der gemischten neuen kantonalen 
Handelsmittelschule Martinach auf.
Die Knabenhandelsschule Ste-Marie Martinach (1942)
Der Weg zu einer anerkannten Handelsschule in Martinach dauerte lange. Am 
Anfang stand der Wunsch der Bevölkerung nach einer gründlicheren Ausbildung 
ihrer Jugend. Die Stadtverwaltung rief darum die Marianisten, die 1889 das alte 
Hotel de la Tour kauften. Daraus entstand das Collège Ste-Marie. Es führte vorerst 
eine Primarklasse mit Internat und wurde geleitet von Marianisten aus dem Eisass. 
Das Schulgeld betrug zu Beginn Fr. 5.- im M onat und das monatliche Pensionsgeld
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Fr. 40.-. Trotz diesen Schulgeldern (ein Primarlehrer verdiente Fr. 60.- im Monat) 
und den Verpflegungskosten zählte die Schule schon zu Beginn 106 Knaben, davon 
ungefähr 20 im Internat. Ein Jahr später waren es bereits 150 Schüler. Man bezeich- 
nete die Schule vorerst als höhere Primarschule, obwohl etwa ein Drittel der Zög­
linge ihre Schulpflicht schon abgeschlossen hatte62. Es handelte sich wohl um eine 
Art Sekundarschule; 1894 sollte eine neue Klasse, genannt «moyenne», die Primar- 
schulbildung erweitern. 1903 spürte Ste-Marie die Folgen des französischen Laizisie- 
rungsgesetzes. Marianisten aus dem Nachbarland ergänzten den Lehrkörper in Mar- 
tinach und die Kongregation schuf eine besondere Abteilung «Postulat» für ihren 
Orden. Diese Schüler folgten dem Unterricht der übrigen Klassen. 1912 entstanden 
für die Postulanten eigene Kurse und die «Ecole moyenne» entwickelte sich daneben 
langsam zur «Ecole industrielle», was jetzt einer Sekundarschule gleichkam.
Die Ecole industrielle
Das Programm war sehr offen: Je nach Bedürfnis wurden Latein, Englisch, Buch­
haltung, Daktylo und Musik unterrichtet. 1912 stellte das Kollegium 14 Kandidaten 
zum Stenographiewettbewerb Methode Duployé. Die Jury aus Paris diplomierte 13 
davon. W ährend des Ersten Weltkrieges mussten einige Marianisten in Frankreich an 
die Front, was den Lehrkörper schwächte. 1920 erweiterte die Kongregation das 
Angebot der Schule mit Sprachkursen, die auch bei Oberwallisern beliebt waren. Für 
1925 fanden wir zwei Optionen: die Ecole industrielle als richtige Sekundarschule, 
die vor der eigentlichen Berufslehre eine gute Grundausbildung vermittelte. Dazu 
führte die Schule zwei erste Lateinklassen. Diese ersparten den jungen Gymnasiasten 
den Weg nach Sitten oder St-Maurice. Eine weitere Initiative führte 1935 zur Eröff­
nung eines Vorbereitungskurses auf die Normalschule; er bestand bis 1960 und glich 
wohl einer zweiten Sekundarklasse.
Die Handelsdiplomschule (1942)
Es überrascht, dass die Kongregation erst 1941 einen ernsthaften Versuch zur Grün­
dung einer wirklichen Handelsschule machte. Die Schule eröffnete 1942 ihre Tore. 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens von Martinach und Umgebung förderten sie. 
Die Ausbildung dauerte vier Jahre, wobei ein Jahr als Vorbereitung gedacht war. Aus 
Platzmangel verzichtete Ste-Marie jetzt auf die unteren Primarklassen63. 1945 verlieh 
die Schule die ersten Handelsdiplome. Die kantonale Anerkennung des Diploms liess 
nicht lange auf sich warten. Die eidgenössische Anerkennung und Subventionierung 
erfolgte allerdings erst 1978 mit der Restrukturierung und Reorganisation aller Han­
delsklassen im Kanton. Die Kongregation investierte beträchtliche Summen in den 
Aus- und Umbau der Gebäude: 1890, 1907, 1911, 1912, 1920, 1951, 1957-1960,
62 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1890, S. 53.
63 Pu g in , S. I49f.
1963-1964, 1977, 1980-1982. Ste-Marie und Ste-Jeanne-Antide bildeten von 1978 an 
eine gemischte Handelsmittelschule unter neuer Leitung. Bis zum Einzug in die neu 
erbaute kantonale Handelsschule «Bonnes-Luites» im Jahre 1980 blieb die Schule in 
den Räumen von Ste-Marie, zusammen mit den Klassen der OrientierungsschuleM. 
1988 verzichteten die Marianisten wegen Personalmangels auch auf die Leitung der 
Orientierungsschule des Instituts Ste-Marie65.
Die Mädchenhandelsschule St-Joseph Monthey (1943)
Die Tätigkeit der Schwestern des hl. Joseph von Annecy geht in M onthey auf das 
Jahr 1878 zurück. Nach den Schwestern des hl. Joseph von Bourg-en-Bresse und 
jenen von Champagnole übernahmen sie die bestehende Mädchenschule im Hause 
Breisacher. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts kamen Schülerinnen der Pensionate von 
Sallanches (1903) und Saint-Bernard in Annecy (1904) hinzu. Weil die religiösen 
Orden zu dieser Zeit in Frankreich nicht mehr Schule halten durften, verlagerten sie 
einzelne Institute ins Ausland. In Monthey bauten die Josephschwestern 1903 und 
1908 ihre Gebäude aus. Sie führten Mädchen-Primarklassen, nach 1904 auch eine 
private Haushaltungsschule. Später kamen Französischklassen für Deutschsprachige 
hinzu. Der Charakter der Schule war bis 1939 zeitweise international. In diesem Jahr 
kehrten die Schülerinnen aus Savoyen nach Sallanches und Annecy zurück. Die 
Schule musste sich neu orientieren.
Die Initiative dei- Eltern
Während der Kriegsjahre 1939-1945 empfanden die Eltern in der Gegend von 
Monthey die Notwendigkeit, den Mädchen eine bessere Ausbildung anzubieten. 
Weil die Schülerinnen aus Frankreich in ihre Ursprungsgebiete zurückgekehrt waren, 
bot sich dem Kloster 1943 die Gelegenheit, eine private Handelsschule für Mädchen 
zu eröffnen. Der Kanton anerkannte sie 1954. Obwohl die Schule der Region grosse 
Dienste leistete, unterstützte sie der Staat nur minim, bis das Schulgesetz von 1962 
eine breitere Basis schuf66. Die erste Konvention mit der Regierung datierte von 
1964. Sie verbesserte die Bedingungen. 1969/70 errichteten die Schwestern einen 
Anbau und im folgenden Jahr schloss die Vorbereitungsklasse ihre Türen67. Von 
1976 an hatten Knaben Zugang zur Schule, 1977 anerkannte und subventionierte 
sie auch das BIGA. Von jetzt an entwickelte sich die Schule in erfreulicher Weise. Im 
Jahre 1998 erteilte sie die ersten kaufmännischen Berufsmaturazeugnisse (KBM). Im 
Herbst 2001 nahm St. Joseph auch die erste Klasse der Diplommittelschule auf, die 
von St-Maurice nach Monthey verlegt wurde.
M Le 1 0 0 'anniversaire d u  Collège Sainte-M arie, M artigny 1889-1989, M artigny 1989, S. 5-18, 20-22; E c o l ’I n f o  
2000, S. 8; Schweizer M arianisten, Inform ation, O ktober 1989, N r. 87.
65 M o r a n d , S. 136-139.
“  V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1 9 5 9 ,  S . 1 1 0 .
67 StAW, Fonds 4200-1982/11 , Vol. 7, Nr. 63.
Von 1956 an bis zur Einführung der Orientierungsschule beherbergte St. Joseph 
auch bis zu vier Lateinklassen für Mädchen68. 1958 zählte das Institut 468 Schüle­
rinnen, wovon 160 im Internat wohnten. Die Sekundarschülerinnen verliessen 1980 
St-Joseph und besuchten die Orientierungsschule Reposieux. Das Institut St-Joseph 
war in Monthey und Umgebung fest verankert. Das bewiesen immer wieder Artikel 
in der Presse69. Die Kongregation St-Joseph verkaufte im Jahre 2001 ihre Gebäude an 
den Staat, der auch die Leitung der Schule übernahm. Die Schwestern blieben in 
Monthey und widmeten sich Aufgaben in Schule und Pfarrei70.
Die Knabenhandelsschule im Kollegium Brig (1952)
Der Gründung einer Handelsschule im Oberwallis stellten sich viele Hindernisse 
entgegen. Mindestens drei Versuche sind bekannt. Alexander Seiler verlangte bereits 
1904 in der Novembersession des Grossen Rates bei der Budgetberatung, dass H an­
delskurse auch in Brig subventioniert werden sollten. Nach seinen Angaben müssten 
die Berufskurse der Industrie- und Handelsgesellschaft finanziell unterstützt werden, 
denn die «Schule» bestehe schon seit sechs Jahren71.
Einen weiteren ernsthaften Versuch von initiativen Leuten kennen wir aus der 
Zeit gegen Ende des 1. Weltkrieges. In der Maisession 1918 forderte der junge Gross­
rat Joseph Escher die Eröffnung einer Handelsschule am Kollegium Brig. Staatsrat 
Burgener berief sich in seiner ablehnenden Antwort auf das Schulgesetz von 1910, 
das eine Realschule der Handelsabteilung vorgezogen habe. Die Argumente über­
zeugten nicht, um so weniger, als der Departementschef behauptete, die Realschule 
werde von ihrer Aufgabe abgedrängt und in eine Art Handelsschule umgewandelt72. 
Im folgenden Mai ersuchte der Präsident des Oberwalliser Kreisverbandes der katho­
lischen Jünglinge den Staatsrat um Eröffnung einer Handelsschule im Oberwallis. 
Die Delegiertenversammlung hatte diesen Beschluss gefasst und dem Vorstand den 
Auftrag erteilt, das Gesuch zu stellen. Die Initianten begründeten ihr Anliegen recht 
realistisch mit den fehlenden Aufstiegsmöglichkeiten der jungen Oberwalliser. Die 
Schule sollte als besondere Abteilung dem Kollegium Brig angegliedert werden. Die 
Regierung beauftragte den Erziehungsrat mit der Prüfung der Frage. Ein Ausschuss 
von drei Mitgliedern (alles Unterwalliser) schrieb darauf im Dezember 1919 einen 
negativen Bericht. Er berief sich auf das Schulgesetz von 1910 und stellte fest, dass 
dort für das Oberwallis keine Handelsschule vorgesehen sei. Die Professoren des Kol­
legiums Brig und die Politiker des Oberwallis waren der Eröffnung einer Handels­
schule jedoch günstig gesinnt. Schliesslich fand das Departement den Ausweg: Es 
wollte die Schule, um eine Gesetzesänderung zu vermeiden, den Gemeinden Brig,
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Visp, Naters und Glis als Privatschule übertragen und sie subventionieren. Bevor es 
aber zu konkreten Vorbereitungen kam, hatten die Schüler aus der Realschule ihre 
Lust an der eventuellen Eröffnung der Handelsschule verloren. In der ungewissen 
Lage meldeten sich nur mehr zwei Kandidaten für die Schule an. So blieb die Eröff­
nung eine Illusion und das Departement schien zufrieden73.
Der dritte Anlauf
In den vierziger Jahre des 20. Jahrhunderts forderten Politiker aus dem Ober­
wallis erneut die Gründung einer Knabenhandelsschule. Dabei wäre es schon lange 
möglich gewesen, auf der seit 1904 bewährten Realschule eine solche Berufsschule 
aufzubauen. Diese Initiativen waren verknüpft mit den besonderen Schwierigkeiten 
der ersten Nachkriegsjahre. Nach dem Zweiten Weltkrieg drängte sich der Aus- und 
Umbau der Kollegiumsgebäude immer stärker auf. Ebenso wichtig waren der Ausbau 
der Realschule und die Eröffnung einer Handelsdiplomschule. Die Oberwalliser 
Grossräte und der spätere Bundesrat Joseph Escher setzten sich für den Ausbau und 
die Schuleröffnung der Handelsklassen ein, ebenso Regierungsstatthalter Alois 
Gertschen und Stadtpräsident und Grossrat Leo Guntern, die sich als Wortführer im 
Namen der Oberwalliser Abgeordneten an den Staatsrat wandten. Die Bauten und 
damit die Eröffnung einer Handelsschule verzögerten sich, weil der Staat nach dem 
Krieg eine allgemeine Arbeitslosigkeit befürchtete und den Kollegiumsbau als Teil 
eines Arbeitsbeschaffungsprogramms ansah.
Unklare Vorstellungen
Bei allen guten Absichten der Oberwalliser waren die Vorstellungen über diese 
Schule vorerst noch etwas ungenau. Die Grossräte verlangten, die «Realschule in eine 
Mittelschule umzuwandeln». Ihr Anliegen war der Ausbau der Realschule des Kolle­
giums in eine Handels- und Industrieschule nach dem Beispiel von Sitten. Die erste 
Real sollte zu einem Vorkurs werden, ein Teil der zweiten Real hätte die erste Indus­
trieklasse gebildet und der andere Teil die erste Handelsklasse. In einem weiteren 
Vorschlag gingen die Initianten von einer dreiklassigen Handels- und Verkehrsschule 
aus. Die beiden ersten Klassen sollten gemeinsam geführt werden, die dritte sollte 
getrennt sein. Daneben wünschten die Grossräte zwei Realklassen, deren Programm 
auf den bestehenden zwei Sekundarschulklassen aufbauen würde. Dieser merkwür­
dige Vorschlag zeigte, wie vage die Vorstellungen von den Sekundarschulen 1951 
noch waren: «Die Realschule hat heute andere Aufgaben zu erfüllen und sollte von 
der Voraussetzung ausgehen, dass sie nicht mehr Sekundarschule ist, sondern dass 
ihre Schüler bereits eine Sekundarschule hinter sich haben.»74
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Diese Vorschläge waren nicht realistisch, bewirkten aber, dass im Herbst 1952 
eine erste Handelsklasse eröffnet wurde. Sie war noch Teil der Realschule. Erst im fol­
genden Jahr bezeichnete sie das Kollegium als selbstständige Abteilung75. Die ersten 
Handelsschüler erhielten 1955 ihr Diplom, welches das BIGA am 23.5.1957 eid­
genössisch anerkannte. Es entsprach dem offiziellen Fähigkeitszeugnis einer kauf­
männischen Lehrabschlussprüfung. 1958 erweiterte der Staatsrat die Schule um eine 
vierte Klasse, so dass 1959 die ersten zehn Handelsmaturanden das kantonale M atu­
razeugnis erhielten76. Die Realschule hatte endlich eine glückliche Fortsetzung erhal­
ten. Die Oberstufe der technischen Richtung musste dagegen weiterhin in der Ecole 
industrielle supérieure in Sitten besucht werden. Diese Lage war unbefriedigend. 
Einzelne Lehrkräfte des Kollegiums kümmerten sich dort wenig um die besondere 
Lage der Deutschsprachigen, so dass viele die Schule mit einem Misserfolg beende­
ten. Das war bis 1959 auch oft der Fall fur Studierende, die nach dem Handels­
diplom noch die Handelsmatura in Sitten erwerben wollten. Bei der Gründung der 
Handelsschule in Brig wünschten Mitglieder des Grossen Rates ausdrücklich, dass 
auch eine Verkehrsschule notwendig sei. In der Folge nannte sie sich vorerst bis 1956 
Handels- und Verkehrsschule77.
Die Mädchenhandelsschule Sacré-Cœur St-Maurice
Die Unterlagen zu dieser privaten Schule sind spärlich. Die Schule hatte ein zu 
kleines Einzugsgebiet, da bereits Monthey eine Schule besass und in Martinach die 
gleiche Kongregation Ste-Jeanne-Antide seit 1930 eine Handelsschule führte78. Die 
Handelsschule war vom BIGA nicht anerkannt und schloss 1970 ihre Tore. Die 
Kongregation widmete sich jetzt mit Erfolg dem Aufbau der Schule für Berufs­
vorbereitung und der Diplommittelschule79. Die grossen Verdienste der Schule für 
Berufsvorbereitung (EPP) und der Diplommittelschule (DMS) blieben unvergessen. 
Trotzdem zeichnete sich von 1997 an eine andere Lösung ab: die Eingliederung in 
die Handelsmittelschule in Monthey, was im Herbst 2001 geschah80.
Die «privaten» Handelsschulen und die religiösen Gemeinschaften
M it Ausnahme der kantonalen Handelsschulen im Kollegium Sitten und Brig 
waren alle mit Hilfe von religiösen Orden entstanden: St. Ursula, Brig und Sitten, 
Les Buissonnets und Goubing in Siders, Ste-Marie und Ste-Jeanne-Antide in Mar-
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tinach, St-Maurice (Abtei und Sacré Coeur), und St-Joseph in Monrhey. Die Schüler 
und Schülerinnen mussten überall Schulgelder entrichten. Auch wenn diese meist 
bescheiden waren, blieben die Bildungsmöglichkeiten manchen jungen Leuten ver­
schlossen. Einige der Schulen erhielten verhältnismässig früh BIGA-Subventionen. 
Aber erst das Schulgesetz von 1962 brachte die Wende. Auf dieser Grundlage schloss 
das Departement von 1963 an mit allen privaten Handelsschulen Verträge (soge­
nannte Konventionen) ab und sicherte so den Schülern und Schülerinnen den un­
entgeltlichen Unterricht. Es vereinheitlichte in Zusammenarbeit m it dem BIGA die 
Programme81.
Ein Lob den Walliser Mädchenhandelsmittelschulen
Seit dem Reglement vom 27.6.1967 lehrten die Schulen nach einem einheit­
lichen Programm. Das trug wesentlich zu ihrem Ansehen bei. M it Recht meldete das 
Departement 1968: «Jahrelang war die Handelsschule eine Zufluchtstätte aller 
Schüler, die in der klassischen oder technischen Abteilung ausgeschieden wurden. 
Diese Einstellung hat sich nun zum Teil geändert.»82 Das stimmte nicht überall und 
sicher nicht für die Mädchenhandelsschulen. Hier bot sich den Mädchen die Mög­
lichkeit zu einer gediegenen Berufsausbildung. Viele intelligente Töchter, die einen 
anspruchsvollen Beruf mit einer gepflegten Allgemeinbildung suchten und nicht 
Lehrerin werden wollten, fanden so den geeigneten Weg. Die Walliser Mädchen­
handelsschulen waren nicht nur Berufsschulen. Immer boten sie auch eine breite All­
gemeinbildung an, was die BIGA- Experten jahrelang gerne hervorhoben.
Trotz der unbestrittenen Qualitäten der Walliser Handelsmittelschulen, die 
gründliches Fachwissen, Aufgeschlossenheit für gesellschaftliche und kulturelle Pro­
bleme sowie Allgemeinwissen vermittelten, ging die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler zurück. Grund war der grosse Andrang zu den Gymnasien.
Die Kaufmännische Berufsmatura (KBM), 1994
Eine Aufwertung erlebte die Handelsmittelschule 1994 durch die kaufmännische 
Berufsmatura. Solche Schulen bestanden als Berufsmittelschulen bereits an den Be­
rufsschulen von Brig und Sitten. Die Ausbildung dauerte entweder sechs Semester 
lehrbegleitend (zwei Tage Berufsschule in der Woche) oder in zwei Semestern Voll­
zeitausbildung nach Erhalt des eidgenössischen Fähigkeitszeugnisses83. Nach jahre­
langen Diskussionen bewilligte das BIGA 1994 die kaufmännische Berufsmatura 
auch für die Handelsdiplomschulen im Wallis. Das Programm der Handelsmittel­
schulen musste leicht angepasst werden und das Departement schuf die Aufnahme­
bedingungen. Das geschah im Reglement vom 21.12.1994 über die kaufmännische
81 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1964, S. 118.
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Berufsmatura. In Zukunft wählten die Schüler/innen bereits im ersten Jahr zwischen 
der Abteilung Handelsdiplom und der kaufmännischen Berufsmatura. Nach Errei­
chen des Diploms folgte noch ein zusätzliches Praxisjahr, so dass die gesamte Ausbil­
dung vier Jahre dauerte.
Im Frühjahr 1997 befürchteten die Schulen, für ihre Diplomierten keine Prak­
tikumplätze zu finden. Die Erfahrung zeigte, dass die Sorge unbegründet war. Die 
Betriebe fanden mit einem Praktikantenlohn von Fr. 1000.- im Monat preiswerte, 
qualifizierte Arbeitskräfte84.
Die ersten Diplome der kaufmännischen Berufsmatura in den Mittelschulen er­
teilte das Departement 1998. Die sechs Direktionen der KBM organisierten seither 
jeweils im Turnus eine gemeinsame Maturafeier für die Absolventinnen und Absol­
venten des ganzen Kantons. Der Ausbildungsgang scheint sich zu bewähren. Wer 
nach dreijähriger Ausbildung in der Handelsmittelschule (meist melden sich nur die 
besten Schüler/innen an) mit einem Diplom abschliesst, muss ein 47-wöchiges Prak­
tikum in einem Betrieb machen und eine Diplomarbeit schreiben. Mit der KBM 
steht den Diplomierten eine anspruchsvolle Arbeit oder der examensfreie Eintritt in 
eine höhere Fachschule oder eine Fachhochschule offen.
Für das Schuljahr 1970/71 führte der V erw altungsbericht folgende Bestände
an H andelschülerinnen u n d  -schülern auf:
Brig Kollegium 94
Brig St. U rsula 167
M artinach Ste-Jeanne-A ntide 124
M artinach Ste-M arie 69
M onthey  St-Joseph 117
St-M aurice K ollegium 127
St-M aurice Sacré-Coeur 16 (letzte Klasse)
Siders G oub ing  91
Siders Les Buissonnets 136
Sitten Kollegium 134
Sitten M ädchenhandelsschule 284
Verwaltungsbericht 1970, S. 139; s. auch StAW 4200-1996/73, Nr. 131, Heft 1, S. 95 und 
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Der Kanton unterstützte zehn dieser Handelsschulen finanziell. 1970 schloss die 
Handelsschule Sacré Coeur in St-Maurice ihre Tore. Am Ende des Jahrhunderts 
erliess das Departement die neuen Regiemente vom 30.6. 1999 und 25.8. 199985.
Bestände der H andelsschulen in den letzten Jahrzehnten:
Klassen Schüler, total Schülerinnen % Schülerinnen
1970 57 1359 855 62.9
1975 67 1488 903 60.7
84 W B, 5.3.1997, S. 7; NF, 26.11 .1998, S. 13.
85 SG 93, 1999, S. 235 und S. 271.
Klassen Schüler, total Schülerinnen % Schülerinnen
1980 * 52 1091 762 69.8
1985 59 1276 878 68.8
1990 68 1226 774 63.1
1995 48 979 606 61.8
2000 65 1307 794 60.6
‘Übergangslösung von 4 auf 3 Jahre.
Die Handelsschulen für Sportler und Künstler (HSK) Brig 
und Martinach (1986)
Die Schwierigkeit, Schule und Spitzensport miteinander in Einklang zu bringen, 
war seit langem bekannt. Sportverbände und Eltern stellten fest, dass junge Leute, 
die sich einige Jahre dem Spitzensport verschrieben hatten, plötzlich ohne Beruf 
dastanden und Schwierigkeiten hatten, ihre Zukunft zu gestalten. Die Eltern wollten 
in den wenigsten Fällen, dass ihre Kinder die berufliche Ausbildung auf Kosten einer 
unsicheren Laufbahn als Sportler oder Künstler aufs Spiel setzten. Schon im Jahre 
1974 erliess das Departement Richtlinien für die obligatorische Schulzeit, die es 
1978 den Bedürfnissen der Zeit anpasste und für die jungen Sportler und Künstler 
Sonderurlaube vorsahen.
Walliser Sportverbände, Sport- Toto und Departement
Im Jahre 1982 ersuchten Walliser Sportverbände die Sport-Toto-Kommission, die 
Lage zu prüfen und zu verbessern. Eine Arbeitsgruppe untersuchte nach 1983 die 
bestehenden Schwierigkeiten. Ernsthaft befasste sich dann 1984/85 das Departe­
ment mit dieser Frage und besprach sie mit den Walliser und Schweizer Sportverei­
nen. Das Ergebnis führte zum Staatsratsbeschluss vom 20.11.1985, in dem die 
Regierung die Eröffnung von Klassen für Sportler und Künstler beschloss.
Das Departement wollte keine neue Internatsschule schaffen, wie solche in ande­
ren Kantonen oder im Ausland bereits bestanden. Es integrierte die Sportschule in die 
bestehenden Strukturen der Handelsmittelschulen. Die Möglichkeit der Ausbildung 
in einer Lehre oder einer Maturaschule verschob es auf später. Das Diplom sollte dem 
bisherigen Berufsabschluss gleichwertig sein und vom BIGA anerkannt werden.
Die zwei Ausbildungsvarianten
Die wesentlichen Merkmale waren der langsamere Rhythmus und eine Anpas­
sung der Stundenpläne. Die Anzahl Stunden je Tag, Woche und Jahr wurde gekürzt 
und auf vier Jahre verteilt. Weil die verschiedenen Sportarten und die musische Aus­
bildung recht unterschiedliche Zeitpläne erforderten, gestattete das Departement 
zwei Ausbildungsprogramme:
• den Typ A mit 23 Wochenstunden im 36-wöchigen Schuljahr, mit freien oder kur­
zen Nachmittagen (36 Wochen X  23 Stunden = 828 X  4 Jahre = 3312 Stunden);
• den Typ B mit 16 normalen und 16 kurzen Wochen im Schuljahr. Dazwischen 
gab es je nach Sportart Unterbrüche (16 Wochen zu 29 Stunden = 464 und 
16 Wochen zu 22 Stunden = 352, total 8 1 6 X 4  Jahre = 3264 Stunden).
Die Aufnahmebedingungen
Der Kandidat oder die Kandidatin hatten zwei Aufnahmebedingungen zu erfül­
len: die Leistungen in der vorbereitenden Schule musste den Vorschriften des Staates 
genügen und zusätzlich hatten die interessierten Sportverbände oder Musikschulen 
nachzuweisen, dass der Kandidat oder die Kandidatin von ihnen betreut und geför­
dert werde. Für Sportler und Künstler war die Bestätigung eines Vereins oder Ver­
bandes notwendig. Dabei galten folgende Bedingungen:
• der Kandidat oder die Kandidatin nim mt an Rennen oder Wettkämpfen auf 
regionaler, kantonaler oder schweizerischer Ebene teil;
• die Aussichten für eine sportliche oder künstlerische Laufbahn sind günstig.
Das Departement befürchtete zu Beginn der Schule einen Mangel an Interesse 
sowie zu kleine Schülerzahlen und senkte deshalb die Eintrittsbedingungen. Der 
erfolgreiche Abschluss einer dritten Realklasse genügte, während für die übrigen 
Handelsmittelschulen die Ergebnisse der Sekundarklasse entscheidend waren86. Die 
ersten Massen begannen im Herbst 1986 im Kollegium Brig und in der Handelsmit­
telschule M artinach87. Die nachgiebige Aufnahmepraxis schadete in den ersten Jah­
ren dem Ansehen der Schule.
Flexible Stundenpläne und Betreuung
Das Departement zeigte sich der Schule gegenüber grosszügig, ebenso die Sport- 
Toto-Kommission, die auch finanziell beitrug, indem sie die Entlastung für die Leiter 
dieser Schule unterstützte. Die Schüler/innen genossen Freiheiten bei der Ausübung 
der sportlichen oder künstlerischen Tätigkeiten und erhielten Stützkurse ausserhalb 
der Schulzeit88. Die Schule war anpassungsfähig: Je nach Trainings- oder Übungs- 
anforderungen fanden die Kurse jeweils nur am Vormittag statt (1997). Die 
Schüler/innen erhielten am Ende der Woche ein Stundenverlaufsprotokoll und 
waren so stets über den behandelten Stoff und die Hausaufgaben informiert. Spe­
zielle Nachhilfestunden ausserhalb des üblichen Schulbetriebs erfolgten nach Verein­
barung, wenn sich durch Absenzen bedingte Lücken zeigten. Sie sollten die indivi­
duelle Stoffbewältigung unterstützen. Der Schulbetrieb wurde meist von Ende
86 B e s t im m u n g e n  von  1986 u n d  1992.
87 Handelsschule für Sportler und  Künstler, Erziehungsdepartem ent des Kantons Wallis, Sitten 1985; WVF, 1986, 
Nr. 22, S. 3.
88 NF, 10.3.1989, S. 42.
Dezember bis Anfang März unterbrochen. Die W intersportler/innen nahmen in 
dieser Zeit an Wettkämpfen teil, Künstler/innen besuchten Weiterbildungskurse im 
Blockunterricht oder fanden mit ändern nicht in Wettkämpfen beschäftigten 
Schülern und Schülerinnen Praktika in Gewerbe-, Handels-, Industrie- und Dienst­
leistungsbetrieben89.
Die erste Evaluation
Es war vorauszusehen, dass diese Schule mehr und andere Schwierigkeiten hätte 
als die übrigen Bildungswege. Im Jahr 1991 beauftragte das Departement den kanto­
nalen Turninspektor, mit einer Arbeitsgruppe die Lage der Schule nach den ersten 
Jahren zu beurteilen. Die Gruppe versandte 400 Fragebogen an ehemalige und 
gegenwärtige Schüler/innen, ihre Eltern, Lehrkräfte und die Sport- und Künstlerver­
eine. Die Auswertung der Fragebogen übergab sie der Universität Freiburg. In einer 
sorgfältigen Analyse kamen die Vertreter der Hochschule zum Schluss, dass die Ant­
worten je nach der befragten Gruppe recht unterschiedlich waren. Als Gesamtein­
druck hielt sie fest: «Es zeigt sich mehrheitlich eine grosse Zufriedenheit der Beteilig­
ten, was diesen Ausbildungsgang betrifft. Kritisiert wird die Zusammenarbeit der 
Schule mit den Verbänden. Ausserdem ist man der Meinung, dass die Öffentlichkeit 
über die HSK zu wenig informiert ist.» Am negativsten sprachen sich Vertreter der 
Verbände aus. Anlass zur Unzufriedenheit gaben bei Lehrpersonen, Schülerinnen 
und Schülern die leichten Aufnahmebedingungen. Manche meinten, die Vertre­
ter/innen des Sports, besonders des Wintersports, werden bevorzugt. Einige möchten 
Nebenfächer streichen. Die Mehrheit der Schüler/innen würden diesen Ausbildungs­
gang aber noch einmal wählen. Als Alternative käme für sie eine Matura für Sportler 
und Künstler in Frage.
Im Gesamten fand die Schule in der Untersuchung ein gutes Echo90. Der Einsatz 
des Departements, des Lehrkörpers und der Sportkommission verdienten Anerken­
nung. Im Gegensatz zu den privaten Sportgymnasien von Engelberg und Davos 
waren die Walliser Schulen staatlich und verlangten für Kantonsansässige kein Schul­
geld91.
Der Weg zur Matura
Seit Beginn der Schule wiederholten Eltern immer wieder die Frage, warum kein 
Ausbildungsweg zur Matura führe. Die Frage war berechtigt, weil solche Schulen an 
anderen Orten auch bestanden. Vereinzelt fügten zwar Sportler und Künstler auch 
bei uns an ihr Diplom eine Maturaausbildung an. Sie dauerte meist zwei Jahre. 
Zusatzunterricht erleichterte den Übergang. Auch der Walliser Skiverband wünschte
W B, 29.11 .1997, S. 14.
”  W B, 16.12.1998, S. 25.
91 U ntersuchung der Handelsm ittelschule fur Sportler und  Künstler, ED , Sitten, 1991.
mit seinen Vorschlägen «Sport-études» eine Lösung92. Im Herbst 2000 bot das Kolle­
gium Brig eine einjährige Vorbereitung auf die Matura an93. Das war allerdings nur 
möglich, wenn die Schüler/innen schon in der Vorbereitung auf das Handelsdiplom 
in Fächern wie M athematik und Biologie sich in Modulen Zusatzkenntnisse erwor­
ben hatten94.
Das Studienzentrum Brig der Fernstudien Schweiz erarbeitete zu diesem Zweck 
modulartige Zusatzprogramme für die Fächer Mathematik, Biologie, Chemie, Phy­
sik, Englisch, Französisch, Musik und Gesang. Die Absolventen der HSK erreichten 
damit denselben Wissensstand wie die Schiiler/innen nach vier Jahren Gymnasium. 
Im fünften Jahr absolvierten sie das normale Programm der Maturaklasse mit 
Schwerpunkt Wirtschaft und Recht. Im Juni 2003 erwarben die ersten zwei Studie­
rende der HSK in Brig ihre M atura95. Die Organisation und die Probleme, die 
besonderen Programme und Stundenpläne der Schulen in Brig und Martinach und 
in der Orientierungsschule Grone zeigte die Diplomarbeit von Christian Manz auf. 
Die Schulen von Brig und Martinach stellten 1999 Reinhold Schnyder (Brig) und 
Thierry Mayencourt (Martinach) im Rahmen ihrer Schule vor96.
Orientierungsschule und Sporterziehung
Eine weitere Begeisterung für die Verbindung von Sport und Ausbildung zeigte 
sich auch in den Sekundarschulen. Den Startschuss gab die Orientierungsschule von 
Grone, die 1995 mit erweitertem Sportunterricht, vorerst m it Tennis, begonnen 
hatte97. Nach vier Jahren gehörten aber schon Fussball, Hockey, Tennis, Skisport und 
Karate dazu98. Im Herbst 1999 folgte die Orientierungsschule Orsières mit einem 
Angebot «Sport-études». Das Konzept sah vor, dass die Schüler/innen nur in den 
Hauptfächern ihren Nachholbedarf zu decken hatten. Gegen 20 junge Leute wid­
meten sich dem alpinen Skisport und dem Langlauf". Auf das Schuljahr 2001/02 
meldeten sich 70 Schüler/innen in Grone für Sporterziehung an100.
Auch die Orientierungsschule Naters wagte auf den Herbst 2000 ein Pilotprojekt 
für Skifahrer/innen. Ausfallende Schultage waren hier durch Fernunterricht zu kom­
pensieren101. Im Herbst 2000 begann das Pilotprojekt «Schule und Sport» mit fünf 
Schüler/innen der dritten Orientierungsklasse. Für 2001/02 entschied sich die 
Direktion, das Angebot auf die erste und zweite Klassen zu erweitern und es schrie­
ben sich 34 Schüler/innen in den Disziplinen Ski, Snowboard und Fussball aus
”  W B, 27.11 .1997, S. 27.
93 Reinhold SCHNYDER, H andelsm ittelschule für Sportler und  Künstler am  Kollegium Brig, Skript., Brig 1999; 
Jahresbericht Brig, 2000/01, S . 6 8 f .
94 W B, 16.2.2000; R é s o n a n c e s , M ars 2000, S. 27; W B, 9 .11 .2001, S. 7.
95 Fernstudien Schweiz, Jahresbericht 2000, S. 31; Jahresbericht Kollegium Brig 2002/03, S. 6, 73fF.
96 C hristian M A N Z, Förderung sportlich begabter Schüler am Beispiel der Schulen des K antons Wallis. D iplom ar­
beit im  Institu t für Sport un d  Sportwissenschaft der U niversität Bern 1999, S. 81-111.
97 NF, 27 .6 .1998, S. 2f.: s. C hristian P r a l o n g , Cycle d ’O rien tation  régional de G rone, G rone 1999.
98 NF, 2 7 .4 .1 9 9 9 ,5 . 12.
99 NF, 27 .4 .1999, S. 12; 28 .8 .1999, S. 7.
100 NF, 16.8.2001, S. 6.
101 W B, 19.1.2000, S. 7.
sieben Oberwalliser Schulen ein102. Die Orientierungsschule Visp förderte vom 
Herbst 2001 an ihre Jungsportler/innen. Fähige junge Leute, die einer Walliser-, 
Westschweizer- oder Schweizerauswahl angehörten, konnten sich für das Programm 
«Schule und Sport» einschreiben103. Mit den Ausbildungsmöglichkeiten Schule und 
Sport in Grône, Orsières, Naters und Visp fehlten nur mehr solche für die Schüle­
rinnen und Schüler im Chablais. Diese Lücke schloss im Schuljahr 2001/02 die 
Schule in Collombey-Muraz mit ihrem Projekt «Sport-études»104.
Es bleibt beizufügen, dass ähnliche Versuche bereits in ändern Kantonen beste­
hen. Die EDK unterstützte an ihrer Plenarversammlung vom 25.2.1999 offiziell die 
Bestrebungen des schweizerischen Olympischen Verbandes (SOV) und vieler Sport­
verbände, Kindern und Jugendlichen eine optimale sportliche Förderung zu ermög­
lichen, ohne die schulische und berufliche Ausbildung zu vernachlässigen. Wie weit 
der Weg zur Sportschule war, zeigt u.a. die Lizentiatarbeit von Stéphane Fournier 
«Le Sport en Valais» ( 1880-1920)105.
Entw icklung der Bestände H SK
Schuljahr Kollegium Brig ESC M artinach Total
Schüler Klassen Schüler Klassen Schüler Klassen
1986/87 34 2 21 1 55 3
1987/88 42 3 40 2 82 5
1988/89 47 3 46 3 93 6
1989/90 54 4 52 4 106 8
1990/91 44 4 39 4 83 8
1991/92 45 4 39 4 84 8
1992/93 46 4 43 4 89 8
1993/94 39 3 46 4 85 7
1994/95 44 3 55 4 99 7
1995/96 28 2 52 4 80 6
1996/97 29 2 66 4 95 6
1997/98 32 3 58 4 90 7
1998/99 38 3 55 4 93 7
1999/00 55 4 52 4 107 8
2000/01 60 4 58 4 118 8
Verwaltungsbericht 2 0 0 0 , S. 8 6 f.
102 W B, 7.9 .2001, S. 11; Fernstudien Schweiz, JA H R E SB E R IC H T  2000, S. 32.
>0-’ W B, 1.3.2001, S. 1 ,34 ; W B, 17.8.2001, S. 11.
104 NF, 16.8.2001, S. 6.
105 Faculté des lettres, Genève 1995, S. 32-54.
V.
Vom achtjährigen G ym nasium  
zur neuen M ittelschule
Die Walliser Gymnasien 1848-1910
Mit viel Mühe versuchte der erste Vorsteher des Erziehungsdepartements Maurice 
Claivaz nach den Sonderbundswirren 1848 die Gymnasien wieder zu eröffnen. In 
den ersten Jahren wollte die radikale Regierung die wissenschaftlich-technische Aus­
bildung aufwerten, musste aber aus finanziellen und ändern Gründen darauf verzich­
ten. Nachdem die Walliser Kollegien vorübergehend neun Jahre Schulzeit verlangt 
hatten (sechs Jahre Gymnasium und drei Jahre Lyzeum in Sitten) reduzierte der 
Staatsrat 1858 die Studiendauer wieder auf acht Jahre, und der Grosse Rat beschloss 
im Mai 1859, dass auch die Kollegien in Brig und St-Maurice wieder eine Philo­
sophieklasse (siebentes Schuljahr) führen durften. Das achte Schuljahr, die Physik­
klasse, blieb in Sitten. Die Gymnasien entwickelten sich nun bis um die Jahrhun­
dertwende wenig. Erst als die Eidgenössische Technische Hochschule nach 1855 mit 
den einzelnen Schulen im sogenannten Regulativ den prüfungsfreien Übertritt ein­
führen wollte, merkten die Kollegien, wie schwach sie im interkantonalen Vergleich 
dastanden, ln einer ersten Petition forderten darum mutige Grossräte 1894 eine 
grundlegende Änderung. Das war um so notwendiger, als das eidgenössische Depar­
tement des Innern sein Maturareglement erarbeitete und ebenfalls Druck auf den 
Kanton ausiibte1.
Der Tradition verpflichtet
Wie stark elitäres Denken und Klassenbewusstsein der führenden Schichten in 
der Schweiz um die Jahrhundertwende noch verwurzelt waren, zeigte die Leidens­
geschichte des eidgenössischen Maturitätsreglements von 1906. Berufsinteressen der 
Ärzte, versteckt hinter dem klassischen Ideal der Antike, waren Vorwände, um eine 
Öffnung auf die neuen Bedürfnisse zu verhindern. Im Wallis gab es einen ähnlichen 
Konflikt zwischen den Anhängern der alten privilegierten Rechtsschule und den zu­
kunftsgerichteten Kreisen aus Industrie und Handel. Der Streit dauerte seit den acht­
ziger Jahren bis zur Aufhebung der Rechtsschule (1908) und weitere Jahrzehnte
1 Jean-Pierre M e y la n , Die M aturitäts-A nerkcnnungs-V erordnung (MAV), G rundlage des ältesten schweizerischen 
Schulabschlusszeugnisses, in: EDK 1997, S. 53-58.
danach2. Die Verfechter der klassischen Ausbildung und die Freunde der Industrie­
schule suchten einander mit Argumenten zu überzeugen, wobei sie Kronzeugen aus 
der Welt der Wissenschaft und der Kultur zur Unterstützung ihrer Meinung an­
führten. Als Beispiel gelte das Kollegium St-Maurice. Im Jahre 1908 zitierte es als 
Referenz für die klassischen Studien den bekannten französischen Mathematiker 
Charles Hermite (1822-1901) und den deutschen Industriellen Georg Siemens 
(1839-190U.
Die veränderte Umwelt
Das Mittelschulgesetz von 1910 entstand auf D ruck einer beginnenden Indus­
trialisierung. Zudem  fasste es die vielen kleinen Verbesserungen zusammen, die im 
Laufe der Jahre einer sterilen Tradition und mühsamem Beharren am Alten abge­
rungen worden waren4. In der Novembersession 1904 geisselte kein Geringerer als 
Alexander Seiler (1864-1920) bei der Budgetdebatte die Wahl der Professoren im 
Kollegium Brig, wo «zwei junge Herren über Nacht zu Professoren der griechi­
schen Sprache, der Geschichte und der Naturwissenschaften ernannt worden sei­
en». Er bedauerte weiter, dass die Verhandlungen von Staatsrat Chappaz mit dem 
Benediktinerorden vor ein paar Jahren am Veto des Bischofs gescheitert seien. Man 
sollte die Gespräche wieder aufnehmen. Staatsrat Bioley verteidigte die Wahl in 
Brig, weil man bei der schlechten Entlohnung nicht höhere Ansprüche stellen 
könne. Beide Lehrer seien äusserst intelligent und im Besitze einer Matura!5 Es ist 
anzunehmen, dass die Verhältnisse in den Kollegien von Sitten und St-Maurice 
vergleichbar waren, auch wenn in der H auptstadt seit je mehr Laien unterrichteten 
als in den beiden ändern Gymnasien. Das war allerdings keine Gewähr für einen 
besseren Unterricht6.
Es herrschten oft merkwürdige Vorstellungen über die Ausbildung der Lehr­
personen, der «Professoren». So waren 1906 drei Mitglieder des Erziehungsrates der 
Meinung, dass eine «Matura» nach der 2. Rhetorik genüge, um in den ersten vier 
Klassen des Gymnasiums zu unterrichten.
Die Vorbereitungen zum Mittelschulgesetz von 1910
Der Neugestaltung der Walliser Gymnasien stellten sich vorerst zwei Hindernisse 
entgegen: die höheren Kosten und die Frage, ob die Gymnasien in Zukunft zentral 
oder dezentral organisiert werden sollten. Das Kollegium Brig stand dabei in einer 
schlechten Ausgangslage, denn es besass im Gegensatz zu Sitten und St-Maurice
2 R o d u i t , S . 184fT.
3 R o d u i t , S. 18 9 f .
4 R o d u i t , S. 13f., 6 5 ,7 9 , 159.
5 G R P , Novembersession 1904, S. 47-55; RO DU IT, S . 118fi.
6 K ä m p f e n , S. 145, 174, 190.
keine eigene Physikklasse [8. Klasse]7. Das Departement seinerseits spürte den Druck 
der eidgenössischen Behörden, die immer wieder feststellten, dass die kantonalen 
Gymnasien die Bedingungen für eine eidgenössische Anerkennung nicht erfüllten8. 
Dabei ging es sowohl um die klassische Matura, mit der man sich bisher so gerne 
gebrüstet hatte, als auch um die in der zweiten Petition von 1904 geforderten Indus­
trieschule. Die Botschaft zum Gesetz erschien in beiden Sprachen9.
Der Berichterstatter der ersten Kommission, Dr. Hermann Seiler, zeichnete in 
einem grossen historischen Rückblick am 16.2.1910 die Schulgeschichte des Kan­
tons von der Domschule über die Landesschulen bis zu den Gesetzen von 1849 und 
1873. Er stellte dabei fest, dass der Kanton, was die Industrieschule betreffe, weder 
dem ersten (1849) noch dem zweiten Gesetz (1873) nachgelebt habe. Der vorlie­
gende Entwurf befriedige die Kommission jedoch auch nicht. Sie hätte am liebsten 
Nichteintreten beschlossen, das Problem sei aber zu wichtig, als dass man es hätte 
aufschieben dürfen. Die Kommission war auch der Meinung, dass die klassische 
Bildung für die technischen Berufe ebenfalls die beste sei. Durch gründliche 
Information liess sie sich aber von der Wichtigkeit des neuen technischen Schultyps 
überzeugen. Sorgen machte die zu grosszügig vorgesehene Planung: zwei humanis­
tische Gymnasien in Brig und Sitten (mit St-Maurice sogar deren drei) und zwei 
Unterrealschulen in Brig und St-Maurice, eine höhere Industrieschule mit zwei 
Abteilungen in Sitten. Der Kanton Waadt mit 280’000 Einwohnern besitze nur eine 
einzige derartige Schule, Zürich mit 430’000 deren zwei. «Wir schaffen mehr, als wir 
notwendig haben», war die lapidare Feststellung.
Die finanziellen Fragen
Neben den Sorgen um die Finanzen zweifelten die Abgeordneten an der Mög­
lichkeit, einen ausgebildeten Lehrkörper zu erhalten und genügend Schüler für die 
Ausbildung zu interessieren. Die Kommission hielt trotzdem schweren Herzens an
Abstimmungskampf zum neuen Mittelschulgesetz von 1910, 
das vor allem die Industrieschule einfiihren wollte.
Hyppolite wird Ja stimmen. Zwei Bauern unterhalten sich: «Kennst du die Werk­
statt X  ?» — «Ja, Der Vorarbeiter ist Aargauer, der Buchhalter Deutscher und der 
Sekretär Neuenburger!»
Und die Fabrik Y?: «Der erste Zeichner ist Franzos, der zweite Basler, der Vorar­
beiter Italiener und der Maschinenmeister Luzernerl» (Gazette du Valais, No. 10, 
26.1.1911, zit. bei R o d u i t , S. 214).
7 R o d u i t , S. 161 ff.
8 GRP, Novembersession 1909, S. 150.
9 GRP, M ärzsession 1909, S. 19-37: französich; S. 37-50: deutsch.
der vorgeschlagenen Organisation fest: «Befriedigend und fortschrittlich ist sie 
nicht». Der welsche Berichterstatter erwähnte den Überfluss an liberalen Berufen, 
Juristen und Notaren, und wünschte darum die Industrieschule. Die Kommission 
rechnete mit Mehrkosten von jährlich Fr. 38’600.-, die später sogar auf Fr. 45’000.- 
ansteigen würden. Der Kanton würde somit 17% der Gesamtausgaben für die Schule 
verwenden (1875=7.97%, 1905=14.02%). Das ergab pro Einwohner in den Jahren 
1904 und 1905 Fr. 5.- und Fr. 6.-; der Durchschnitt in der Schweiz betrug zur glei­
chen Zeit Fr. 16.60.-. Das Wallis stand an letzter Stelle10.
Die Hauptschwierigkeiten brachten die Artikel 4 (Dezentralisation), Artikel 15 
(8 Jahre Gymnasium oder 7-8 Jahre) und Artikel 20 (Beteiligung der Gemeinden).
Nach langen und mühsamen Diskussionen und Spannungen zwischen den 
Regionen entschied man sich schliesslich für klassische Gymnasien in Brig, Sitten 
und St-Maurice, ftir eine höhere Industrieschule in Sitten und untere Industrie­
schulen in Brig und St-Maurice. Der Besuch der kantonalen Lehranstalten war un­
entgeltlich. Die Professorenstellen sollten in der Regel ausgeschrieben werden, und 
die Kandidaten hätten im Besitze eines Reifezeugnisses und eines Ausweises über 
Fachstudien zu sein. Für die höhere Industrieschule Sitten sah das Gesetz einen 
«Spezial-Direktor» vor. Die Dauer des Gymnasiums legte das Parlament schliesslich 
auf 7 bis 8 Jahre fest. Der Begriff «Lyzeum» verschwand offiziell; man sprach jetzt 
von klassischen oder humanistischen Gymnasien. Das Volk nahm das Gesetz mit 
9‘316 Ja gegen 5’226 Nein an. Das Oberwallis war dabei ausschlaggebend. Dort gin­
gen 73% zur Urne, und 93.5% stimmten dem Gesetz zu11.
Keine Begeisterung iti der Bevölkerung
Departementschef Joseph Burgener war mit der Lösung nicht zufrieden. Er hatte 
schon in der Botschaft offen erklärt, dass der allmächtige Regionalismus und der 
Bilinguismus vor dem Anspruch auf eine bessere Bildung und vor finanziellen Über­
legungen gewonnen hatten12. Wegen dieser Dezentralisation der Gymnasien kam es 
zu einer ernsthaften Krise zwischen dem Oberwallis und dem französischsprachigen 
Kantonsteil13. In der Folge beschäftigten sich vorerst die Zeitungen um eine Inter­
pretation der Ergebnisse. Ein Riss zwischen der Landbevölkerung und den städ­
tischen Bewohnern trat im Abstimmungsresultat zu Tage. In der Vollziehungsver­
ordnung von 1912 veröffentlichte der Staat die Programme der neuen Schulen. Es 
gab Unterschiede zwischen den Programmen der Ecoles moyennes (Sekundar­
schulen) und den unteren Industrieschulen. Die Begriffe waren hier oft unklar und 
verwirrend. Zum  ersten Mal vernehmen wir etwas über die Aufnahmebedingungen 
für die Schüler: sie mussten in der Regel im 12. Altersjahr stehen (Art. 64). Am
10 GRP, Verlängerte Novembersession 1909, Februar 1910, S. 81-130, 195-210, 219-237; zweite Lesung vom 
18.-25.11.1910: GRP, Novembersession 1910, S. 126-157, 210-223, 258f„ 275-290.
11 R o d u i t , S. 203-210, 217f.
12 Ro d u it , S. 207.
D Ro d u it , S. 163-171.
Schluss des Schuljahres hatte der Präfekt einen Katalog mit den Noten jedes Schülers 
zu publizieren. Für die dem Kollegium Sitten angegliederte Gewerbeschule gab es 
Übergangsbestimmungen.
Nach diesen harten Auseinandersetzungen ergab sich die merkwürdige Lage, dass 
die Kollegien in Sitten und Saint-Maurice bis zur Matura acht Jahre unterrichteten, 
während Brig nach dem Vorbild von Schwyz nur sieben Jahre zur Verfügung standen. 
Im Jahre 1912 anerkannte der Bundesrat die Matura der Kollegien im Unterwallis, 
während das Kollegium von Brig bis 1917 warten musste. Die Schüler der techni­
schen Abteilung in Sitten mussten sich aber an der ETH  weiterhin einer Aufnahme­
prüfung unterziehen14.
Die höhere Industrieschule / Ecole industrielle supérieure (EIS) in Sitten (1911)
Das Mittelschulgesetz von 1910 schuf die Grundlage für die mathematisch­
naturwissenschaftlich-technische Ausbildung in unserm Kanton. Zum ersten Mal 
durften die Industrie- und Handelsvereine sowie die aufgeschlossenen und an die 
Entwicklung des Landes denkenden Kreise erwarten, dass es im Bildungswesen Fort­
schritte geben werde. Die Petitionen von 1894 und 1904 und die vielen Interven­
tionen seit den achtziger Jahren schienen Früchte zu tragen. Die enge Beziehung zu 
Industrie und Handel wirkte sich auch auf den Namen aus: Ecole industrielle. Diese 
Schule mit erstmals getrenntem Bildungsgang bis zur Matura tat den Schritt ins 
20. Jahrhundert. Die Strukturen waren klar: Nach Artikel 4 des Gesetzes sollte es 
eine höhere Industrieschule in Sitten und je eine untere Abteilung in Brig und 
St-Maurice geben. Daneben verlangte das Gesetz die Schaffung von unteren Real- 
bzw. Industrieschulen in Kreisen (Bezirken) oder Gemeinden. Die drei Jahre dau­
ernde Unterstufe in den Regionen hatte auf die ebenso lange Oberstufe in Sitten 
vorzubereiten. Wissenschaft, Industrie, Handel und Verwaltung waren an dieser Aus­
bildung interessiert15. Die Oberstufe bestand aus zwei Abteilungen, einer techni­
schen mit drei Jahreskursen und einer Handels- und Verwaltungsabteilung von je 
zwei bis drei Jahren (Art. 14). Die klassische und die technische Ausbildung führten 
jede zu einem Maturitätsausweis (Art. 19).
1914 fand in Sitten zum ersten Mal eine technische Matura statt für jene, die 
drei Jahre lang die höhere Industrieschule besucht hatten. Von fünf Schülern erhiel­
ten drei ein Diplom zweiten Grades, einer ein Diplom dritten Grades. Das Polytech­
nikum nahm die Diplomierten ohne Examen auf. Es hiess aber, die Anerkennung zu 
diesem Eintritt sei nur provisorisch. In der Handelsabteilung erhielten drei Schüler 
das Handelsdiplom, einer davon konnte in Lausanne in die Wirtschaftsfakultät 
eintreten16.
14 V e r w a l t u n g s b e r ic h t e  1911, S. 3; 1912, S. 7f.
is Ro d u it , S. 272f.
16 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1914, S. 8.
Die Strukturen waren klar, der gute Wille vorhanden, die Schwierigkeiten bestan­
den in der Ausführung. Der Staatskalender 1911/12 stellte die Ecole industrielle 
supérieure mit einer technischen Abteilung (Section technique) und einer Handels­
schule (Section commerciale) mit Direktor William Haenni und dem Lehrkörper 
getrennt vom Kollegium Sitten vor. Daneben gab es in Sitten zusätzlich eine Berufs­
schule, die ebenfalls von William Haenni geleitet wurde17. Der Staat verbannte die 
Industrieschule in den dritten Stock des Kollegiums, in den Estrich. Lehrer und 
Schüler hatten dort im Verlaufe des Jahres unhaltbare Temperaturschwankungen aus­
zustehen. Im W inter mussten sie bei 10° unterrichten, im Frühsommer bei uner­
träglicher Hitze. Im Kollegium waren ferner untergebracht: im Westflügel das 
Gymnasium, im Ostflügel die Normalschule mit ihrem Internat; zusätzlich die Kan­
tonsbibliothek und das Staatsarchiv, das kantonale Chemielaboratorium und das 
naturhistorische Museum. Wegen Platzmangels in der Industrieschule war so ein 
geordneter Schulbetrieb fast unmöglich. Es gab kein Lehrerzimmer, keinen Studier­
saal für Halbexterne, kein Chemielabor (dafür eines im Gymnasium und eines in der 
Normalschule), kein Büro für den Direktor, keine Aula und natürlich kein Internat. 
Dieser Zustand dauerte bis 1961. 1946 erst verliess das Museum die Räume, 1957 
folgten die Bibliothek und das Archiv, 1961 bezog die Normalschule ihr neues 
Gebäude. Unabhängig von den materiellen Missständen fehlte es der Schule an 
Unterstützung.
Departementschef Joseph Burgener machte aus seiner Vorliebe für die klassischen 
Studien keinen Hehl. Nach ihm sollte die Industrieschule nicht nur hervorragende 
Spezialisten heranbilden, sondern Menschen, Bürger, Christen. Die kaum verheim­
lichte Abneigung von Mitgliedern des Klerus und der Marianisten waren ebenfalls 
spürbar. Im Erziehungsrat trat Joseph Dufour als einziges Mitglied für die Industrie­
schule ein. Der Kollegiumspräfekt John Delaloye war Vorgesetzter der Latein- und 
der Industrieschule. Er sprach sich vor Schülern und in der Öffentlichkeit gegen Pro­
fessoren und Schüler der Handelsschule (Industrieschule) aus und verneinte die 
Notwendigkeit dieser Abteilung. Zum Teil war der schlechte Ruf wegen der Diszip­
linlosigkeit vieler Schüler auch gerechtfertigt. Die unsauberen und ungenügenden 
Zimmer in den Mansarden förderten diese Haltung18.
Die inneren Gegner
Die Industrieschule besass noch zusätzliche Feinde. Da war an erster Stelle die 
negative Haltung der Unterstufe (Ecole moyenne communale). Sie hatte nach Gesetz 
zwei Aufgaben zu erfüllen: sie sollte entweder auf die höhere Industrieschule und 
später auf das Polytechnikum vorbereiten oder eine Ausbildung für die Tätigkeit bei 
Banken, Post, Telegraph, Hotels etc. anbieten. Diese Schulen strebten jedoch kaum
17 St a a t s k a l e n d e r  1909/10, S. 113: 1911/12, S. 1 13f.
18 R o d u i t , S.275, 278.
eine höhere Bildung an; sie betrachteten sich selber als höhere Schule und hielten die 
eigentliche Industrieschule darum für überflüssig. Die höhere Industrieschule lief 
somit Gefahr, «ein Kopf ohne Körper, ein Gebäude ohne Fundament, ein Ende ohne 
Anfang zu werden»19. Immer mehr Initiativen für eigene regionale Handelsschulen 
regten sich, gleichsam als Konkurrenz zur kantonalen Schule. Das hatte auch finan­
zielle Gründe. Nach Artikel 3 des Gesetzes hatten Sekundarschulen (Ecoles moyen­
nes) Anrecht auf 30% staatliche Unterstützung, für Industrieschulen betrug der 
Ansatz aber 50%. Mehrere Schulen verwandelten sich darum in Industrieschulen, 
ohne die Vorschriften und Anforderungen dieser höheren Stufe zu erfüllen. Der kan­
tonalen Schule fehlten darum immer mehr die Bestände und ihr Ansehen sank dem­
entsprechend. Im Jahre 1919 stellte das Kollegium Brig sogar das Gesuch, die H an­
delsabteilung der höheren Industrieschule von Sitten nach Brig zu verlegen. 1929 
zählte das Wallis sechs vom Kanton subventionierte Handelsschulen, während 
Zürich acht, Waadt vier und Freiburg deren drei besassen!20
William Haenni and. Maurice Mangisch
Vielleicht war ein Teil des relativen Misserfolgs der Schule in den ersten Jahren 
auch auf den Direktor zurückzuführen. Ingenieur William Haenni (1869-1937), der 
initiative Gründer der Schule, leitete sie von 1911-1917. Man belastete ihn aber mit 
so vielen Aufgaben, dass ihm für die Schule vermutlich kaum genügend Zeit blieb21. 
Die Handels- und Verwaltungsschule verschmolzen miteinander. Im Studienkatalog 
1918/19 erhielt der neue Direktor der Industrieschule, Dr. Maurice Mangisch, Gele­
genheit, für seine Abteilung einen eigenen Bericht zu schreiben. Er unterstrich darin 
die Wichtigkeit der technischen und der kommerziellen Ausbildung im Wallis. Das 
Interesse dafür sei gewachsen. 1911 habe die Abteilung mit 21 Schülern begonnen, 
jetzt seien es 51. In den schwierigen Kriegsjahren sei das ein Erfolg. Mangisch zählte 
für das Schuljahr 1917/18 im ganzen Kanton 228 Schüler in den Industrie- und 
Handelsschulen, 424 in den klassischen Ausbildungsgängen. In seiner Jahresrück­
schau freute er sich über die guten Beziehungen zur Walliser Industrie und W irt­
schaft, die den Schülern viele Besuche und Kontakte ermöglicht habe22. 1911 bis 
1922 besuchten im ganzen 412 Schüler die höhere Industrieschule23.
Zwei Rektoren
Maurice Mangisch (Direktor von 1918-1946) hatte einen schweren Stand. 
1930 beklagte sich Rektor Evéquoz beim Departem ent über die «situation anor-
»  Z it. bei R oD urr, S. 279.
20 Vgl. dazu den A bschnitt über die H andelsschulen.
21 FEUILLE d ’Avis du  Valais, No. 89, 6 .8 .1937; RODUIT, S. 297.
22 R ap p o r t de la D irection de l’Ecole Industrielle supérieure sur l’année scolaire 1918/19, S. 26-30; s. den A bschnitt 
über die Handelsschulen.
21 StAW, Fonds 4200-1982 /11 , Nr. 34.
male» im Kollegium, wo für 150 Schüler zwei Direktoren angestellt seien24. Evé- 
quoz behauptete, dass er auf Lehrer und Schüler der Ecole industrielle keinen Ein­
fluss ausüben könne; es gebe verschiedene Budgetposten, über die er nicht verfü­
gen dürfe. Fragen des Unterhalts seien ungelöst etc.25 W ährend Mangisch in der 
Handelsschule gewisse Fortschritte erzielte, musste er die technische Abteilung bei 
den grossen Sparbeschlüssen der Jahre 1934-1936 ständig verteidigen. Am 
20.12.1935 reichte er gegen die geplante Aufhebung der technischen Ausbildung 
einen Protest ein. Die Schliessung dieser Abteilung würde den Kanton wieder in 
die Lage von 1889 zurückversetzen26. Es war immerhin erfreulich, dass die eid­
genössische M aturitätskommission 1918 die technische M atura provisorisch aner­
kannte. Die Handelsschule wurde nach 1943 m it einer zusätzlichen Klasse zur 
Maturaschule und ermöglichte so offiziell den Zugang zu einzelnen Fakultäten27. 
In diesem Jahr rühm te sich das Kollegium, es besitze jetzt die M aturaabteilungen 
A, B und C sowie die Handelsmatura und das Handelsdiplom. Im Jahre 1946 fiel 
die Direktion der Industrieschule an den Rektor des Kollegiums, Pierre Evéquoz, 
zurück.
Der Gesamteindruck
Die höhere Industrieschule erfüllte nur zum Teil die in sie gestellten H offnun­
gen. Die Vormacht der klassischen Ausbildung blieb unangetastet, und ein intellek­
tuelles Proletariat in den Berufen der Jurisprudenz war die Folge. Staatsrat Joseph 
Burgener, ein Verfechter der klassischen Bildung, meinte 1918, wenn die liberalen 
Berufe überfüllt seien, solle man die jungen Leute ermutigen, «die guten im Wallis 
verachteten Berufe als Maurer, Coiffeur oder Koch zu ergreifen»28. Das Problem der 
einseitigen Berufswahl griffen Grossräte immer wieder auf. In der Maisession 1932 
verlangte der Advokat Raymond Evéquoz (1863-1945) Abhilfe durch eine gezielte 
Berufsberatung und Karl Dellberg (1886-1978) forderte eine Schule für Maurer, 
weil im Wallis 200-300 einheimische Maurer fehlten29. In der Folge organisierte der 
Staat tatsächlich mehrere Einführungskurse für Maurer30. In der Antwort auf die 
M otion Crittin lobte 1933 Departementschef Joseph Escher die höhere Industrie­
schule in Sitten. Gegenüber 21 Schülern im Jahre 1911 seien in den letzten Jahren 
Bestände von durchschnittlich 60 zu verzeichnen. Der Staat führe die Schulen von 
Brig und St-Maurice und subventioniere die unteren Industrieschulen von Sitten, 
M onthey und Bagnes31.
24 B riefvom  29.7.1930.
24 ScAW, Fonds 4200-1982 /11 , Nr. 34 u nd  35.
26 R a p p o r t  contre la Suppression de la Section technique in: StAW, Fonds 4200-1982 /11 , Nr. 34.
27 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1943, S. 4f.; R o d u i t , S. 313.
28 Z it. bei R o d u i t , S. 313.
29 GRP, Maisession 1932, S. 78f.
30 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1932, S. I0f.
31 GRR Novembersession 1932, Januar 1933, S. 83f.
Das eidgenössische Maturitätsreglement (1925) 
und das Walliser Reglement (1927)
Dem Gesetz von 1910 folgten die Ausfiihrungsbestimmungen. Da war vorerst 
das Reglement der Reifeprüfungen an den öffentlichen Erziehungsanstalten des Kan­
tons Wallis (3.2.1912). Es musste sich den Vorschriften des Bundesreglements von 
1906 anpassen und bildete die Grundlage für die Anerkennung der kantonalen 
Maturitätsausweise der literarischen und der technischen Abteilung. Im schulischen 
Alltag veränderte sich in den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg bis in die dreissiger 
Jahre wenig. Die erste Euphorie der Nachkriegszeit wich einer harten Rezession und 
Armut. Um 1920 beabsichtigten einige Schulkreise, die Maturaprüfungen abzu­
schaffen und durch Abgangszeugnisse zu ersetzen. Der Erziehungsrat wehrte sich 
dagegen. Eine Etappe bedeutete das eidgenössische Maturitätsreglement von 1925. 
Ihm waren von 1906 bis 1925 jahrelange Diskussionen auf schweizerischer Ebene 
vorausgegangen. Beispiele aus dem Ausland, die Tätigkeit des Vereins schweizerischer 
Gymnasiallehrer (VSG), die Vertreter der ETH und der Universitäten, die Konferenz 
schweizerischer Gymnasialdirektoren und andere Stellen hatten die Entstehung 
dieser 4. Maturaverordnung beeinflusst32.
Die Eidgenossenschaft setzte sich hier endgültig im Mittelschulbereich durch, 
auch wenn die gesetzlichen Grundlagen nach wie vor sehr fragwürdig blieben. In der 
Verordnung vom 26.5.1925 über die Anerkennung von Maturitätsausweisen durch 
den schweizerischen Bundesrat setzte das Departement des Innern die Einzelheiten 
fest: Die Typen A und B berechtigten zur Teilnahme an den eidgenössischen Prüfun­
gen für medizinische Berufe und für Lebensmittelchemiker, ferner zum Eintritt in 
die ETH. M it einer Matura C musste ein Kandidat der Medizinalberufe vor der eid­
genössischen Maturitätskommission zusätzlich eine Ergänzungsprüfung in Latein 
ablegen. Das eidgenössische Reglement brachte eine Verminderung der obligato­
rischen Examensfächer (vier statt sieben) und enthielt Bestimmungen über die Erar­
beitung der Programme. Es wertete die vaterländische Erziehung auf33.
Advokaten und Notare mit Griechischkenntnissen
Dem eidgenössischen Text folgte kurz darauf im Wallis das Reglement über die 
Maturitätsprüfungen an den kantonalen Anstalten des öffentlichen Unterrichts 
(5.8.1927). Neben den Maturatypen A und B gab es die technische Matura, den 
Typ C . Die kurze Blütezeit von Tourismus und Industrie hatte das Interesse für die 
mathematisch- naturwissenschaftliche Ausbildung etwas gefördert34. Das Kantons­
gericht betrachtete die drei Typen jedoch keineswegs als gleichwertig. So anerkannte
32 A dolf VONLANTHEN/Urs-Peter L a t t m a n n , Die Reform der M aturitätsordnungen von 1906-1946 und  ihre Aus­
w irkungen au f das Gym nasium , in: M aturitä t und  Gym nasium , B ern/S tuttgart 1978. Schriftenreihe der EDK, 
Bd 2, S. 31-69; s. auch A lbert B a r t h , Die Reform der höheren Schulen in der Schweiz, Basel 1919, in der Ü ber­
setzung: Les collèges et les gymnases de la Suisse, Lausanne 1920.
33 RODUIT, S. 247.
34 RODUIT, S. 18.
es nur die M atura A als Voraussetzung für die Prüfung als Advokat und Notar; mit 
dem Typ B musste der Kandidat vor der kantonalen Maturakommission eine befrie­
digende Ergänzungsprüfung in Griechisch bestehen (Art. 1 und 3). Es ist anzuneh­
men, dass die Qualität der Walliser Rechtsprechung dank dieser Vorschrift stark 
gestiegen ist [!]. M it dem Maturaausweis C war es scheinbar überhaupt nicht mög­
lich, Advokat oder Notar zu werden.
Dieses Maturareglement blieb in den meisten Bestimmungen sinngemäss bis ans 
Ende des Jahrhunderts bestehen. Kleinere Anpassungen erfolgten durch den Staats­
ratsbeschluss vom 24.1.1936. Die Matura A war jetzt nicht mehr Voraussetzung für 
die Prüfung als Advokat oder Notar. Das Maturitätsreglement vom 8.11.1948 aner­
kannte als Neuheit die kantonale Handelsmatura. Schon ein Jahr später verschärfte 
der Staatsrat die Bedingungen zum Bestehen der M aturaprüfung (8.4.1949). Im 
Disziplinarreglement von 1928 versuchte der Staat, die Zügel etwas anzuziehen; er 
führte die «Kleine Matura» wieder ein und stellte zusätzliche Anforderungen an die 
Promotion von der untern in die obere Industrieschule.
Und immer wieder: Geldknappheit und Sparmassnahmen
Die Gehälter des Lehrpersonais an den klassischen Gymnasien und an der 
höheren und unteren Industrieschule waren sehr bescheiden. Vorerst gab es an den 
klassischen Gymnasien die alte Unterscheidung zwischen Klassen- und Fachprofes­
soren35. Ein Klassenlehrer unterrichtete Religion, Muttersprache, Latein, Geogra­
phie, Geschichte, Griechisch, Philosophie; die Fachlehrer waren zuständig für 
Naturwissenschaft, M athematik, Arithmetik, Naturgeschichte, alte und neue 
Literaturgeschichte, Weltgeschichte, Kalligraphie, Gesang, Zeichnen und Turnen. 
Niemand durfte mehr als 30 Stunden in der Woche unterrichten. Im Gegensatz 
zum Reglement der Staatsangestellten gab es keine Hinweise auf eine Ruhegehalts­
kasse.
Die Bestimmungen des Reglements vom 11.2.1919 betreffend die Gehälter der 
Professoren an den Kollegien erhöhten die Löhne nur unwesentlich36. Der H aupt­
unterschied zu früher bestand darin, dass jetzt alle Lehrkräfte als Fachlehrer pro 
Stunde entlöhnt wurden. Der Staatsrat beschloss zusätzlich eine Teuerungszulage 
von 10% für die unverheirateten, von 15% für verheiratete Lehrpersonen37. Das be­
scheidene Glück dauerte allerdings nicht lange, denn im Beschluss vom 2.2.1923 
kürzte die Regierung alle Gehälter der Professoren wie jene der Staatsangestellten 
und Primarlehrer global bis zu einem Minimalbetrag von Fr. 2’000.- um 5%. Die 
Defizite der Staatsrechnungen 1920 und 1921 und die negativen Voranschläge der 
Regierung für 1922 und 1923 hatten zu dieser Krisenlage geführt38. Der Spardruck 
war so gross, dass der Grosse Rat in der Maisession 1923 einen Entwurf beriet, der
35 REGLEMENT betreffend die G ehälter der Prolessoren an den Kollegien, SG 24, 1911-1913, S. 219.
36 GRP, Verlängerte Novembersession 1918, Februar 1919, S. 163-171; SG 36, 1917-1920, S. 293.
37 A r c h iv , J g .  1 9 2 0 ,  S. 6 6 f .
38 L o n f a t , S. 190f.
an die alten Diskussionen von 1907 anschloss: Reduktion der Studiendauer in den 
Kollegien auf sieben Jahre, Reduktion der Kollegien auf eine einzige Schule im Kan­
ton, Einführung des Schulgeldes etc. Die Regierung versuchte umsonst, die Kolle­
gien zu reorganisieren und Einsparungen zu erzielen.
Neue Sparmassnahmen in den dreissiger Jahren
Eine weitere Krise folgte zehn Jahre später.39 Im Dekret vom 8.2.1934 betreffend 
die Herabsetzung der Gehälter verloren die Professoren wie die Staatsangestellten 6% 
des Gehalts, bis zu einem Minimalbetrag von Fr. 2 ’000.-. Für Lehrer mit Kindern 
unter 18 Jahren verminderte sich der Lohn um 14%. Der Beschluss trat rückwirkend 
auf den 1.1.1934 in Kraft und konnte auf die Jahre 1935 und 1936 ausgedehnt wer­
den. Das Dekret vom 13.11.1936 kürzte den Professoren von Brig und Sitten das 
Gehalt sogar um 10%. In den Jahren 1934-1936 mussten sich die Departementsvor­
steher sehr energisch bei den Rektoren ins Zeug legen und von ihnen zusätzliche O p­
fer abverlangen. Der Grosse Rat hatte nämlich wieder vorgeschlagen, die Kollegien 
der Privatwirtschaft zu überlassen. Gespräche hatten schon stattgefunden. «Für den 
Fall, dass hier keine Einigung zustande kommt, wird der Staatsrat eingeladen, den 
Beschluss des Grossen Rates vom Januar 1936 auszuführen.» Dieser wollte entweder 
die technischen Kurse im Kollegium Sitten abschaffen, oder die klassische Abteilung 
auf sieben Klassen reduzieren, oder eventuell eine Erhöhung der Gemeindebeiträge 
durchführen. Im ganzen zählte das Sparprogramm der Finanzkommission 60 Vor­
schläge. Die Finanzkommission unterbreitete dem Staatsrat am 27.2.1936 noch ein­
mal den Inhalt des Sparbeschlusses über die Kollegien, den Vorschlag 27: «Der 
Staatsrat soll ohne Verzug endgültige Anträge zum Budget 1936 vorschlagen, wie die 
Kollegien von Sitten und Brig in finanziell autonome Anstalten gesetzt werden und 
der Privatwirtschaft und den betreffenden Gemeinden unter Aufsicht des Staates 
übertragen werden.»40
Die Spannungen zwischen Finanzkommission und Staatsrat zogen sich bis in 
die Maisession 1937 hin. Der Vorschlag 27 lautete jetzt: «Die Kommission nim m t 
von den laufenden Verhandlungen betreffend die Übergabe des Kollegiums Sitten 
an die Privatwirtschaft Kenntnis. Für den Fall, dass keine Einigung zustande käme, 
wird der Staatsrat eingeladen, den Beschluss des Parlaments vom Januar 1936 aus­
zuführen, d.h. entweder die technischen Kurse abzuschaffen oder die Lateinklassen 
auf sieben zu reduzieren oder die Lyzeen zusammenzulegen (concentrer) oder end­
lich eine eventuelle Erhöhung der Gemeindebeiträge zu beschliessen.» Es scheint, 
dass sich die umliegenden Gemeinden nicht zu Beiträgen verpflichteten. Dagegen 
zahlten laut Staatsrechnung von 1938 die Stadt Sitten Fr. 8’000.- für das klassische 
Gymnasium und Fr. 6’700.- jährlich für die obere Industrieschule. Brig und Sitten 
zahlten von jetzt an also auch für die klassischen Gymnasien. Für Brig waren das 
Fr. 3’300.-. Die Finanzmisere im Staat war in diesen Jahren so gross, dass die Pro-
»  R o d u i t , S . 2 2 9 f .
40 StAW, F o n d s  4200-1982/11 , Nr. 26.
tokolle des Grossen Rates von 1934-1936 nicht mehr gedruckt wurden41. Dagegen 
subventionierte der Staat 1934 die untern Industrieschulen von Sitten, M onthey 
und Bagnes mit je Fr. 7’120.-42.
Diese schwierige Zeit für die Gymnasien und die Finanzen des Staates fiel zusam­
men mit einem Tiefstand in der Walliser Politik, wo die konservative Regierung ein 
ausgesprochen schlechtes Beispiel von Zusammenarbeit gab. Auch während der 
Kriegszeit 1939-1945 dauerten die finanziellen Sorgen an43.
Eine symbolische Besserstellung (1942)
Die Gehälter der M ittelschullehrer waren so niedrig, dass der Staatsrat, trotz 
Sparmassnahmen, am 30.10.1942 eine kleine Erhöhung beschloss44. Sie war be­
scheiden, brachte aber als wichtige Neuerung das Prinzip der Jahresbesoldung. 
Eine weitere kleine Verbesserung brachte das Dekret vom 13.11.1953 über die 
Teuerungszulagen für das Lehrpersonal. Das Gehalt erhöhte sich um 6%, und der 
Lohn wurde auf der Grundlage von 170 Punkten indexiert. Bei weiteren 5 Punk­
ten sollte der Lohn um 3% aufgebessert werden. Die Zahl der wöchentlichen 
Unterrichtsstunden legte der Gesetzgeber auf 28, im Jahre 1956 auf 26 Stunden 
fest45. Für die Lehrkräfte der Abtei St-Maurice sah die Konvention schon vorher, 
nämlich am 2.10.1953, eine Änderung vor, die man 1956 im neuen Vertrag ver­
ankerte46.
Keine Einmischung von aussen
Abgesehen von ihren finanziellen Sorgen beschäftigten sich die Kollegien wenig 
um die Zeichen der Zeit. Der Unterricht lief in der hergebrachten Routine. Von den 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Änderungen der ersten Jahrzehnte und des 
Ersten Weltkrieges floss wenig in den Unterricht. M it Vehemenz verteidigten die 
Kollegien dagegen die kantonale Autonomie in Schulfragen. Als Professor Albert 
Barth 1919 im Auftrag des Bundesrates verschiedene Reformen vorschlug, wehrten 
sich die Rektoren vehement sogar gegen eine geplante Umfrage, die das eidgenös­
sische Departement des Innern auch im Wallis durchführen wollte. Die Rektoren der 
drei Walliser Kollegien verlangten vom Erziehungsrat, dass er auf den Vorschlag nicht 
eintrete. Die Vernehmlassung würde den Eindruck einer Einmischung des Bundes in 
unsere Gymnasien erwecken. Nach der Meinung der Rektoren könnten sich die
41 StAW, Fonds 1001-244, 245, 246.
42 STA A TSR ECH N U N G  1934, S. 28, 34. Die G esam tkosten für das Kollegium Sitten kosteten den Staat 1938 netto 
Fr. 7 1 ’339.-, für Saint-M aurice Fr. 37 ’000.- und fur Brig Fr. 69 ’833.- Auch in der übrigen Schweiz blieben die 
Jahre zwischen den beiden W eltkriegen nicht ohne Schwierigkeiten: Roland R U FFIE U X , La Suisse de l’entre-deux- 
guerres, Lausanne 1944, S. 49-131, 197-279.
«  StAW, Fonds 1001-264/24, S. 44f.; 4 .11.1941 und  11.11.1941.
44 SG 38, 1942-1943, S. 148.
45 GRP, Maisession 1963, S. 65-76.
46 L o n f a t , S. 1 9 0 f .
katholischen Kollegien sehr wohl untereinander verständigen, wenn wesentliche 
Änderungen in den Programmen notwendig wären. Dazu brauchten sie keine Hilfe 
des Bundes47.
Das Mittelschulgesetz im Rückblick
Die Auswirkungen des Mittelschulgesetzes von 1910 waren bescheiden. Die gut­
en Anfänge des neuen Gesetzes erstarrten leider seit der Kriegszeit 1914-1918 wieder 
in alten Gewohnheiten. Die Industrieschule konnte sich nicht profilieren. Tradi­
tionelle Werte und die Landwirtschaft siegten in Politik und Öffentlichkeit. Bei 
der «Lagebeurteilung» des Walliser Schulsystems als Antwort auf die Motion Crittin 
lobte Staatsrat Escher zwar 1933 die Walliser Gymnasien in den höchsten Tönen: 
«Jede der drei Schulen ist vollbesetzt. Jedes Gymnasium darf eidgenössisch anerkann­
te Maturazeugnisse verteilen. Es gibt in der Schweiz keinen vergleichbaren Kanton, 
der so viele Möglichkeiten bietet. Der Kanton Waadt besitzt nur eine Schule dieser 
Art, Zürich mit beinahe fünfmal mehr Einwohnern hat nur deren zwei. Der Grosse 
Rat hatte 1910 lange über die Weiterexistenz dieser drei Kollegien diskutiert. Er 
glaubte, drei Schulen wären nicht lebensfähig. Diese Furcht war unbegründet, denn 
sie entwickelten sich ausgezeichnet.»48
Verbesserungen brachte das Gesetz von 1910 durch die Errichtung der höheren In­
dustrieschule (EIS) in Sitten und die Dezentralisation der Gymnasien in Brig, Sitten 
und St-Maurice. Die Schulen erfreuten sich jedoch in der Anwendung von Reglemen- 
ten und Programmen einer zu grossen Autonomie. Erst die eidgenössischen Druck­
mittel, die Forderungen der Universitäten und das Drängen der Industrie brachten 
langsam Bewegung in die intellektuelle und wirtschaftliche Lethargie. Der Erziehungs­
rat als Aufsichtsbehörde war trotz einiger tüchtiger Mitglieder weitgehend ineffizient.
Die Walliser Gymnasien änderten sich von 1910-1962 nur unwesentlich. Die 
herrschende Klasse und viele Politiker beschränkten sich auf das Lamentieren über 
das Fehlen von technischen und wissenschaftlichen Walliser Kadern und das M ono­
pol der schweizerischen oder ausländischen Führungskräfte49. Begnadete Pädagogen, 
fähige Wissenschafter und starke Persönlichkeiten im Lehrkörper machten in allen 
Kollegien diese Schwächen meist wett.
Die Gymnasien in den letzten vier Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts
Das Schulgesetz von 1962, VSG und EDK
Das Schulgesetz von 1962 brachte die gesamte Bildungsstruktur des Kantons in 
Bewegung. Wenn wir etwas schematisieren dürfen, waren in der Folge besonders 
die siebziger und achtziger Jahre gekennzeichnet durch einen ungeahnten Auf­
47 RODUIT, S. 230fF., 243; Albert B A R T H ,  Die Reformen der höheren Schulen in der Schweiz, Basel 1919.
48 GRP, Novembersession 1932, Januar 1933, S. 82; LoNFAT, S. 53.
49 RODUIT, S. 328f.
schwung der Primär-, Orientierungs-, M ittel- und Gewerbeschulen. Die grosse 
Wende brachten die verbesserte Grundausbildung in den Primarschulen, in den 
dezentralisierten Orientierungsschulen und der gebrochene Bildungsweg auf der 
Oberstufe. Die Gymnasien zogen dabei Nutzen aus den Rahmenbedingungen, die 
ausserhalb des Kantons vorbereitet wurden. Das waren an erster Stelle die eidge­
nössischen M aturitätsverordnungen (MAV) und die damit verbundenen Arbeiten. 
Die treibende Kraft bildeten oft der Verein schweizerischer Gymnasiallehrer (VSG) 
und das Sekretariat der ED K. Seit seiner G ründung im Jahre 1860 stand der VSG 
jeder MAV Pate.
Die eidgenössischen Maturitätsverordnungen
Im zwanzigsten Jahrhundert gelang es nach mühsamem Kampf, in der 4. MAV 
die Maturatypen A, B und C als Voraussetzung für das Medizinstudium durchzu­
setzen. M it der Matura C war 1925 noch eine Zusatzprüfung in Latein notwendig. 
Erst die 5. MAV 1968 brachte dem Typ C die volle Gleichberechtigung. Zugleich 
öffnete («tolerierte») diese Verordnung den gebrochenen Bildungsweg, wie ihn das 
Wallis mit der Orientierungsschule vorschlug. Die eidgenössische Maturitäts­
kommission war zu Beginn noch recht reserviert. Das Walliser Departement insis­
tierte und spielte mit Genf eine Vorreiterrolle für den gebrochenen Bildungsgang. 
Die eidgenössische Kommission akzeptierte schliesslich die neue Form ohne Begeis­
terung. So musste Staatsrat Antoine Zufferey noch 1977 dem Präsidenten der Kom­
mission in allen Einzelheiten begründen, dass die verlangten sechs Jahre vor der 
Matura im Wallis einen gymnasialen Charakter besitzen, selbst wenn die zweite 
Orientierungsklasse nicht im Gymnasium unterrichtet werde50. Der «Walliser Weg» 
oder der «gebrochene Bildungsweg» wurde in der Folge in den meisten Kantonen 
nachgeahmt. Die 6. MAV von 1972 schuf die neuen Maturatypen D und E und 
verstärkte damit auch den gebrochenen Bildungsgang. Im gleichen Jahr erschien der 
Bericht Mittelschule von Morgen (M IM O).
Die EDK-Mittelschulkommission schlug 1980 und 1982 eine Reduktion der 
Maturitätsfächer und -typen vor. 1985 gab die Kommission Gymnasium-Univer-
Studentenligen
Um die Jahrhundertwende entstanden Vereine zum Kampf gegen den Alkoholismus. 
Die Walliser Bildungsstätten waren aktiv beteiligt. In den Kollegien gab es Studen­
tenligen mit anspruchsvollen Namen: im Kollegium Brig war es die Simplonia, im 
Kollegium Sitten hiess sie Prudentia und in St-Maurice Sapientia. In der Landwirt­
schaftlichen Schide in Ecône nannte man sie prosaisch « Travail» und im Lehrer­
seminar in Sitten «Zukunft» (ARCHIV, Jg. 1906, S. 63-105).
sität (KGU) die zehn Thesen zum gymnasialen Unterricht heraus und 1986 kam es 
in der 7. MAV zu einer Minirevision: Informatik wurde Unterrichtsfach, Ange­
wandte M athematik konnte die darstellende Geometrie ersetzen und die Schulen 
durften ein Maturafach austauschen (Art. 9). 1987 begann mit intensiver Betei­
ligung der VSG-Fachverbände die Ausarbeitung eines Rahmenlehrplanes (RLP) für 
Maturitätsschulen.
Eine eigene Dienststelle fiir die Mittelschiden 1963
Das Gesetz von 1962 verlangte die Gründung der Dienststelle für Mittelschul­
wesen (Mittelschulamt) im Jahre 1963. Diese Abteilung wurde notwendig, um die 
Bestimmungen des Schulgesetzes umzusetzen. Sie erweckte zu Beginn einige O ppo­
sition. Bisher hatte sich nämlich eine einzige Dienststelle um alle Schulen zu küm­
mern. Sie verfügte aber nicht über die notwendigen Mittel und die beruflichen Vor­
aussetzungen der Mitarbeiter51. Eine recht mühsame Arbeit der Dienststelle bestand 
zu Beginn darin, die Anforderungen in den Sekundarschulen zu vereinheitlichen und 
den Eintritt ins Kollegium zu koordinieren. Man stellte z.B. fest, dass im Kollegium 
Sitten 1965 im ersten Jahr an die 35% und im zweiten Jahr 34% der Schüler die 
Klasse nicht bestanden. Dazu gab es in allen Gymnasien Lehrkräfte, die den Anfor­
derungen fachlich und pädagogisch nicht genügten. Die neue Dienststelle versuchte 
mit Aufnahme- und Promotionsexamen die Lage zu verbessern. Sie vereinheitlichte 
die Programme und schrieb gemeinsame Lehrmittel vor. Das gefiel den an Unab­
hängigkeit gewöhnten Rektoren nicht überall, und einzelne Lehrkräfte fühlten sich 
durch Inspektoren verunsichert und bedrängt.
Neue Leitungsstrukturen
Die Rektoren waren z.T. überfordert. Neben einem meist vollen Unterrichts­
programm hatten sie keine oder wenig administrative Unterstützung. Aus diesen 
Gründen schlug die Dienststelle 1965 einen Rektoratsrat vor. Er sollte das Führungs­
gremium mit einem Prorektor und vier Abteilungsleitern verstärken. Die Meinungen 
zwischen den Rektoren und dem Departement gingen jedoch derart auseinander, 
dass das Reglement erst 1970 in Kraft treten konnte52. Der Prorektor erhielt sechs 
Wochenstunden Entlastung, die Abteilungsleiter vorerst drei, später vier Stunden. 
Das Misstrauen der Partner war 1970 noch so gross, dass der Staatsrat das Reglement 
vorerst nur für vier Jahre provisorisch in Kraft setzte, endgültig erst am 9.10.1974. 
Das Reglement erleichterte die mannigfachen und immer schwierigeren Aufgaben 
der Rektoren und schuf neue Leitungsorgane. Es verbesserte die erzieherischen 
Aufgaben der Kollegien und förderte die Kontakte zwischen Lehrkräften und 
Schülern. Gegenseitige Information zwischen Departement, Direktion, Lehrpersonal
51 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1963, S. 109.
52 S t a a t s r a t s b e s c h l u s s  vom 25.6 .1970.
C L A S S E S 1 2 3 4 5 TOTAL
TYPES A B C E A B C E A B C E A B C E A B C E A B C E
1 e r  g ro u p e
P h i lo s o p h ie 4 4 4 4 4 4 4 4 8 8 8 8
F r a n ç a i s 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 20 20 20 20
A lle m an d 4 4 4 4 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 16 16 16 16
M a th é m a tiq u e s 4 4 8 5 4 4 6 4 4 4 6 4 3 3 6 3 4 4 6 4 19 19 32 20
L a t in 6 6 6 6 5 5 5 5 5 5 27 27
G rec 4 3 3 3 3 16
A n g la i s  ou  i t a l i e n 4 4 4 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 - 16 16 16
P h y s iq u e  C 3 4 4 - - 11 -
S c ie n c e s  é c o n o m iq u e s 5 6 5 5 5 26
2ème groupe
I n s t r u c t i o n  r e l i g i e u s e 2 2 2 2 2 2 2 2 1 1 1 1 5 5 5 5
A n g la i s  ou  i t a l i e n 2 2 2 2 2 2 2 2 4 4 4 4
H i s t o i r e  -
I n s t r u c t i o n  c i v i q u e 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 10 10 10 10
G é o g ra p h ie 2 2 2 2 2 2 2 2 3 3 3 3 7 7 7 7
S c ie n c e s  n a t u r e l l e s 2 2 2 2 2 2 2 2 3 3 3 3 7 7 7 7
C h im ie 3 3 3 3 3 2 2 2 2 5 5 8 5
P h y s iq u e  A ,B ,E 4 4 4 4 3 3 3 7 7 - 7
G é o m é tr ie  d e s c r i p t i v e 2 2 4
D e s s in  ( à  o p t i o n 1 1 3 1 2 2 3 2 2 2 2 2 5 5 8 5
M u s iq u e (d è s  2e a n n é e 1 1 1 1 2 2 3 2 2 2 2 2 5 5 6 5
D a c ty lo g r a p h ie 1 1 1 1 1 1 1 1
E d u c a t io n  p h y s iq u e 3 3 3 3 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 3 3 3 3 12 12 12 12
T o t a l 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34
Erziehungsdepartem ent, S itten  1976.
und Schülern wurde zur Pflicht, ebenso die Mitarbeit mit den Eltern. Das Reglement 
war keineswegs unumstritten. Besonders die Rektoren und einzelne Professoren be­
fürchteten eine zu starke Reglementierung durch das Departement. Das Beispiel 
machte jedoch Schule und bewährte sich. Die Gewerbeschulen und die Lehrer- 
seminarien führten ähnliche Leitungsstrukturen ein.
Es herrschten um diese Zeit mancherorts noch lockere Gewohnheiten. 1969 
musste das Departement einzelne Rektoren noch auffordern, jede frei werdende 
Stelle offiziell auszuschreiben. Büropraxis und Schreibmaschinenunterricht führten 
die Kollegien (mit Ausnahme von Brig) nur widerwillig oder zuerst überhaupt nicht 
ein. Ein Gymnasium befürchtete sogar den Untergang der abendländisch-klassischen 
Kultur! In den Kollegien von Brig und Sitten und später St-Maurice konnten dage­
gen Laboranten-Operatoren die Arbeit der Lehrkräfte in den Naturwissenschaften 
erleichtern. Im Kollegium Brig begannen bereits 1970 Versuche mit Semesterzeug­
nissen. Um das Niveau der Schulen zu heben, dachten einige um diese Zeit wieder 
daran, die kleine Matura einzuführen53.
53 PROTOKOLLE der Rektorensitzungen 1969, 1970.
Ein «Disziplinarreglement»
Das Reglement vom 26.8.1970 über die Mittelschulen umfasste alle Fragen, die 
früher in den Disziplinarreglementen zusammengefasst waren. Das letzte stammte 
aus dem Jahre 1949. Das Reglement setzte eine einheitliche Notengebung und die 
Promotionsbedingungen fest. Ein Kapitel war mit «Schule und Elternhaus» bezeich­
net, ein anderes galt der Mitsprache der Schüler und zeigte die Rekurswege auf54.
Die in den meisten Schweizer Gymnasien stark verspürten Nachwehen der 
68er-Bewegung waren im Wallis eher schmerzlos. Auch wenn einige Rektoren zeit­
weise unter allzu arroganten Schülern litten: es kam nirgends zu schweren Aus­
wüchsen und gab keinen Aufruhr wie in manchen ändern Kantonen. Die M itar­
beit der Eltern und der Schüler zeigte W irkung. Dass es trotzdem gärte, zeigten 
etwa die Schülerzeitschriften, die in einzelnen Kollegien sporadisch erschienen55. 
Alle Erlasse nach dem Schulgesetz von 1962 trugen den Stempel der neuen M ittel- 
schulkommission und verstärkten die Kontrolle durch das Departement. Interne 
«Gewohnheiten» in den Kollegien mussten langsam verschwinden, und die Gefahr 
von Gefälligkeitsnoten nahm ab. Als Gegenleistung konnten die Rektoren den 
administrativen Aufwand der Notenerfassung bei den M aturitätsprüfungen und 
der Auswertung dem Departem ent überlassen. Seit 1995 geschah das m it einem 
besonders erstellten Informatikprogramm.
Programm and Stundentafel von 1976
1976 gab die Dienststelle für Mittelschulen in Zusammenarbeit m it den Rek­
toren ein neues Programm heraus. Es war der einzigartige Versuch, die Programme 
aller Gymnasien zu koordinieren und den Wert sämtlicher Walliser Maturazeugnisse 
auf den gleichen Stand zu bringen. Das war in der damaligen Lage der Walliser Gym­
nasien der einzig richtige Weg. Triebkraft war der Sittener Rektor Henri Schwery. 
Diese und andere Massnahmen führten zu einer wesentlichen Verbesserung der 
Schulqualität. Die Kollegien mussten auf einige liebgewonnene Gewohnheiten und 
Bequemlichkeiten verzichten und erlebten vermehrte Kontrollen, freuten sich dann 
aber über die sichtbar bessern Ergebnisse.
Informatik
Die Programme folgten in den achtziger Jahren der modernen Entwicklung. In 
allen Gymnasien fand der Informatikunterricht von Anfang an begeisterte Förderer; 
zuerst war es eine ausgesprochene Domäne der Mathematiklehrer. Eine Kommission 
des Mittelschulamtes und der Berufsbildung erarbeiteten die Grundsätze dazu. Die
51 V erwaltungsbericht 1970, S. I30f.
55 Im Kollegium Brig: Reflex (1969), Orgasm us, Vox (1990); im Kollegium Sitten: Journal de Skaldes (1968) oder 
Le pavé (1971) u.a.m .
Handelsmittel- und die Gewerbeschulen führten Informatik 1979 nach den Anwei­
sungen des BIGA ein. Für die Gymnasien schlug die Kommission in der ersten Pha­
se eine «Sensibilisation» für alle Schüler vor; erst dann sollte der Unterricht allen als 
fakultatives Angebot zugänglich sein. Schwierig war die Wahl der Programme, der 
sogenannten «Sprachen». Für die Maturatypen schlugen die Mitglieder Basic, For­
tran und Pascal vor, für die Handelsdiplomschulen Basic und Cobol. Daneben gab es 
noch andere «Sprachen», so dass zeitweise ein richtiger «Sprachenstreit» auszu­
brechen drohte. Die Kommission stellte sieben Varianten zur Diskussion, die vom 
Anschluss an das Informatiksystem des Staates bis zur absoluten Freiheit jeder Schu­
le ging. Die meisten Schulen begannen mit Mikrocomputern und der Sprache Basic. 
Kontakte mit der Privatindustrie und mit Sponsoren ermöglichten an den meisten 
Schulen mit Hilfe des Staates grosszügige Investitionen. In allen Gymnasien konnte 
recht bald mit modernen Apparaten und Programmen gearbeitet werden. Besonders 
initiativ war das Kollegium Brig, wo Schüler an Wettbewerben Preise gewannen. Die 
Entwicklung schritt in der Folge schnell voran. Informatik wurde Teil des Schul- 
programms und in der eidgenössischen MAV von 1986 Maturafach. Die Naturwis­
senschaften erfuhren in gut eingerichteten Laboratorien und bei gut ausgebildeten, 
meist jungen Lehrkräften jene Aufwertung, die man in unserm Kanton seit Jahr­
zehnten vermisst hatte.
Dezentralisierung der Mittelschulen?
In den achtziger Jahren stellte sich in Politiker- und Schulkreisen die Frage nach 
einer stärkeren Dezentralisierung der Gymnasien. Das Departement befürwortete 
seit dem Bau des Kollegiums in Sitten Schulen für 700-800 Schüler und Schüle­
rinnen. Pädagogische und soziale Gründe sprachen dafür. Die Nähe eines Gymna­
siums erleichterte Kindern aus einfachen Verhältnissen den Weg zum Studium. So 
kam es zu langen und leidenschaftlichen Diskussionen um ein Kollegium in Siders. 
Der Grosse Rat billigte im Dekret vom 10.5.1989 einen Bau auf dem Terrain «Guil- 
lamo-Paradis»56. Das Projekt scheiterte an der Standortfrage, weil die «Maison Rose» 
auf dieser Parzelle Künstler, Schriftsteller und Heimatschützer zur Opposition und 
zu Einsprachen veranlasste57.
Interventionen im Grossen Rat verlangten ein weiteres Kollegium in Martinach. 
Nachdem sich der Staatsrat am 9.1.1985 grundsätzlich für eine verstärkte Dezent­
ralisierung der Mittelschulen im Kanton ausgesprochen hatte, bereitete auch Mar­
tinach in Zusammenarbeit mit dem Departement konkrete Vorschläge für die M atu­
ratypen C und D vor. Die Vertreter der Abtei und der Gemeinde St-Maurice 
widersetzten sich diesen Vorschlägen in einem Minderheitsbericht58. Schliesslich 
erhitzten sich von 1985 bis 1988 die Gemüter in Brig und Visp an der Frage, ob ein
»  SG 83, 1 9 8 9 ,5 .5 2 .
57 ASSOCIATION pour le développem ent de la région de Sierre «Etude sur la possibilité de créer un  collège à  Sierre»; 
GRP, Verlängerte Maisession, Juni 1987, S. 245-248; Maisession 1989, S. 242-265.
58 StAW, Fonds 4200-1996/73 , Vol. 149; GRP, Verlängerte M aisession, Juni 1987, S. 267f. und  271.
Teilgymnasium in Visp oder in einem ändern Teil des Oberwallis (Gampel/Steg, 
Leuk/Susten) entstehen sollte. Hier wehrte sich Brig vehement, und die Studie­
renden gaben ihrer Ablehnung am 29.3.1988 in einem grossen Protestmarsch durch 
die Stadt energisch Ausdruck59. Die Presse berichtete über die Auseinandersetzung 
von Anfang März bis Anfang Mai 198860.
Öffnung und Qualität in den letzten drei Jahrzehnten
Was um 1975 noch undenkbar war (nicht nur in unserm Kanton), dass näm ­
lich der gemischte Unterricht in den Mittelschulen zur Regel wurde, trat schlag­
artig 1978 mit der Neuorganisation der Handelsmittelschulen und nach 1980 in 
den Gymnasien von Sitten, Brig und St-Maurice ein. In einzelnen M aturaabteilun­
gen, besonders C und E, hatten die M ädchen allerdings schon seit 1965 Zutritt. 
Zu Beginn der neunziger Jahre genossen die Walliser Gymnasien einen ausgezeich­
neten Ruf. Statistiken zeigten, dass unsere Absolventen und Absolventinnen auf 
den Hochschulen die kleinsten Versagerquoten aufwiesen. Die Gymnasien waren 
gut geführt und verfügten über gut ausgebildete Lehrkräfte. Das kulturelle Leben 
mit Chor, Orchester und Fanfaren erreichte Höhepunkte. Theateraufführungen 
hatten in Brig, Sitten und St-Maurice Tradition. Alle Kollegien bem ühten sich 
ebenfalls um eine Öffnung nach aussen und wirkten im Rahmen der UN ESCO- 
affilierten Schulen mit61.
Die ausserordentlichen Fortschritte in den Walliser Mittelschulen, wie in den 
Primär- und Berufsschulen, sind nicht denkbar ohne die endlich angemessene 
Bezahlung der Lehrkräfte. Die entscheidenden Dekrete entstanden in den sechzi­
ger und siebziger Jahren. Treibende Kräfte waren Staatsräte wie Marcel Gross, 
Wolfgang Loretan, Antoine Zufferey und in den achtziger Jahren Bernard Comby 
und andere. Meist half der Druck von aufgeschlossenen und sozial eingestellten 
Grossräten.
Hochschulstudien nach 2000
Im Jahre 2001 meldeten sich 21% eines Jahrgangs der Walliser Maturandinnen 
und Maturanden in einer Universität an. Zwanzig Jahre früher waren es bei 12%. Bei 
den Fachhochschulen stieg die Zahl von 5.2% im Jahre 1997 auf 9.7% im Jahre 
2001. Mit 51 % lag der Anteil der Frauen beim Eintritt in eine Universität 2002 erst­
mals höher als jener der M änner62.
M D E Z E N T R A L ISIE R U N G  der Oberwalliser M ittelschulen. Beurteilung aus der Sicht der Region Visp, ARW/Visp,
18.2.1986; StAW, Fonds 4200-1996/73.
“  W B 1988, Nr. 60, S. 7; Nr. 70 , S. 13, 17; N F  1988, Nr. 71, S. 41; W B 1988, N r. 72, S. 11; N r. 74 , S. 7; 
N F  1988, Nr. 74 , S. 43. 48; W B 1988, Nr. 77, S. 10, u.a.m .
61 JA H R E SB E R IC H T E  der Kollegien St-M aurice 1996/97, Brig und  Planta.
62 BFS; W B, 18.12. 2002, S. 28.
Ausgestellte Maturitätszeugnisse1 1980-2000
Année S ection  c lass iq u e S ection S ection S ection T otal E xam en d e
latin  /  sc ie n c e s sc ien tifiq ue langues m odernes so cio-éco no m iqu e diplôme com mercial
Jahr Latein- Math.- Naturwiss. Neusprachliches Wirtschafts­ Total Diplom­
abteilung Gymnasium Gymnasium gymnasium prüfungen
A + B C 0 E
1980 143 64 - 110 317 -
1981 167 95 93 355 239
1982 204 94 - 108 406 342
1983 196 122 - 129 447 350
1984 213 107 - 108 428 290
1985 210 149 - 124 483 335
1986 201 116 51 96 464 263
1987 162 147 74 84 467 375
1988 177 133 73 150 533 377
1989 192 123 70 141 526 411
1990 157 120 79 152 508 372
1991 172 154 77 161 564 365
1992 181 113 80 200 574 334
1993 163 108 82 162 515 310
1994 165 146 78 199 588 269
1995 197 141 71 186 595 254
1996 184 131 70 183 568 272
1997 228 135 93 163 619 229
1998 228 145 109 158 640 257
1999 245 164 146 120 675 302
2000 230 160 159 157 706 291
2001 217 158 152 174 701 310
2002 155 147 166 206 674 322
: En vertu  d e  l 'o rd o n n a n c e  féd é ra le  d u  2 2  m ai 196 8  e t d u  18 d é c e m b re  197 2  
Nach Bundesverordnung vom 22. Mai 1968 und vom 18. Dezember 1972
Statistisches Jahrbuch  2 0 0 2 , S. 3 7 1 .
Das eidgenössische Maturitäts-Anerkennungsreglement MAR 1995 
und Erziehung 2000 (E 2000)
Die geltenden Maturitätsanerkennungsverordnungen des Departements des In­
nern basierten auf dem Medizinalgesetz von 1877 und standen so juristisch auf 
schwachen Füssen. Die EDK wollte dies endlich ändern63. Ein erstes Projekt des EDI 
und der EDK mit dem Titel «Anerkennung von kantonalen Maturitätszeugnissen» 
lehnte der VSG 1993 ab. Bis zum Maturitäts-Anerkennungsreglement (MAR) von 
1995 dauerten die Diskussionen fort. Vor diesem eidgenössischen Hintergrund spiel­
ten sich ebenfalls die Ereignisse im Wallis ab. Die kantonalen Maturitätsregiemente
63 R o b e r t  U n t e r e g g e r , P e r sp e k t iv e n ,  in : S c h w e iz e r  S c h u l e , 1 9 9 6 ,  N r .  7 / 8 ,  S . 3 - 1 1 .
folgten in immer schnellerem Rhythmus und widerspiegelten die sich verändernden 
Verhältnisse. Die Daten beweisen es: 1912, 1927, 1948; 1968, 1971, 1975, 1991, 
1995 und 1998.
Die wesentliche Änderung des MAR 95 bestand in der Preisgabe der früheren 
Maturitätstypen A, B, C, D, E. An ihre Stelle konnte der Schüler jetzt neben den sie­
ben Grundlagenfächern ein Schwerpunktfach und ein Ergänzungsfach wählen. Eine 
individuelle Maturaarbeit ergänzte den Studiengang. Bei den Grundlagenfächern 
schrieb das Wallis verpflichtend für alle Französisch und Englisch vor; als kantonale 
«Besonderheiten» bezeichnete es zudem Philosophie und Religion.
Die Haltung dei- Mittelschullehrer
Bereits 1994 gab die Walliser Regierung ihr Einverständnis zum neuen MAR und 
teilte dies dem eidgenössischen Departement des Innern mit. Das Departement 
unterstrich bei dieser Gelegenheit sein Bekenntnis zur Qualität des gymnasialen 
Unterrichts und bekannte sich zum bisherigen System mit 13 Schuljahren bis zur 
Matura. Der Walliser Mittelschullehrer/innen-Verein reagierte im Januar 1995 aber 
skeptisch auf die Revision der eidgenössischen Regelung. Er hatte es schon ein Jahr 
früher getan: «Maturité: ras le bol»64, und tat es später wieder65. Das entsprach der 
Haltung des VSG auf schweizerischer Ebene66. Rektor Claude M artin äusserte sich 
seinerseits bereits im Jahresbericht des Kollegiums St-Maurice 1995 zur neuen M atu­
ra. Nach seiner Auffassung war die neue Form durchführbar, sofern die Qualität und 
die Glaubwürdigkeit der Matura gesichert sind. Es müssten anspruchsvolle Ziele 
gesetzt und genaue Regeln aufgestellt werden. Sie hätten den Zusammenhang der 
vorgeschlagenen Wahlfächer sicherzustellen. Für die Lehrer war das eine echte Her­
ausforderung. Sie mussten ihre erzieherischen Aufgaben neu überdenken, Konflikte 
zwischen einzelnen Fächern überwinden, sich der Interdisziplinarität öffnen und sich 
selber in Frage stellen, um mit Vertrauen das Abenteuer zu bestehen, das sie am Ende 
dieses Jahrhunderts erwartet67. An die Mehrkosten, verursacht durch zusätzliche 
Schulzimmer und mehr Lehrkräfte, wagten die Kritiker kaum zu denken.
MAR 95 und E 2000
Die Diskussionen um das MAR 95 vermischten sich im Wallis mit den Vorberei­
tungen zu E 2000. Im Oktober 1994 beauftragte Staatsrat Serge Sierra eine Projekt­
gruppe von sechs Personen mit der Ausarbeitung eines Grundlagendokuments für 
ein neues Schulgesetz mit folgenden Worten: «Im Hinblick auf die Drosselung der 
Ausgaben und als Beitrag zu den Bemühungen der Regierung wird das Projekt
H NF, 15.12.1994, S. 20; 1 2 .1 .1 9 9 5 ,5 .9 .
«  W B, 4 .7.1996; NF, 24.12 .1996, S. 2.
66 Jean-Pierre M e y l a n , Die M aturitäts-A nerkennungs-V erordnung (MAV). G rundlage des ältesten Schulabschluss- 
zeugnisscs, in: ED K  1997, S. 56-58.
67 RAPPORT Kollegium St-M aurice, 1994/95, S. 6fF.
«Erziehung 2000» eingeführt, in dessen Rahmen unser Erziehungssystem in seiner 
Gesamtheit analysiert wird. Es verfolgt das ehrgeizige Ziel, Organisation und Funk­
tionsweise der Walliser Schule in einer vorrangig pädagogischen Perspektive zu opti­
mieren und Instrumente einzufuhren, die geeignet sind, die Kostenentwicklung in 
den Griff zu bekommen.» Der Staatsrat billigte das vorgelegte Konzept im Juli 1995. 
Die Projektgruppe bearbeitete darauf die grossen Themenkreise und die konkreten 
Fragen. Im August übernahmen sieben Arbeitsgruppen in sogenannten Modulen die 
Aufgabe, die vorgelegten Probleme zu prüfen. Sie durchleuchteten das Walliser 
Schulwesen kritisch und machten zukunftsweisende Vorschläge. Die Promotoren 
sprachen von einer «Transparenzphase».
Im Juni 1996 setzte sich eine Kommission «MAR 95» im Umfeld von E 2000 
erneut an die Arbeit. Rektoren, Mittelschul- und Sekundarlehrkräfte, Vertreter der 
Universitäten und der Schüler, der Eltern, des Departements und von E 2000 prüf­
ten die Realisierung der Gymnasialstudien im vorgeschlagenen System von vier Jah­
ren. In einer ersten Phase prüfte die Kommission die Frage, ob bei einer Gesamtstu­
dienzeit von 12 Jahren mit vier Gymnasialjahren die Ziele einer Maturitätsschule im 
bisherigen Sinne noch zu erreichen seien. In ihrem ersten Bericht vom September 
1996 stellte sie fest, dass die Qualität der Walliser M aturitäten sehr stark gefährdet 
wäre. N ur eine neunte Klasse (dritte Orientierungklasse) mit vollständigem gym­
nasialem Unterricht könnte den Qualitätsverlust verhindern: «Les experts tempo­
risent; Une mesure qui coûtera cher!»68 Im Jahresbericht 1997/98 des Kollegiums 
St-Maurice bezog der Rektor Stellung gegen eine Reduktion des Gymnasiums auf 
vier Jahre: «Cinq raisons de croire à la filière gymnasiale». Er charakterisierte die 
besondere Aufgabe einer jeden Klasse und kam zum Schluss, dass eine gymnasiale 
Ausbildung, die diesen Namen noch verdiene, die fünf Jahre Ausbildung in unserm 
System brauche69.
Die Anwendung des MAR 95
Über die praktische Anwendung des MAR 95 gab es ebenfalls M einungs­
verschiedenheiten. Die drei Unterwalliser Kollegien schlugen vor, dass Latein, 
M athematik und Wirtschaftswissenschaft bereits in der ersten Klasse unterrichtet 
werden sollten. Das Oberwallis beschloss dagegen homogene Klassen ohne Latein. 
Das Departem ent wollte hier keine einheitliche Lösung für alle Maturaschulen 
durchsetzen. Der viel gepriesene Austausch von Studierenden zwischen den beiden 
Sprachregionen erschwerte sich dadurch erheblich70. Der Schlussbericht der Kom­
missionen diente den Kollegien 1996 als Unterlage für die Vernehmlassung ans 
D epartem ent71.
68 NF, 18.4.1996, S. 2.
69 RAPPORT Kollegium St-M aurice, 1 9 9 7 /9 8 ,  S. 3 ff.
70 W B, 24 .6 .1999, S. 6: Kollegien: Zweierlei M athem atik.
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Zweite Vernehmlassung von E 2000 im Jahre 1997
Vom Dezember 1996 an bereitete die Projektgruppe einen Gesetzesentwurf vor, 
der im März 1997 dem Departementsvorsteher unterbreitet wurde. Im April nahm 
der Staatsrat davon Kenntnis; bis zum 16. Juni 1997 folgte eine weitere Vernehm­
lassung72.
Die Antworten fielen unterschiedlich aus. Viele vorgeschlagene Neuerungen 
schienen zweckmässig und realistisch, andere waren umstritten.
Es gab aber auch wohlwollende Stimmen: Die Orientierungsschule und damit die 
Regionen könnten gestärkt werden, weil die Schüler/innen ein Jahr länger zu Hause 
blieben. Die dritte Orientierungsklasse und die Berufsbildung würden eine notwen­
dige Aufwertung erleben. Die Ziele waren hochgesteckt: E 2000 wollte Qualitätssi­
cherung und Kostenbewältigung anbieten und versprach teilautonome Schulen. Die 
Opposition gegen den Gesetzesentwurf begann in der Walliser Vereinigung der M it­
telschullehrer. Es gelang nicht, die frühere Vertrauensbasis zwischen dem Depar­
tement und den Mittelschullehrern aufrecht zu erhalten73.
Stellung der Rektoren zu E 2000
Die Rektoren der Walliser Kollegien nahmen ihrerseits recht bald eine ableh­
nende Stellung ein. Schon 1995 und 1996 unterhielten sie sich mit dem Depar­
tementschef und legten ihre Argumente für ein fünf Jahre dauerndes integrales 
Gymnasium dar. Als Belege galten neben anderem die Zahlen des Bundesamtes für 
Statistik, wonach die Absolventen der Walliser Gymnasien im schweizerischen Ver­
gleich an erster Stelle standen. Für die Jahre 1984-1988 bewiesen die Zahlen, dass 
69% der immatrikulierten Studenten aus Walliser Gymnasien in der untersuchten 
Zeit ein Diplom erhielten. Das Schweizer Mittel betrug 56.4%. Die Rektoren der 
Walliser Kollegien veröffentlichten ihre ablehnende Haltung bereits am 18.4.1996: 
«Eine Stellungnahme der Walliser Rektoren»74. Der Rektor des Kollegiums Planta 
gab im Jahresbericht 1995/96 sein Urteil über E 2000 ab. Er stellte dabei fest, dass 
ein Gymnasium seinen Auftrag in vier Jahren nicht mehr erfüllen könne und fragte, 
warum ein System, das heute allgemeine Anerkennung ge ni esse und gute Ergebnisse 
erziele, abgeändert werden sollte75.
Die Schülerdemonstration
Das Schuljahr 1997/98 wird in Erinnerung bleiben. Die Spannung zwischen dem 
Departement für Erziehung, Kultur und Sport (DEKS) -  wie sich das Erziehungs­
departement seit 1997 nannte -  und den Lehrkräften und Rektoren war gewachsen.
72 GRP, Okeobersession 1997, Bd. 5, S. 446fF.
73 W B, 31 .5 .1996, S. 9; NF, 31 .5 .1996, S. 14: A u bénéfice du  flou.
74 W B, 18.4.1996, S. 17.
75 Rapport Kollegium  Planta, 1995/96, S. 5 ff.
Die Mittelschulen sahen in einem vierjährigen Gymnasium die Qualität der Matura 
in Gefahr. Das «maturaorientierte dritte Orientierungsschuljahr» überzeugte sie 
nicht. Nach heftigen Pressefehden protestierten mehr als 3000 Schülerinnen und 
Schüler der vier Walliser Gymnasien von Brig, Sitten und St-Maurice am 18. Mai 
1998 in einem eindrücklichen Marsch durch die Strassen von Sitten. Der Protest­
marsch überraschte durch die perfekte Organisation und die Wucht der Opposition. 
Das Walliser Volk gab den Gymnasiastinnen und Gymnasiasten in der Abstimmung 
über das Schulgesetz und das Lehrerstatut am 7. Juni 1998 mit 73% Neinstimmen 
recht76. Uber die Gründe des Misserfolgs schrieb der Chefredaktor des Nouvelliste: 
«Confuse au départ dans ses objectifs d’économie, confondue avec (Objectif Gran­
dit), [...] E 2000 est morte de sa grandeur.»77 Die tieferen Gründe des Misserfolgs 
blieben aber ungeklärt. Die Qualität der Vorbereitungen und die guten Absichten 
hatten ein so kategorisches Nein des Volkes kaum verdient.
Beginn des MAR 95 im Jahre 1998, Vor- und Nachteile
Die Umsetzung des MAR 95 bereitete in der Folge mehrere Schwierigkeiten. Vor­
erst fehlte es in allen Kollegien an zusätzlichen Räumen, weil die Aufteilung der 
Kernklassen in Grundlagen-, Schwerpunkt- und Ergänzungsfächern mehr Lokalitä­
ten erforderte. Das neue Reglement hob die früheren Maturitätstypen auf. Die 
Studierenden erhielten jetzt das Rüstzeug, das sie bisher in allen Typen gemeinsam 
erlernt hatten, in den Grundlagenfächern. Das Schwerpunktfach ersetzte den frühe­
ren Maturatypus. Zusätzlich zu den typenspezifischen Fächern boten die Kollegien 
Fächer wie Spanisch, Bildnerisches Gestalten und Musik an. Schliesslich konnte ein 
Ergänzungsfach aus 13 Angeboten das Menü bereichern. Alle Bedingungen des 
MAR 95 und seine Umsetzung in unsern Mittelschulen enthielt das Reglement vom 
9.6.1999 über die Schulzeit am Gymnasium und die Maturitätsprüfungen im Kan­
ton Wallis. Die finanziellen und organisatorischen Fragen wurden lange unter­
schätzt78. Eine Knacknuss bot auch das Turnen. Im Kollegium Brig sah das Pro­
gramm im ersten Jahr drei Stunden vor, in den nächsten vier Jahren je zwei Stunden. 
Im Unterwallis bestand die Absicht, im vierten und fünften Jahr total nur drei Stun­
den zu erteilen. Der Walliser Turnlehrerverein wehrte sich dagegen. Im Herbst 2001 
wollte er Turnen als Ergänzungsfach anbieten, so dass es 2003 zum ersten Mal als 
Maturadisziplin erscheinen konnte79.
Im Schuljahr 2000/01 erhielten 22.5% der M ädchen und 17.5% der Knaben 
im Wallis eine Matura. Das war m ehr als der Schweizer D urchschnitt und im Juni 
2002 wurden die letzten Walliser Studierenden nach dem System der bisherigen 
M aturitätstypen diplomiert80. Rektor Guy Luisier würdigte im Jahresbericht die 
Vorteile der bewährten Form und hoffte, der neue Weg bringe die erwarteten Vor­
76 Rapport  Kollegium Planta, 1996/97, S. 5-8.
77 Françoise de PREUX, in: Affaires publiques, 1998, No. 3, S. 23.
78 NF, 19.8.1998: Collège: le grand cham bardem ent.
79 W B, 18.12.1998, S. 19.
80 NF, 16.8.2001, S. 31.
teile. Ein Jahr später, im Juni 2003, erreichten die ersten M aturandinnen und 
M aturanden nach dem MAR 95 ihr Ziel. Rektoren und Lehrerschaft würdigten in 
ihren Jahresberichten die Anstrengungen der vergangenen Jahre. Sie stellten sach­
kundig und objektiv Schwierigkeiten, Vor- und Nachteile der neuen O rdnung 
dar81.
Maturitätsausweise an den Walliser Gymnasien nach Geschlecht 1975-2000
1975 1980 1985 1990 1995 1997 2000
Total 366 306 484 514 594 616 706
M ädchen 119 119 186 227 271 308 368
Prozent 32.5 38.8 38.4 44.1 45.6 50.0 52.1
Verwaltungsberichte 1975-2000.
Z um  Vergleich: 1900: 4  M aturanden; 1910: 11; 1920: 23, davon 15 in Saint-M aurice; 1930: 
30, davon 16 in Saint-M aurice; 1940: 87 (Verwaltungsberichte).
Jährliche Ausgaben des Staates für die kantonalen Kollegien 1900-2002 (Bruttoaus­
gaben, ohne Investitionen):
Jahr St-M aurice Sitten Brig Planta Sitten Regina Pacis
1900 11*888 34*980 16*341
1910 13*406 37*468 28*792
1920 40*000 114*909 83*766
1930 37*000 110*016 91*153
1940 37*000 109*880 88*134
1950 101*700 226*569 194*479
1960 613*358 519*494 458*016
1970 1*689*024 1*574*682 1*269*140
1980 3*530*083 3*896*488 4*057*141 1*430*842 551*311
1985 5*922*509 5*841*805 5*922*509 3*080*628 692*651
1990 6*391*589 6*244*410 6*741*307 3*520*009
2000 12*847*140 11*798*408 13*262*337 9*171*365
2002 13*624*125 13*175*881 13*362*519 10*082*666
Lonfat, S. 333f., Staatsrechnungen 1980-2002.
81 R a p p o r t  Kollegium St-M aurice, 2001-2002, S. 4 ;  Jahresberichte Kollegium Brig, 2002 /03 , S. 28-67, Kollegium 
Planta, S. 6f., Kollegium des Creusets, S. 2-5.
Das Kollegium Brig verdankt seine Gründung dem Grossen Stockaiper, der es 
1662 zusammen mit den oberen Zenden baute. Vorher führten die Jesuiten über 
kürzere oder längere Zeit Schulen in Ernen, Venthöne, Sitten und Brig (1607-1627), 
1651 in Siders und 1660 in Leuk. In Brig leiteten sie das Kollegium 1662-1777 und 
wieder von 1814-1847. Während der Aufhebung des Jesuitenordens übernahmen 
1777-1814 die Piaristen die Schule. Die Folgen der Sonderbundswirren beendigten 
1847 die Tätigkeit der Jesuiten in Brig. Die Qualität der Schule erreichte nach der 
französischen Revolution vermutlich nicht mehr den Stand der früheren Schule. Als 
in der Gründungszeit der Brigensis 1843-1847 die Initianten mit dem Vorstand des 
Schweizerischen Studentenvereins korrespondierten, mussten sie sich die Bemerkung 
gefallen lassen: «Namentlich aber muss ich den Wallisern auch empfehlen, sich mehr 
um die deutsche Sprache und ihre Rechtschreibung zu bekümmern, da hierin die 
Walliser Vereinsmitglieder nach allgemeinem Urtheil des Comités, weit hinter än­
dern zurückstehen.»82 Das letzte Jesuitenschuljahr begann im September 1847, dau­
erte aber nur bis zum 30. November. Erst im Oktober 1848 eröffnete der Staat die 
Schule wieder, diesmal als kantonale Institution83.
Energische Vorstösse aus Brig
Im Kollegium Brig waren die Einfälle der Fran­
zosen 1798/1799 und später die Besetzung durch 
Truppen nach dem Sonderbundskrieg 1847 und 
noch 1848 besonders verheerend. Im Säkularisie­
rungsdekret vom 9.12.1847 versuchte der Kanton, 
das Vermögen der ausgewiesenen Jesuiten dem 
Staatsvermögen einzuverleiben. Die von der provi­
sorischen Regierung beauftragten Kommissäre 
wollten dementsprechend ein Verzeichnis der ehe­
maligen Güter der Jesuiten, ein Inventar ihrer Im­
mobilien -  das Kollegiumsgebäude, die Kirche 
und alle ändern Vermögen innerhalb und ausser­
halb des Kollegiumsareals -  erstellen. Dagegen
82 Louis CARLEN, Geschichte der Brigensis, Brig 1961, S. 14.
83 Diese Ausführungen ersetzen nicht die Arbeiten, die über die Geschichte des Kollegiums Brig bereits erschienen 
sind. Z um  250-jährigen Bestehen der O berwalliser Bildungsanstalt schrieb Dionys IMESCH die Festschrift: Z u r 
Geschichte des Kollegiums Brig, 1662-1912, Brig 1912. 50 Jahre später erschien eine weitere «Festschrift zur Ju ­
biläumsfeier der kantonalen M ittelschule des Oberwallis», Brig 1963. Darin erschien von Leopold BORTER: Das 
Kollegium «Spiritus Sanctus» als Staatsgymnasium 1848 bis heute, S. 43-77. Im  Jahresbericht des Kollegiums 
1998/99 veröffentlichte Peter ARNOLD einen guten Überblick der w ichtigsten Ereignisse des Kollegiums in den 
letzten 150 Jahren. Die vorliegenden Teilaspekte der Kollegiumsgeschichte behandeln die Ereignisse besonders im 
Z usam m enhang m it der kantonalen Schulpolitik  und  die Entwicklung in den letzten 40  Jahren.
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Aktie des Internats, 
Stockaiperarchiv Brig
wehrte sich Bürgermeister Theodul Stockaiper, indem er das Eigentumsrecht der 
Bürgerschaft, des Zendens Brig und der Familie Stockaiper geltend machte. Am
27.1.1848 wandte er sich in einem Schreiben an den Grossen Rat und legte die 
rechtliche Lage dar, wie sie in der Schenkungsurkunde von 1686 festgelegt war84. Am
1.2.1848 beauftragte der Munizipalrat von Brig zwei seiner Mitglieder, in Sitten mit 
dem Staatsrat und dem Bischof eine Wiederaufnahme der Lehrtätigkeit im Kolle­
gium zu erwirken85. Unter dem Druck des Briger Rates und mit dessen tatkräftiger 
Unterstützung eröffnete die radikale Regierung im Herbst 1848 mit den drei Geist­
lichen Pfarrer Moritz Tscheinen (1808-1889), Josef Seiler (1817-1860), Josef Kronig 
(1810-1870) und den Laien Stähli und dem Maler Lorenz Justin Ritz (1796-1870) 
nach einjährigem Unterbruch drei Klassen.
Mühsame Anfänge
Nach langem Drängen hatte Moritz Tscheinen für das Jahr 1848/49 die Leitung 
dieses Kollegiums übernommen. In der Folge erhöhte sich die Klassenzahl auf fünf 
und dann auf sechs. Die Regierung wollte jedoch die Philosophie- (7. Klasse) und 
Physikklassen (8. Klasse) nur in Sitten eröffnen. In der Maisession 1859 des Grossen 
Rates forderten aber die Abgeordneten, dass in St-Maurice und in Brig die Philo­
sophie wieder gelehrt werden müsse. So stand in Brig für das Studienjahr 1859/60 
Philosophie auf dem Studienprogramm86. Laut Jahresbericht 1860 besuchten fünf 
Schüler die Philosophieklasse, den Cursus philosophiae. Von 1862 an veröffentlichte 
das Kollegium die Programme auf Deutsch. Die Jahre bis zur Jahrhundertwende wa­
ren für die staatliche Schule unter der Leitung von Geistlichen keine Blütezeit, selbst 
wenn sich die Regierung immer wieder anstrengte, die Qualität des Unterrichts zu 
verbessern. Einen gewissen Auftrieb brachte das Jahr 1889, als der Staatsrat nach der 
sechsten Klasse eine Teilmatura verlangte. Den Abschluss erhielten die Schüler aber 
erst nach der Physikklasse in Sitten mit dem sog. «Absolvisse».
Das Kollegium Brig in der ersten Hälfe des 20. Jahrhunders
Die geistlichen Professoren verfügten in Brig, wie in Sitten, im 19. und bis in die 
M itte des 20. Jahrhunderts in den meisten Fällen über keine spezifische Ausbildung 
für den Unterricht an einem Gymnasium. Das gab häufig Anlass zu Kritik. Die 
Öffentlichkeit sprach von «improvisierten Professoren», die vom Bischof zu dieser 
Aufgabe ins Kollegium beordert wurden und dann häufig ihr ganzes Berufsleben lang 
dort tätig blieben. Es überrascht darum nicht, dass in Brig, wie in Sitten, von Zeit zu 
Zeit der Ruf nach einem Wechsel dieses Zustandes laut wurde. So überlegten Poli-
84 D e n k s c h r IFF über den Zweck der Stiftungen und  die Proprietätsfrage der Klöster zu Brig, von der Familie Stock­
aiper von T h u rm , Sitten 1848; BORTER, S. 43ff.
85 Ü b e r  d ie  re c h t lic h e n  F ra g e n  s. BORTER, S . 43-49, u n d  O s k a r  STOFFEL, D ie  K o n v e n t io n  v o m  7.11.1879 z w isch e n  
d e m  B is c h o f  v o n  S i tte n  u n d  d e m  S ta a t  W a llis , N a te rs -B r ig  1967; Ü b e r  d ie  S t i f tu n g  A r n o ld  s. KOCHER, S. 23-32, 87f.
86 BORTER, S . 47ff.; R o d u i t , S . 35fF.; G R P M a is e s s io n  1959, S . 30-34; STUDIENKATALOGE 1849-1860.
Der alte Schlafiaal im Internat des Kollegiums Brig
tiker schon um 1901, Benediktiner von Delle in Frankreich in die Kollegien zu beru­
fen. Auch mit einem schweizerischen Benediktinerkloster waren Verhandlungen 
geplant. Die Benediktiner von Delle dachten bereits an die Entsendung von drei 
Patres für den Unterricht in Philosophie, M athematik und Naturwissenschaft, even­
tuell Musik, als die Verhandlungen am Widerstand des Bischofs scheiterten. Im Jah­
re 1924/25 kam die Berufung von Ordensleuten ein weiteres Mal zur Sprache. 1936 
forderten Abgeordnete im Grossen Rat im Rahmen der Sparmassnahmen erneut eine 
Privatisierung des Kollegiums. Ein Verzeichnis der Privatschulen in der Schweiz führ­
te 1938 für das Wallis an: das Kollegium Spiritus Sanctus [!] in Brig, die Ecole nou­
velle Alpina in Champéry, das Kollegium der Abtei und das Scolastica St. François in 
St. Maurice87.
Die Verträge von 1925 und 1957
Wichtig war in Brig und in den ändern Gymnasien stets die Frage des Internats. 
Wohl auch deshalb war die Regierung stets auf die Hilfe der Kirche angewiesen. So 
entstand am 2.12.1925 eine «Vereinbarung bezüglich Anstellung der Professoren des 
Kollegiums von Brig und Führung des Kosthauses dieser Anstalt». Danach verpflich­
tete sich der Bischof, «dem Staate auf Verlangen eine genügende Anzahl geeigneter 
geistlicher Lehrkräfte, wenigstens für den Klassenunterricht, zur Verfügung zu 
stellen.» Um die geforderte Spezialausbildung dieser Geistlichen zu erleichtern, 
versprach der Staat, ihnen dafür Stipendien auszurichten. Dagegen sollten die ange-
87 Archiv , Jg. 1938, S. 277; R o n u rr , S. 108f.
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stellten Professoren mindestens drei Amtsperioden im Dienst bleiben88. Eine ähn­
liche Vereinbarung mit der Kantonsregierung entstand wieder am 19.6.1957. Auch 
diesmal übernahm der Bischof die Verantwortung, dem Staate auf Verlangen für 
das Kollegium Brig eine genügende Anzahl geeignete Lehrkräfte zu überlassen. Der
88 R o d u i t , S . 2 3 1 .
Staat versprach seinerseits, «die Leitung des Kollegiums und den Unterricht in den 
weltanschaulich besonders wichtigen Fächern (Philosophie, Religion und Ge­
schichte) den geistlichen Herren Professoren» zu übertragen. Diese sollten zudem 
mindestens für jede der acht Lateinklassen einen vollamtlichen Lehrer bezeichnen. 
Für neu eintretende Lehrkräfte geistlichen Standes wurde jetzt auch eine akademi­
sche Ausbildung mit pädagogischer und sachbezogener Ausbildung verlangt (Dok­
torat, Lizentiat oder Diplom als Gymnasiallehrer). Vor der Wahl eines neuen Rek­
tors verpflichtete sich der Staatsrat, m it dem Bischof Verbindung aufzunehmen. 
Die geistlichen Professoren wählte der Staatsrat auf Vorschlag des Bischofs wie seit 
1925. Die Lehrpersonen sollten ohne wichtigen G rund nicht vor acht Jahren abbe­
rufen werden.
Die Ereignisse überholten diesen Vertrag von 1957 recht schnell. W ährend in den 
fünfziger Jahren immer mehr Laienprofessoren als Fachlehrer Anstellung fanden, 
vorerst allerdings in der Real- und Handelsschule, vertraute der Staat im Herbst 1958 
zum ersten Mal einem Laien-Gymnasiallehrer die Verantwortung einer ersten 
Lateinklasse an. Bis 1968 übernahm er in der Folge dieselbe Funktion in allen übri­
gen Lateinklassen, auch als Geschichtslehrer. Den Beschluss von 1957 setzte der 
Staat nie ausser Kraft, er wurde aber de facto wirkungslos. Der erste Laie als Philo­
sophielehrer begann seine Tätigkeit im Herbst 1982, der erste Laie als Religions­
lehrer 1983, der erste Laienrektor im September 1991.
Die Traditionen
Das Kollegium Brig liebte Traditionen, die z.T. aus der Jesuitenzeit stammten. 
Aber der Zeitgeist war nicht mehr allen Formen wohlgesinnt. So schaffte das Rekto­
rat 1933 den «Komedy-Sonntag» ab89. Es war ein offizielles Schlusstheater mit feier­
lichem Aufzug und Preisverteilung an die besten Schüler. Aber diese hatten kein 
Interesse mehr an den Preisen, und so verschwand der Anlass; das Schlusstheater 
verlegte der Rektor vorerst in die M itte des letzten Trimesters90. W ährend des Krie­
ges 1939-1945 fiel auch das weg. Professor Albert Schnyder versuchte später 
während einiger Jahre, den Brauch wieder aufleben zu lassen. Andere Institutionen 
feierten ihre Jubiläen: die Studenten-Kongregation 1917 ihre 100 Jahre, die Bri- 
gensis, die Sektion des Schweiz. Studentenvereins 1934 ihre 90 Jahre. 1941 ent­
stand die Altbrigensis91.
Das Gymnasium Brig hielt auf eine solide religiöse Erziehung. Die Gefahr der 
Routine war dabei nicht auszuschliessen92. Im Jahresbericht 1928/29 freute sich der 
Rektor über die Haltung der internen Studenten: «Die häufige, vielfach die tägliche
85 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1934, S. 5.
90 J a h r e s b e r i c h t  1933/34, S. 16.
91 B o r t e r , S. 58.
92 JA H R E SB E R IC H T  der M arianischen Kongregation «M ariä Verkündigung» am  Kollegium von Brig im 100. Jahre 
ihres Bestehens 1916/17, Brig 1917, S. 4f.; Louis C A R L E N , Aus der Geschichte der M arianischen Kongregation 
im  Wallis, in: Walliser Jahrbuch 1951, S. 16f.
Kommunion, war unter den Internen Gepflogenheit.»93 Die Theatertradition des 
Kollegiums beschrieb Albert Carlen in der Theatergeschichte des deutschen Wallis94. 
Bis in die fünfziger Jahre des 20. Jahrhunderts mussten auf Anweisung von Bischof 
Bieler auch die Frauenrollen von Studenten gespielt werden. Das Briger Kollegium 
blieb stärker als die anderen Walliser Gymnasien alten Gewohnheiten treu. Das mag 
auch der Grund sein, warum sich hier die 68er Bewegung während kurzer Zeit stär­
ker bemerkbar machte. Die früheren jährlichen Berichte der Vereine wie Studenten­
chor, Orchester, Theater, Studentenkongregation, Brigensis, KTV Don Bosco muss­
ten jetzt im Jahresbericht auch mit neuen Organisationen wie Schülerkomitees (für 
Interne und Externe) den Platz teilen.
Moderne Sprachen
1921 führte das Kollegium einen italienischen Freikurs ein. In einigen wenigen 
Fällen durften die Studenten sogar Italienisch als M aturafach des Typus B wählen, 
allerdings nur mit besonderer Bewilligung des Departements. Von 1932 an sollten 
aber die Studenten von der Syntax an die freie Wahl haben, Griechisch durch Itali­
enisch zu ersetzen. Die ersten M aturanden m it Italienisch erhielten 1936 ihr 
Diplom. Gleichzeitig gab es Englisch als Freikurs und bald konnte auch der Typus 
B mit Englisch gewählt werden. Der erste «Engländer» absolvierte 1938 die M atu­
raprüfungen95. Der Nimbus der M atura A m it Griechisch blieb jedoch bis in die 
fünfziger Jahre unangefochten. Philosophie unterrichteten die Professoren im Kol­
legium Brig bis 1945 nach dem Lehrbuch von Dr. Reinstadtier auf Lateinisch; die 
Schüler nannten ihn seiner philosophischen Höhenflüge wegen «Steinadler». Erst 
Eligius Studer lehrte von 1945 an nach dem Lehrmittel von Pater Kälin auf 
Deutsch.
Jesuitenschüler wid Mariannhiller
W ährend der dreissiger Jahre sank die Zahl der Walliser Gymnasiasten. Darum 
konnten Studenten des Jesuitenkollegs «Stella Matutina» von Feldkirch, die unter der 
braunen Herrschaft zu leiden hatten, Aufnahme finden (1935). Ab 1939 besuchten 
auch die Schüler der Mariannhiller Missionare die Lyzeumsklassen des Kollegiums. 
Nach Kriegsende verliessen aber beide Gruppen wieder die Schule. Die Zahl der 
Walliser Studenten nahm jetzt aber derart zu, dass erneut Baufragen in den Vorder­
grund traten96.
93 J a h r e s b e r i c h t  1928/29, S. 16.
94 Brig 1982, bes. S. 136ff. Vgl. auch W B, 25 .11 .1994 und  9.12.1994: Erinnerungen eines Ehemaligen an das Kol­
legium in Brig.
93 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1933, S. 5; J a h r e s b e r i c h t e  1932/33, S. I4f.; 1935/36, III; 1937/38, VIII.
96 B o r t e r , S. 61.
Kollegium Brig: Stufenbau 1969. Architekten: Groupe 61 (Ph. Daves, D. Miéville, J.-P. Merz)
Der Ausbau nach dem Zweiten Weltkrieg
Nach den Kriegsjahren 1939-1945 befürchteten die Schweiz und das Wallis eine 
Arbeitslosigkeit. Darum setzte die Regierung den nötigen Ausbau des Kollegiums auf 
ein sogenanntes Arbeitsbeschaffungsprogramm. Da die Konjunktur aber nicht 
gelehrten Theorien folgte, trat die Arbeitslosigkeit nicht ein, und der Staat vergass 
das Anliegen. Das bedeutete, dass im Kollegium in Brig vorerst lange nicht gebaut 
wurde, trotz Platzmangel und baufälligen Gebäudeteilen. Erst 1950 bestellte der 
Grosse Rat eine Baukommission. In der Folge bewilligte er die Kredite, und 1953 
begann der Staat die Arbeiten für einen Neubau, der 1955 eingeweiht werden konn­
te. Zum ersten Mal in der Geschichte der Schule erhielt das Kollegium einen Thea­
tersaal. Früher diente der Saal des Kinos Apollo für diese Anlässe. 1957 folgte der 
Bau eines Professorenhauses, das 1958 bezugsbereit war, aber bereits 2001 abgerissen 
wurde. Dazu baute man 17 Schulzimmer. Es war jedoch schon jetzt klar, dass eine 
weitere Vergrösserung des Kollegiums unvermeidlich wurde97.
Das Internat im 20. Jahrhundert
Der Rektor (bis 1920 Präfekt) war ex officio auch Oberer des Pensionates, «soweit 
Erziehungsfragen ins Spiel kamen». Die Vereinbarung von 1925 umriss die Einzel-
1,7 B o r t e r , S. 58fF.; J a h r e s b e r i c h t  1968/69, S. 98f.
heiten genauer, und die Oberleitung des Bischofs verstärkte sich. Es war eine Art 
Mietvertrag, in dem der Staat und der Bischof nach den Bestimmungen des Schwei­
zerischen Obligationenrechtes die Probleme dieses Betriebes regelten. Der Staat blieb 
Besitzer der Räumlichkeiten für die Schüler, die Professoren und das Dienstpersonal. 
Ebenso überliess er die Benutzung der sog. Kollegiumsgüter und des Mobiliars. Auch 
sollte er im bisherigen Umfang an die Kosten für die Kirche und den Sakristan bei­
tragen. Der Bischof verpflichtete sich, das Problem der Internatsleitung zu regeln98.
Der Vertrag von 1959
Diese Organisationsform dauerte bis 1959. Nach dem Vertrag von 1957 zwischen 
Bistum und Staat entstand am 3.9.1959 ein neuer Stiftungsakt. Eine Änderung 
drängte sich aus steuertechnischen und rechtlichen Gründen auf. Der Besitzanteil 
der geistlichen Professoren am Inventar und ihre investierten Kapitalien wurden 
durch eine neue Stiftung abgelöst. Unter dem Namen «Internatsstiftung des Kolle­
giums Spiritus Sanctus in Brig» bildete sich eine gemeinnützige Stiftung mit Sitz in 
Brig. Oberstes Stiftungsorgan blieb der Bischof von Sitten oder ein von diesem 
bestimmter Vertreter. Gesetzliche Aufsichtsbehörde der Stiftung blieb das Justiz­
departement des Kantons Wallis. Die Neubauten auf dem Kollegiumsareal in den 
Jahren 1963-1969, die höheren Schülerzahlen und der Drang ins Internat erschwer­
ten die Organisation. Neue Internatsräume mussten geschaffen werden. Bei den 
verschiedenen Aus- und Umbauten investierte im allgemeinen der Staat in die 
Gebäude, während die Stiftung sich um das Mobiliar kümmerte. Es war aber nicht 
mehr immer leicht, die Besitzverhältnisse auseinander zu halten.
Die Klärung der Besitzverhältnisse 1978-1992
Aus diesen Überlegungen kamen Bischof Nestor Adam (1903-1990) und Staats­
rat Antoine Zufferey (1928-1990) am 30.10.1975 überein, die geltenden Verein­
barungen auf 1977 zu kündigen und den neuen Gegebenheiten anzupassen. Das 
Finanzdepartement seinerseits gab 1978 an Prof. Louis Carlen den Auftrag, die 
Eigentumsverhältnisse an den sogenannten Kollegiumsgütern zu überprüfen und ein 
Rechtsgutachten zu erstatten. Es ging dabei auch um die Abklärung des Verkaufs von 
Gütern in den Driesten (Gemeinde Naters), die der Staat aus dem alten Stiftungsgut 
des Kollegiums veräussert hatte. Die Rückerstattung dieser Beträge wurde 1979 
besonders aktuell, als der Rektor des Kollegiums den Bau eines Mädcheninternates 
verlangte. Auch andere Besitzverhältnisse, z.B. in der Geschina (Gemeinde Brig- 
Glis), waren abzugeklären. Der damalige Rektor Leopold Borter richtete darum 
1982 im Namen des Bistums und der alten Stiftungen das Gesuch an den Staatsrat, 
den aus diesem Verkauf aufgerechneten Betrag von Fr. 1’358’482.- zurückzuerstatten. 
Bevor der Staat sich aber zu diesem Thema äussern wollte, liess er durch eine ge-
™ Borter , S. 72, 76.
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mischte Kommission Kirche-Staat die recht verzwickten Rechts- und Besitzverhält­
nisse abklären. Die zehnköpfige Kommission stand unter der Leitung von Josef Gun- 
tern. Die Arbeit dauerte 6 Jahre".
99 R ECH TSV ERH Ä LTN ISSE: Staat Wallis, Kollegiumsstiftung, Internatsstiftung, K irchenrektorat im Kollegium Brig, 
ED, Sitten 1992.
Die Kommission hatte im einzelnen u.a. folgenden Auftrag: die geltenden Verträ­
ge und Übereinkommen zu ermitteln, welche die Beziehungen zwischen dem Bistum 
und dem Staat regelten; die rechtlichen Eigentumsverhältnisse im Kollegium abzu­
klären, besonders für das Internat; ihre Stellungnahme abzugeben über eine allfällige 
Rückerstattung jener Güter, die ehemals den Jesuiten gehörten, oder jener, die der 
Internatsstiftung gehören; kurz- oder langfristige Abänderungsvorschläge zu machen. 
Aufgrund von gründlichen Untersuchungen, Inventaren und einem Rechtsgutachten 
von Werner Perrig kam die Kommission zu folgenden Ergebnissen: «Die alte Kolle­
giumsstiftung, wie sie von Stockaiper und den Zenden und anderen Stiftern gegrün­
det und dotiert wurde, ist heute weitgehend vom Staat verwaltet, der gleichsam als 
treuhänderischer Eigentümer gelten darf. Auch die Kirche muss als Eigentum der 
Kollegiumsstiftung anerkannt werden. Dazu kommt die Internatsstiftung, die im 
Sinne der ursprünglichen Kollegiumsstiftung das Internat führt. Sie untersteht als 
solche der Aufsicht des Staates. Das Mobiliar, das dem Gottesdienst dient, ist Eigen­
tum des Kirchenrektorates.» Alle Besitzverhältnisse wurden von der Kommission in 
Einzelverzeichnissen zusammengestellt.
Die vom Staat veräusserten Güter gehörten eigentlich der Internatsstiftung. 
Nachdem aber der Staat in den letzten Jahren grosse Investitionen im Interesse des 
Internates getätigt und die Kollegiumskirche renoviert hatte, glaubte die Kommis­
sion, auf den Vorschlag einer Rückerstattung durch den Staat zu verzichten. Diese 
Ansicht billigten in der Folge Bistum und Staatsrat. Im Juli 1991 konnte die neue 
«Internatsstiftung des Kollegiums Spiritus Sanctus in Brig» als gemeinnützige Stif­
tung errichtet werden. Kardinal Bischof Heinrich Schwery, Bernard Comby, Staats­
rat, und Stefan Schnyder als Rektor des Kollegiums unterschrieben die Stiftungs­
urkunde. Der Stiftungsrat leitet seither die Geschicke des Internats und unterbreitet 
jährlich dem Bischof und dem Staatsrat einen Bericht über die Amtsführung und 
legt einen Revisorenbericht bei. M it diesem Vertrag sind die oft verzwickten Rechts­
verhältnisse geklärt worden und die Stiftung kann ihre wichtige Aufgabe im Dienste 
der Jugend unter möglichst guten Bedingungen weiterführen. Die interne Abrech­
nung zwischen Staat und Stiftung geschieht nach einem gemeinsam erarbeiteten 
Schlüssel.
300Jahre Kollegium
Im Herbst 1963 konnte das Kollegium mit einem Jahr Verspätung seine 300- 
Jahr-Feier begehen und erfreute sich dabei der grossen Sympathie, die es im Ober­
wallis und weit darüber hinaus seit langem genoss. Eine Festschrift hielt das Ereignis 
gebührend fest und beschrieb auch die notwendigen Ausbaupläne, die für lange Zeit 
das Sorgenkind blieben100.
100 J a h r e s b e r ic h t  1962/63, S. 27-36; F e s t s c h r i f t  300 J a h re  K o l le g iu m  B rig  1662-1962, B rig  1963.
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Gemischte Schule und Oberreal
Seitdem das Kollegium 1966 auch den Mädchen offen stand (1967 erste Han- 
delsmaturandin und im gleichen Jahr ein erstes Mädchen in der klassischen Abtei­
lung), fehlte nur noch die Eröffnung einer technischen Abteilung, der späteren 
Matura C. Nach Interventionen der Grossräte, des Rottenbundes und vieler Zei­
tungsschreiber fasste im Herbst 1968 der junge Dienstchef der Mittelschulen aus 
eigener Initiative den Entschluss, dem Staatsrat einen Beschluss vorzulegen, wonach 
im Herbst 1969 in Brig eine technische Abteilung zu eröffnen sei. Die Regierung 
nahm den Vorschlag kommentarlos an und so begann im Herbst 1969 die erste 
Klasse der technischen Abteilung, die 1974 mit der Maturaprüfung C abschloss. Am 
19.8.1971 erhöhte der Staatsrat die Dauer des Studiums bis zur Handelsmatura von 
4 auf 5 Jahre. Darum gab es 1972 keine Handelsmatura. 1975 erhielten die ersten 
Absolventen die eidgenössische Matura E101.
Orientierungsschule und Kurzgymnasium
Im Jahr 1976 führte das Kollegium, wie alle Maturaschulen des Kantons, die 
neue Schulstruktur ein: zwei Jahre Orientierungsschule und fünf Jahre Gymnasium. 
Einen Markstein bildete auch das Jahr 1981. Die letzten Schüler/innen des acht­
jährigen Gymnasiums und die ersten des neuen Gymnasiums mit fünf Jahren unter­
zogen sich den Maturaprüfungen. Im gleichen Jahr beschloss das Departement die 
Einführung des neusprachlichen Gymnasiums (Matura D). Das eidgenössische
101 V e r w a l t u n g s b e r i c h t e  1969, S. 158; 1974, S. 173; J a h r e s b e r i c h t e  1970/71, S. 104; 1974/75, S. 40.
Departement des Innern anerkannte sie 1986. Damit hatte das Kollegium jene 
Strukturen, die für gut 20 Jahre unverändert blieben und zahlenmässig und quali­
tativ einen enormen Aufschwung der Gymnasialstudien brachten. Auch die H an­
delsschule erlebte ihre Veränderungen. 1983 schloss die letzte Handelsdiplomklasse 
nach vier Jahren (Ubergangslösung 1977-1983). 1986 rief das Departement im Kol­
legium die Handelsmittelschule für Sportler und Künstler ins Leben. Die ersten 
Diplomanden und Diplomandinnen schlossen 1990 ihre Studien ab. Von 1993 an 
führte das Institut St. Ursula die gemischte Handelsmittelschule des Oberwallis.
Schülerzuwachs von den siebziger Jahren an
In den siebziger Jahren wuchs die Zahl der internen Schüler und Schülerinnen 
derart an, dass sich neue Lösungen aufdrängten. 1977/78 überstieg die Zahl der In­
ternen 250. Studiersäle, Studier- und Schlafzimmer waren bis auf den letzten Platz 
ausgelastet. Zum  bestehenden «Mädchenstock» im Internat mietete die Internats­
leitung Räume im «Nazareth» und in der «Dependance» der Mariannhiller Mission. 
Rektor Borter stellte darum das Gesuch, den Bau eines Mädcheninternats zu prüfen. 
Das war um so wichtiger, als das Kollegium noch ganz in der baulichen Ausbauphase 
stand. Im Grossen Rat warf ein Abgeordneter das Problem in einem Postulat eben­
falls au f102. 1995 erreichten die Studentinnen im Kollegium die Mehrheit.
Gute Leistungen
In den achtziger und neunziger Jahren traten Briger Schüler/innen einige Male 
durch besondere Leistungen an Wettbewerben hervor, sei es im Rahmen von 
«Schweizer Jugend forscht», sei es an internationalen Veranstaltungen. Im Frühjahr 
1986 gewannen zwei Schüler des Kollegiums in Oslo den ersten Preis beim inter­
nationalen Philips-Wettbewerb mit ihrer Arbeit Polyominos. Weitere Preise erhielten 
Schülerinnen und Schüler 1989. Tüchtige und ausgebildete Lehrer konnten die 
Jugendlichen vor allem für die Probleme der Informatik begeistern und spornten sie 
zu eigenen Leistungen an103. Erfreulich war auch die Beteiligung des Kollegiums an 
den Arbeiten im Verein Jugend und W irtschaft104.
Langwierige Baufragen
Das Gesicht des neuen Kollegiums prägten die Bauten, die in den Jahren 1965- 
1981 errichtet wurden. Es war ein mühsamer Weg, bis der Kredit gesprochen und
102 JA H R E SB E R IC H T  1977/78, S. 91 F.; 1978/79, S. 96f.; Postulat D aniel L a u b e r  betreffend den N eubau des 
M ädcheninternats am  Kollegium Brig: hinterlegt am  8.5.1978. Verlängerte Novembersession 1978, M ärz 1979, 
S. 382-385.
103 J a h r e s b e r i c h t e  1985/86, S. 60; 1988/89, S. 64; W B, 28.10,1999, S. 15: Gewinn des Swiss W eb Award 1999.
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die Pläne verwirklicht waren. Bereits im September I960 hatte der Staatsrat einen 
Wettbewerb zur Erlangung von Entwürfen für den Ausbau der Internats- und Schul­
gebäude des Kollegiums und für den Bau des Gewerbeschulhauses ausgeschrieben. 
Das Preisgericht konnte im Juni 1961 17 Entwürfe beurteilen105. Vorerst sprach der 
Grosse Rat im Dekret vom 14.11.1963 einen Kredit von 30 Mio. Franken für den 
Umbau und die Vergrösserung des Kollegiums Brig (13.5 Mio.), den Bau der Gewer­
beschulen von Brig, Martinach und Monthey, die Vergrösserung und die Ausbesse­
rung der landwirtschaftlichen Schule von Châteauneuf, die Vergrösserung der Heil- 
und Pflegeanstalt und den Bau von Kliniken für behinderte Kinder in Malévoz106. 
Der ursprüngliche Kredit von 40 Mio. wurde auf 30 Mio. vermindert. Das Volk 
nahm dieses Dekret zwar an, der Urnengang war aber unnütz, weil Juristen dagegen 
einsprachen und das Bundesgericht ihnen 1964 Recht gab. Die Einheit der Materie 
war nicht gewahrt. Der Staatsrat seinerseits erklärte, er habe mit diesem Global­
budget nur das getan, was seit Jahren üblich gewesen sei. Das sei keineswegs als 
Widerspruch zur Kantonsverfassung verstanden worden107. In der verlängerten Mai­
session nahm der Grosse Rat ein neues Dekret von 13.5 Millionen an108.
Ein Vertrauensbeweis im Oberwallis
Am 4.10.1964 musste das Volk über den 13.5 Mio. Kredit für den Ausbau des 
Kollegiums erneut abstimmen. Um so grösser war die Freude über das Ergebnis: Im 
Oberwallis stimmten 9042 für das Kollegium, nur 300 legten ein Nein in die Urne 
(Gesamtergebnis 15’271 Ja, 5’353 Nein). So konnten die Vorarbeiten zum Neubau 
weitergeführt werden. Im März 1965 begannen die Aushubarbeiten. Das Programm 
umfasste vorerst 20 Klassenzimmer, je ein Geographiezimmer, ein Studiumssaal für 
die Externen, ein Professorenzimmer, dazu kam der Bau mit den Spezialzimmern109. 
Auf den Herbst 1968 waren die Klassenzimmer bezugsbereit. Die Unterrichtsräume 
und den Bau der Spezialklassen konnte der Bischof im November 1969 einweihen110. 
Weitere Etappen blieben auszuführen: die Turnhallen und der Internats- und Ver­
waltungstrakt. Im Jahresbericht 1968/69 konnte Rektor Carlen die gesamte Bau­
planung aufzeichnen, selbst wenn noch Jahre zum Ausbau nötig waren. Die ur­
sprünglichen Pläne aus dem Projektwettbewerb von I960 mussten die Architekten 
mehrmals umarbeiten. Die neue Turnhalle konnte das Kollegium erst Ende Februar 
1973 in Betrieb nehm en111. Den Bau einer zweiten Turnhalle beschloss der Staatsrat 
1976. Schon in der Botschaft vom 27.5.1964 hatte er dargelegt, dass eine einzige 
Turnhalle nicht genügen werde. Die Kostenschätzung von Fr. 500’000.- war jedoch
105 St u d ie n k a t a l o g  1 9 6 0 /6 1 ,  S . 3 1 .
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107 GRP, Maisession 1964, S. 81.
108 Erste Lesung 23 .6 .1964, GRP, Verlängerte Maisession 1964, S. 28-67; zweite Lesung 26 .6 .1964, GRP, Verlän­
gerte Maisession 1964, S. 97.
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zu oberflächlich, denn 1964 forderte die Regierung einen Betrag von Fr. 1’170’000.-. 
Die Kosten sollten auf dem Budgetweg 1977 und 1978 beglichen werden. Das 
Dekret fand am 14.11.1976 Zustim m ung"2.
Der Stufenbau oder Ästhetik und Zweckmässigkeit
1981 schrieb der Rektor, das Kollegium bilde seit 15 Jahren eine ständige Bau­
stelle. Ab Spätherbst 1980 gingen die Arbeiten am Neubau der Turnhalle 2 und am 
Umbau der alten Turnhalle zügig voran. Sie waren im Herbst 1981 betriebsbereit. 
Das Kollegium rechnete bis zum Schuljahr 1982/83 mit dem Abschluss des Aus- 
und Umbaus. Im Jahresbericht 1984/85 freute man sich über die Renovation der 
Kollegiumskirche, beklagte aber weiterhin die Raumknappheit im Kollegium"3. 
Von den achtziger bis in die neunziger Jahre verursachten die im Pavillonstil 
erbauten Klassenzimmer den Architekten und der Kollegiumsleitung viele Sorgen, 
bis alle undichten Stellen gestopft waren. Für die Renovation der bestehenden 
Gebäude und ihre Sanierung sprach der Grosse Rat einen Kredit von Fr. 5.1 Mio. 
Ein neuer Projektwettbewerb zur Erweiterung der Gebäude folgte114. Nach jahre­
langem Zögern, das Begehren nach einem Aus- und Umbau stammte aus den acht­
ziger Jahren, bewilligte der Grosse Rat endlich am 12.5.2000 einen weiteren Kredit 
von Fr. 18’168’500.-. Davon sollten Fr. 1’407’500.- für das Internat verwendet 
werden115. Das neue Gebäude konnte im Frühjahr 2003 in Betrieb genommen 
werden.
Am Ende des Jahrhunderts
Das Kollegium beendete das letzte Dezennium in erfreulicher Aktivität. Ein 
Zeichen dafür war das Leitbild, das die Lehrkräfte für das neue Jahrtausend erarbei­
teten116. Die Entwicklungsschwerpunkte waren: 1. Räume/Freiräume schaffen, 
2. Ruhigeres Arbeitsklima, 3. Ganzheitliche Bewertung, 4. Wertekatalog, 5. Gesetze, 
Regiemente, Weisungen und Beschlüsse, 6. neue Strukturierung, Tages- und 
Wochenablauf, 7. Gesprächs- und Konfliktkultur. Das waren anspruchsvolle Ziele. 
Zwei Jahre später beschlossen die Lehrkräfte, zusätzlich das «Fordernde Qualitäts- 
evaluations System» (FQS) einzuführen. Dadurch wollten sie den Unterricht nach­
haltig ändern. Q-Gruppen von 6-8 Lehrkräften befassten sich mit der Qualität des 
eigenen Unterrichts, die E-Gruppen untersuchten, in welchen Bereichen die Schule 
als Ganzes zu verbessern sei117.
112 GRP, Maisession 1976, S. 28-32; Novembersession 1976, S. 92f.; JA H R E SB E R IC H T  1975/76, S. 82f. vgl. auch 
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Moritz Tscheinen 1848-1849 Viktor Beck 1919-1921
Josef Seiler 1849-1858 Emil Pfammatter 1921-1933
Franz-Xaver In Albon 1858-1866 Albert Schnyder 1933-1945
Johann-Josef Imoberdorf 1866-1871 Ludwig Werlen 1945-1961
Viktor Borter 1871-1875 Albert Carlen 1961-1971
Felix Imsand 1875-1881 Leopold Borter 1971-1983
Kamill Meichtry 1881-1896 Stefan Schnyder 1983-1991
Josef Brindlen 1896-1897 Siegfried Escher 1991-1997
Gregor Brunner 1897-1919 Peter Arnold 1997-.
Schülerzahlen
1850 38 1910 139 1960 470 1990 862
1860 84 1920 199 1965 707 1995 1115
1870 76 1930 182 1970 744 2000 1170
1880 68 1940 250 1975 585
1890 62 1950 268 1980 908
1900 82 1955 344 1985 1027
300Jahre Kollegium Brig, S. 92 [P. Andereggen, vgl. bnesch, S. 89];
Verwaltungsberichte 1965-2000; Jahresberichte des Kollegmms.
Das Kollegium Sitten
Staatsschule und Stadtschule
Nach der Verfassung von 1848 und dem Schulgesetz von 1849 trug der Staat 
die Verantwortung für die M ittelschulen und wollte die bisherigen Strukturen 
ändern. Danach sollten je ein Kollegium in Brig (deutsch) und eines in St-Maurice 
(französisch) und ein «Kantonallyceum» in beiden Sprachen für die höheren Stu­
dien in Sitten entstehen. Das Lyzeum hätte au f die höheren Schulen vorbereiten 
sollen. Die Kollegien in Brig und St-Maurice hatten nach diesem Gesetzestext die 
Unterstufe zu führen. Damit wäre aber Sitten ohne sein bisheriges Gymnasium 
verblieben. Es ist verständlich, dass sich die Stadt wehrte und auf ihre bisherigen 
Verdienste und Leistungen hinwies. Sie sammelte alle Mittel, die in früheren und 
neuen Stiftungen, in Bruderschaften und Gesellschaften verfügbar waren. Die Bür­
gerschaft half ebenfalls mit.
So kam für die Jahre 1849-1859 ein städtisches Gymnasium (Collegium Civitatis 
Sedunensis) zustande. Laut Studienkatalog führte das Kollegium 1847 ein Lyzeum 
und wie früher Gymnasialklassen. Es zählte in diesem Jahr 75 Schüler, 1848 deren 63 
und 1848/49 waren es 158. Brig konnte bis im Oktober 1848 noch keine eigenen 
Klassen eröffnen, darum waren vermutlich viele Oberwalliser in Sitten. Im Staats­
kalender standen für 1848/1849 drei deutsche und drei französische Gymnasial­
klassen auf dem Programm118. Lehrer waren u.a. die Oberwalliser Geistlichen 
Johann-Baptist Henzen, Joseph Imoberdorf und Klemens Bortis (1815-1884). Vom 
Herbst 1849 an bis 1858 bestand das Lyzeum aus drei Klassen119. Das Kollegium 
führte seinen eigenen Jahresbericht unter dem Titel: Collegium Civitatis Sendunen- 
sis, Ordo doctrinae120. Noch 1853 erwähnte der Verwaltungsbericht unter Ensei­
gnement supérieur ein «Gymnase allemand» und ein «Gymnase français»121.
Bei den Diskussionen um die Neuorganisation des Gymnasialunterrichtes von 
1858 und 1859 wandte sich der Stadtrat an den Grossen Rat und verlangte, dass in 
Zukunft diese Mittelschule, das Gymnasium von sechs Klassen, vom Staat übernom­
men werde. Der Grosse Rat musste diesem Begehren zustimmen. Die Stadt stellte die 
Lokale der alten Jesuitenresidenz zur Verfügung, zudem zahlte sie für ein erstes Jahr 
(1859) die Schulgelder. Von 1858 an unterrichtete das Lyzeum wieder Physik und 
Philosophie; das frühere System mit sechs Jahren Gymnasium und zwei Jahren Lyze­
um war wieder hergestellt. Die Klassen hiessen: Principia, Rudimenta, Grammatica, 
Syntaxis minor, Syntaxis major, Humanitas poesis; Rhetorica et Logica, auch Philo- 
sophia et Physica. I860 schloss das Collège municipal und wurde ins Staatsgym­
nasium integriert. Zimmermann stellte aber mit Recht fest, dass erst das Mittelschul­
gesetz von 1910 dem Sittener Gymnasium die rechtliche Grundlage schuf122.
Der Lehrkörper
Im Vergleich zu den Kollegien von Brig und St-Maurice unterrichteten in Sitten 
bedeutend mehr Laien. Im Lehrkörper von 1849 bis 1900 finden wir 33 Geistliche, 
26 Marianisten und 35 Laien. Auffallend viele Oberwalliser sind darunter, nämlich 
17 Personen. Der Oberwalliser Geistliche Klemens Bortis dozierte 1847 den 
Schülern des Lyzeums Landwirtschaftslehre (Economie rurale)! Zwei spätere Staats­
räte und Departementsvorsteher unterrichteten ebenfalls: Charles-Louis de Bons 
1849-1853 und 1864-1865 und Leo Luzian von Roten 1864-1875. Auch andere 
bekannte M änner finden wir im Lehrkörper: die Maler Lorenz Justin Ritz und den 
Architekten und Erbauer des Kollegiums Joseph de Kalbermatten123. Auch die radi­
kale Regierung, die zum ersten Mal die Verantwortung der Schulen ganz dem Staat 
übertragen hatte, stellte an die Spitze des Kollegiums geistliche Herren, so Pfarrer 
Johann Baptist Henzen (1849-1852) und dann Vikar Anton Schmid (1852-1859). 
Aber schon damals wirkten Laien als Klassenlehrer auf der Oberstufe. 1860 über­
nahmen am Kollegium die Marianisten die Verantwortung der zwei untersten 
Lateinklassen und der Ecole moyenne124.
1,8 S t a a t s k a l e n d e r  1 8 4 9 ,  S. 3 0 ;  O r d o  d o c t r i n a e  1 8 4 8 ,  S . 1 -1 2 .
119 O R D O  doctrinae 1848, S. 1-24; Lyceum Sedunense, O rdo  doctrinae 1850, S. 3-14, und  folgende Jahre.
120 Jahr 1850, S. 1-11 und  folgende Jahre.
121 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1 8 5 3 ,  S. 2 2 f .
122 Jérôm e Z lM M E R M A N N , Essai sur l’histoire du  Collège de Sion (1625-1900), Sion 1914, S. 151, 153,159, A nm . 2 
und  3.
123 Z i m m e r m a n n , S . 1 5 6 ,1 6 0 .
124 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1860, S. 80; Z i m m e r m a n n , S. 152ff.; R o d u i t , S. 40; P u g i n , S. 84.
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Vom Hotel de Torrenté (1876) zum neuen Kollegium (1892)
Weil das als «Hotel de Torrenté» konzipierte Gebäude an der Rue de Lausanne 
23 frei wurde, erwarben es der Staat, die Bürgerschaft und die Gemeinde Sitten. Der 
Staat übergab es dem Departement zur Benutzung als Gymnasium und als Normal­
schule und iiberliess der Stadt die früheren Kollegiumsräume in der Rue du Chateau. 
Kollegium und Normalschule ergriffen 1876 Besitz vom Hotel de Torrenté. Sie 
bedauerten jedoch schon zu Beginn, dass für die Schule, aber auch für die Ausstel­
lungsgegenstände des Naturhistorischen Museums zu wenig Raum vorhanden war. 
Neben der Normalschule mussten die Klassen des Gymnasiums und Lyzeums und 
die Rechtsschule nebeneinander Platz finden. Dadurch wurde das Naturhistorische 
Museum zur Bedeutungslosigkeit zusammengedrängt. Im Dachstock presste man 
Teile des Internats der Normalschule hinein. Neben diesen prekären Platzverhält­
nissen war auch die Lage mitten im Verkehr der Stadt und neben der Planta mit 
ihrem Markttreiben zum Studium keineswegs günstig. Aus diesen Überlegungen 
drängte sich ein Neubau auf.
Litteris et Scientiis
Am 9. O ktober 1888 beschloss der Staatsrat, einen Vorentwurf zum Bau eines 
Schulgebäudes erarbeiten zu lassen. Es sollte nördlich der Planta zwischen Hexen­
turm und Salzdepot zu stehen kommen und dem Kollegium, der Normalschule 
und der Rechtsschule Platz bieten. Dazu würden das naturhistorische Museum, 
das Staatsarchiv und die Kantonsbibliothek dort untergebracht werden. Die Pläne
schuf Architekt Joseph de Kalbermatten, das Gebäude entstand in zwei Jahren 
1891 und 1892. Am 26. September 1892 eröffnete das Kollegium dort das neue 
Schuljahr125. Vermutlich war es noch nicht ganz eingerichtet. Erst in der Sitzung 
des Grossen Rates vom 30.5.1894 teilte die Regierung den Abgeordneten mit, dass 
die Räume des neuen Kollegiums besichtigt werden können126. Den östlichen Teil 
des Gebäudes und das Internat belegte bis 1961 die Knabennormalschule, den 
westlichen Teil das Gymnasium und Lyzeum. Dazu beherbergte das Haus bis 1908 
die kantonale Rechtsschule und bis 1957 das Kantonsarchiv und die Kantons­
bibliothek.
Das imposante Gebäude erweckt noch heute die Aufmerksamkeit. Die ersten 
Pläne entstanden bereits 1873; der Architekt Joseph de Kalbermatten (1840-1920) 
war im Polytechnikum Schüler von Gottfried Semper (1803-1879), was dem neuen 
Kollegium wohl anzusehen war. Er war wie kein anderer mit dem Kollegium verbun­
den: als Schüler bei Lorenz Justin Ritz, als Zeichnungslehrer am Kollegium, als M it­
glied des Burgerrates und als Sekretär des Gemeinderates. Das Haus bezeichnete er 
mit dem Sinnspruch: Litteris et Scientiis. Bemerkenswert war die ausserordentlich 
kurze Bauzeit von zwei Jahren. Das Haus de Torrenté an der rue de Lausanne kaufte 
der Bund. Es war 1892-1939 Postgebäude, bis es an die Stadt Sitten überging, wo es 
seither Dienste der Stadtverwaltung beherbergt. Das «neue Kollegium» nördlich der 
Planta erfuhr zu Beginn der achtziger Jahre eine gründliche Renovation und wurde 
nach einem zweckmässigen Umbau jetzt als «Palais de justice» einer neuen Bestim­
mung übergeben127.
Das College des Creusets
Das seit 1892 zusammen mit der Normalschule benützte Kollegium nördlich der 
Planta genügte schon in den fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts nicht mehr den 
Anforderungen der Zeit und der Schülerzahl. Uber der alten Turnhalle befanden sich 
das Gewerbemuseum und der kantonale Sicherheitsdienst. 1958 unterrichtete das 
Kollegium 19 Klassen, hatte aber nur 15 Zim mer128. 1959 klagte der Rektor, er 
besitze seit 20 Jahren keine Turnhalle mehr, da der frühere Saal anders verwendet 
werde, und forderte den Bau einer Aula und einer Turnhalle129. Im Dekret vom 
25.5.1956 hatte der Grosse Rat bereits für Fr. 450 000.- den Ankauf von Boden für 
das Kollegium und die Normalschule beschlossen130. Auch als 1957 Bibliothek und 
Archiv des Kantons ins ehemalige Bankgebäude an der Rue des Vergers zogen und 
1961 das Lehrerseminar seinen eigenen Bau in Besitz nahm, blieb die Lage unhalt­
bar. Es fehlten Klassen- und Spezialzimmer, Turnhallen, Pause- und Sportplätze. Der
125 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1892, S. 8ff.
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Lärm der Bahnhofstrasse erwies sich als unerträglich, wenn bei offenen Fenstern 
Schule gehalten wurde. Der Staatsrat beauftragte darum 1963 eine Kommission mit 
der Ausarbeitung des Programms für ein neues Kollegium. Vorerst dachte die Regie­
rung an einen Um- und Ausbau des bestehenden Gebäudes. Den Parkplatz östlich 
des Kollegiums und das ehemalige Salzhaus zog sie in die Planung ein. Ein weiterer 
Vorschlag wollte das Terrain von Riedmatten, nordwestlich des Kollegiums, das be­
reits in Staatsbesitz war, überbauen. Eine Strassenunterftihrung hätte den alten und 
den neuen Teil verbinden sollen. Auch diese Lösung stellte nicht alle zufrieden, weil 
die Stadt an der Gesamtplanung des Planta-Quartiers arbeitete und weil immer noch 
zu wenig Plätze für den Turn- und Sportunterricht zur Verfügung gestanden wären. 
Auch liebäugelten einzelne mit dem Bau eines Verwaltungsgebäudes auf dem Terrain 
von Riedmatten.
Im Quartier des Creusets
Schliesslich entschied sich die Regierung für einen neuen Standort ausserhalb 
des Stadtzentrums. Zusammen m it der Stadtverwaltung prüfte eine Kommission 
sieben in Frage kommende Plätze mit je 30’000-40’000 m 2 Fläche. Sie schlug der 
Regierung im Juni 1970 eine Parzelle im Quartier «Les Creusets» vor. Der Staat 
besass dort bereits Land und der Grosse Rat bewilligte 1971 einen zusätzlichen Kre­
dit von 10 Millionen Franken zur Ergänzung des bereits vorhandenen Besitztums. 
Schliesslich besass der Staat dort ca. 36’000 m 2. Als Pluspunkte zählten die Nähe 
zum Bahnhof, zur Post und zur Berufsschule, die dort ebenfalls die notwendigen 
Turnhallen erstellen sollte. Rektor Fl en ri Schwery befürwortete zudem an diesem 
Standort den Bau eines Internats mit Verpflegungsmöglichkeiten für externe 
Schüler.
Zweckmässig, preisgünstig, modern
Das Bauprogramm sah einen zweckmässigen Bau für ungefähr 700 Schüler/innen 
vor: 35 Klassenzimmer, 15 Spezialklassenzimmer mit Laboratorien, Vorbereitungs­
und Materialzimmern, Studiersäle, eine Kapelle, Gemeinschaftsräume, Freizeit­
räume, eine Mehrzwecksportanlage, die in 3 Hallen aufteilbar war, eine Aula mit 
400 Plätzen, Lokale für die Administration, die Abteilungsleiter, die Berufsberater, 
ferner Elternsprechzimmer etc. Eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Rektorat, 
den Professoren und dem Departement, verschiedene Besichtigungen im Wallis und 
in der übrigen Schweiz erlaubten ein gründliches Bauprogramm. Der Staats rat billig­
te es am 26.2.1975 und schrieb einen Wettbewerb aus. Aus den 28 eingegangenen 
Arbeiten sprach die Jury dem Projekt von Architekt Henri de Kalbermatten (1913- 
1989) den ersten Preis zu. Er war der Enkel von Joseph de Kalbermatten, der als 
Architekt das Jugendstilkollegium nördlich der Planta geplant und gebaut hatte131.
Der Entwurf fand eine gute Aufnahme. Einzig einige wenige Nostalgiker und ein 
bekanntes Mitglied aus der Lehrerschaft wollten das Kollegium im Stadtzentrum 
behalten, im «Quartier latin». Diese Stimmen machten sich in der ersten Lesung des 
Grossen Rates im Februar 1976 bemerkbar. Zwei andere Probleme stellten sich: Die 
Stadt Sitten wünschte, dass die Aula für 800 (statt 400) Sitzplätze gebaut werde. Das 
hätte aber Mehrkosten von ca. 3.3 Millionen Franken verursacht. Auch auf den Bau 
eines Schwimmbades verzichtete der Staat. Die zweite Schwierigkeit bestand in den 
Lärmimmissionen des Flugplatzes. Die Architekten entschieden sich deshalb für eine 
Teilisolation der Zim m er132.
Planung und Ausführung
Die Planung und die Vorarbeiten waren mustergültig. In der zweiten Lesung 
rechtfertigte der Staatsrat noch einmal die Platzwahl und die Gemeinde Sitten 
verzichtete auf die Vergrösserung der Aula. Dagegen erwarb sie Rechte für die Benut­
zung der Mehrzweckhalle133. Das Dekret vom 11.5.1976 betraf die «Gewährung 
eines Kredites für den Neubau des Kollegiums sowie die Verwendung des in <Les 
Creusets> zu diesem Zweck erworbenen Landes». Für den Bau benötigte der Staat 
20 Millionen Franken; das in seinem Besitze liegende Land schätzte er auf Fr. 6 Mio. 
Ein wesentliches Verdienst bei der Planung des neuen Kollegiums erwarb sich Rektor 
Henri Schwery. Er hatte als Leiter der Schule die Zügel fest in der Hand und schuf 
die Voraussetzungen für eine anerkannte Mittelschule134.
Der Bau begann 1977. Im Herbst 1979 konnte das Kollegium dank guter 
Bauführung bezogen werden. Es war funktionell, ästhetisch ansprechend, preiswert
131 GRP, Verlängerte Novembersession 1975, Februar 1976, S. 275-282.
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und wurde im Rahmen der bewilligten Kredite in kürzester Zeit errichtet135. Die 
Kosten betrugen in der Schlussabrechnung Fr. 22’737’833.- für das Gebäude und die 
Einrichtungen sowie Fr. 7’923’724.- für das Grundstück. Der Rektor des Kollegiums 
beschrieb es 1999 als «modern, gut überlegt, mit Sportplätzen und Räumen zur Ent­
spannung, so ausgestattet, dass es auf optimale Art einen modernen Unterricht er­
möglicht. Die Mehrzweckhalle, die Nähe der Sporteinrichtungen der Stadt Sitten 
und die Aufnahme der Schüler/innen im Foyer des Creusets, das zur selben Zeit er­
richtet wurde, können uns nur in der Meinung bestärken, dass man die richtige Wahl 
getroffen hat. Das ist heute unsere Überzeugung, 20 Jahre später.»136
Zu grosse Schülerzahl
Die Planung des Kollegiums Sitten ging von einer Höchstzahl von 700 Schüle­
rinnen und Schülern aus. Nach der damaligen Auffassung erschwerten grössere 
Schulen den menschlichen Kontakt und verminderten die Qualität des Unterrichts. 
Departement und Lehrkräfte dachten eher an eine Dezentralisierung der Schulen, 
um weite Zufahrtswege zu vermeiden. Die Entwicklung ging andere Wege. Statt 30 
Klassen musste das Kollegium schliesslich in seinen Mauern 43 aufnehmen. Selbst als 
die Schüler der Handelsabteilung der Stadt Sitten anvertraut wurden, fehlte es an 
Platz. Zur Durchführung der Bestimmungen des MAR 95 mussten auf dem Sport­
platz zusätzlich Pavillons für Klassenzimmer errichtet werden.
Das Kollegium des Creusets spielte in den Jahren nach 1994 eine Vorreiterrolle 
für den Fremdsprachenunterricht durch Immersion. Im Herbst 1994 begannen fünf 
Bilingue-Klassen im ersten und zweiten Schuljahr mit der Immersion in Turnen, 
Geographie und Kunstgeschichte; später erweiterte man das Angebot. Zwei Jahre 
später waren es bereits 11 Klassen137 und 1998 konnten 39 Schüler/innen das erste 
Diplom einer Bilingue-Matura der Schweiz in Empfang nehm en138. Das Kollegium 
hatte 1965 auch als erstes Walliser Gymnasium den Mädchen die Aufnahme in die 
technische Abteilung gestattet. 1974 vereinigten sich die Ehemaligen des Kollegiums 
zur Association des anciens élèves du Collège de Sion139.
Vont «Sacré-Coeur» zur «Sitterie» und zum Foyer des Creusets
Von besonderer Aktualität wurde die Frage eines Internats in Sitten schon im
19. Jahrhundert und bei der mühsamen Aufbauarbeit für ein zeitgemässes m athe­
matisch-naturwissenschaftliches Gymnasium zu Beginn des 20. Jahrhunderts140. 
W ährend an die 40 Schüler der oberen Gymnasialklassen im kleinen Seminar
135 N F , 1 9 7 9 ,  No. 2 1 0 ,  S. 1, 1 0 -2 0 :  Le nouveau collège cantonal de Sion: U n exemple d ’édification simple, soignée, 
rationnelle et fonctionnelle.
136 J a h r e s b e r i c h t  1998/99, S. 4.
133 J a h r e s b e r ic h t  1 9 9 4 /9 5 ,  S . 8 ; N Z Z , N r. 6 6 ,  2 0 .3 .2 0 0 1 ,  S . 8 0 .
131 R a p p o r t e  1 9 9 6 /9 7 ,  S . 8 ; 1 9 9 7 /9 8 ,  S . 8 .
I3’  J a h r e s b e r i c h t  1 9 7 4 ,  S . I 2 f „  S t a t u t e n  1 9 7 5 .
1,0 S t a a t s k a l e n d e r  1911/12, S. 116.
(Pensionnat du Sacré Coeur) Unterkunft fanden und jüngere Schüler bis 1949 bei 
den Marianisten in ihrem Internat untergebracht waren, gab es keine Möglichkei­
ten für die Schüler der neuen Industrieschule. Die Gemeindeverwaltung ersuchte 
darum 1915 den ersten Direktor der Schule, William Haenni, ein solches Institut 
zu schaffen. Der Departem entschef unterstützte das Anliegen und dachte daran, 
Schule und Internat den Marianisten zu übergeben. Die Kongregation lehnte ab. 
In der Folge verschlechterte sich die finanzielle Lage des Staates derart, dass die 
Regierung 1922 ein entsprechendes Dekret zum Bau eines Internates dem Volke 
nicht zu unterbreiten wagte. Dr. Mangisch nahm 1923 einen neuen Anlauf, der 
das Beispiel von Brig mit Weltgeistlichen verwirklichen wollte. Es war ihm kein 
Erfolg beschieden, ebenso wenig wie den Versuchen von 1932, 1936 und 1948. 
In diesem Jahr wollte man die Chorherren des Grossen St. Bernhard dam it beauf­
tragen. Sie hätten alle Voraussetzungen erfüllt und waren für die Aufgabe bereit. 
Diesmal stellten sich aber Weltgeistliche und die geistlichen Professoren des klas­
sischen Gymnasiums dagegen141.
Ende gut, alles gut
Einen mutigen Schritt tat erst Rektor Henri Schwery, als er aus dem «Petit Sémi­
naire» die Stiftung «La Sitterie» schuf. Sie bot in den sechziger und siebziger Jahren 
etwa 100 Internen und Halbinternen Unterkunft, Verpflegung und Betreuung142. 
Bei den Besprechungen zum Bau des neuen Kollegiums zeigte sich die Stiftung 
bereit, auf dem Gelände «Les Creusets» im Baurecht ein Internat zu errichten und zu 
finanzieren. Das Gebäude entstand 1977-1979 und bietet seither als Foyer des 
Creusets Schülern ein wohnliches Internat und für ca. 350 externe Schüler und 
Schülerinnen eine günstige Gelegenheit zur Mittagsverpflegung143. Die Subvention 
basierte auf Artikel 120 des Schulgesetzes von 1962 und dem Reglement vom 
29.5.1974. Aus diesen Gründen subventionierte der Staat im Beschluss vom 
25.5.1977 das neue «Foyer des étudiants les Creusets» und überliess der Stiftung im 
Baurecht für 66 Jahre eine Parzelle von 1530 m2. Auf die geschätzte Bau-summe von 
Fr. 4.6 Millionen entrichtete der Staat 30%. Nach Abzug der bereits für das Foyer de 
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1930 136 1965 735 1990 922
1940 264 1970 869 1995 1042
GRP, Maisession 1958, S. 193; Verwaltungsberichte 1960-2000.
Das Kollegium St-Maurice
Klosterschule oder Staatsschule?
Bis zur Niederlage des 
Sonderbundes führte die Ab­
tei St-Maurice sechs Gym­
nasialklassen mit einem jähr­
lich wechselnden zusätzlichen 
Kurs für Philosophie oder 
Physik, dem sogenannten Ly­
zeum. Die Schule stand unter 
der Leitung des Abtes. Im 
Studienjahr 1846/47 unter­
richtete die Abtei noch in der 
üblichen Form; ebenso im fol­
genden Jahr, allerdings ohne 
die Deutschklasse. Später 
führte das Kollegium unter 
Cursus spéciales Deutsch- und 
Französischklassen145. Im Feb­
ruar 1848 ersuchte der erste 
Vorsteher des Erziehungsde­
partements, Maurice Claivaz, 
die Abtei, mit den Lehrkräften 
des Kollegiums die Schule 
wieder aufzunehmen. Vorerst 
blieben aber die Kurse der 
Philosophie und Physik, ja 
selbst die der 2. Rhetorik, wie 
in Brig, aufgehoben.
' «  C a t a l o g u s  1 8 4 7 ,  S . 1 -1 1 ;  1 8 4 8  u n d  1 8 4 9 ,  S . 3 - 1 1 .
D ie  A b te i S t-M aurice. Im  Vordergrund das G ym nasium , 
1964, 1999
Die Abtei setzte sich in den folgenden Jahren und Jahrzehnten stets für ein voll­
ständiges Gymnasium mit zwei Lyzeumsklassen ein, wie es in Brig verlangt wurde. 
Sie war mit ihrer Erfahrung im Internat gegenüber den beiden ändern Kollegien im 
Vorteil, und immer mehr Eltern aus ändern Kantonen vertrauten ihre Söhne dieser 
Schule an. Das Internat und die bessere Qualität des Unterrichts trugen zum Anse­
hen der Schule jenseits der Grenzen des Kantons bei. Dagegen zeigte sich der Staat 
mit der finanziellen Unterstützung der Abteischule äusserst zurückhaltend146. Der 
Vertrag zwischen der Abtei, der Stadt St-Maurice und dem Staat vom November 
1885 bezeichnete die Schule als ein halbprivates Institut147. Im Vergleich zu den bei­
den ändern Kollegien war der Beitrag des Staates vollständig ungenügend. N ur mit 
Hilfe der Pensionsgelder für die Internen konnte die Schule überleben. Die beschei­
dene Staatssubvention erlaubte es nicht einmal, die Professorenschaft, die zum gröss- 
ten Teil aus Chorherren bestand, zu bezahlen. Die Jahresrechnung des Staates 
erwähnte 1858 eine Subvention der Stadt St-Maurice für das Kollegium von 
Fr. 720.-. Der Staat entrichtete für St-Maurice Fr. 4’274.98, für Brig Fr. 6’098.96, 
für Sitten Fr. 8‘047.81148.
Im übrigen beeinflussten die eidgenössischen und kantonalen Regiemente gegen 
Ende des Jahrhunderts auch die Abteischule und öffneten langsam den Weg zu den 
Universitäten und zur ETH. Das war hier besonders wichtig, weil viele Zöglinge aus 
ändern Kantonen stammten und natürlich die Schule mit einem wertvollen 
Abschlusszeugnis verlassen wollten. 1898 führte die Abteischule die Physikklasse 
wieder ein.
Das Kollegium St-Maurice nahm auch im 20. Jahrhundert im Walliser M ittel­
schulwesen eine Sonderstellung ein. Es lebte aus einer starken Symbiose von Kloster 
und Gymnasium. In den ersten Jahrzehnten dieses Jahrhunderts besass es zeitweise 
eine bedeutende geistige und religiöse Ausstrahlungskraft. Beziehungen zu Frank­
reich blieben lebendig. Selbst die Uniformen mit goldenen Knöpfen aus der Franzo­
senzeit waren bis um 1920 verpflichtend. Eine besondere Stellung behielt die Schule 
in ihrem Spannungsfeld zwischen Klosterschule und subventionierter Staatsschule. 
Der Staat entrichtete einen jährlichen Beitrag, der stets unter den Kosten für die bei­
den ändern Kollegien stand. Auch das Statut der unterrichtenden Chorherren war 
doppelter Natur: sie unterstanden dem Abt, es galten aber für sie auch die Bestim­
mungen der kantonalen Gesetze und Verordnungen.
Die Ausstrahlung
Noch in einem ändern Punkt unterschied sich St-Maurice von den beiden 
ändern Kollegien: In Brig und Sitten studierten vor allem Walliser, in St-Maurice 
viele Ausserkantonale. 1910 waren in den zwei ersten Schulen 98% Walliser, in der 
Abteischule aber nur 56%. Diese Ausstrahlung auf die übrigen Kantone, besonders
146 L o n f a t , S . 74fF.
117 ScAW, Fonds 2, DIP, S. 9.
148 St a a t s r e c h n u n g  1 8 5 8 , S . 1.
die Westschweiz, trug dazu bei, dass die Abteischule die bekannteste Mittelschule 
des Wallis wurde. Professoren, ehemalige Schüler, Schriftsteller, Maler und Gelehrte 
trugen seinen Namen über die Kantonsgrenzen hinaus, und M änner von euro­
päischem Rang waren als Conférenciers in St. Maurice eingeladen. Dazu kam die 
beachtliche musikalische Aktivität durch Chor und Orchester des Kollegiums. 
1935/36 entstand die JEC, die Jeunesse d’étudiants catholiques149. Das religiöse 
Leben pflegte die Schule seit 1895 in der Studentenkongregation der Unbefleckten 
Empfängnis M ariens150, den gesellschaftlichen Teil seit 1846 in der Studentenver­
bindung Agaunia.
Die Sonderstellung als Privatschule mit öffentlichem Auftrag war aber auch 
immer wieder Gegenstand von Diskussionen im Grossen Rat, besonders wenn es um 
die staatliche Beteiligung am Bau und Unterhalt der Gebäude, um das Budget und 
die Kompetenzen in der Wahl und Führung des Lehrkörpers ging. Diese Fragen 
stellten die Abgeordneten mit Vorliebe dann, wenn finanzielle Engpässe die Lage 
erschwerten, etwa zu Beginn der dreissiger Jahre, 1934, als die Regierung aus Spar- 
gründen prüfte, ob nicht eines der drei Kollegien im Kanton aufzuheben sei. Rektor 
Evéquoz aus Sitten unterbreitete im Erziehungsrat einen «Rapport sur le projet con­
cernant les économies à réaliser dans l’enseignement secondaire et sur la suppression 
éventuelle d’un Collège»151.
Die Verträge mit dem Staat
Schon im 19. Jahrhundert unterschrieben die Partner mehrere Konventionen, im
20. Jahrhundert in den Jahren 1912, 1925, 1937, 1949, 1956, 1963, 1966, 1975, 
1987, 1999 und 2001. Ein Vergleich der Konventionen seit 1912 zeigt eine langsame 
Zunahme der Staatsbeiträge, wobei die Abtei meist den Eindruck hatte, die Unter­
stützung stehe in keinem Verhältnis zu den der Öffentlichkeit geleisteten Diensten. 
Der Vertrag von 1912 enthielt auch die Grundlage der Beiträge für die 1914 ausge­
führten Bauten. W ährend der Kriegszeit musste der Staat zusätzlich helfen, doch 
1925 reduzierte er die Subvention wieder stark152. Die Konvention von 1949 
bestätigte die frühere Zusammenarbeit. Nach Artikel 17 eines Entwurfs durfte die 
Abtei im Maximum bis zu zehn Laienprofessoren einstellen. Im Vertrag stand diese 
Bestimmung nicht mehr; trotzdem bedeutete die Vereinbarung einen Gesinnungs­
wandel in den Beziehungen zwischen den beiden Partnern. Eine Bestimmung ver­
langte von jetzt an von den Professoren ausdrücklich einen akademischen Abschluss 
oder ein vom Staat anerkanntes Diplom. An Stelle eines festen Betrages berechneten 
die Kontrahenten die Subvention jährlich. Die geistlichen Professoren unterstellten 
sich ausdrücklich dem Reglement der übrigen Kollegien; sie bezogen allerdings nicht 
den gleichen Lohn. Der Staat subventionierte die Gehälter der unterrichtenden
' «  L o n f a t , S. 126, 133ff.
""  Louis CARLEN, A us der Geschichte der M arianischen Kongregation im Wallis, in: Walliser Jahrbuch 1951, S. 17.
151 L o n f a t , S. 83ff.
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Chorherren153. Das Schulgesetz von 1962 schuf neue Grundlagen und befreite die 
Walliser Mittelschüler vom Schulgeld. Das brachte neue Berechnungsgrundlagen für 
die Verträge zwischen Staat und Abtei.
Schulhausbauten und geistiger Aufbruch
1913 begann die Abtei mit einer dringend notwendigen Renovation und Vergrös- 
serung der Gebäude. Sie konnten schon im Schuljahr 1914 benutzt werden. Es war 
zugleich der Beginn einer Epoche in der Abteischule. Abt Joseph Mariétan (Abt von 
1914-1931) brachte neue Ideen in die Abtei und in die Klosterschule. Erverursachte 
viel Unruhe, wies jedoch den Weg in die neue Zeit. Unter seiner Leitung entstand 
1915 in Pruntrut das Kollegium St. Charles; eine weitere Mittelschule gründete er in 
Pollegio. Junge tatkräftige Professoren unterrichteten im Kollegium in St-Maurice. 
Unter ihnen war auch Chorherr Georges Rageth, der das Kollegium von 1925-1944 
mit starker Hand leitete.
Innerhalb des Kollegiums und der Abtei entstanden in den zwanziger und zu 
Beginn der dreissiger Jahre besonders durch die Lehrtätigkeit des französischen Lite­
raten Edmond Humeau und der Chorherren Paul Saudan und Norbert Viatte ge­
wisse Spannungen zwischen Tradition und neuen Auffassungen. Diese Strömung 
brachte eine zusätzliche Ausstrahlung auf das religiöse und intellektuelle Leben der 
Westschweiz und darüber hinaus. Persönlichkeiten wie André Maurois von der Aca­
démie française, Georges Bernanos, Jacques Maritain und andere sprachen auf der 
Bühne von St-Maurice. M it der Demission des angeblich zu autoritären Abtes 
Mariétan endete 1931 «La révolution d’Agaune», die noch immer nicht ganz aufge­
klärt ist. Rektor Rageth fühlte sich aber weiterhin der geistigen Öffnung verpflich­
tet154. Die Jahre bis zu seiner Demission waren jedoch weniger hektisch. 1930 führte 
das Kollegium die Matura B ein. Chorherr Isaac Dayer leitete von 1944-1967 das 
Kollegium. Er ging als «Novateur traditionnel» in die Geschichte ein155.
Wo gehen die Mädchen hin ?
Bei der Diskussion des Schulgesetzes fragte Edouard Morand 1962 im Grossen Rat: 
«Weil man a priori annimmt, dass nie ein Mädchen ins Kollegium von St-Maurice 
oder Sitten oder Brig wird eintreten können, haben wir doch das Recht zu fragen: Wo 
gehen sie denn hin?» (GRP, Verlängerte Novembersession 1961, Febmar 1962, 
S. 132).
153 L o n f a t , S . 9 0 ff .
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Der Tradition verpflichtet, offen fü r  Neues
Auch im 20. Jahrhundert blieben in St-Maurice, wie in Brig und Sitten, die klas­
sischen Studien mit Latein und Griechisch Aushängeschild und Inbegriff jeder ernst­
haften Bildung. Erst 1929 benannte das Kloster die Ecole industrielle inférieure in 
St-Maurice als Handelsschule. Im ersten Jahr schrieben sich aber nur zwei Schüler 
ein. Der Begriff Handelsschule war irreführend, denn diese Klassen sollten auch auf 
die Ecole industrielle supérieure in Sitten und auf das Technikum vorbereiten. Diese 
Abteilung unterrichtete im ersten Jahr zwei Stunden Zeichnen, im zweiten Jahr drei 
Stunden Zeichnen und ebensoviel Algebra und Geometrie und im dritten Jahr zwei 
Stunden technisches Zeichnen. Die übrigen Fächer waren für beide Abteilungen 
gemeinsam. Diese Schule blieb viele Jahre lang der arme Verwandte des klassischen 
Gymnasiums, dem man mehr Aufmerksamkeit schenkte. Schon 1929 verlangte ein 
Mitglied des Erziehungsrates, Hr. Dufour, man solle diese Abteilung (die Ecole 
industrielle inférieure) besser pflegen als bisher. Obwohl Rektor Dayer bereits 1946 
die Anerkennung durch das BIGA verlangte, wurde sie erst 1968 gewährt. Das lag 
vermutlich nicht nur an der Qualität des Unterrichts, denn das BIGA wies in seiner 
Antwort daraufhin, dass im Wallis bereits acht Handelsschulen bestehen156.
Ein eigenwilliger Weg: die Matura «Latin-Sciences»
Das Kollegium St-Maurice fühlte sich der klassischen Kultur sehr verpflichtet. 
Die Kritik an dieser zu einseitigen Ausbildung in den Walliser Kollegien war alt. Eine 
Wende zeigte sich unter Rektor Dayer. Er stellte 1956 ein Gesuch für die Eröffnung 
einer Abteilung «Latin-Sciences» an den Staatsrat. Die Regierung entsprach dem 
Wunsch. Die vorgeschlagene Ausbildungsform war einfach: In den zwei letzten 
Schuljahren des Gymnasiums wertete die Abtei die wissenschaftlichen Fächer mit 
zusätzlichen Stundenzuteilungen auf, mit Mathematik, darstellender Geometrie, 
Astronomie, Chemie und Physik. Latein wurde weiterhin unterrichtet, aber mit 
geringerer Stundendotation, ebenso französische Literatur, Philosophie und Kunst­
geschichte. Das Kollegium wollte so Schüler mit vertieften wissenschaftlichen 
Kenntnissen und mit gründlicher humanistischer Bildung auf die Hochschulstudien 
vorbereiten.
Die eidgenössische Maturakommission war vorerst mit der provisorischen Aner­
kennung der neuen Abteilung vorsichtig. Sie stellte fest, dass die Ergebnisse in Grie­
chisch, Latein und Deutsch enttäuschend waren. Auch in Mathematik waren die 
Ergebnisse unbefriedigend, in Physik kaum höher als in der klassischen Abteilung. 
Aus diesem Grunde stockte Rektor Dayer Mathematik und Physik um drei Stunden 
auf. Als M aturität blieb Latin-Sciences offiziell ein Diplom A (Latein-Griechisch) oder 
B (Latein/Englisch oder Italienisch). Dieser Maturatyp war an sich nichts Revolu­
tionäres. Er bestand in Frankreich seit 1902 und für den Rektor war er eine Bestä­
tigung der klassisch-literarischen Tradition in der Abteischule. In der Korrespondenz
156 L o n f a t , s . 1 43E , 265f.
mit dem Departement verteidigte er den Wert dieser Abteilung und versicherte, dass 
er sie auf alle Fälle bis zur Einführung der mathematisch-naturwissenschaftlichen 
Abteilung Typ C behalten wolle. Die ersten Diplome Latin-Sciences wurden 1964 
ausgehändigt. Die ersten Schüler mit der Matura C bestanden die Prüfungen 1969; 
die Eidgenossenschaft anerkannte sie 1971. In der Zwischenzeit bewährte sich aber 
die Abteilung Latin-Sciences derart, dass sie jahrelang parallel zum Typ C als Aus­
hängeschild der Schule galt. Die besten Schüler der Lateinklassen schrieben sich mit 
Vorliebe in diese Abteilung ein157. Darum stellte niemand mehr offiziell die Frage, ob 
beide Abteilungen nebeneinander ihre Daseinsberechtigung haben. Die Frage wurde 
mit der Aufhebung der Maturatypen durch das MAR 95 hinfällig.
Die höhere Handelsschule
Die Abtei ersuchte den Erziehungsrat ebenfalls im Jahre 1956, ihre Handels- 
schule anzuerkennen. Ihr sollte eine zweite Abteilung folgen, die mit einer Handels­
matura gekrönt würde. Der Erziehungsrat fürchtete aber, eine höhere Handelsschule 
könnte die schon bestehende Handelsmatura in Sitten gefährden. 1957 bewilligte 
aber Departementschef Marcel Gross die neue Abteilung. Eine entsprechende 
Verordnung des Staatsrates bestätigte der Grosse Rat am 14.6.1957 und im Herbst 
desselben Jahres begann die erste Klasse mit dem Unterricht. 1968 anerkannte das 
BIGA die Handelsschule, 1978 verzichtete die Abtei jedoch auf diese Schule und 
widmete sich nun der eidgenössisch anerkannten Matura E 158.
Die mathematisch-naturwissenschaftliche Matura Typ C
M it der Einführung des Maturatyps C  zögerte das Kollegium länger als mit «La­
tin-Sciences». Rektor Dayer musste sich 1963 durch eine Umfrage in den ersten 
Klassen des Gymnasiums und der Handelsschule belehren lassen, dass Schüler mit 
besonderen Fähigkeiten oder Neigungen für M athematik vor dem Latein zurück­
schreckten, dass sie aber in einer mathematisch-naturwissenschaftlichen Abteilung 
durchaus Erfolg haben könnten. Der Rektor liess sich weiter durch den Wunsch von 
Abt Haller «bekehren», der mitteilte, dass die Schweizer Bischöfe die Einführung des 
Typs C im französischen Landesteil befürworteten. Viele katholische Familien be­
dauerten, dass in der Westschweiz keine entsprechende Schule mit Internat bestehe. 
Das Fehlen von Katholiken in den höheren Kadern von Industrie und Technik sei 
immer stärker fühlbar. Zudem drängten wirtschaftliche und politische Kreise des 
Bezirkes M onthey bei der Abtei und bei Staatsrat Marcel Gross auf die Verwirk­
lichung dieses alten Postulates.
1963 befürwortete der Erziehungsrat die Eröffnung einer Abteilung C  in 
St-Maurice. Die Abteischule war aber sehr skeptisch und sah sich vorerst bestärkt
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durch das schlechte Ergebnis bei der Aufnahmeprüfung. N ur zwei Schüler erreichten 
genügende Noten. Die Abtei beschloss darum, eine dritte Sekundarklasse zu eröff­
nen, um im folgenden Jahr den Versuch zu wiederholen. Die erste Klasse begann 
darum im Herbst 1964, die ersten Maturadiplome wurden 1969 ausgehändigt, 1971 
anerkannte sie die Eidgenossenschaft. Das Kollegium St-Maurice hat sich als bewusst 
klassisch-literarische Schule den wirtschaftlich-technischen Anforderungen der neuen 
Zeit gestellt.
Gemischte Klassen (1969)
Im Schuljahr 1969/70 besuchten die ersten Mädchen die Abteilung C des Kol­
legiums159. Der Vorsteher des Departements, Antoine Zufferey, musste zweimal in 
St-Maurice persönlich beim Abt vorsprechen, um diese Gunst zu erbitten. Im Schul­
jahr 1973/74 öffnete auch das Wirtschaftsgymnasium Typ E den Mädchen die 
Türen. Für das neusprachliche Gymnasium Typ D stellte sich die Frage 1981 nicht 
mehr. Die Klasse begann 1981 mit einer Mehrzahl von Mädchen. Als dann 1986 das 
Mädchengymnasium Regina Pacis sein klassisches Gymnasium mit Matura B schloss 
und in die Abteischule eingliederte, standen im Kollegium den Mädchen alle Abtei­
lungen offen.
Die Abteischule pflegte besonders im Internat ein intensives Vereinsleben. Es 
passte sich den Anforderungen der Jugend an. Die Kontakte vieler ehemaliger 
Schüler mit «ihrem» Kollegium und «ihren» Lehrern blieben lebendiger als anderswo. 
Eine reiche musikalische Tradition pflegten Studentenchor und Orchester; die Blech­
musik, Jeunesses culturelles, der Ciné-Club, die Schachgruppen und andere hatten 
oft überregionale Bedeutung. Wichtig waren ebenfalls das religiöse Leben und die 
sportliche Betätigung. Die Seelsorge bildete stets einen Kernpunkt der Schule. 1996 
bildete sich in Zusammenarbeit mit dem Rektorat die Vereinigung der Eltern von 
Kollegiumsschülern, die sich «Forum des parents» nannte160.
In der neuesten Geschichte des Kollegiums ist die Tätigkeit von Rektor Claude 
M artin besonders zu erwähnen. W ährend 26 Jahren (1967-1993) stand er an der 
Spitze der Schule und wusste die christliche Tradition der Bildungsstätte mit den 
Anforderungen der modernen Zeit zu vereinen. Die Schule erlebte in diesen Jahren 
tiefgreifende Änderungen. In den siebziger Jahren waren es die Nachwehen der 68er- 
Bewegung bei Schülern und Lehrern sowie der Wechsel vom achtjährigen Gym­
nasium zum gebrochenen Bildungsweg nach der Orientierungsschule. Die M atura­
typen G, D und E fanden Eingang in die Schule, die Handelsschule wurde aufge­
hoben und die Mädchen durften in die Abteischule. Der Turnunterricht erlebte mit 
dem Bau von zwei Hallen eine längst fällige Aufwertung. M it der Einführung der 
Viereinhalbtagewoche nach 1991 änderten sich die Gewohnheiten des Internats. Das 
früher manchmal gespannte Verhältnis der Rektoren zum Departement besserte sich 
rasch und wich einer guten Zusammenarbeit.
159 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1969, S. 160.
160 Les E c h o s  de St-M aurice, 2000, No. 2, S. 44-46; NF, 29 .10 .1999, S. 13; R a p p o r t s  1996/97, S. 6 E ;  1997/98,
S. 7fT.
Zwei Ereignisse prägten die Jahre kurz vor der Jahrtausendwende. Ende 1994 
demissionierte unerwartet der junge Rektor André Altermatt. Für das laufende 
Schuljahr übernahm der erfahrene ehemalige Rektor Claude M artin erneut die Lei­
tung. Die Öffentlichkeit wartete gespannt auf die Wahl des neuen Rektors, und nicht 
besonders klosterfreundliche Politiker hofften, ein Laie werde endlich die Leitung 
übernehmen. Die Abtei war sich ihrer Verantwortung bewusst und schlug drei Chor­
herren als Leitungsteam vor: Guy Luisier als Rektor, Jean-Paul Amoos als Prorektor 
und Franco Bernasconi als administrativen Leiter161. Die Abtei fand damit eine viel­
leicht zukunftsweisende Lösung.
Renovation und Ausbau
Nach den grösseren Bauetappen von 1894, 1914,1958 —1961/64 und 1979-1983 
(Turnhallen und Bibliothek) entsprach das Departement 1997 dem Gesuch der 
Abtei und unterbreitete dem Grossen Rat ein entsprechendes Gesetz zum Ausbau 
und zur Renovation der Schulanlagen. Es stützte sich dabei auf den Beschluss des 
Parlaments von 1965, das in Anwendung des Gesetzes von 1962 die Abteischule als 
Kantonsgymnasium bezeichnete und den Walliser Schülern den kostenlosen Unter­
richt zusicherte. Der Kostenvoranschlag des Architekten belief sich auf Fr. 5.8 Mil­
lionen, die subventionsberechtigten Anlagen betrugen Fr. 4 ’216’743. Daran bezahlte 
der Staat 30%, was Fr. 1’265’022 ausmachte162. Es ist begreiflich, dass die Abtei die 
übrigen Kosten nicht allein tragen konnte, weil keine Einnahmen aus Schulgeldern 
flössen. Den Ausgleich brachten, wie früher, die Konventionen, in denen die Beträge 
für Amortisationen und Schuldzinsen jährlich berechnet wurden. Der Grosse Rat 
behandelte das Gesuch in der Junisession 1998163.

















161 Le Collège-Lycée de l’Abbaye de Saint-M aurice, St-M aurice 1964; STAATSRATSBESCHLUSS vom  16.4.1995.
162 B e s c h l u s s  vom 23.6 .1998, A rt. 1.
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Das Kollegium Planta in Sitten, 1997
Schülerzahlen:
1900 252 1950 526 1975 772 2000 1013*
1910 301 1955 522 1980 714 *50 Klassen
1920 301 1960 716 1985 851
1930 350 1965 730 1990 957
1940 525 1970 842 1995 1092
Verwaltungsberichte 1900-2000, Jahresberichte.
Von der Schule der Dames Blanches zum Lycée-Collège de la Planta
Im Jahre 1885 begannen gleich zwei Kongregationen ihre Tätigkeit in Sitten: Die 
Ursulinen aus Freiburg wurden von der Stadt angestellt, und die Schwestern der 
1871 in Frankreich gegründeten Franziskanerkongregation Sainte Marie des Anges 
mussten dort der religiösen Verfolgung weichen und suchten in der Schweiz ein neu­
es Tätigkeitsfeld. Bischof Adrian Jardinier, der Präsident des Staatsrates und Mitglie­
der des Grossen Rates unterstützten die französischen Schwestern. Die Anfänge der 
Kongregation in Sitten waren sehr mühsam. Die Schwestern logierten in einem 
Gebäude bei der Planta, das einst als Café und Tanzlokal gebaut worden war. Das 
Mobiliar war sehr bescheiden. Die Marianisten schenkten eine Bank, einen Tisch
und einen Stuhl. Die beste Schülerin hatte als Belohnung Anrecht auf den Stuhl, die 
übrigen sassen auf einer Bank. In der Nacht verwandelte sich das Schulzimmer in 
den Schlafsaal für die Schwestern, indem sie die alten Strohsäcke, die ihnen ein 
Hotel ausgeliehen hatte, als Matratze ausbreiteten165.
Der neue Standort im Petit Chasseur
Die Schule -  man darf sie wohl als Privatschule bezeichnen -  entwickelte sich gut. 
1889 mieteten sich die Schwestern im Hause Ambühl am heutigen Standort des 
Planta-Kollegiums ein. Aus dem ehemaligen Weinkeller im Erdgeschoss entstand das 
Refektorium. Von den ca. 40 Schülerinnen waren 10 intern. Das Haus konnte 1898 
gekauft, umgebaut und vergrössert werden. Die Schwestern richteten im ersten 
Stockwerk bescheidene Klosterzellen ein166. Die Schule war vorerst eine Mädchen­
primarschule mit Internat. Die Öffentlichkeit sprach von der Schule der Dames 
Blanches, da die Schwestern helle Kleider trugen. Der Orden blieb und kümmerte 
sich auch um arme Kinder, selbst wenn in der Folge eher die besseren Familien von 
Sitten ihm die Kinder anvertrauten.
Lehrerinnen und Maturandinnen
Von 1919-1940 bildete Sainte Marie des Anges als Privatschule auch Lehrerinnen 
aus. Vorerst hatten sich die Lehrkräfte der Kongregation, die meist Diplome aus 
Frankreich besassen, einem offiziellen kantonalen Staatsexamen zu unterziehen. Von 
1920-1950 bereitete die Schule auch auf ein Französischdiplom vor und von 1938 
an gab es ein Diplom für die oberen Primarklassen (Diplome d’études primaires 
supérieures). 1959 bis 1964 hiessen die Kurse Etudes secondaires modernes. 1939 
eröffneten die Schwestern auch eine gemischte Kinderschule167.
Die Anfänge des Gymnasiums gehen auf die dreissiger Jahre zurück. Das Kloster 
stellte sich mit Recht die Frage, ob es zweckmässig sei, in Sitten zwei Normalschulen 
für Mädchen zu führen. Anderseits wünschten die Eltern bessere Bildungsmöglich­
keiten für ihre Töchter. Daraus ergab sich für die Dames Blanches die Lösung, auf 
die Normalschule zu verzichten und an ihrer Stelle ein Mädchengymnasium zu eröff­
nen. Das war ein Wagnis. Die Kongregation war nicht reich und konnte sich kaum 
Mehrausgaben für Einrichtungen leisten. Die Schwestern besassen zudem für die 
neue Aufgabe nicht die notwendigen Diplome. Man wagte den Schritt trotzdem. 
Mit der Hilfe von Eltern, Schülerinnen, Lehrkräften und Auswärtigen kam das Werk 
zustande. Einige Schwestern nahmen ihr Studium wieder auf, um den gesetzlichen 
Vorschriften zu genügen und die Qualität des Unterrichts sicherzustellen.
165 C o l l è g e  d e  la Planta, S . 7 .
C o l l è g e  d e  la Planta, S . 9 .
167 GRP, Verlängerte Novembersession 1 9 7 6 , Januar/Februar 1 9 7 7 ,  S. l l l f . ;  C O L L È G E  de la Planta, S. 1 9 -2 4 , 7 0 f .
So entstand 1937 das erste Mädchengymnasium im Wallis, das auf die M atura B 
vorbereitete. 1943 erhielten die ersten zwei Kandidatinnen in Neuenburg die 
eidgenössische Matura. Ein wichtiges Ziel war erreicht. Eidgenössische Inspektoren 
besuchten jetzt regelmässig die Schule und das Departement unterstützte die Initia­
tive. 1948 legten die Kandidatinnen zum ersten Mal die Prüfungen in Sitten ab. 
Der Staat anerkannte das Diplom. Die Schülerinnen wurden nun nicht mehr von 
fremden Lehrkräften geprüft, und die Jahresnoten zählten zur Hälfte bei der 
Berechnung der M aturanote168. Zwei Jahre später, 1950, anerkannte die eidgenössi­
sche Maturakommission offiziell die M atura B des Kollegiums Ste-Marie des Anges. 
Die Programme waren eher auf die sprachlich-historischen Fächer ausgerichtet, und 
das Gymnasium dauerte nur sieben Jahre. Die Schülerinnen hatten m it diesen 
literarischen Studien darum in der Folge in einzelnen Fakultäten der Naturwissen­
schaften Anfangsschwierigkeiten. Bis 1954 gingen sämtliche Kosten des Gymna­
siums zu Lasten der Kongregation und der Schülerinnen, die monatlich Schulgelder 
entrichten mussten. 1954-1957 leistete der Staat einen Beitrag von Fr. 5’000.- für 
alle Lateinklassen. 1957-1964 erhöhte er auf Fr. l ’OOO.- pro Klasse, was im Jahr 
Fr. 7’000.- ausmachte169.
Bescheidene Hilfe des Staates
Der Staat war sich seiner Verpflichtung bewusst. In den Erwägungen zum Dekret 
von 1959 gestand er, dass es keine staatlichen humanistischen Mittelschulen für 
Töchter im Kanton gebe. Private Bildungsanstalten hätten diese Aufgabe übernom­
men. Das Dekret sah nun vor, diese Anstrengungen zu unterstützen und damit die 
Schulgelder herabzusetzen. Das Dekret nannte keinen festen Betrag. Die Unterstüt­
zung sollte jährlich im Rahmen des Budgets festgesetzt werden. Die Beträge waren 
bescheiden. Wichtiger war die Einsicht, dass sich der Staat seiner Verpflichtung 
bewusst wurde170. In der Folge entstanden auf dieser Grundlage die ersten Verträge 
des Departements mit Ste-Marie des Anges, St-Joseph in M onthey und Regina Pacis 
in St-Maurice. Das Dekret verursachte dem Staat sogleich Mehrausgaben. Die Rech­
nung 1959 begnügte sich noch mit Fr. 1 l ’OOO.-. 1960 stiegen die Ausgaben auf 
Fr. 56’000.-, 1961 auf Fr. 66’225.-, 1962 auf Fr. 99’350.-, 1963 auf Fr. 160’000.-, 
1964 bereits auf Fr. 274’943.20 und 1965 auf Fr. 308’552.-171. Nach 1966 notierte 
die Rechnung auch die Beteiligung der Standortgemeinden Sitten, M onthey und 
St-Maurice. Im deutschsprachigen Teil des Kantons liefen die Uhren langsamer. Ein 
Gymnasium für Mädchen im Oberwallis fand bis jetzt noch nicht den gewünschten 
W iderhall172.
168 COLLÈGE de la Planta, S . 2 3 f., 71 ff.
169 GRP, Novembersession 1959, S. 38 f.
170 GRP, Novembersession 1959, S. 38-47; SG 53, 1959, S. 282: DEKRET vom 10.11.1959 betreffend einen Kan­
tonsbeitrag an die klassischen M ittelschulen für Töchter.
171 S t a a t s r e c h n u n g e n  1959-1965.
172 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1962, S. 190.
Eine Wende zum kantonalen Gymnasium brachte das neue Schulgesetz von 
1962. Von jetzt an waren die Mittelschulen für Walliser Studierende kostenlos. Das 
bedeutete aber eine zusätzliche finanzielle Beteiligung des Staates an Unterhalt und 
Betrieb der Privatschulen. Die 1963 geschaffene Dienststelle für Mittelschulen koor­
dinierte jetzt die Tätigkeit aller Gymnasien und legte die finanzielle Beteiligung des 
Staates für jede Privatschule in Konventionen fest. Ste-Marie des Anges Unterzeich­
nete am 29.9.1964 einen ersten Vertrag. Die engere Bindung ans Departement 
brachte neben finanziellen Vorteilen auch eine verstärkte Angleichung an die ändern 
Mittelschulen und eine bessere Vorbereitung der Schülerinnen auf die Hochschulen. 
Der Staat entrichtete von nun an die Gehälter des Lehrpersonais173.
Eine Laiendirektorin (1965)
Im Kollegium Ste Marie des Anges gab es noch zusätzliche Wechsel. 1968 hob das 
Kloster die privaten Primarldassen im Institut auf, und 1971 geschah dasselbe mit 
den Sekundarklassen. Die Kongregation der Franziskanerinnen zeigte in allen diesen 
recht wesentlichen Änderungen viel Weitsicht und Verständnis für die sich wandeln­
den Verhältnisse. Sie übergab bereits 1965 die Leitung des Kollegiums der Laien­
direktorin Antoinette Bruttin. Zehn Jahre später musste sich die Kongregation zu­
dem entschliessen, dem Staat die Gebäude und das Gymnasium zum Kauf anzu­
bieten. Im Frühjahr 1975 teilte die Schwester Oberin des Klosters dem Vorsteher des 
Departements mit, dass die Dames Blanches vom Herbst 1977 an nicht mehr in der 
Lage seien, die Verantwortung für das Institut zu tragen. Der Rückgang der Neu­
eintritte in die Kongregation zwinge sie zu diesem Entscheid. Der Staatsrat nahm 
von der M itteilung Kenntnis, bedauerte den Entschluss und dankte der Kongrega­
tion im Namen des Walliser Volkes für die dem Lande geleisteten Dienste. Zugleich 
versicherte die Regierung, dass sie die Schule weiterführen und die angestellten Lehr­
personen in ihrer Aufgabe beschäftigen wolle174.
Von der Klosterschule zum Kollegium Planta
Im Jahr 1980 erhielten die letzten Schülerinnen nach sieben Jahren Gymnasium 
ihre M atura. Von jetzt an galt die neue Form mit fünf Jahren Mittelschule und 1981 
wechselte das Kollegium seinen Namen und nannte sich Collège de la Planta175. In 
Sitten eröffnete das Departement 1981 eine erste Klasse des neusprachlichen 
Gymnasiums. Die Wahl fiel aus zwei Gründen auf das Kollegium Planta. Die neue 
Abteilung benötigte keine besonderen technischen Installationen und Materialien
'73 StAW, Fonds 4200-1982 /11 , N r. 31 und  32. 
m C o l l è g e  de la Planta, S. 31-45.
175 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1980, S. 310; C o l l è g e  de la Planta, S. 43 , 59, 86.
wie die mathematisch-naturwissenschaftliche Abteilung, und das Kollegium ver­
fügte noch über genügend Platz. Von jetzt an fanden sich im Planta Schülerinnen 
und Schüler der Abteilungen B und D. Die Aufteilung nahmen die Rektoren nach 
lokalen und verkehrstechnischen Überlegungen vor. Ende der achtziger Jahre wurde 
auch hier der Platz knapp, und eine Gesamtrevision der Gebäude, die in fünf ver­
schiedenen Etappen gebaut worden waren, drängte sich auf. Nach einer gründ­
lichen Vorbereitung konnte der Grosse Rat im November 1991 in einem Dekret 
den Betrag von Fr. 7.8 Millionen sprechen176. Die Arbeiten begannen 1993 mit dem 
Bau eines Verbindungsteils im alten Hof, und so entstand eine neue helle Eingangs­
halle. Die geglückte Gesamterneuerung war 1996 beendet und wurde im März 
1997 eingeweiht177.
Trotz dem guten Ausbau und der Vergrösserung um einige Zimmer fehlten be­
reits im Herbst 1999 Unterrichtsräume. Das Kollegium konnte dafür Klassenzimmer 
in der früheren Mädchennormalschule besetzen. Die notwendigen Schülergruppie­
rungen im Sinne des MAR 95 und die wachsende Schülerzahl waren die Ursache. 
Das Kollegium beherbergte 1999/2000 783 Schüler/innen in 37 Klassen178.
1978 sah die Gründung einer Elternvereinigung (Association des Parents), und 
1980 folgten die Schülerinnen mit der Ses ma (Société des étudiantes du Collège 
Ste-Marie des Anges). Von 1982 an nannte sich die Vereinigung SELP (Société des 
Etudiants du Lycée Collège de la Planta).
Direktionen:
Sr. Marie-Françoise 1933-1952, Sr. Marie-Colette 1952-1965, Antoinette Bruttin 1965- 
1980, Roger Sauthier 1980-1994, Marius Dumoulin 1994-.
Schülerzahlen
1960 137 1980 250 2000 815*
1965 220 1985 467 *37 Klassen
1970 226 1990 530
1975 226 1995 661
Verwaltungsberichte 1960-2001; Jahresberichte.
Das Kollegium Regina Pacis in St-Maurice
Die Kongregation Ste-Clothilde wurde nach den Wirren der Französischen Revo­
lution 1821 in Paris gegründet und widmete sich mit Erfolg der Mädchenbildung. 
Die religionsfeindliche Politik Frankreichs Ende der siebziger Jahre des 19. Jahrhun­
derts zwang sie, auch ausserhalb des Landes Tätigkeitsfelder zu suchen. 1880 Hessen 
sich die Schwestern auf Ersuchen von Chorherr Joseph Beck in Aigle nieder und
176 G  RP. Verlängerte Novembersession 1 9 9 0 ,  Januar/Februar 1 9 9 1 , S. 3 6 5 - 3 7 9 :  Novembersession 1 9 9 1 ,  S . 5 2 0 -  
5 2 8 ;  D e k r e t  v o m  1 5 .1 .1 9 9 1 ,  SG 8 5 ,  1 9 9 1 ,  S. 8 3 .
177 R a p p o r t s  1 9 9 4 /9 5 ,  S . 8 f . ; 1 9 9 5 /9 6 ,  S . 9 f .;  1 9 9 6 /9 7 ,  S . 1 9 -2 2 .
178 R a p p o r t  1 9 9 9 /2 0 0 0 ,  S . 5 -8 .
gründeten im ehemaligen Hotel Mon Séjour 1822 das Mädchenpensionat Ste-Clo- 
thilde. Die Schülerschaft war international; die Schwestern gaben Französischkurse 
und bereiteten auf das Baccalauréat vor. Die Schule entwickelte sich erfreulich, so 
dass sie von 1938 an während 25 Jahren den vollständigen gymnasialen Bildungsweg 
anbot und auf die eidgenössische Matura vorbereitete. Um den Schülerinnen den 
mühsamen Examensdruck vor fremden eidgenössischen Experten zu ersparen, ver­
suchten die Schwestern, eine kantonale Maturitätsschule zu errichten.
Von Aigle nach St-Maurice
Da man im Unterwallis eine solche Schule vermisste (im Mittelwallis bestand 
Ste-Marie des Anges), fiel die Schulgründung auf St-Maurice. Sr. Alice Reutti und 
ihre M itarbeiterinnen setzten ihre ganze Kraft und Persönlichkeit für die G rün­
dung dieser Schule ein. Unterstützung fanden sie bei den Schwestern des Institutes 
St. Joseph in Monthey, die ihrerseits keinen vollständigen gymnasialen Ausbil­
dungsweg anbieten konnten. Ihre Hilfe boten weiter an André Donner, Sekretär 
des Erziehungsrates, Staatsrat Marcel Gross und die Gemeindebehörde von 
St-Maurice. Die Schule konnte am 11.9.1963 ihre Kurse mit zwei Klassen eröff­
nen, allerdings in sehr bescheidenen vorfabrizierten Militärbaracken. Die meisten 
Schülerinnen und ein Teil des Lehrkörpers wohnten in Aigle und erreichten jeden 
Tag im Zug das «Kollegium». Tagsüber reichte es nur zu einer kurzen Mittags­
verpflegung und um 15 U hr verreiste die ganze Belegschaft wieder nach Aigle. 
—Sofort bem ühte man sich um den Bau eines Schulgebäudes.
Die Hilfe des Staates
Der Staatsrat billigte am 24.9.1963 die Subventionierung des Kollegiums. Die 
Beträge wurden später in einer Konvention festgelegt179. Am 4.5.1964 versprach der 
Staat, 40% der Kosten fur den Bau, den Ankauf des Bauplatzes und die Umgebungs­
arbeiten zu übernehmen, ebenso 30% fur die Aufenthaltsräume (Küche etc.) der 
Schülerinnen im Halbinternat180. Die Kongregation erwarb ein Terrain «Aux Iles», 
und die Schule zog im Herbst 1965 in neue, zweckmässige Räume ein. Die offizielle 
Einweihung fand im September 1966 statt, und der Bundesrat sprach die Anerken­
nung der Maturadiplome am 16.12.1968 aus181.
Von 1963 bis 1965 verlegten die Schwestern von Ste-Clothilde alle fünf höheren 
Lateinklassen ins neue Institut Regina Pacis. Vorerst begann dort der Unterricht 
1963 mit der 5. und 6. Gymnasialklasse. 1964 folgte die 7. Klasse, die zum ersten 
Mal im Juni 1965 die Prüfungen nach dem kantonalen Maturitätsreglement ablegte. 
1967 folgte zusätzlich die 4. Klasse, 1970 die 3. Klasse. Damit hatte das Kollegium
StAW, Fonds 1101 -124/179.
180 StAW, Fonds 1101/125/306.
181 V e r w a l t u n g s b e r i c h t e  1966, S. 129; 1967, S. 124; 1969, S. 161; StAW, Fonds 4200-1982/11 , Vol. 7, Nr. 50, 
51. Von 1961 an erschien die in terne Schrift: Entre nous, feuilles des anciennes élèves.
mit fünf Klassen den Höhepunkt erreicht. Das eidgenössische Departement des In­
nern anerkannte die Schule zwei Jahre später und gewährte den früheren M aturan- 
dinnen die rückwirkende Anerkennung ihres Diploms. Die Institute Ste-Clothilde in 
Aigle und St. Joseph in Monthey sowie einzelne Sekundarschulen bildeten die 
Mädchen auf der Unterstufe in der ersten und zweiten Lateinklasse aus182. Bis zur 
Einführung der Orientierungsschule und der neuen Strukturen erhielten die Schüle­
rinnen von Regina Pacis und Ste-Marie-des-Anges die Matura nach sieben Jahren 
Studium.
Eine erfolgreiche Schule
Die Schule Regina Pacis erwarb sich im Wallis und ausserhalb des Kantons einen 
guten Namen. Die kompetente Leitung und der Charakter einer kleinen Gemein­
schaft m it ungefähr 100 Schülerinnen trugen dazu bei. Um die Schülerinnen besser 
auf ihr späteres Leben vorzubereiten, überliess die Leitung bereits von 1968 an einen 
Teil der Verantwortung den Schülerinnen183. Der Staat unterstützte die Schule, in­
dem er 1964 mit ihr in einer Konvention die Einzelheiten der Beteiligung festhielt. 
Trotzdem änderte sich die Lage schnell. Die Orientierungsschulen führten seit ihrer 
Eröffnung 1974 ihre Klassen gemischt und in den Gymnasien wählten die Mädchen 
immer häufiger andere als die klassische Abteilung.
Ende der Mädchenlateinschule
Die Lateingymnasien verloren an Bedeutung. Aus diesen Gründen rechtfertigte es 
sich nicht mehr, in St-Maurice zwei Maturaschulen zu führen. Die Leitung der Kon­
gregation Ste-Clothilde beschloss darum 1985, das Kollegium in andere Hände zu 
übergeben. Das Departement teilte diese Ansicht und dankte der Kongregation für 
ihre wertvollen Dienste in den vergangenen 20 Jahren, wo Regina Pacis nicht weni­
ger als 326 Maturazeugnisse erteilen konnte. Vom Herbst 1986 an übernahm der 
Rektor der Abteischule die Leitung der Klassen, bis für das Gebäude Regina Pacis ei­
ne neue Verwendung gefunden war. Das Lehrpersonal fand zum grössten Teil Anstel­
lung im Kollegium184.
Direktorinnen: Sr. M. Alice Reutti, Sr. Christilla Mengeot 
Schülerinnenzahlen
1970 97 1975 110 1980 119 1985 101
Verwaltungsberichte, Jahresberichte.
182 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1 9 6 5 ,5 .1 2 3 .
183 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1 9 6 8 ,5 .1 2 8 .
184 PRESSEMITTEILUNG 1 4 .3 .1 9 8 6 ;  Ste-C lothilde, Collège Regina Pacis, St-M aurice, 10 ans de présence en Valais, 
1 9 6 3 - 1 9 7 3 ,  St-M aurice 1 9 7 3 .
In den sechziger Jahren drängten immer mehr Schülerinnen und Schüler in die 
Gymnasien. Obwohl man die Aufnahmeverfahren verbessert hatte, blieben nachher 
viele Schülerinnen und Schüler auf der Strecke, weil für sie die Mittelschule zu lange 
dauerte oder der Unterricht zu theoretisch war. Der VSG erkannte diese Lage schon 
früh. Auf seine Initiative ernannte die EDK 1969 die «Expertenkommission zum 
Studium der Mittelschule von morgen». Sie begann 1970 ihre Arbeit und unterbrei­
tete bereits zwei Jahre später ihren Bericht. Die Kommission verlangte unter anderem 
die Eröffnung von Diplomschulen, die zur «mittleren Reife» führen sollten. In diesen 
Jahren begannen auch die Vorbereitungen zum neuen Berufsbildungsgesetz.
«Mittlere Reife», Diplommittelschule
Eine Kommission erarbeitete in der Folge 1975-1977 die Grundlagen der neuen 
Schule und schlug Varianten vor. Die Kantone konnten sich zu den Entwürfen äus- 
sern. Eine Evaluationskommission reduzierte 1981 die 6 vorgeschlagenen Bildungs­
gänge auf zwei Varianten mit zwei oder drei Jahren Dauer. Die Plenarversammlung 
der EDK erliess 1987 die «Richtlinien für die Anerkennung der Diplome von 
Diplommittelschulen». Zugleich hiess sie die seit 1985 erarbeiteten Rahmenlehr­
pläne gut. Die EDK beurteilte den Abschluss der fünfzehnjährigen Entwicklungs­
arbeiten als besonders bemerkenswert185.
Die neue Schule sollte:
• Schülerinnen und Schüler für die Ausbildung in Berufe vorbereiten, die eine 
erweiterte schulische Vorbildung, ein bestimmtes Alter und eine fortgeschrittene 
persönliche Entwicklung verlangen;
• sie über die Möglichkeiten der Berufswahl orientieren und sie auf diese vorbe­
reiten, sowie
• ihre Allgemeinbildung erweitern und vertiefen und sie in ihrer Persönlichkeits­
entwicklung fördern.
Der neue Schultyp
Zum ersten Mal gelang es so in der Schweiz, einen neuen Schultyp zu schaffen, 
der zwischen Gymnasium und Berufsschule stand. Er kam in gegenseitigem Erfah­
rungsaustausch zwischen den Schulen zustande186. Der Generalsekretär der EDK 
beschrieb den Werdegang der DMS wie folgt:
• Es war «die Frucht einer beispielhaften intensiven Zusammenarbeit zwischen der 
EDK, der Konferenz der DMS-Rektoren, der Lehrerschaft und den Abnehmer-
185 Inform ationsbulletin 11A, D iplom m ittelschulen, Bericht verfasst im Auftrag der EDK, G e n f 1977; Inform a­
tionsbulletin 37, D iplom m ittelschulen (D M S), G en f 1983; D iplom m ittelschulen, Dossier 1 1A, R ichtlinien, 
Rahm enlehrpläne, Bern 1989.
186 D M S-B ulletin 1987, N r. 10, S. 7ff., 2 Iff.
Instanzen. Diese Zusammenarbeit hat sich in drei aufeinanderfolgenden Arbeits­
gruppen (den Kommissionen <Stadelmann>, <Blanc> und <Guntern>) bewährt, und 
sie ist wohl auch dafür verantwortlich, dass die Akzeptanz für die jeweiligen 
Arbeitsergebnisse immer recht hoch war.
• Dann darf mit einem gewissen Stolz festgestellt werden, dass es gelungen ist, erst­
mals in der Schweiz einen neuen Schultyp zu schaffen, indem landesweit Ziel­
setzungen erarbeitet und laufend Erfahrungen ausgetauscht wurden.
• Drittens, und das ist gewiss auch bemerkenswert, hat hier die EDK erstmals an 
einem wichtigen Beispiel den Auftrag des Schulkonkordats erfüllt, Diplome, <die 
in gleichwertigen Ausbildungsgängen erworben wurden) anzuerkennen. Man darf 
zusammengefasst sagen, dass das DMS-Projekt im eigentlichen Sinn des Wortes 
ein Schulbeispiel eines lebendigen kooperativen Föderalismus ist.»187
Eine Initiative der Kongregationen
Die Gründung der Diplommittelschulen im Wallis ist das Verdienst der Schwes­
ternkongregationen. Die vorerst privaten Schulen nannten sich «Schulen für Allge­
meinbildung (SfA), «Paramédicale» oder «Culture générale». Das Departement 
unterstützte sie von Beginn an, schuf die notwendigen Rahmenbedingungen, erar­
beitete die Regiemente und bezahlte nach dem Abschluss von Verträgen mit den 
Kongregationen das Lehrpersonal. Im Verwaltungsbericht 1970 stellte das Departe­
ment die Schule als Gemischte Schule für Allgemeinbildung vor: «Zweck dieser 
Schule ist es, eine Allgemeinbildung zu vermitteln und die Schüler nach freier Wahl 
entweder auf den Eintritt in eine höhere Sozialschule vorzubereiten oder ihnen eine 
Ausbildung als Sekretärin zu vermitteln.»
«In dieser Schule werden Kandidaten aufgenommen, die eine dritte Sekundar- 
klasse, eine vierte Klasse der klassischen Abteilung oder eine andere gleichwertige 
Schulstufe mit Erfolg abgeschlossen haben und ihr hauswirtschaftliches Obligato­
rium (Mädchen) erfüllt haben. Eine solche Schule befindet sich gegenwärtig in 
St-Maurice, für Brig und Sitten ist sie vorgesehen.» Die Diplommittelschulen waren 
von Anfang an als gemischte Schulen vorgesehen188.
St-Maurice (1969), Sitten (1970), Brig (1973)
Die Pionierrolle spielten hier die Schwestern von Ste-Jeanne-Antide im Institut 
Sacré-Coeur in St-Maurice. Im Schuljahr 1969/70 eröffneten sie eine erste Klasse 
«Section de Culture générale» mit 12 Schülerinnen. 1971 waren es bereits 30 Kandi­
datinnen.
Im Jahre 1970 eröffneten die Ursulinen in Sitten ebenfalls eine Klasse «Culture 
générale» mit 21 Schülerinnen. Von 1971 an genügten die Bestände sogar für eine
187 D M S-B ullctin 1987, Nr. 10, S. 22.
188 V erwaltungsbericht 1970, S. 144f.; M itteilungsblatt 1976, Jg. 1, N r. 3 /4  S. 16.
zweite Jahrgangsklasse189. Eine organisatorische Änderung erfuhren die Schulen in 
Sitten vom Herbst 1974 an. Bisher hatten die Ursulinen eine private «selbststän­
dige» Schule geführt. Sie nannten diese Klassen auch «Paramédicales», weil sie vor 
allem auf Berufe der Krankenpflege und Sozialfürsorge vorbereiteten. Vom Herbst 
1974 an übertrug das Kloster die Verantwortung für die «Culture générale» der 
Mädchenhandelsschule Sitten, die ebenfalls unter der Leitung einer Ursuline 
stand190.
In Brig eröffnete das Kloster St. Ursula die Schule für Allgemeinbildung 1973 
mit einer Klasse von 18 Schülerinnen. Sie entstand aus der Trennung des früheren 
Vorkurses für soziale Frauenberufe, wie Kinder-, Säuglings- und Krankenpflege, 
Pflege von alten und gebrechlichen Menschen, Familienhelferinnen etc. Die Schule 
für Berufsvorbereitung (SfB) war gedacht für Schülerinnen der Haushaltungsschule; 
die Schule für Allgemeinbildung (SIA) verlangte den vorherigen Besuch einer 
Sekundarschule191.
Das Kloster St. Ursula widmete sich zu allen Zeiten ebenfalls den sozialen Diens­
ten und der Krankenpflege. Die Schwestern führten jahrhundertelang bis zum 
Beginn des 20. Jahrhunderts das alte Antoniusspital192.
Drei Diplommittelschulen
1974 zählte Brig 15 Schülerinnen, Sitten 36 (der Handelsschule angeschlossen) 
und St-Maurice 35*93. Die Konferenz der schweizerischen Leiter/innen von DMS- 
Schulen hielt 1987 zum ersten Mal ihre Jahresversammlung in Sitten ab194. Am Ende 
des Jahrhunderts verabschiedete die EDK am 25.2.1999 Empfehlungen zur Weiter­
entwicklung der Diplommittelschulen. Sie stellte fest, dass die 50 in der Schweiz an­
erkannten Schulen einen festen Bestandteil der Sekundarstufe II seien und neben der 
Berufsbildung und den Gymnasien eine wichtige Rolle im schweizerischen Bildungs­
system spielten. Die EDK-Empfehlungen bestätigten und betonten die Rolle der 
Diplommittelschulen als einer wichtigen Vollzeitausbildung. Die Reformen in der 
Berufsbildung und der Aufbau von Fachhochschulen erforderten aber eine Profi­
lierung der Schulen. Ebenso mussten die Rechte, die das DMS-Diplom vermittelte, 
besser umschrieben werden. Dazu gehörte der Ausbau der Schule auf drei Jahre. Sie 
sollte dann den Zugang zu höheren Fachschulen, namentlich in den Bereichen 
Gesundheit und Soziales, sicherstellen.
189 StAW, Fonds 4200-1982 /11 , Vol. 7, Nr. 53; Verwaltungsbericht 1971, S. 155.
1,0 V e rw a ltu n g sb e rich te  1972, S. 165, 168; 1974, S. 179.
191 G russ, 1971, Nr. 4, S. 22; 1973, Nr. 3, S. 23; Auer, in: H elvetia  Sacra  V III/2 , S. 688f.; V erw altungs­
b e r ic h t  1973, S. 173.
192 Stephan Loretan, Die Geschichte des Spitals in Brig von 1304 bis 1970, Herzogenrath 1984, S. 27fF.; Auer, in: 
G russ, 2000, Nr. 2, S. 22f.
193 V e rw a ltu n g sb e ric h t 1974, S. 1 7 5 ,179 .
194 D M S-B ulletin 1987, Nr. 10, S. 1-24.
Tronc commun
Im Wallis beschloss das Departement nach langem Zögern, die DMS auf das 
Schuljahr 2001/02, auf drei Jahre auszubauen195. Zugleich gestaltete es die erste Klas­
se der DMS mit der Handelsmittelschule und der Kaufmännischen Berufsmatura als 
«tronc commun», als gemeinsamen Unterbau zu führen196. Die Verbindung der drei 
Schultyppen (DMS, HMS, KBM) hatte zur Folge, dass die DMS in St-Maurice, die 
Pionierschule im Kanton, nach Monthey in die Handelsmittelschule ziehen musste. 
Alle drei Schultypen umfassten um diese Zeit ungefähr 11% oder 1400 Schüler/in­
nen der Walliser Mittelschulen197. Die Handelsmittelschulen in Brig, Siders, Sitten, 
Martinach und Monthey boten nun diese Ausbildung an.
Die Schule für Berufsvorbereitung (SfB), 1964
Diese Schule verdankt ihre Entstehung einer Initiative des Klosters St. Ursula in 
Brig, das 1964 einen «Vorkurs für soziale Frauenberufe» schuf. Er war für Töchter 
der Haushaltungs- und Sekundarschulen gedacht, die sich auf eine Ausbildung als 
Kinder- und Säuglingspflegerin, als Krankenpflegerin, Pflegerin von alten und ge­
brechlichen Menschen, Familienhelferinnen etc. vorbereiteten. Ein Motiv für diese 
Schulgründung war vermutlich ebenfalls die Tatsache, dass St. Ursula in Visp 1964 
eine Pflegerinnenschule eröffnete198. Das Departement anerkannte und unterstützte 
die Schule 1965 und gestaltete sie als Fortsetzung der Primär- und Haushaltungs­
schule. Bedingungen für die Aufnahme waren ein Mindestalter von 16 Jahren, der 
Abschluss der Haushaltungsschule und ein Aufnahmeexamen. Zu dieser Zeit dach­
ten alle nur an eine Mädchenschule.
Nachahmung in Sitten (1965) und St-Maurice (1969)
Die Initiative von St. Ursula trug Früchte. Mädchen aus ändern Regionen und 
ihre Eltern wünschten ebenfalls eine solche Schule als Vorbereitung auf weibliche 
Berufe. Das war der Fall in Sitten, wo sich im September 1965 26 Schülerinnen zu 
einem ähnlichen Vorbereitungskurs für weibliche Berufe in der Gewerbeschule ein- 
schrieben. Der Kurs bezweckte
• die Information und Berufsberatung der jungen Mädchen,
• die Erweiterung ihrer Grundbildung und ihrer hauswirtschaftlichen Kenntnisse,
• ihre Vorbereitung auf Berufe sozialen, familiären und medizinischen Charakters. 
Das Schuljahr dauerte 42 Wochen199.
195 St a a t s r a t s b e s c h l u s s  v o m  7 .3 .2 0 0 0 .
196 NF, 12.4.2000, S. 18.
197 NF, 2 .7 .1 9 9 7 ,  S. 8 ; NF, 1 2 .4 .2 0 0 0 ,  S. 18.
198 GRUSS, 1971, Nr. 4, S. 22; und 1973, Nr. 3, S. 23; A u e r , in: H e l v e t ia  Sa c r a  V lII/1 , S. 224 und VI11/2, S. 688f.
199 ScAW, Fonds 4 2 0 0 - 1 9 8 2 /7 ,  Nr. 5 2 ; V ERW A LTU N G SB ER IC H T 1 9 6 5 ,  S. 1 7 4 .
Ein Jahr später (1966) führte das Lehrerinnenseminar in Sitten einen solchen 
Kurs. 53 Schülerinnen besuchten ihn200. Das war vermutlich die Fortsetzung eines 
früheren Versuchs. Das Lehrerinnenseminar führte unter der Verantwortung eines 
Vorstandes (mit einem Arzt als Präsident) die «Cours préparatoires aux professions 
féminines». Das waren Vorgängerinnen der Berufsvorbereitungsklassen. Im Jahre
1969 verzichtete das Institut Sacré-Coeur in St-Maurice auf seine Handelsschule und 
führte eine Schule für soziale Frauenberufe ein201. Die Stadt Sitten folgte im gleichen 
Jahr. So besuchten 1970 schon 19 Schülerinnen in St-Maurice eine erste Klasse; die 
Ursulinen in Sitten führten mit 46 Schülerinnen drei Klassen, und Brig zählte zur 
gleichen Zeit 15 Schülerinnen.
Die Anerkennung durch das Departement
Für das Departem ent bot sich darum die Gelegenheit, im Verwaltungsbericht
1970 besonders auf diese «Berufliche Vorbereitungsschule» hinzuweisen und sie 
anzuerkennen. Es stellte die Schule (Ecole préparatoire aux professions féminines) 
vor: Schülerinnen erhalten nach abgeschlossener Primär- und Haushaltungs­
schule in zwei Jahren eine Ergänzung und Vertiefung ihrer Kenntnisse. Die Schule 
bereitet vor auf Berufe wie Pflegerin, Hilfs-Spitalschwester, Familienhelferin, 
Laborantin, Nurse etc. Das Programm sah neben der Muttersprache, die zweite 
Landessprache, M athem atik und Italienisch vor, ferner Physik, Chemie, N atur­
wissenschaft, Daktylo, Handarbeit, Kunstgeschichte, Staatsbürgerkunde, Zeich­
nen, Gesang202.
Diese Schulen wirkten von Anfang an sehr segensreich. Die Aufnahmebedin­
gungen waren nicht zu hoch gesteckt. Dafür legten die Lehrkräfte das Schwergewicht 
bewusst auf erzieherische und menschliche Werte; sie weckten und förderten die 
Anlagen für soziale und andere Berufe. Das Departement teilte die Schule vorerst der 
Sekundarschulstufe zu. Erst 1979 betrachtete es sie als Mittelschule und konnte die 
Lehrkräfte auch dementsprechend entlöhnen203. Das Programm war für zwei Jahre 
gedacht. Häufig verliessen die Mädchen nach einem Jahr bereits die Schule. Das war 
wohl der Grund, warum die Stadt Sitten 1986 vorschlug, nur eine einjährige Schule 
zu schaffen204. Das Departement lehnte ab.
Die gemischte Schide
Bis 1979 nannte sich die welsche Mädchenschule Ecole préprofessionnelle fémi­
nine (EPF), seit dem Reglement von 1979 Ecole préprofessionnelle mixte (EPP). Ein
200 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1966, S. 175.
201 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1970, S. 161.
202 V e r w a l t u n g s b e r ic h t e  1970, S. 139, 144; 1971, S. 154; 1972, S. 160, 162; 1973, S. 165, 167; 1974, S. 172, 
179; G r u s s , 1971, N r. 4, S. 22.
203 R e g l e m e n t  vom 5.9.1979.
204 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1986, S. 136.
weiteres Reglement trug den neuen Entwicklungen Rechnung205. Nach den Erfolgen 
der SfB im Institut St. Ursula und im Unterwallis eröffnete die Gemeinde Visp 1978 
ebenfalls eine Schule. Die Gemeinde schuf sie als regionale Schule und nahm Kandi­
daten und Kandidatinnen aus dem Oberwallis auf. Das Departement förderte die 
erste gemischte Schule dieser Art und gestattete einen grosszügigen Wochen- und 
Stundenplan. Am Samstag war schulfrei. Die Schule sah sich als Bindeglied zwischen 
der Orientierungs- und der Gewerbeschule. Sie beabsichtigte eine Vertiefung der 
Grundausbildung, förderte die Berufsfindung und erleichterte den späteren Erfolg in 
der Gewerbeschule. Jugendliche, die noch ein Jahr auf den Lehrbeginn warten muss­
ten, besuchten sie mit besonderem Nutzen.
201 R e g l e m e n t  vom  8.7.1992; SG 86, 1992, S. 432.
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D er Fortschritt: Von den tertiären Schulen 
zur H ochschule Wallis
Das Sozial-Pädagogische Ausbildungszentrum (SPAZ) in Sitten (1975)
Centre de formation pédagogique et sociale (CFPS)
Diese Schule verdankt ihren Ursprung praktischen Überlegungen. Weil meh­
rere Institute des Sonderschulwesens qualifiziertes Personal in Berufen der Sozial­
arbeit benötigten und weil die Ausbildung ausserhalb des Kantons zu teuer war, 
gelangten die Dienste der sozialen Fürsorge an den Vorsteher des Erziehungsde­
partements, Antoine Zufferey, und ersuchten um die Schaffung einer berufsbeglei­
tenden Ausbildung für Heimerzieher und Werkstattleiter in Behindertenheimen. 
Eine Statistik stellte fest, dass 1973 im Wallis 150 Heimarbeiter und W erkstatt­
leiter für Behinderte ohne entsprechende Ausbildung tätig waren1. Das Erzie­
hungsdepartement, die Association valaisanne des institutions s’occupant d’en­
fants, d’adolescents et d ’adultes en difficulté (AVIEA) und die Walliser Sektion der 
Association romande des travailleurs de l’éducation spécialisée (ARTES) verei­
nigten ihre Kräfte, bildeten einen Vorstand und gründeten die Voraussetzungen für 
das spätere Ausbildungszentrum.
Heimerzieher und Werkstattleiter
Das Reglement vom 22.1.1975 schuf die Grundlage für einen berufsbegleitenden 
Kurs. 25 Kandidatinnen und Kandidaten hatten sich zur Ausbildung als Heimer­
zieherinnen oder Werkstattleiter 1975 eingeschrieben. Direktor des Kurses und des 
späteren SPAZ wurde Pierre Mermoud, der die Kurse bis 1976 zuerst im Halbamt 
leitete, dann bis zum Jahre 2000 hauptamtlicher Direktor war. Zugleich war er für 
die Fortbildung der Hilfsschullehrer im Unterwallis verantwortlich. Der Departe­
mentschef Antoine Zufferey, den man als den Gründer des Instituts bezeichnete, 
eröffnete die Kurse offiziell am 9.1.19762. Das Programm der Heimerzieherinnen 
umfasste 1200 Lektionen, jenes für die Werkstattleiter 600. Dazu kamen einige 
Wochen Praktikum und Ausbildungskurse ausserhalb der Schule. Das kantonale
1 C a h ie r s  CFPS, S. 3fF.
2 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1977, S . 227; C a h i e r s  CFPS, S. 6.
Amt für Sonder- und Hilfsschulen trug zusammen mit der AVIEA die administrative 
Verantwortung. Die Schule entstand im Norden der Stadt Sitten, im ehemaligen 
Gebäude des Mädchenwaisenhauses, route de Gravelone 53.
Der Aufl/au
Nach Abschluss dieser zweijährigen Ausbildung liess die Nachfrage keineswegs 
nach. Im Gegenteil, das Bedürfnis nach einer entsprechenden soliden Bildung ftir die 
Tätigkeiten in Berufen der Sozialarbeit wurde immer spürbarer. Aus diesen Über­
legungen heraus entstand auf der Grundlage des Reglements vom 26.10.1977 das 
eigentliche SPAZ. Es wurde eine Institution, die sich von Jahr zu Jahr den Bedürfnis­
sen anpasste. Das Departement sicherte die Finanzierung und eröffnete im gleichen 
Jahr eine neue Klasse für Erzieher in Sonderschulen. 1979 entstand eine Fachbiblio­
thek, 1980 in Zusammenarbeit mit dem Gesundheitsdepartement eine besondere 
Abteilung für Krankenpflege. Im gleichen Jahr beherbergte das Zentrum  bereits vier 
Klassen: zwei für Heimerzieher/innen, eine für Werkstattleiter und eine für Gesund­
heitsschwestern. 1982 folgte als wichtige Ergänzung die Fort- und Weiterbildung, 
und 1986 bot das SPAZ die Vollzeitausbildung fur Heimerzieher in Sonderklassen 
an. Von 1989 an wurden zweimal im Jahr Bildungskurse für Lehrer im sozio-profes- 
sionellen Bereich geführt. Im Jahr 1990 baute das SPAZ die Lokalitäten in Sitten aus 
und eröffnete 1991 eine neue Abteilung fur die Ausbildung von Sozialassistenten 
und sozio-kulturellen Animatoren oder Betreuern und Sozialfürsorgern4. Die Weiter­
bildungskurse und die Dokumentationsstelle hatten Erfolg. Bis zur Schaffung des 
Dekretes von 1989 schrieben sich jährlich zwischen 50 und 100 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer für die Fort- und Weiterbildungskurse ein. Die Dienste der Biblio­
thek und die mit EDV bediente Dokumentationsstelle fanden Zuspruch5.
Das Dekret von 1989
Nach einigen Jahren Erfahrung drängte sich eine bessere rechtliche Grundlage für 
die Schule auf, um so mehr, als die kantonale Gesetzgebung die Möglichkeit dazu 
bot. Das Dekret vom 25.1.1989 konnte sich auf die Artikel 7, 29 und 120 des 
Gesetzes über das öffentliche Unterrichtswesen von 1962 berufen. Das SPAZ wurde 
allmählich eine Schule des tertiären Bildungsbereichs. Nach dem Mitbegründer 
dieses Instituts, Staatsrat Antoine ZufFerey, kümmerte sich sein Nachfolger Bernard 
Comby um den Ausbau und die Konsolidierung des Werkes6.
Die Verhandlungen im Grossen Rat erhitzten die Gemüter nicht. Alle waren sich 
bewusst, dass der Kanton mit dem Ausbildungszentrum im Wallis grosse Summen
3 C a h i e r s  CFPS, S. I.
4 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1981, S. 133; 1990, S. 139.
5 R a p p o r t s  de gestion 1989-1997; C a h i e r s  CFPS, S. 1-21.
6 GRP, Verlängerte Maisession, Juni 1988, S. 280-290; zweite Lesung, GRP, Verlängerte Novembersession 1988, 
Januar 1989, S. 280, 289, 360, 382fF.
einsparen konnte, die man bisher an ausserkantonale Schulen entrichtet hatte. Die 
Schule für Sozialpädagogik in Lausanne, mit der ein Vertrag bestand, erhielt vom 
Kanton beträchtliche Schulgelder, z.B. 1986/87 Fr. 354’329.-7. Eine Frage wurde im 
Grossen Rate aber mehrmals gestellt: «Was geschieht mit der Ausbildung der Interes­
senten deutscher Muttersprache?» In der Antwort wies der Staatsrat auf die Möglich­
keit von Kursen im Oberwallis hin. Die Wirklichkeit sah eher nüchtern aus. Im 
Oberwallis blieben solche Versprechen lange ohne Wirkung.
Die Aufgaben des SPAZ
Der Unterricht erfolgte nach einem System von Ausbildungsteilen im Block­
unterricht.
Gemäss Dekret hatte die Schule die Aufgabe: die Grundausbildung und die Spe­
zialisierung in Berufen der Sozialarbeit für den Einsatz in sozialen, sozialpädago­
gischen und sozialmedizinischen Institutionen sowie in den Behindertenwerkstätten 
und in der Sozialarbeit im allgemeinen zu gewährleisten; die Fortbildungskurse für 
dieses Personal zu organisieren oder an deren Organisation mitzuwirken; den 
Schülern, dem betroffenen Personal sowie den Institutionen die Informationsmittel 
und die einschlägigen wissenschaftlichen Studien zur Verfügung zu stellen; wenn es 
notwendig erschien, konnte sich das SPAZ auch an Hochschulen oder an Institute 
wenden und mit ihnen Zusammenarbeiten (Art. 4); das Institut sicherte die Aus­
bildung in folgenden Berufen: Heimerzieher, Sozialarbeiter, sozio-kulturelle Anima­
toren, Werkstattleiter für Behinderte und Gesundheitsschwestern (Art. 5).
Die Ausbildung konnte in Vollzeit oder berufsbegleitend geschehen und das Pro­
gramm richtete sich nach den Anforderungen der Schweizerischen Berufs- und Fach­
verbände und unterstand den Bestimmungen von Bund und Kanton. Die Organe 
des SPAZ waren: Schulrat, Direktion, Lehrerkonferenz, Lehrplankommission und 
Studentenvereinigung8. Das SPAZ war die einzige staatliche Schule dieser Art in der 
Schweiz. Die übrigen Schulen besassen eine Trägerschaft in Form von Vereinigungen 
privater oder öffentlicher Natur. Die Schule war zusätzlich für Erwachsene bestimmt 
und konnte sich den wandelnden Verhältnissen anpassen9.
Die Kosten
Die Betriebskosten wurden vom Staat getragen; ihm fielen aber die Bundesbeiträge 
und andere Einkünfte zu (Art. 18). Die Standortgemeinde stellte die notwendigen 
Grundstücke kostenlos zur Verfügung und musste sich mit 20% an den Bau- und den 
Erschliessungskosten beteiligen. Dazu kamen 20% an die Betriebskosten, wie Lehrer­
gehälter, Einrichtungs- und Mietkosten. Alle diese Bestimmungen wären auch auf eine
7 GRP, Verlängerte Maisession, Juni 1988, S. 283.
H PlAN de form ation des travailleurs sociaux, M skr., CFPS 1997.
9 GRP, Verlängerte Maisession, Juni 1988, S. 283.
eventuelle Standortgemeinde im Oberwallis anwendbar (Art. 19). Selbst bei dezentra­
lisierten Kursen müssten die betroffenen Gemeinden mit finanzieren (Art. 20).
Nach 20 Jahren
Das Institut feierte 1995 sein zwanzigjähriges Bestehen. Es unterrichtete in 
diesem Jubiläumsjahr 117 Studentinnen und Studenten: 66 Heimerzieher/innen, 
16 Sozialarbeiter/innen, 6 sozio-kulturelle Animatoren, 14 Werkstattleiter, 15 
Gesundheitsschwestern. 250 Personen waren für Fortbildungskurse eingeschrieben. 
Das Institut beschäftigte 11 vollamtliche M itarbeiter/innen10. Laut Jahresbericht 
1996 zählte das Zentrum  147 Schülerinnen und Schüler; 133 stammten aus dem 
Wallis, 14 aus der Westschweiz; 55 studierten in Vollzeit, 92 berufsbegleitend.
Nach 25 Jahren
Der Staatsrat bewilligte in seinem Beschluss vom 5.3.1997 eine neue Ausbil­
dungsmöglichkeit für Kleinkindererziehung (EducateursZ-trices de la petite enfance). 
Der Kurs begann im Herbst 1997 und ersetzte im SPAZ die Ausbildung der 
Gesundheitsschwestern". Nach 25 Jahren bereitete sich das SPAZ auf die zukünftige 
Tätigkeit als Höhere Fachschule für soziale Arbeit als Teil der HEVs2 vor.
Auf den Herbst 1999 schrieb darum das SPAZ als Höhere Fachschule für soziale 
Arbeit (HFS) Bildungsgänge aus: für Sozialarbeiter/innen, Sozialpädagogen und 
Pädagoginnen, sozio-kulturelle Animatoren und Animatorinnen. Werkmeister/ 
innen im Behindertenbereich und Kleinkindererzieher/innen blieben Teil der Fach­
schule12. Die Ausbildung war im Immersionsunterricht gedacht, 50% zu 50% 13. 
Im gleichen Jahr löste Jean-Charles Rey den bisherigen Direktor Pierre Mermoud 
als Leiter ab. Im Jahr 2000-2001 bildete die Schule aus: 27 Sozialarbeiter/innen, 
54 Sozialpädagogen, 25 sozio-kulturelle Animatoren, 10 Werkarbeiter, 27 
Kleinkindererzieher/innen14. Ein Jahr später waren es: 3 Sozialarbeiter, 33 Sozial­
pädagogen, 11 sozio-kulturelle Animatoren, 2 Werkmeister im Behindertenbereich 
und 12 Kleinkindererzieherinnen.
Die Entwicklung der Schule zeigen vier Angaben aus den Staatsrechnungen. Die 
Kosten des SPAZ betrugen:
1985 Fr. 611 ’415.- Aufwand Fr. 483’850.- Ertrag
1990 Fr. 917’954.- Aufwand Fr. 686’436.- Ertrag
1995 Fr. 1’760’760.- Aufwand Fr. 1’208’852.- Ertrag
2000 Fr. 2’292’112- Aufwand Fr. 936’294 - Ertrag
Quelle: Staatsrechnungen, Verwaltungsberichte.
10 C a h ie r s  C F P S ,  S. 2 .
11 R a p p o r t s  de g e s t io n  CFPS, 1994-1997.
12 A m t s b l a t t , A u g u s t  1999; NF, 19.4.2000, S. 34; NF, 23.10 .2000, S. 15.
h W B, 20 .8.1999, S. 13; NF, 20 .10 .2001, S. 15.
14 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  2000, S. 76f.
Im Herbst 2002 eröffnete das Erziehungsdepartement in einer offiziellen Feier die 
neue Fachhochschule Wallis Gesundheit und soziale Arbeit (HEVs2). Das SPAZ, 
jetzt FHS, übernahm wie bisher die Ausbildung für Sozialarbeiter, Sozialpädagogen, 
sozio-kulturelle Animatoren. Die Pflegenden wurden in den früheren Schulen für 
Krankenpflege in Visp, Sitten und Monthey ausgebildet, die Physiotherapeuten in 
Leukerbad. Voraussetzungen waren eine gymnasiale M aturität, eine Berufsmaturität 
in Gesundheit und sozialer Arbeit oder eine Diplommittelschule in sozialmedizi­
nischer oder sozialpädagogischer Richtung. Die ersten Diplome wurden nach 3 Jah­
ren erworben. Zuständig für die gesamte Ausbildung und die Anerkennung der 
Diplome wurde das BBT. 90 Schüler/innen begannen die Ausbildung. Der Beitrag 
des Bundes an den Kanton betrug Fr. 24’000.- pro Studierende. 60 Lehrpersonen 
trugen die Verantwortung für die Ausbildung15.
Die Fachhochschule Westschweiz für Gesundheit und Soziale Arbeit (HES-S2)
In den neunziger Jahren entstanden Gesetze, die unsere Schullandschaft auf 
der Ebene der Fachhochschulen wesentlich veränderten. Das eidgenössische Fach­
hochschulgesetz von 1995 schuf die Grundlage zu mehreren Fachhochschulver- 
einbarungen. Im französischen Sprachgebiet führte das bereits im gleichen Jahr 
zur Gründung der Fachhochschule Westschweiz (HES-SO). Ihr trat das Wallis 
am 13.5.1998 bei16.
Die Sanitäts- und Sozialdirektoren der Schweiz ihrerseits bereiteten auf dieser 
Grundlage ein Vertragswerk vor, das auf Fachhochschulebene in der Schweiz drei 
Ausbildungssektoren, 10 Studiengänge und 18 Ausbildungsstätten zusammen­
führte. Die Kantone Bern, Freiburg, Wallis, Genf, Waadt, Neuenburg und Jura 
erarbeiteten die Grundlagen für die Westschweiz. Das neue Gebilde hiess H aute 
Ecole spécialisée Santé-Sociale / Fachhochschule Gesundheit und Soziale Arbeit 
(HES-S2).
Am 12.9.2001 nahm der Grosse Rat in zweiter Lesung das Gesetz an, das den 
Beitritt des Kantons zu dieser interkantonalen Vereinbarung zur Schaffung der Fach­
hochschule Westschweiz für Gesundheit und Soziale Arbeit ermöglichte17.
Die drei betroffenen Ausbildungssektoren waren:
• Die Abteilung «Mobilität und Rehabilitation» umfasste die vier Studiengänge 
Ernährungsberatung, Ergotherapie, Physiotherapie und Radiologie.
• Zur «Pflege und Gesundheitserziehung» gehörten die Hebammenausbildung in 
Genf und Lausanne und die Krankenpflegeschulen in den Kantonen.
• «Soziale Arbeit» bestand aus den Studiengängen Sozialarbeit, Erzieher/in, So­
zialanimation und Psychomotorik.
15 W B, 22.10 .2002, S. 7; NF, 22 .10 .2002, S. 2f.
16 SG 92, 1998, S. 177.
17 GRP, Januar/Februar 2001, Bd. 25: Botschaft S. 1112, Texte S. 1118f., 1133, V erhandlungen S. 154, 205f.; 
zweite Lesung, Septembersession 2001, S. 53-61, 86fF., 572-585; SG 96, 2001, S. 12, 287.
Das Wallis konnte in jedem der drei Sektoren eine oder mehrere Schulen an­
bieten.
Die gemeinsam erarbeiteten Studienpläne sollten eine gleichwertige Ausbildung 
in allen Schulen ermöglichen. Die neuen Leitungsgremien, unter ihnen der «strate­
gische Ausschuss», regelten die Zulassungsbedingungen zu allen Schulen.
In unserm Tal waren direkt betroffen: die Schulen fur Gesundheits- und Kran­
kenpflege in Monthey, Visp und Sitten (WSGKP/EVSI) die Physiotherapieschule in 
Leukerbad (PTSL) und die bisherige Schule für soziale Arbeit in Sitten (SPAZ), jetzt 
Höhere Fachschule für soziale Arbeit (HFS)18. Alle drei Schulen schlossen sich zu 
einer öffentlich-rechtlichen Anstalt mit dem Recht auf Selbstverwaltung zusammen. 
Die Verantwortung trugen ein Direktionskomitee, ein Konsultativrat und die Gene­
raldirektion19.
Die Abgeordneten beschäftigten sich ebenfalls mit den voraussichtlichen Kosten 
der neuen HEVs2 und kamen auf die Beträge, die im Budget 2002 festgelegt waren:
Ordentliches Budget W SGKP Fr. 9’250’000.-
Ausserordentliches Budget (FH) Fr. 780’000.-
Physiotherapieschule Leukerbad mit FH Fr. 1’600.000.-
Budget HFS (früher SPAZ) FH inbegriffen Fr. 4 ’770’000.-
Kosten ausserkantonale Ausbildung Fr. 2 ’000’000.-
Total Fr.18’400’000.-
Von diesen Ausgaben gingen Fr. 15■ 6  Millionen zu Lasten des Kantons. (GRP, März­
session 2002, Bd. 32, S. 395,401).
Im Juni 2002 fand im Kollegiumssaal in Brig die letzte Diplomfeier nach dem 
Ausbildungsmodus der neunziger Jahre für Gesundheits- und Krankenpflege statt. 
Im Herbst 2002 begann offiziell die Ausbildung im Rahmen der Fachhochschule 
Westschweiz, und zwar in den bisherigen Schulen von Visp, Leukerbad, Sitten und 
Monthey20.
Der Bestand an Lernenden betrug für die Ausbildungszentren der WSGKP im 
Jahre 1995 319 Personen, im Jahre 2000 waren es 432. Am 31.12.2001 zählte die 
gesamte Walliser Schule für Gesundheits- und Krankenpflege 113 Mitarbeiter/innen 
in 81.95 Stellen21. Die HEVs2 setzte sich sehr hohe Ziele, indem sie die Zweispra­
chigkeit gleichsam als Verpflichtung auf ihre Fahnen schrieb. Im Jahre 2003 stellte sie 
fest, dass die Anforderungen zu hoch waren und die Kandidatinnen und Kandidaten 
überforderten. Die Schule beschränkte sich darum auf eine «fakultative» Zweispra­
chigkeit. Bei dieser Gelegenheit schlug sie Leukerbad als Weiterbildungszentrum der
18 W B, 16.1.2001, S. 12; NF, 15.2.2001, S. 33; M it t e il u n g s b l a t t  1997, Jg. 22, Nr. 2, S. 21fF; Verwaltungs­
berichte 1997 und 2001, S. 66; J a h r e s b e r ic h t  EV SI/W SG K P 2001, S. 21fF.
19 GRP, erste Lesung Novembersession 2001, Bd. 30, S. 775, 796; zweite Lesung M ärzsession 2002, Bd. 32, S. 32, 
167, 330, 348; G esetz vom  22.3.2002, Art. 1, 9-15; SG 96, 2002, S. 32, 287.
20 W B, 25 .5.2002, S. 15; 26 .11 .2002, S. 7; NF, 24 .5 .2002, S. 11.
21 J a h r e s b e r ic h t  EV SI/W SG K P 2001, S. 30, 37.
Walliser Fachhochschulen für Gesundheit und Soziale Arbeit vor und die Schule in 
Visp sollte diese Aufgabe für die Deutschsprachigen übernehmen. Neue Ausbil­
dungswege für Berufstätige ergänzten die Berufsmöglichkeiten22. Da zu jeder Fach­
hochschule auch praxisbezogene Forschung notwendig ist, gründete die Höhere 
Fachschule für Soziale Arbeit (HFS) bereits früher die Abteilung «Conseils et études 
en politique locale» (Cé-POL), Angewandte Forschung und externe Dienstleis­
tungen23. Sie betrachtete sich als Kompetenzzentrum für soziale und sozio-kulturelle 
Lokalpolitik. Gemeinden, Institutionen des sozialen Bereichs und Dienststellen des 
Kantons arbeiteten zusammen.
Das Gesetz zur Schaffung der Fachhochschule Wallis, Gesundheit und Soziale 
Arbeit (HEVs2) setzte das Gesetz vom 25.1.1989 über die Schaffung des sozial­
pädagogischen Ausbildungszentrums (SPAZ) ausser Kraft. Im Sommer 2003 
beschlossen die Kantonsregierungen von Genf, Bern, Jura, Neuenburg, Freiburg, 
Waadt und Wallis, die Fachhochschule für Gesundheit und Soziale Arbeit 
(HES-S2) und die HES-SO in einer einzigen Hochschule (HES) der Westschweiz 
zu vereinen.
D irektor a.i. H EV s2: Sim on D arioli.
Das Walliser Zentrum für touristische Ausbildung (WZTA) in Siders (1982/1983) / 
Die Schweizerische Tourismusfachschule (STF) /
Ecole suisse de Tourisme (EST) 1985
Der Wunsch nach einer Qualitätssteigerung im Tourismus ist alt. Besonders seit 
dem Zweiten Weltkrieg wurde in der Presse und im Grossen Rat immer wieder auf 
die Notwendigkeit einer besseren, zeitgemässen Ausbildung für das Gastgewerbe und 
die Hotellerie hingewiesen. Am 18.2.1970 gab der Staatsrat sein Einverständnis zu 
einem Tourismusgesetz24. Damit waren die Wünsche der Grossräte aber nicht erfüllt. 
Im November 1971 verlangte Edgar Zufferey eine Hotelfachschule für Kader im 
Tourismus. Staatsrat Antoine Zufferey nahm das Anliegen ernst und versprach, in 
Zusammenarbeit mit den bestehenden Berufsverbänden des Gastgewerbes und des 
Tourismus eine Lösung zu suchen25. Das Problem des Tourismus griffen in den sieb­
ziger und zu Beginn der achtziger Jahre zusätzlich andere Grossräte auf, meist im Zu­
sammenhang mit der Entwicklung des Fremdenverkehrs und der härter werdenden 
Konkurrenz. W ichtig wurden die Verhandlungen des Grossen Rates vom 8.2.1979. 
Bernard Comby begründete seine M otion vom 10.10.1977 zur Gründung eines 
Tourismus-Technikums und André Zufferey sein Postulat vom 9.2.1978, das die 
gleichen Ziele hatte, aber stärker auf den bestehenden Handelsschulen aufbauen 
wollte26.
22 W B, 16.5. 2003, S. 14, 19.5. 2003, S. 13; NF. 16.5.2003, S. 13.
23 V ER W A LTU N G SB ER IC H T 2001, S. 6 8 .  Ü ber die neue Schule s. die Sondernum m er R É SO N A N N C E S , M ai 2003, 
bes. S. 6fF. und 21fF.
24 GRP, Verlängerte Novembersession 1969, Februar 1970, S. 101 f.
23 GRP, Novembersession 1971, S. 141.
26 GRP, O ktober 1978, S. 201.
Beide Interpellanten wiesen auf die wirtschaftliche Bedeutung des Tourismus für 
unseren Kanton hin. In Anbetracht dieses wichtigen Einnahmepotentials müsse die 
Ausbildung aufgewertet werden27. Nach der Ansicht von Grossrat Comby hatte das 
Wallis die Ausbildung für den eigenen Tourismus noch zu wenig gefördert. Eine 
gründliche Studie in der Gegend von Martinach habe gezeigt, dass in dieser Region 
von den im Tourismus arbeitenden Leuten an die 50% ohne irgendwelche touris­
tische Ausbildung angestellt seien. Andere Regionen kämen zu ähnlichen Feststellun­
gen. Darum müsse ein touristisches Technikum gegründet werden, das internationa­
len Charakter habe, auch mit der Hotelfachschule von Lausanne zusammenarbeite 
und den Austausch von Professoren ermögliche. Es sollte zwei Haupttätigkeiten ent­
wickeln: Tourismuskader und Hotelfachleute ausbilden und für deren berufliche 
Fort- und Weiterbildung sorgen. Die Berufsverbände müssten mit einbezogen wer­
den. Alle Berufe wären anzusprechen, wie Skilehrer, Bergführer, Angestellte der Berg­
bahnen, Immobilienhändler, Polizeibeamte, Verwaltungspersonal von Spitälern etc. 
Zuerst sollten Verkehrsdirektorinnen und -direktoren ausgebildet werden, dann die 
Verantwortlichen für die Animation und die Promotion in den Fremdenorten und 
für die Hotellerie und die Parahotellerie. M it einem touristischen Technikum könn­
te der Kanton die Arbeit im Tourismus aufwerten. Als gesetzliche Grundlage dienten 
u.a. das Gesetz des Walliser Verkehrsverbandes und das Schulgesetz von 1962. Dazu 
gäbe es in den eidgenössischen Verordnungen des BIGA Ansätze von vergleichbaren 
Fachschulen.
Ein Tourismustechnikum?
Die M otion wurde im Einverständnis mit Grossrat Comby in ein Postulat umge­
wandelt28. In der selben Sitzung vom 8. 2.1979 unterbreitete Grossrat André Zuf- 
ferey aus der Tourismusregion Siders ein Postulat, das ähnliche Ziele anstrebte. Er 
dachte an die Erweiterung der Handelsschule Siders, die seit der Trennung von W irt­
schaftsgymnasium und Handelsschule neue Aufgaben in der Region übernehmen 
könnte.
Grossrat Zufferey wollte auf keinen Fall die bestehenden Hotelfachschulen erset­
zen oder sie konkurrenzieren. Die Handelsschulen sollten jedoch vermehrt als geeig­
nete Grundausbildung für unsern Tourismus dienen und den jungen Leuten weitere 
Aussichten für eine dankbare Karriere in unserm Kanton anbieten. André Zufferey 
forderte zudem eine solide Struktur für die Weiter- und Fortbildung in der Touris­
musbranche. Er war überzeugt, dass unser Kanton mit dieser Schule auf schweizeri­
scher Ebene wichtiges Neuland betreten würde29.
27 GRP, Verlängerte Novembersession 1978, Februar 1979, S. 332-343.
28 GRP, Verlängerte Novembersession 1978, Februar 1979, S. 336-338.
29 GRP, I.e., S. 338-343.
Beide Interventionen zielten also in die gleiche Richtung. Es lag ihnen die richtige 
Idee zu Grunde, den Tourismus in seiner Gesamtheit zu erfassen und die Qualität 
des Produktes «Wallis» zu heben. Zusätzlich verlangte Grossrat ZufFerey, dass die 
Schule kantonal und zweisprachig zu führen sei. Ferner seien in der Erwachsenenbil­
dung und im Tourismus Kurse «à la carte» oder im Blockkastensystem anzubieten.
Der Grosse Rat nahm beide Forderungen an und überwies sie in der Form 
von Postulaten an den Staatsrat. Dass die Stimmung für den Walliser Tourismus 
gut war, bewies auch das anschliessende Dekret, das dem Walliser Verkehrsverband 
einen ausserordentlichen Kredit von Fr. 500’000.-, verteilt auf zwei Jahre, zu­
sprach30.
Private oder staatliche Schule?
Ursprünglich dachten viele Tourismusexperten an eine Stiftung, um die Berufs­
verbände stärker einzubinden. Eine kantonale Schule war jedoch zweckmässiger, weil 
nach Artikel 7 des Gesetzes von 1962 über das öffentliche Unterrichtswesen schon 
eine gesetzliche Grundlage bestand, was die Eröffnung beschleunigte. Die Gemeinde 
Siders erklärte sich bereit, für die ersten zehn Jahre nach der Eröffnung die Lokale 
und die notwendigen Einrichtungen (Mobiliar und Apparate) umsonst zur Verfü­
gung zu stellen.
Für den Kanton war es von Anfang an wichtig, die neue Schule vom Bundesamt 
für Industrie, Gewerbe und Arbeit (BIGA) anerkennen zu lassen. Aus diesen Grün­
den stellte das Erziehungsdepartement am 11.10.1981 beim BIGA ein entsprechen­
des Gesuch.
Die Zustimmung des BIGA
Die Reaktion der Vertreter des BIGA war durchaus positiv. Sie erklärten, dass die 
Schule nach den allgemeinen Grundsätzen der beruflichen Weiterbildung aner­
kannt werden könne. Voraussetzung sei aber, wie üblich, eine Bewährungsfrist von 
ein bis zwei Jahren. Das BIGA musste allerdings zuerst eine neue Verordnung erar­
beiten, denn eine Schule dieser Art gab es in der Schweiz noch nicht. Die Vorberei­
tung der Verordnung dauerte vier Jahre. Das Volkswirtschaftsdepartement erliess 
dann 1986 die Verordnung über Mindestvorschriften für die Anerkennung von 
Höheren Fachschulen für Tourismus. Sie trat auf den 1. Januar 1987 in Kraft und 
enthielt die Vorschriften über Inhalt und Ziel des Studiums, Unterrichtsfächer und 
Studienumfang, Lehrmittel und Unterrichtshilfen, Lehrkräfte, Betriebspraktiken, 
Aufnahme- und Promotionsbedingungen, Diplomprüfungen, Titel etc. Der offi­
zielle vom BIGA geschützte Titel hiess «Tourismusfachmann HF, Tourismusfach-
>° G R P . I .e ., S. 3 4 3 - 3 5 9 ,4 7 2 .
frau HF». Die Verordnung diente unserer Tourismusfachschule, der Tourismus­
schule Luzern und später anderen Schulen als rechtliche Grundlage für die eid­
genössische Anerkennung.
Kein leichter Entscheid
Die Verantwortlichen des Tourismusverbandes meldeten sich in der Presse zum 
W ort und äusserten bei der Behandlung des Dekrets im Juli 1982 ihre Bedenken. 
Der Druck der Regierung, möglichst schnell eine gesetzliche Grundlage für diese 
Schule zu schaffen, verunmöglichte eine gründlichere Prüfung. Kreise um den Wirte- 
und Hotelierverein zeigten sich zum Teil überrascht und verunsichert. Trotzdem nah­
men die Abgeordneten das Dekret in erster Lesung mit grosser Mehrheit an, aller­
dings nicht mit heller Begeisterung. Es schien vielen Abgeordneten zu vage und sagte 
über Gestalt und Programm zu wenig aus. Die Schule sollte Touristikfachschule heis- 
sen, oder mit der unschönen Abkürzung WZTA, Walliser Zentrum für touristische 
Ausbildung / Centre valaisan de formation touristique (CVFT).
Die Kommentatoren schrieben in der Presse von einer «Tourismus-Mittelschule» 
für das Wallis. Ein Kolumnist nannte sie eine «vornehme Dachwohnung». Andere 
meinten, die gesetzlichen Grundlagen dieser Schule seien unrealistisch, wirklichkeits­
fremd und unrealisierbar und entsprächen keineswegs dem Grundsatz «Weniger 
Staat». Bis zur zweiten Lesung müsse noch viel gearbeitet werden. Es wäre schade, 
etwas unter Dach und Fach zu bringen, das der Renovation einer Dachwohnung 
gleichkomme, während die Risse an den Grundmauern und die dürftige Ausstattung 
der Stockwerke übersehen würden. Die Zustimmung des Grossen Rates sei deshalb 
nur als Willenskundgebung zu betrachten, dass auf dem Gebiet der Ausbildung im 
touristischen Sektor noch sehr viele Fortschritte zu erzielen seien. Ein Journalist 
betitelte seinen Artikel mit der Überschrift: Eine Schule zwischen Etwas und 
Nichts31, ein anderer schrieb später von einer Kaderschmiede, womit er dem erstreb­
ten Ziel wohl recht nahe kam32.
Die grosse Begeisterung fehlte auch in der zweiten Lesung33. Eine Zeitung 
schrieb von einer «Tourismus-Universität», eine andere meinte, an der Notwendig­
keit dieser Schule zweifle sie nicht, doch seien die Umrisse noch nicht ganz klar. 
Auch nach den Beratungen im Grossen Rate wisse man noch zu wenig genau, wie 
diese Schule in der Praxis aussehen sollte: «Aber der Q ualität des Walliser Touris­
mus wäre mit gut ausgebildetem und gut bezahltem!! Service-Personal mehr 
gedient als mit diplombehangenen Chefs im Hintergrund...»34 Im französisch­
sprachigen Kantonsteil äusserte sich ein Befürworter unter dem Titel «Une école 
pour qui?»35
31 WVF, Spektrum , 25 .6.1982.
32 W B, 25.5.1983.
33 GRP, Novembersession 1982, S. 166-190; D ekret vom 10.11.1982, SG 76, 1982, S. 51.
34 W B, 11.11.1982.
33 NF, 6 .12.1982.
Die gesetzlichen Grundlagen standen nun. Es galt, in einigen Monaten die Struk­
turen aufzubauen und die Programme zu erarbeiten. Ein 15-köpfiger Schulrat wurde 
ernannt und am 8.3.1983 wählte der Staatsrat Jean-Claude Seewer zum Direktor. Er 
war Nationalökonom, hatte seit Jahren in den vorbereitenden Kommissionen der 
Tourismusfachschule mitgearbeitet und war früher Verkehrsdirektor von Siders 
gewesen. Zusammen mit dem Departement und dem Schulrat erarbeitete er die 
Strukturen und Programme der neuen Schule.
Im Mai 1983 stellte das Departement die Schule mit ihrem Programm und ihren 
Ambitionen in einer grossen Pressekonferenz vor und hoffte, am 19. September mit 
je einer deutschsprachigen und einer französischsprachigen Klasse beginnen zu kön­
nen. Die berufsbegleitenden Klassen von je viermal sechs Wochen sollten im Früh­
jahr 1984 eröffnet werden. Die Stadt Siders stellte die Lokalitäten im Gebäude der 
Bürgerschaft zur Verfügung. In diesem Haus befanden sich auch die Räume für die 
Kurse des W irte- und Hotelierverbandes. Im Juli stellten die Verantwortlichen fest, 
dass für die deutschsprachige Klasse zu wenig Anmeldungen eingegangen waren. 
Eine Informationskampagne sollte nachhelfen. Der Einschreibetermin für diese 
Klasse wurde verlängert; der Erfolg blieb aus36. So eröffnete die Tourismusfachschule 
am 19.9.1983 eine französischsprachige Klasse mit 24 Schülerinnen und Schülern; 
darunter befanden sich zwei Oberwalliser. Als Lehrkräfte waren an die 30 Personen 
aus der Welt des Tourismus verpflichtet. Das Programm umfasste 30 W ochenstun­
den oder 1030 Jahresstunden. Auf der Stundentafel standen: Touristisches Angebot 
und Nachfrage, Tourismus und Wirtschaft, Unternehmensführung, Umwelt, Touris­
tische Geographie, Recht und Gesetzgebung, Arbeitstechnik, Sprachen.
Kein Andrang der Oberwalliser/innen
Im April 1984 ernannte der Staatsrat M artin Blatter zum Direktor der deutsch­
sprachigen Abteilung, die immer stärker gefordert wurde. Die Oberwalliser Touris­
muskreise konnten es nicht begreifen, dass dort so wenig Interesse an der neuen 
Schule bestand37. Von den 24 Studentinnen und Studenten der ersten französisch­
sprachigen Klasse beendigten 20 das erste Schuljahr, bevor sie das Praktikum be­
gannen.
Im Herbst 1984 konnte die Schule mit zwei Klassen das Schuljahr eröffnen. Da­
gegen klappte es mit der vorerst auf den Frühling 1984 geplanten berufsbegleiten­
den Ausbildung im Blocksystem nicht. Auch die Verschiebung auf 1985 und später 
führte nicht zum Ziel. Es fehlten die Anmeldungen. Dagegen stellten auch Ausser- 
kantonale fest, dass die Idee einer Tourismusfachschule durchaus richtig war. Im 
W inter 1984/85 gab es Versuche, ähnliche Schulen in Bern und in Zürich zu eröfif-
M W B  und  WVF, 25.5.1983; NF, 31 .5 .1983. 
V W V F 21.7.1983; 5.4.1984.
nen. Das Departement erkannte, dass die erste Absicht der Schule, den Walliser 
Tourismus zu fördern, nur bedingt der Wirklichkeit entsprach. Denn immer mehr 
Jugendliche aus ändern Kantonen schrieben sich in die Schule ein. Da entdeckten 
unsere Politiker, dass wir eine schweizerische Aufgabe zu übernehmen hatten, und 
änderten im Frühjahr 1985 den Namen in «Schweizerische Tourismusfachschule» 
(STF).
Die deutschsprachige Abteilung
Die deutschsprachige Abteilung entwickelte sich langsam, weil im ersten Jahr 
1984/85 nur 13 Personen die Ausbildung begannen. In der Folge zeigte sich diese 
Abteilung aber unter der Leitung des Verantwortlichen M artin Blatter besonders 
initiativ. So weilten im Frühjahr 1987 zum ersten Mal 24 Studenten aus Augsburg 
in der Schule von Siders. Diese Universität pflegte seit der Schaffung der Kurt- 
Bösch-Stiftung mit dem Wallis privilegierte Kontakte. W ährend zwei Wochen be­
handelten die Studierenden das Marketing-Konzept des deutschen Tourismus. Auch 
die französischsprachigen Schülerinnen und Schüler kamen so in den Genuss von 
Vorträgen und Übungen, die renommierte Fachleute aus allen Gegenden des euro­
päischen Tourismus hielten38.
Die Entwicklung der STF, Zentrum fü r  touristische Forschung (ZTF) /
Centre de recherches appliquées au tourisme (CRAT)
Die STF entwickelte sich dann zahlenmässig recht schnell. Der harmonische Aus­
bau und die Bewältigung der praktischen Probleme boten dagegen manche Mühen. 
Aus diesen und aus ändern Gründen beschloss der Staatsrat 1987 auf Vorschlag des 
Schulrates die Schaffung des Zentrums für angewandte touristische Forschung 
(ZTF), des Centre de recherches appliquées au tourisme (CRAT). Das Zentrum  soll­
te Begleituntersuchungen im Tourismus übernehmen und Dokumentationen erar­
beiten. Die erste Arbeit bestand in einer Untersuchung über die Notwendigkeit und 
den Nutzen der Tourismusfachschule!
Die Krise
Die Platzmisere hatte den Verantwortlichen schon lange den Unterricht erschwert 
und vor allem auch die Zusammenarbeit zwischen den beiden Abteilungen behin­
dert. Die Deutschsprachigen wurden nicht im gleichen Gebäude unterrichtet und 
die Koordination dieser Ecole bilingue bestand zeitweise nur auf dem Papier, auch
»  W B, 28.4 .1988 und 5.5.1990; Jahresbericht STF 1988/89, S. 9f.
wenn seit 1985/86 beide Abteilungen im gleichen [!] Jahresbericht über ihre Tätig­
keit berichteten. 1988/89 nahm die Direktion 116 Schülerinnen und Schüler in die 
ersten Klassen auf, ein Jahr später 115 und 1990/91 sogar deren 131. Damit kam das 
Fass zum Überlaufen. Es wurde in drei verschiedenen Gebäuden unterrichtet: im 
Haus Nouveaux Buissonnets, in sechs vorfabrizierten Schultrakten (Containers) und 
im Haus der Bürgerschaft; und es fehlte an Lehrpersonal. So kam es im Frühsommer 
1990 zu einer ernsten Krise, die sich im Juli in verschiedenen Presseartikeln äusserte. 
Besonders die deutschsprachige Abteilung fühlte sich vernachlässigt. W ährend drei 
hintereinander folgenden Jahren verliessen die Verantwortlichen dieser Abteilung ih­
re Posten. Die Professoren ihrerseits wünschten eine Aufstockung des Lehrerkollegi­
ums um 12 Stellen. Der fünfsemestrige Ausbildungszyklus erschwerte seit Jahren die 
Organisation des Schuljahres und die Anstellungsverhältnisse des Lehrpersonais. Der 
Schulrat musste jetzt Stellung beziehen und die sich aufdrängenden Konsequenzen 
ziehen. Das Departement traf darum in Zusammenarbeit mit dem Schulrat folgende 
Massnahmen:
Vom Herbst 1990 an sollten Vorbereitungskurse für den Eintritt in die STF statt- 
finden. Alle Schüler mussten sich einer Aufnahmeprüfung unterziehen, und die Zahl 
der Angenommenen sollte sich auf zwei Klassen pro Abteilung beschränken, d. h. un­
gefähr 80 Schülerinnen und Schüler für beide Abteilungen im Jahr. Die Direktion 
der Schule wurde erweitert. Dem Direktor standen jetzt zwei Vizedirektoren zur 
Seite, für jede Abteilung einer. Damit wollte man dem Vorwurf entgegentreten, der 
Direktor, der bisher auch die Verantwortung für die französischsprachige Abteilung 
hatte, vernachlässige die deutschsprachigen Klassen. Im Schuljahr 1990/91 verpflich­
tete die Schuldirektion alle Studierenden zu Kursen in beiden Sprachen39.
Von 1991/92 an verlängerte die STF die geforderte Ausbildungsdauer um ein 
Semester. Nach drei ersten theoretischen Ausbildungssemestern folgten zwei Semes­
ter Praktikum. Ein Schlusssemester rundete die Ausbildung ab. Um der Platzknapp­
heit entgegenzuwirken, gab das Departement eine Studie in Auftrag, die zum Bau 
eines Schulzentrums für die STF und für die kantonale Technikerschule TS in Siders 
führen sollte. Mit diesen strukturellen Massnahmen und dem Versprechen, neue 
Gebäude zu errichten und die Schule später zu einer Ingenieurschule des Tourismus 
auszubauen, kehrte wieder Ruhe in die Schule ein40.
Ein Pinn: Ausbau zur Ecole supérieure suisse pour le tourisme (ESST)
Schon im Jahre 1988 hatte das Departement eine Kommission mit den Vorbe­
reitungsarbeiten für den Ausbau der STF in eine höhere Institution mit Fach- 
hochschulniveau, Ecole supérieure suisse pour le tourisme (ESST) beauftragt. Die 
Absolventen sollten Ingenieure im Tourismusbereich werden und die Lücke zwischen 
der traditionellen Berufsbildung und der Hochschulausbildung schliessen. Der 
Absolvent würde das Phänomen Tourismus in seiner Vielschichtigkeit als «Ingenieur»
39 Jahresbericht STF 1990/91, S. 7.
«  W B, 4.7. und  25 .7 .1990; La Suisse, 22.7.1990; NF, 25 .7.1990.
in allen seinen Technologien der dritten industriellen Revolution erfassen und auch 
für Analysen des Zeitgeschehens und für praktische Lösungen der sozialen und kul­
turellen Probleme offen stehen. Als «Ingenieur» wäre er auch ein sozialer Mediator, 
der die Verbindung zwischen fremdländischen Gästen und der einheimischen Bevöl­
kerung herstellen und pflegen könnte. Zu seinem Betätigungsfeld gehörten: Raum­
und Regionalplanung, Strategien für die Animation in den Fremdenorten, kulturelle 
Programme, politische und wirtschaftliche Entscheide für die Gesellschaft41. Der 
Plan war aber in dieser Form nicht realistisch.
Ein neuer Anfang
Das Dekret vom 15. 11.1991 hielt verschiedene notwendige Anpassungen fest 
und präzisierte die rechtliche Stellung des ZTF/CRAT innerhalb der Schule. Im 
gleichen Schuljahr 1990/91 begann die französischsprachige Abteilung damit, im 
Auftrag des Verbandes der schweizerischen Kur- und Verkehrsdirektoren (VSKVD) 
einen Vorbereitungskurs für das vom BIGA anerkannte Diplom eines eidgenössisch 
diplomierten Tourismusexperten durchzuführen, so wie ihn die initiativere deutsch­
sprachige Abteilung bereits im Juni 1988 begonnen hatte.
Das Schuljahr 1991/92 erlebte mit der Inbetriebnahme eines multimedialen 
Sprachlabors einen Ausbau im pädagogisch-technischen Bereich. Der Sprachunter­
richt spielte schon seit Eröffnung der Schule eine wichtige Rolle. Es war bereits seit 
1987/88 möglich, an der Schule das Examen für das First Certificate oder das Certi­
ficate of Proficency vorzubereiten. Die seit 1991 durchgeführten Aufnahmeexamen 
erstreckten sich neben Buchhaltung auch über Sprachenkenntnisse. Im gleichen Jahr 
1991/92 verband die Schule die bestehenden Informatik-Infrastrukturen mit dem 
Luftfahrt-Reservierungssystem SABRE. Es wurde für die Studierenden möglich, Prü­
fungen im LATA-Reservationssystem zu machen, und die STF wurde Mitglied der 
Association Internationale des Centres de Formation Touristique (AICFT).
Die Expertise
M itte der neunziger Jahre beauftragte das Departement den Schweizer Touris­
mus-Verband mit einer Expertise der STF. Das Ergebnis war gut. Der Bericht stützte 
sich auf Erhebungen und auf Befragungen bei touristischen Unternehmungen. Als 
besondere Stärken hielt der Schlussbericht 1996 unter anderem die Zweisprachigkeit 
und die Praxisnähe fest. Verbesserungsfähig schien an erster Stelle das Forschungs­
zentrum ZTF/CRAT42. Im Jahre 2002 wurde es in die Kompetenzgruppe Wirtschaft 
der Flochschule Wallis integriert und bot als neues Forschungs- und Kompetenz­
zentrum für Tourismus Dienstleistungen an, wie Studien im Marketing und Unter­
nehmungsberatung.
41 Ecole supérieure suisse de Tourism e, ESST; H öhere schweizerische Tourism usfachschule, HSTF, DIP, Sion 1988.
42 W B, 4 .6 .1996, S. 17.
Es steht heute ausser Zweifel, dass die STF mit ihrem Programm die in sie gesetz­
ten Hoffnungen erfüllen kann. Sie arbeitet auch mit der Höheren Fachschule für 
Tourismus in Luzern, mit der Tourismusschule in Samedan und ändern zusammen. 
Durch ihre besonderen Anstrengungen, eine zweisprachige Schule zu sein und dieses 
Ziel auch durch Immersion im Unterricht anzustreben, garantiert sie in einem 
touristisch ausgerichteten Kanton eine angepasste Ausbildung. Die Kenntnisse in 
touristischer Branchenkunde sind raschen Änderungen unterworfen und müssen 
ständig erweitert werden. Ein weites Feld blieb noch zu beackern: die Zusammen­
arbeit in den Hotelier- und Wirtekursen. Theoretisches Wissen und praktische 
Gästebetreuung erforderten ein Gleichgewicht, das einem Balanceakt gleichkommt. 
Die Übernahme der Wirte- und Hotelierkurse war eine vernünftige aber schwierige 
Aufgabe43. Die erste Diplomverteilung fand 1999 statt. 39 Damen und Herren er­
hielten das Diplom als Hotelier, 41 beendeten den Wirtekurs. Für das Jahr 2000 bot 
die STF zusätzliche Ausbildungsgänge an. Das betraf Tourismusassistenten (14 M o­
nate, berufsbegleitend). Cafétier/Restaurateur, Hotelier, Campingleiter, Tourismus­
experte, Tourismusfachmann, Tourismusfachfrau. Der Beruf Tourismuskommuni­
kator ersetzte ab 2001 den Gästeberater44.
1998 wurde die STF Teil der Hochschule Wallis und bezog im Frühjahr 2003 das 
neue Hochschulzentrum in Siders, wo ihre seit Beginn der Schule knappen Platzver­
hältnisse endlich eine Lösung fanden. Die STF blieb im Rahmen der Hochschule 
Wallis in Siders neben der H FW  und der HSW  eine höhere Fachschule. Ihr Ziel war 
es, eine Fachhochschule zu werden. Im Jahre 2002 erhielt die STF die Zertifizierung 
150 9001:2000.
Die Schule verbuchte in der Staatsrechnung 1995 einen Aufwandüberschuss von 
Fr. 1’330’381.-; 1998 von Fr. 1’606’694.-. Das Zentrum für angewandte Tourismus­
forschung bezifferte seine Ausgaben 1995 mit Fr. 278’082.-, 1998 mit Fr. 294’693.-.45
D irektoren: Jean-C laude Seewer 1983-1996, O livier Chevallaz 1996-2002, D om inik  
A lbrecht 2003-.
Die Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule (HWV) inVisp (1988)
Ecole Supérieure de Cadres pour l’Economie et l’Administration (ESCEA) 
St-Maurice
Diese Schule geht auf eine Intervention im Grossen Rat zurück. Am 28.1.1985 
unterbreitete der Abgeordnete Guy Voide aus Martinach eine entsprechende Motion. 
Der Grosse Rat nahm sie auf Vorschlag des Staatsrates am 24.6.1987 an und schlug 
vor, eine Schule in Visp für den deutschsprachigen Teil und eine in St-Maurice für 
den französischsprachigen Teil vorzusehen. Das geschah an einem Sitzungstag, der
«  W B, 1 1 .1 2 .1 9 9 7 ,5 .1 1 .
44 E c o i .’In f o  2 0 0 0 ,  S. 2 4 - 2 7 ;  Hochschule Wallis, A ktivitäten 2 0 0 0 ,  S. 5 7 .
45 St a a t s r e c h n u n g e n  1 9 9 5 ,1 9 9 8 .
sich ernsthaft um die Zukunft unseres Bildungswesens kümmerte. Eine Interpella­
tion verlangte die Dezentralisierung der Mittelschulen und die Schaffung eines 
Gymnasiums in Martinach und eine Motion forderte, dass Schülerinnen und 
Schüler, die eine erste Gymnasialklasse besuchten, Anrecht auf Reiseentschädigungen 
erhalten sollten. Und schliesslich beantragte ein Grossrat, dass unser Bildungsan­
gebot für Erwachsene ausgebaut werde46. Das Parlament konnte schon im Januar 
1988 zwei entsprechende Dekretsentwürfe für eine HW V in erster und zweiter Le­
sung behandeln47.
Was ist eine HWV?
In der ausführlichen Botschaft stellte das Departement diesen Schultyp besonders 
vor, weil er für unsern Kanton neu war. Obwohl das Bundesgesetz über die Berufs­
bildung von 1978 solche Schulen anerkannte und das Schulgesetz von 1962 die not­
wendigen Grundlagen geschaffen hatte, war diese Art des tertiären Bildungsbereichs 
im Wallis beinahe unbekannt. In der Westschweiz war es kaum anders. Das Depar­
tement gab darum zusätzliche Informationen. Die HW V bietet den kaufmännischen 
Angestellten und den Inhabern eines eidgenössisch anerkannten Handelsdiploms 
oder eines Maturitätsausweises mit praktischer Erfahrung in der Wirtschaft oder Ver­
waltung eine methodische Weiterbildung auf solider Grundlage.
Die vollzeitliche Ausbildung dauert drei, die berufsbegleitende vier Jahre. Der 
Lehrplan legt das Schwergewicht auf die Vielschichtigkeit der Probleme und bietet 
Wahlfächer an für die Spezialisierung in Rechnungswesen/Betriebsführung (Buch­
haltung und Finanzen), in Verkauf/Marketing oder in der öffentlichen Verwal­
tung48. Die HWV-Ausbildung vermittelt viele nützliche Kenntnisse zur Lösung 
konkreter Probleme der Unternehmensführung. Trotz den hohen Anforderungen 
dieser Ausbildung war auf G rund einer grossangelegten Rundfrage im ganzen Kan­
ton anzunehmen, dass im Oberwallis etwa alle zwei bis drei Jahre ca. 20 Kandidaten 
bereit wären, eine vollzeitliche Ausbildung im Hinblick auf bessere Berufsaussichten 
auf sich zu nehmen. Für das Unterwallis war die Schule in St-Maurice vorgesehen. 
Das grössere Einzugsgebiet mit dem Châblais sollte hier keine Rekrutierungspro­
bleme stellen.
Obwohl der Wert dieser Schulen in der Schweiz seit Jahren unbestritten war und 
die «Betriebsökonomen HWV» keine Schwierigkeiten bei der Stellensuche hatten, 
blieb die Zahl in der Schweiz verhältnismässig klein, wohl auch der hohen Anforde­
rungen wegen. Diese Bildungswege eröffneten jetzt auch kaufmännischen Angestell­
ten Ausbildungsmöglichkeiten für höhere Kaderstellen. Die HW V nehmen auf dem 
kaufmännischen und im Verwaltungs-Sektor eine ähnliche Stellung ein wie die In­
genieur-HTL-Schulen auf technischem Gebiet.
46 GRP, Verlängerte Maisession, Juni 1987, S. 264-273.
47 GRP, Verlängerte Novembersession 1987, Januar 1988, S. 181-254.
48 GRP, I.e., S. 192-195, 211-213.
Die H W V  Oberivallis in Visp (1988-1998)
Visp und St-Maurice
A uf dieser Grundlage entstanden Schulen in Visp und in St-Maurice. Die 
Gemeinde Visp stellte für die Dauer von zehn Jahren die ausgestatteten Lokalitä­
ten kostenlos zur Verfügung. Sie beteiligte sich an den Betriebskosten unter 
Einschluss der Gehälter von D irektion und Lehrpersonal und war recht gross­
zügig. Die Lage in St-Maurice schien schwieriger. H ier musste ein Kredit von 
Fr. 1 ’500’000.- für den Ankauf des Gebäudes Regina Pacis sowie dessen Aus­
stattung und M öblierung beschlossen werden. Diese M ädchen-Privatschule, de­
ren Bau früher vom Staat subventioniert worden war, wurde 1986 geschlossen, 
weil die Gymnasiastinnen von da an die gemischten Klassen des Kollegiums der 
Abtei besuchten. Die Gemeinde hatte sich ebenfalls m it 20% am A nkauf des 
Gebäudes, an den Renovations- und Umbaukosten, sowie an den Ausstattungs­
kosten zu beteiligen. Dazu kam der Anteil an den Betriebskosten, die sich aus den 
Direktions- und Lehrerbesoldungen ergaben.
W ie in den übrigen gleichgearteten Schulen des tertiären Bildungsbereichs wur­
de auch für die HW V ein Schulrat vorgesehen. Er sollte eine beratende Funktion 
ausüben und besonders die Beziehungen zwischen den Schulen und der W irt­
schafts- und Berufswelt und den wissenschaftlichen Kreisen, der Bildung und For­
schung pflegen.
Dank der beträchtlichen Subventionen des BIGA und der betreffenden Stand­
ortgemeinden der beiden Schulen musste der Staat verhältnismässig wenig bei­
tragen.
Recht günstig war die Lage in Visp:
Total Betriebs- und Verwaltungskosten Fr. 283’500.-
Beiträge Bund und Gemeinde Fr. 138’000.-
Kosten zu Lasten des Staates Fr. 145’000.-
Für den Betrieb einer Klasse in St-Maurice schätzte man für das erste Jahr 
Fr. 167’000.-. Für Visp waren es Fr. 145’000.-, wozu noch Fr. 60’000.- für einma­
lige Informatik-Investitionen kamen (Hardware). Die Jahresrechnung 1988 ver- 
zeichnete für den Staat Ausgaben von Fr. 315’444.60 in St-Maurice und 
Fr. 149’482.60 in Visp. Der Staat hatte in Visp dank der Beiträge der Gemeinde 
keine Kosten für Immobilien zu tragen.
Im Grossen Rat
Die beiden Dekretsentwürfe boten im Grossen Rat zu ausgiebigen Diskussionen 
Anlass. Vorerst lobten alle die rationelle und gründliche Arbeit, die seit der Hinter­
legung der Motion Voide bis zu ihrer Annahme im Grossen Rat und bis zum 
Dekretsentwurf geleistet worden sei. Die Abgeordneten erkannten auch die Notwen­
digkeit des Ausbaus im tertiären Bildungsbereich und stellten fest, dass sich die Vor­
schläge des Departements mit den Zielen des Leitbildes Wallis (1984) und mit den 
«Richtlinien von Regierungspolitik und Finanzplan 1987-1990» deckten. Nach län­
geren Diskussionen nahmen die Parlamentarier auch in Kauf, dass es nicht eine ein­
zige zweisprachige Ausbildungsstätte geben würde, wie die Tourismusfachschule in 
Siders und die Ingenieurschule in Sitten. Sie erklärten, die HW V müsse mit ihren 
Lehrkräften und ihren Schülern in ständigem Kontakt mit der Region arbeiten und 
zur Entwicklung beider Kantonsteile beitragen. Es sei aber ein Gebot der Vernunft, 
dass beide Schulen eng Zusammenarbeiten müssten. Die zweite Landessprache und 
Englisch sollten besondere Beachtung finden.
Eine oder zwei Schulen?
Natürlich waren äussere und finanzielle G ründe für die Schaffung zweier 
Schulen massgebend: das günstige Kaufangebot von Regina Pacis in St-Maurice 
und die grosszügige Offerte der Gemeinde Visp, die Lokalitäten und Installa­
tionen für zehn Jahre umsonst zur Verfügung zu stellen. Weil die Regierung die 
Klassen zudem schon auf den Herbst 1988 eröffnen wollte, blieb den Grossräten 
kaum eine andere M öglichkeit, als ihr zu folgen und die ungern gesehene D ring­
lichkeit zu gewähren. Im Grundsatz waren alle Parteien m it der Schaffung der 
Institution H W V  einverstanden. Es gab aber Vorbehalte in Bezug auf die Stand­
ortfrage. Eine gemeinsame Schule wäre auch im Bezirk Leuk wünschbar gewesen, 
und die Region M onthey erwähnte ihre bisher vernachlässigte Stellung im höhe­
ren Bildungswesen. Einige Abgeordnete hatten Bedenken, weil im Dekret der 
H W V  von St-Maurice die Einheit der Materie nicht gewährleistet sei. In W irk­
lichkeit ging es um zwei Beschlüsse: den A nkauf des Gebäudes Regina Pacis und 
die Eröffnung der HWV.
In der verlängerten Novembersession 1987 bewilligte der Grosse Rat für beide 
Schulen die notwendigen Kredite49. Auf Grund einer im ganzen Kanton bei jungen 
Leuten durchgeführten Umfrage erfuhr man, dass schon auf den Herbst 1988 in bei­
den Orten je eine Vollzeitklasse eröffnet werden könnte. Einige Abgeordnete 
wünschten mit Recht, dass auch die berufsbegleitende Ausbildung nicht vergessen 
werde, obwohl die Anforderungen an diese Kandidaten im Beruf und in der an­
spruchsvollen Schule besonders hart seien.
Die Schuleröffhung
Der Grosse Rat nahm am 27.1.1988 die Dekrete für beide Schulen in erster und 
am 29.1.1988 in zweiter Lesung einstimmig an (für Visp mit zwei Enthaltungen)50. 
Damit war der Weg frei für eine dynamische Aufbauarbeit in Visp und in St-Mauri- 
ce. Schon am 27. 4.1988 wählte der Staatsrat Peter Bumann zum Direktor der HW V 
Oberwallis. Es war ein Glücksfall, dass sich mit ihm eine tatkräftige, erfahrene 
Persönlichkeit für diese Aufbauarbeit zur Verfügung stellte. Seine wissenschaftliche 
Ausbildung, die pädagogische Erfahrung als Lehrer am Kollegium Brig und die 
Tätigkeit als Prorektor bildeten beste Voraussetzungen für einen Erfolg. Mehr Mühe 
hatte man in St-Maurice, wo sich ein gut qualifizierter Anwärter von auswärts nach 
seiner Wahl nicht entschliessen konnte, die Stelle als Direktor anzutreten. In einer 
weiteren Wahl erkor der Staatsrat den Nationalökonomen Hervé Rey, der von seiner 
früheren Tätigkeit in der Staatsverwaltung praktische Erfahrung mitbrachte. Beide 
Direktoren unterstützten und ergänzten einander in der schwierigen Aufbauphase.
Guter Start in Visp und in St-Maurice
Dank der tatkräftigen Unterstützung der Gemeinde Visp konnten einige notwen­
dige Umbauarbeiten im Schulhaus Sand fristgerecht abgeschlossen werden. Bei der 
Wahl der Dozenten waren wissenschaftlich-solide Grundausbildung und praktische 
Erfahrung wichtig. Im Juli waren zehn Dozenten im Teilamt ernannt. Die An­
meldungen für die erste Klasse überstiegen die Erwartungen: 20 junge Kaufleute 
konnten am 7. 11.1988 ihre Ausbildung beginnen. Am folgenden Tag eröffnete der 
Vorsteher des Erziehungsdepartements offiziell die Schule. Viel Prominenz und 
200 Anwesende unterstrichen die Bedeutung des Ereignisses. Auf den Februar 1989 
kündigte die Schule zugleich den Beginn einer berufsbegleitenden Klasse an. Das 
Lehrprogramm lehnte sich an die Erfahrungen gleichgerichteter Schulen an und setz­
te bewusst Walliser Akzente. Eine Zeitung betitelte den Anlass: «Der Startschuss in 
ein neues Schulzeitalter ist gefallen. Die H W V Oberwallis offiziell eröffnet». Oder an 
anderer Stelle: «Ein Schritt in die Zukunft»51. Die berufsbegleitende Klasse konnte
«  GRP, I.e., S. 195-207, 215-234.
50 GRP, I.e., S. 251 ff., 468.
51 W B, 9 .11 .1988, S. 7; NF, 9 .11 .1988, S. 34.
am 13. 2.1989 in Visp beginnen. Diese Ausbildung dauerte vier Jahre. Die Kandi­
daten mussten sich nach den BIGA-Vorschriften verpflichten, wenigstens 32 Stun­
den in einem Betrieb zu arbeiten und wöchentlich 18 bis 19 Studieneinheiten in der 
HW V zu bestreiten.
Die Schule ESCEA in St-Maurice öffnete am 10.4.1988 ihre Tore. 34 Schüle­
rinnen und Schüler begannen die Ausbildung: 22 im Vollzeitstudium und 12 berufs­
begleitend52. Das Programm der Vollzeitschule umfasste 27 Fächer mit 3479 Lektio­
nen, verteilt auf drei Jahre. Unser Kanton wollte mit der Schaffung dieser Schule 
einen wichtigen, aber keineswegs isolierten Schritt in die Zukunft wagen. Das zeigte 
die Tatsache, dass von 1980 bis 1985 die HWV-Schulen in der Schweiz um 62% 
zugenommen hatten; und in den eidgenössischen Kammern waren von 1983 bis 
1987 nicht weniger als 37 parlamentarische Vorstösse in dieser Richtung unternom ­
men worden.
Die Zusammenarbeit zwischen Visp und St-Maurice
Die Beratungen des Grossen Rates unterstrichen mehrere Male die Notwendig­
keit einer engen Zusammenarbeit zwischen den beiden Schulen. Diesen Wunsch 
erfüllte die Schule von Beginn an. Der Vorsteher des Departements sorgte selbst für 
die notwendige Koordination. Er war Präsident der beiden Schulräte, und in den 
14-köpfigen Schulräten waren einige Mitglieder in beiden Gremien vertreten. Seit 
Herbst 1989 trafen sich diese Räte jedes Jahr zu einer gemeinsamen Sitzung, ab­
wechslungsweise in Visp und St-Maurice53. Eine regelmässige enge Zusammen­
arbeit zwischen den beiden Direktionen bestand ebenfalls von Anfang an. Reg­
iemente, Stundenpläne und Lehrprogramme erarbeiteten die Dozenten beider 
Schulen miteinander und die Klassen beider Schulen führten gemeinsame Projekte 
durch. Diese Begegnungen förderten den Erfahrungsaustausch und damit ein bes­
seres Verständnis der W irtschaft und der Unternehmenskultur im ganzen Kanton. 
Die Schulen in Visp und in St-Maurice entwickelten sich in den Jahren nach 1988 
sehr erfreulich, obwohl das Einzugsgebiet im Vergleich selbst zu schweizerischen 
Massstäben zu klein war.
Die Qualität des Unterrichts in der HWV, die enge Verbindung mit Wirtschaft, 
Industrie und Verwaltung gestatteten es dem BIGA, der HW V  Oberwallis bereits am 
23.12.1991 die eidgenössische Anerkennung zu erteilen. Sie galt auch rückwirkend 
für die ersten Visper Absolventen, die am 27.6.1991 abgeschlossen hatten, so wie für 
die noch im Aufbau begriffene berufsbegleitende Ausbildung. Diese Studenten er­
hielten ihr Diplom ihm Jahre 199354.
»  NF, 11.11.1988, S. 27.
»  W B, 11.9.1989,5. 7; 2 .5 .1990, S. 9.
54 W B, 28 .6 .1991, S. 11; 9 .1 .1992, S. 9; NF, 21 .1 .1992, S. 1, 13; D ie H W V  Oberwallis, ein Jahr nach der Eröff­
nung, Visp 1989, S . 4-18; W a l l is e r  S p ie g e l , Februar 1989, S . 4 f.
Neben der Grundausbildung im Tertiärbereich fühlte sich die H W V  auch der 
Aus- und Weiterbildung ihrer Absolventen verpflichtet. Ebenso gehörte dazu die 
Unterstützung und Förderung der interessierten Kaderleute aus W irtschaft, Indus­
trie und Verwaltung. Die Diplomarbeiten setzte die Schule bewusst in den Dienst 
der Wirtschaft und der Kleinen und M ittleren Unternehm en (KMU) zum Wohle 
unserer gesamten ökonomischen Entwicklung. Schon 1990 begann die H W V  ge­
meinsam mit der Gesellschaft zur Förderung der Walliser W irtschaft (GEWAG 
AG), und den Oberwalliser Regionen Marketingkurse für Kaderleute. Die Auf­
gaben waren vielfältig. Die H W V  bildete Betriebsökonomen aus, veranstaltete 
Weiterbildungskurse, stellte die Infrastruktur für Kurse zur Verfügung, half im 
Rahmen von Diplomarbeiten Probleme der Wirtschaft zu lösen, pflegte den Ge­
dankenaustausch über Betriebsführung, war Informations- und Kommunikations­
zentrum etc.
In der Erwachsenenbildung arbeitete die HW V mit den übrigen Institutionen 
zusammen. Trotzdem gab es Bereiche, welche die HW V selbst bewältigte. Sie organi­
sierte:
1990/91 13 Kurse mit 3 ’760 Teilnehmer-Lektionen
1991/92 und 1992/93 30 Kurse mit über 8’300 Teilnehmer-Lektionen u.s.w
Rückschau 1997
Eine erste grosse Rückschau machte die HW V  im Juni 1997. Bis zu diesem 
Zeitpunkt waren in Visp 100 Betriebsökonomen diplomiert worden, davon 
90 Walliser. Im Jahre 1994 begann in Zusammenarbeit mit der GEWAG AG und 
der Ingenieurschule eine besondere Ausbildung für Jungunternehmer, die 1996 
ein Diplom erwarben. Diese Jungunternehmerschule Oberwallis (JUS I) und die 
Quality-Manager-Schule (QMS I) dauerte im 1. Teil 25 Tage. Eine JUS II von 
15 Tagen oder eine QM S II von 20 Tagen schloss sich an. Das Ergebnis war ein 
Diplom als Jungunternehm er oder als Quality-Manager. Nach einer zusätzlichen 
Diplomarbeit von 40 Tagen in einem Unternehm en konnte die Auszeichnung als 
Nachdiplom-Quality-M anager erworben werden. Im Juni 1996 händigte die 
Direktion die ersten Diplome aus55. Für die Qualität und Praxisnähe dieser Nach­
diplomstudien (NDS) und Nachdiplomkurse (NDK) spricht, dass auch die Kurse 
der dritten und vierten Durchführung (Herbst 1996/Januar 1997) innert kurzer 
Zeit ausgebucht waren56.
»  W B, 21 .6 .1996, S. 9.
% W B, 19.11.1996, S. 11; Kaderausbildung an der H W V  O berwallis. Jungunternehm erschule Oberwallis. Quality- 
M anagerschule (Q M S), HW V, Visp 1996.
Zum  Erfolg der Schule beigetragen haben auch die zahlreichen Initiativen in Zu­
sammenarbeit mit der Wirtschaft, der Industrie und den Dienstleistungsbetrieben. 
Dass trotz dieser Anstrengungen und Erfolge Kritik, Neid oder Unverständnis nicht 
ausblieben, zeigte im Sommer 1991 ein Artikel in einer schweizerischen Wirtschafts­
zeitschrift:, welche die Walliser HW V als zu klein beurteilte und demzufolge an der 
Qualität ihres Unterrichtes zweifelte57. Es war nicht schwer, auf diese Verdächti­
gungen zu antworten. Qualität ist nicht an Quantität gebunden. Tatsache war natür­
lich, dass ein potentielles Einzugsgebiet von ca. 70’000 Einwohnern im Oberwallis 
für eine regelmässige Rekrutierung zu klein war. Es wäre darum durchaus vernünftig 
gewesen, Teile der deutschsprachigen Informatikschule von Siders nach Visp zu ver­
legen. Diese für deutschsprachige Schüler und die H W V  günstige Lösung war aber 
nur kurze Zeit (1989-1992) möglich.
... und mit Forschungsstellen
Die H W V  Visp zeichnete sich seit Beginn durch weitsichtige Zusammenarbeit 
im Wallis, in der Westschweiz und in anderen Ländern aus. In sektorübergreifen- 
den Aufgaben arbeitete sie m it beim Zentrum  für wissenschaftliche U nter­
stützung (ZW U) in Sitten, mit der STF in Siders, m it dem Zentrum  für Univer­
sitäre Fernstudien Schweiz (ZUE) in Brig, m it dem Technozentrum Oberwallis 
(TZO ) in Visp, m it dem Institut für W irtschafts- und Sozialfragen (IWS) in Visp, 
m it dem Zentrum  für Verwaltungsmanagement (ZVM) in Sitten und mit der 
GE WAG AG in Brig. W ichtig waren auch jahrelang die gemeinsamen Arbeits­
tagungen m it Studierenden der Universität Augsburg58. Die H W V  war das einzige 
M itglied der Schweiz im Hochschulkooperationsprogramm der Ichthus Hoge- 
school Rotterdam (94-N L-4015/04) und profitierte vom Erasmus-Programm der 
EU. Junge Oberwalliserinnen und Oberwalliser der H W V  profitierten vom Aus­
tauschprogram m 59.
Trotzdem spürten im Oberwallis die Politiker und die Öffentlichkeit seit 
1993, dass die H W V  Visp trotz der ausgezeichneten Q ualität der Schule und der 
guten Dienste, die sie dem deutschsprachigen Wallis bot, in Gefahr geriet. Das 
Einzugsgebiet war zu klein. In der Presse erschienen Artikel, wie: Gefahr für die 
Oberwalliser H W V 60 und: Die H W V  Visp eine Notwendigkeit61 oder: Die ein­
zige Höhere Fachschule m it Sitz im Oberwallis, und andere m ehr62.
V NF, 6 .8 .1991, S. 21.
»  W B, 6.5.1992, S. 11.
55 W B, 20 .6 .1996, S. 17.
60 W B, 13.1.1993, S. 6. Siehe auch: 5 Jahre H W V  Oberwallis, Visp 1994, S. 3-37.
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Die Hochschule Wallis, Standort Siders, 2003. Architekten: Isabelle EvéquozJMichel Follonier
Das Institut fiir Höhere Berufsbildung (IHB). Die H W V  in Visp
und die ESCEA in St-Maurice werden zur Hochschide fü r  Wirtschafi (HSW), 1998
Die Entstehung des IHB im Wallis am 1.1.1995 läutete auch das Ende der erfolg­
reichen HW V Visp/Oberwallis und jener in St-Maurice ein. Politiker und Presse 
glaubten vorerst noch an eine Aufwertung der H W V  Visp und Hessen sich von 
Schlagwörtern wie Effizienz und gewünschten Synergien beeindrucken. Alle höheren 
Schulen sollten jetzt aber im Rahmen des IHB unter einem einzigen «Verwaltungs­
dach» Platz finden63. Diese Feststellungen kamen später bei den Beratungen zum 
Walliser Fachhochschulgesetz wieder an den Tag64. Die H W V  wurde im Rahmen des 
IHB zur Hochschule für Wirtschaft (HSW). Die Gemeinde Visp, die meisten Gross­
räte des Oberwallis und Schüler und Schülerinnen wehrten sich dagegen65. Im 
Herbst 1998 zügelte die H W V  vom Schulhaus im Sand in die Baumgärten. In die­
sem Schulhaus bot die Gemeinde Visp noch einmal grosszügig Räume und Installa­
tionen an: für die HSW, für das Technologiezentrum Oberwallis (TZO) und für das 
Institut für Wirtschafts- und Sozialfragen (IWS).
Die H W V  hatte 1988 als Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule begonnen; 
1991 anerkannte sie der Bundesrat als HWV, und am 2.3.1998 erteilte er ihr den 
Status einer Fachhochschule HSW 66. Die letzte Klasse beendete ihr Schuljahr in Visp 
im Herbst 200267.
65 W B, 22 .6.1994, S. 7; H W V  Oberwallis au f dem  W eg in R ichtung Fachhochschul-Verbund, Visp 1996.
<"« W B, 12.4.1999, S. 9, 11.
65 W B, 8.3 .1996, S. 9.
66 W B, 12.11.1998, S. 13; 10 Jahre H W V  Oberwallis, 1988-1998, Visp 1998.
67 W B, 26 .6 .1998, S. 9; W B, 9.2 .1999, S. 18.
Die Staatsrechnungen notierten für diese Schule im Jahre 1995 nur Fr. 604’181. 
und für 1998 Fr. 996’647.- als Aufwandüberschüsse. Für die ESCEA in Saint-Mau- 
rice betrugen die Ausgaben für die gleichen Jahre Fr. 922’645.- und Fr. 996’647.-.
Die Kantonale Technikerschule für Informatik (KTS) Siders (1988)
Ecole Technique d’informatique (ETI/ETC)
Die Technikerschule verdankt ihre Entstehung der Initiative der Vereinigung 
für wirtschaftliche Förderung der Region Siders (Conseil de l’association pour le 
développement de la région sierroise, CARS). Ihr Vorstand beauftragte 1984 zwei 
Kommissionen mit den Vorarbeiten zur Schaffung eines Zentrum s für Informatik. 
Zur Wirtschaftsregion Siders gehören die 20 Gemeinden des Bezirks. Von Beginn 
an zogen sie die Vertreter des Erziehungs- und des Volkswirtschaftsdepartements in 
die Arbeitsgruppen ein. Auf diese Weise berücksichtigten die Initianten die gesetz­
lichen Grundlagen: das Berufsbildungsgesetz von 1978, das kantonale Aus­
führungsgesetz von 1984 und das Gesetz über das Öffentliche Unterrichtswesen 
von 1962.
IC U B E /P
Um das Projekt auf eine breitere Grundlage zu stellen, entstand im Februar 1985 
die Gesellschaft Institut international [!] d’informatique. Es war eine Vereinigung 
von Privaten, Unternehmungen und Persönlichkeiten aus politischen Kreisen. Sie 
trug die gesamten Investitionskosten für Material und Mobiliar; die Gemeinde Siders 
übernahm die Renovation eines Gebäudes und stellte es der Schule zu Verfügung. 
Auch der Staat war vertreten. ICUBE war die gesetzliche Trägerin des Projektes und 
richtete im März 1985 eine offizielle Anfrage um Unterstützung und Anerkennung 
der Schule ans Departement und ans BIGA. Das BIGA musste aufgrund der gesetz­
lichen Vorschriften seinen Entscheid von jenem des Staates abhängig machen und 
konnte dementsprechend noch keine finanzielle Hilfe leisten. Aus diesem Grunde 
beschlossen die 20 Gemeinden des Bezirks Siders, die technische Schule für die erste 
Zeit, bis zur Anerkennung durch Kanton und Bund, allein zu finanzieren. Die Stadt 
Siders ihrerseits verzichtete vorübergehend auf eine Gebäudemiete. Sie übernahm für 
die Übergangsphase zudem die Hälfte der Betriebsverluste. Überraschend schnell, 
schon am 6.1.1986, konnten zwei französischsprachige Klassen für Techniker in 
Betriebsführung die Schule beginnen: eine Klasse mit 16 Schülern im Vollzeit­
studium (vorerst mit vier Semestern, später mit fünf) und die andere (15 Schüler) im 
berufsbegleitenden Studium und 8 Semestern Dauer68.
Der Enthusiasmus war gross. Die Vereinigung für die wirtschaftliche Zusam­
menarbeit der Region Siders forderte im März 1987 eine Dezentralisierung der
68 KANTONALE TECHNIKERSCHULE für Inform atik Siders, E D , Sitten 1 9 8 8 ,  S. 2 f.
geplanten kantonalen Ingenieurschule auf verschiedene Ortschaften und wollte 
berücksichtigt werden69. Am 20.5.1987 richtete der Staatsrat bereits das Aner­
kennungsgesuch für die Technikerschule ans BIGA und am 17. 8.1987 bestätigte 
dieses Amt, das Anerkennungsverfahren könne m it der Wahl von Experten begin­
nen; die Schülerinnen und Schüler könnten nach ihrem Diplom mit einer rück­
wirkenden Anerkennung rechnen. Die Bundesstelle ernannte am 8.1.1988 die 
Experten.
Der Charakter der Schule
Der Name Technikerschule war zu Beginn nicht sehr aussagekräftig. Der Gros­
se Rat präzisierte später auf: «Technikerschule für Informatik». In W irklichkeit 
sollte es ein neuer Bildungsweg für Betriebsführung aufTechnikerniveau (TS) sein. 
Die Lehrpläne richteten sich besonders auf Informatik in Betriebsführung aus. 
Auch Schüler aus dem Oberwallis sollten Zugang haben. Im wirtschaftlichen Um ­
feld des Kantons und der Schweiz war leicht festzustellen, dass die Entwicklung der 
Informatik, der Bürotechnik und des Fernmeldewesens unsere Arbeitsabläufe 
änderte und häufig Schwierigkeiten für die Leitung einer Unternehm ung und für 
die Angestellten verursachte. Die Schule wollte mit den neuesten Technologien 
vertraut machen und an O rt und Stelle spezialisiertes Personal für unsere Unter­
nehmungen ausbilden. Ein weiteres Ziel war die Zusammenarbeit m it den ändern 
Institutionen des tertiären Bildungsbereichs. Das betraf besonders die Ingenieur­
schule in Sitten (ISW), die Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschulen in Visp 
(HW V) und St-Maurice (ESCEA) und die Schweizerische Tourismus Fachschule 
in Siders (STF). Zudem gehörte es zur Aufgabe, den hohen Wissensstand des spe­
zialisierten Fachpersonals unseren Industrien und Unternehm ungen m it Kursen 
und Fortbildungsmöglichkeiten anzubieten.
Zwischen Fähigkeitszeugnis und Technikum
Das Ausbildungsniveau dieser Technikerschule für Informatik und Betriebs­
führung stand zwischen dem eines eidgenössischen Fähigkeitszeugnisses und dem 
des Technikers HTL. Beim Vollzeitstudium schrieb die Schule ein Praktikum von 
16 Wochen vor, das die Studenten mit der Betriebspraxis vertraut machte und die 
Ausbildung vertiefte. Der Lehrplan vermittelte neben allgemeinen Fächern, wie 
Mathematik, Betriebswirtschaft, Buchhaltung, Recht und Sprachen auch Infor­
matik, unterteilt in allgemeine Informatik, Betriebssystem, Programm, Bürotechnik, 
Analyse und Programmierung, Datenübertragung, Programmsicherung, Entwick­
lung von Betriebsprojekten.
69 E c o l e  D 'I n g é n i e u r s  E T S  du  Valais, Propositions de la région socio-économ ique de Sierre, Sierre 1987, S. 1-11; 
K a n t o n a l e  T e c h n ik e r s c h u l e  für Infornatile Siders, ED , Sitten 1988.
Die Schule setzte sich zum Ziel, vorerst jährlich 15-20 Informatik-Techniker aus­
zubilden. Sie sollten eine vertiefte Ausbildung in Informatik und Geschäftsführung 
erhalten, um später den Leiter eines Unternehmens zu unterstützen oder nach 
einigen Jahren Erfahrung als leitende Angestellte in einem kleineren oder mittleren 
Unternehmen tätig zu sein. Die Bedürfnisse dieser Unternehmen waren ausschlagge­
bend, weil sie eine massgebende Zahl des Arbeitgeberpotentials in unserem Kanton 
ausmachen. Eine besondere Bedeutung widmete die Schule der beruflichen Fort- 
und Weiterbildung für Büroanwendung, Betriebsinformatik und Industrieinfor­
matik. Dazu kamen Umschulungskurse für Leute im kaufmännischen Bereich und 
für Arbeitslose. In Zusammenarbeit mit der Wirtschaft stellte die Schule ein Gleich­
gewicht zwischen Ausbildung und Praxis her und konnte so die Informatikaus­
bildung für Unternehmungen übernehmen und ihre Aufträge ausführen.
Die Diskussionen im Grossen Rat
Nachdem das Walliser Parlament am 26.6.1987 das Dekret zur Schaffung einer 
Ingenieurschule in Sitten und am 29.1.1988 die Dekrete zur Eröffnung der HW V in 
Visp und der ESCEA in St-Maurice angenommen hatte, behandelte es im März 
1988 den Dekretsentwurf für die Schaffung einer kantonalen Technikerschule für 
Informatik (TS) in Siders. Die Eintretensdebatte ging von der Feststellung aus, dass 
mit dieser Schule die Projekte für die höhere Berufsbildung im Kanton abgeschlossen 
sein sollten: 1975 und 1989, Sozialpädagogisches Ausbildungszentrum in Sitten, 
1982/83 Schweizerische Tourismusfachschule in Siders, 1988 HW V und ESCEA in 
Visp und St-Maurice und ISW in Sitten70.
Der Grosse Rat anerkannte die Notwendigkeit dieser Informatikschule. Es gab 
trotzdem ernsthafte Fragen. So wollte ein Abgeordneter wissen, ob die Frage der 
juristischen Form und die Koordination mit den bestehenden Schulen des Tertiär­
bereichs genügend geprüft worden seien und ob eine enge Zusammenarbeit oder 
sogar eine Zusammenlegung mit der Ingenieurschule nicht ernsthaft zu überlegen 
wären. Auch gab es Vertreter, die nicht schon wieder eine neue kantonale Schule ins 
Leben rufen wollten, sondern eine Privatschule in Form einer Stiftung befürwor­
teten. M it Recht forderten die Abgeordneten wieder eine zweisprachige Schule, die 
im Oberwallis hätte entstehen sollen. Sie bemängelten, dass die neuen Schulen des 
Tertiärbereichs in den Regierungsrichtlinien und im Finanzplan in diesem Ausmass 
nicht vorgesehen waren und befürchteten eine Verschuldung des Staates. Das Parla­
ment forderte zudem die Durchführung dezentralisierter Kurse im Oberwallis. 
Andere meinten, die Annahme von Mandaten durch die Schule könnte private 
Unternehmen schädigen. Grosses Gewicht legten die Abgeordneten auf die Koordi­
nation innerhalb der Tertiärschulen. Den Titel ergänzten sie in «Technikerschule für 
Informatik», und der erworbene Titel würde lauten: Techniker TS in Wirtschafts-
70 G  RR Verlängerte Novembersession 1987, M ärz 1988. S. 119-141, 422-455.
Informatik71. Siders beteiligte sich mit 20% an den Bau- und Einrichtungskosten 
und mit 20% an den Betriebskosten (Art. 19). Der Staat übernahm für Fr. 500’000.- 
Geräte, Maschinen und Mobiliar und war für den Betrieb verantwortlich. In der 
Botschaft schätzte das Departement die jährlichen Betriebskosten auf Fr. SOO’OOO.-72.
In der Öffentlichkeit und in der Presse gab die Informatikschule kaum Anlass zu 
Widerspruch. So konnte sie bereits im November 1988 von Staatsrat Bernard Comby 
und BIGA-Direktor Klaus Hug eröffnet werden, und am 1.12.1988 ging sie offiziell 
in die Verantwortung des Staates über73. Das frühere Schulgeld von Fr. 6’000.- pro 
Jahr und Student fiel jetzt für Walliser Studierende dahin74.
Die Entiuicklung der Schule
Die Technikerschule konnte sich von Anfang an mit modernem, ja ultramoder­
nem Material ausrüsten und ersetzte laufend ältere Apparate. Direktor Marc-André 
Berclaz umgab sich mit jungen, kompetenten und dynamischen Mitarbeitern. Die 
Zahl der Dozenten stieg schnell auf 12 Personen, die 2 bis 26 Wochenstunden 
unterrichteten und eng mit der Privatwirtschaft in Kontakt waren. Neben der Voll­
zeitausbildung von fünf Semestern und der berufsbegleitenden Ausbildung von acht 
Semestern häuften sich Einführungskurse, Fortbildungskurse im Aufträge Dritter 
und viele Sonderkurse.
Der erfolgreiche Abschluss der Informatikausbildung führte zum Diplom als 
Techniker in Wirtschaftsinformatik. Mit einem zusätzlichen Schuljahr nach einer 
praktischen Tätigkeit konnte die Schule das höhere Diplom in Wirtschaftsinfor­
matik vermitteln75. So begann im Sommer 1989 eine Ausbildung zum Erreichen des 
kantonalen Zeugnisses «Utilisateur qualifié en DAO». Auf deutsch gab es diese Kurse 
und die Diplome unter der Bezeichnung «Computer aider designed» (CAD), 
Com puter unterstütztes Zeichnen. Sie konnten in weiterführenden Kursen ergänzt 
werden. 1991 gründeten die Initianten das Institut de recherche en informatique 
(ICARE). In diesem Jahr mietete sich die Schule auch im Zentrum  des Techno-Pôle 
ein, vor allem für die Ausbildung in MultiMedia. Eine Zeitlang wünschten die 
Promotoren, die Schule ganz ins Techno-Pôle aufzunehmen.
Die Anerkennung durch das BIGA
Weitere neue Kurse folgten. Als besondere Marksteine sind zwei Daten zu mer­
ken: Am 17.8.1992 veröffentlichte das BIGA die massgebende Verordnung über 
Mindestvorschriften für die Anerkennung von Höheren Fachschulen für W irt-
71 DEKRET vom  25.3.1988 betreffend die Schaffung einer kantonalen Technikerschule für Inform atik, T S, in Siders, 
SG 82, 1988, S. 33.
72 G RR Verlängerte Novembersession 1987, M ärz 1988, S. 123.
72 W B, 26.11 .1988, S. 9.
74 GRP, Verlängerte Novembersession 1987, M ärz 1988, S. 119-123.
75 U n t e r n e h m u n g e n  u n d  M e n s c h e n , S . 8 9 .
Schaftsinformatik; auf dieser Grundlage konnte der Bund die Technikerschule für 
Informatik in Siders am 22.3.1993 offiziell anerkennen. Zu erwähnen sind während 
dieser Zeit auch die Versuche, deutschsprachige Kurse zu eröffnen, wie es im Grossen 
Rat bei der Behandlung des Dekrets versprochen worden war. Im Frühjahr 1989 
eröffnete das Departement in Visp berufsbegleitend einen solchen Lehrgang und im 
Sommer zudem in Siders einen Vollzeitkurs auf deutsch. Danach sollten:
• im 1. Jahr 12 Stunden in Visp unterrichtet werden,
• im 2. Jahr 8 in Visp und 4 in Siders,
• im 3. Jahr 4 in Visp und 8 in Siders und
• im 4. Jahr alle 12 Stunden in Siders.
Für den berufsbegleitenden Kurs meldeten sich 19 Personen an76.
Visp und. Siders
Bei Schulbeginn im September 1989 in Visp machten sich jedoch ernsthafte 
Mängel bemerkbar. Es fehlte an qualifizierten deutschsprachigen Professoren; eine 
gründliche Selektion der Schüler hatte nicht stattgefunden und die Lehrmittel Hes­
sen zu wünschen übrig77. Auch kulturelle und strukturelle Schwierigkeiten erschie­
nen. Siders richtete die Programme nach der Westschweiz aus; sie taugten in Visp 
nicht. Der Direktor der Informatikschule gestand damals, dass das vom Depar­
tement aufgedrängte Konzept in dieser Form nicht realisierbar sei. Die «Schnell­
schusspolitik» des Departements bekam einen kräftigen Dämpfer. Erst als sich 
Werner Maier als Verantwortlicher um die deutschsprachigen Studenten in Visp 
und Siders kümmerte, bekam auch diese Ausbildung Struktur und Profil. Die 
Absolventen beider Klassen (berufsbegleitend und Vollzeit) wurden 1993 promo­
viert78. Natürlich stellte sich erneut die berechtigte Frage, warum die Ausbildung für 
Deutschsprachige nicht ganz in Visp an der HW V  stattfinden könnte. Es scheint, 
dass die Infrastruktur in Visp und wohl auch der Wille des Staates dazu fehlten79. 
Der Versuch blieb eine Episode.
Flexible Anpassungen
Die Schule in Siders entwickelte sich erfreulich. Sie bot immer neue, der Zeit und 
den Bedürfnissen der Wirtschaft und Industrie angepasste Kurse an80. 1994 unterbrei­
tete und erhielt sie ein Projekt CERS (Centre d’étude de recherches scientifiques) und 
am 1.1.1995 wurde sie in das Institut fur höhere Berufsbildung (IHB) eingebunden. 
ICUBE löste sich auf und der offizielle Name der Schule hiess von nun an Höhere 
Fachschule fiir Wirtschaftsinformatik (HFW) oder Ecole supérieure d’informatique de
76 D e p a r t e m e n t s b e s c h l u s s  v o m  8 .2 .1 9 8 9 ;  W B, 2 8 .2 .1 9 8 9 ,  S .7 .
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78 W B, 2 7 .8 .1 9 9 1 ,  S. 7 ;  2 7 .5 .1 9 9 3 ,  S. 7 .
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Sierre (ESIS)81. 1996 verstärkte die Informatikschule ihre Zusammenarbeit mit 
ICARE. Im Sommer 1999 erhielt die Schule die Anerkennung im Qualitätsmana­
gement nach Norm ISO 9001. Prekär blieben aber die Platzverhältnisse. Bereits im 
Februar 1993 hatte darum das Departement einen Architektenwettbewerb zum Bau 
eines neuen Schulgebäudes ausgeschrieben, das die Tourismusfachschule und die Infor­
matikschule im gleichen Gebäude vereinigen sollte. Der Bau blieb wegen Finanz­
knappheit der öffentlichen Idand vorerst auf dem Papier. Im Sommer 2000 begannen 
dann die Arbeiten am Neubau82. Den Kredit von Fr. 38’980’000.- sprach der Grosse 
Rat am 17.11.199983. Das neue Gebäude wurde im Mai 2003 eingeweiht.
Die Staatsrechnung verzeichnete für 1995 Fr. 3’947’840 an Ausgaben und einen 
Aufwandüberschuss von Fr. 1’764’322.-, 1998 von Fr. 2’192’329.-
Die Ingenieurschule Wallis (ISV) in Sitten (1988)
Ecole d’ingenieurs du Valais (EIV)
Das Wallis kann für sich nicht beanspruchen, die mathematisch-naturwissen­
schaftliche Ausbildung der Jugend besonders früh gefördert zu haben. Zu stark waren 
die Gymnasien mit ihren klassischen Bildungsidealen bei den Behörden und im Volk 
verankert. Ein erster Versuch zur Gründung eines Technikums scheiterte bereits zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts. 1904 wandte sich der Industrie- und Gewerbeverband 
und der Idandelsverein Sitten in einer Petition an den Grossen Rat. Sie forderten die 
Schaffung des Collège industriel supérieur, das alle Aufgaben erfüllen sollte, die heute 
einer Ingenieurschule übertragen werden. «Es ist der kürzeste und natürlichste Weg 
zum Bauwesen, zur Elektrizität, zum Agrar- und Ingenieurwesen, zur Waldwirtschaft, 
zur Chemie; für die Architekten, Unternehmer, Geometer, Zimmerleute, Bauführer, 
Angestellten der grossen Verwaltungen. Das ist der Weg fur Bankier, Verwalter etc.» 
Die Petition erwähnte auch eine Bundessubvention von 35-50%. Man stellt fest, dass 
alle Abteilungen der heutigen Hochschule Wallis bereits genannt sind84. Leider erfüll­
ten sich die gutgemeinten Vorschläge nicht. Die Lage änderte sich erst Jahrzehnte spä­
ter nach dem Zweiten Weltkrieg. In den fünfziger Jahren insistierten immer mehr 
Bürger mit Vorschlägen für eine bessere Ausbildung. Der erste wichtige Vorstoss für 
ein Technikum stammte in diesen Jahren von Grossrat Joseph Giovanola (1887-1967) 
aus Monthey. Er hatte von seinem Vater ein kleines Schlosserei- und Schmiedeatelier 
geerbt und entwickelte es zu einer Fabrik für Metallkonstruktionen und Apparatebau. 
In der Blütezeit konnte er 800 Personen beschäftigen, von denen er viele aus anderen 
Kantonen anwerben musste. Als Grossrat 1957-1961 forderte er darum mehrere 
Male die Schaffung eines Technikums im Wallis. Der Erfolg blieb aus. Es scheint, dass 
sich Giovanola aus Enttäuschung nicht mehr zur Wiederwahl stellte85.
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Die Regierung vergass das Anliegen nicht. Sie suchte Kontakte zum BIGA und zu 
Technikumschulen wie Freiburg, Luzern und Genf, allerdings vorerst nur, um der 
Walliser Jugend den Zugang zu diesen Bildungsstätten zu erleichtern. Das Gesetz 
von 1962 schuf dann die rechtliche Grundlage für den Bau und Betrieb eines Tech­
nikums. Der Staatsrat beauftragte 1962 zudem eine Kommission unter Leitung des 
Kantonsarchitekten, den Nutzen und die Möglichkeiten eines Walliser Technikums 
zu untersuchen86. Die Arbeitsgruppe nahm den Auftrag ernst. Ihr gehörten Persön­
lichkeiten aus Wirtschaft und Industrie an, wie Joseph Giovanola, die Direktoren der 
Walliser Kantonalbank und der Alusuisse, die Vertreter der S.I.A., der Unternehmer 
u.a.m. Alle wichtigen Vereinigungen konnten in grossangelegten Umfragen ihre 
Vorschläge unterbreiten. Auskünfte bei den damals bestehenden Technikumschulen 
ergänzten das Dossier. Auch die Unterlagen des in Planung stehenden Technikums 
von Rapperswil standen zur Verfügung. Die Kommission prüfte u.a. die Möglichkeit 
eines Abendtechnikums für das Oberwallis in Zusammenarbeit mit Luzern und für 
das Unterwallis mit dem Kanton Waadt.
Erste Vorschläge
Der Bericht der Arbeitsgruppe erschien am 5.2.1965; sie schlug vor, im Wallis 
ein Technikum für die ersten zwei Semester zu errichten und für die folgenden 
Semester mit ändern Kantonen Verträge abzuschliessen. Die Kommission war der 
Ansicht, dass ein vollausgebautes Technikum in den beiden Sprachregionen unrea­
listisch sei. Als vordringlich schätzte sie die Ausbildung in Hoch- und Tiefbau, Elek­
trizität und Mechanik. Nach dem Beispiel von Freiburg und Aarau sollten Schulen 
für Bauführer eröffnet werde (Chefs de chantier). Die Sorge der Kommission galt 
auch der Schaffung von Unterkunftsmöglichkeiten für die Schüler und der Er­
höhung von Stipendien für Technikumschüler. Schliesslich stellte sie fest, dass auf 
Grund einer Umfrage nur etwa 30 Kandidaten, verteilt auf drei Jahre, für den Besuch 
eines Technikums ausfindig zu machen waren. Schliesslich forderten die Mitglieder 
den Ausbau der Berufsschulen von Sitten, Brig und Martinach87.
Der Staatsrat nahm am 13.4.1965 vom Bericht Kenntnis und beauftragte das 
Departement, die Möglichkeiten eines partiellen Technikums zu prüfen. Er wagte es 
aber nicht, den Vorschlag in die Tat umzusetzen. Es fehlten nach seiner Ansicht die 
Mittel und die notwendige Vorbildung in den Berufsschulen. Mit diesem vorläufigen 
Entscheid der Regierung von 1965 war das Problem aber nicht gelöst. Für das Ober­
wallis prüfte eine Kommission 1967 unter der Leitung des Departements die Schaf­
fung eines Abendtechnikums, und im gleichen Jahr bildete sich in Visp ein Initiativ­
komitee für ein Technikum88.
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Fünf Jahre später, am 3. und 23.6.1970, beauftragte der Staatsrat eine neue 
Arbeitsgruppe mit dem Studium dieser Frage. Diesmal stand sie unter der Leitung 
des Technikers Roger Devanthéry. Sie lieferte ihre Vorschläge schon 1972 ab und 
schlug ein Technikum im Vollzeitstudium vor. Ihr Vorzug galt dabei dem Fioch- 
und Tiefbau.
Der Staatsrat nahm vom Bericht Kenntnis und beauftragte das Departement, 
mit dem Kanton Waadt Verbindung aufzunehmen und gemeinsame Lösungen zu 
prüfen.
Das Berufsbildungsamt übernahm diese Abklärungen und übergab der Regie­
rung 1975 seinen Bericht. Daraus ging hervor, dass vorläufig keine gemeinsame 
Lösung mit dem Kanton Waadt denkbar sei. Die Technikumschulen der West­
schweiz verfügten aber über genügend Studienplätze, auch für Walliser. In Yverdon 
würden auch für externe Schüler Unterkunftsmöglichkeiten angeboren. Im O ber­
wallis stellte sich nach 1974 die Frage wegen des Konkordates m it dem Technikum 
in Luzern auch nicht mehr. Aus all diesen Gründen beschloss der Staatsrat, die 
Eröffnung eines Technikums vorerst zu verschieben. Die Regierung begründete 
den Entscheid auch mit allzu hohen Kosten89.
Die Argumente der Regierung
Die zögernde Haltung des Staatsrates war zum grossen Teil verständlich, weil die 
anfallenden Kosten, das zu kleine Einzugsgebiet, die Zweisprachigkeit, die noch 
mangelnde Vorbereitung in den Berufsschulen, das fehlende Verständnis und Inte­
resse der Schüler an einer höheren Berufsbildung von so grossen Investitionen ab­
schreckten. Typisch für diese Jahre waren die Präferenzen für den Hoch- und Tief­
bau, als ob dieser Sektor sich unendlich weiter entwickeln könnte. Chemie erwähnte 
der Bericht von 1965 nicht, auch die Metallurgie stiess nicht auf grosses Interesse90. 
Im Staatsratsbeschluss vom 23.4.1975 hiess es, die Regierung verzichte vorläufig auf 
ein Technikum, man könne aber auf die Studie zurückkommen, wenn die Umstände 
es ermöglichten. Bemerkenswert ist auch die Haltung des Kantons Waadt, der zu 
dieser Zeit nicht an gemeinsame Lösungen dachte91.
Die Interventionen Zufferey und Zurschmitten
Den letzten und entscheidenden Anlauf machten in einer veränderten Umwelt 
zwei Grossräte im Jahre 1984. Am 27. März 1984 hinterlegte Georges Zufferey ein 
Postulat zur Schaffung eines Walliser Technikums für Informatik92. In einer Zeit
89 StAW, 4250-1987 /36 , 1 CS.
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der internationalen Verflechtung und Konkurrenz sei es nötig, dass alle industria­
lisierten Länder über die notwendige Spitzentechnologie verfügten, wenn sie am 
Fortschritt teilnehmen wollten. Ein Technikum für Informatik könnte dazu 
dienen, unser Volk auf diese neue Lage vorzubereiten. Eine zweisprachige Schule 
würde auch auf schweizerischer Ebene Dienste leisten und die notwendige Weiter­
und Fortbildung der Erwachsenen ermöglichen. Qualifiziertes Personal und Kader 
könnten die Gründung und Entwicklung neuer Industrien in unserm Lande be­
günstigen und Arbeitsplätze schaffen. Am folgenden Tag forderte Grossratssupple­
ant Klaus Zurschmitten in einem Postulat die Aus- und W eiterbildung in neueren 
Technologien. Er sah voraus, dass die M ikroelektronik auf unserm Arbeitsmarkt 
einen tiefgreifenden Strukturwandel hervorrufen werde. Als Schlüsseltechnologie 
werde sie den wirtschaftlichen Alltag prägen. Um einen technologischen Rück­
stand zu vermeiden und um permanente W eiterbildungsinstitute zu schaffen, lud 
der Interpellant den Staatsrat ein, einen Bericht über den Stand der Aus- und 
W eiterbildung in Informatik und M ikroelektronik ausarbeiten zu lassen. Eine 
Arbeitsgruppe sollte zudem abklären, wie ein technologischer Bildungsrückstand 
im Wallis aufgehalten werden könnte93.
Schul-Ordnungfiir die Knaben und Mädchen 
der Gemeindeschule von Brig, 1897
Art. 5:
Die Schüler sollen ihre volle Aufmerksamkeit dem Lehrpersonal oder bei mittel­
barem Unterricht ihren schriftlichen Arbeiten zuwenden. Beim Aufagen, Lesen und 
Singen sollen sie stehen; ihre Antworten sollen sie in gerader Haltung des Kopfes laut, 
lautrein, wohlbetont und möglichst in ganzen Sätzen geben. Beim Schreiben und 
Zeichnen sollen sie aufrecht sitzen, die Bmst nicht an den Tisch andriicken, noch den 
Körper stark vorwärts biegen.
Art. 17:
Niemals dürfen die Kinder fremdes Eigentum nehmen oder verderben. Das Quälen 
der Tiere, das Ausnehmen der Vogelnester, das Einfangen von Vögeln und das Be­
schädigen der Bäume und anderer Gewächse ist verboten, ebenso das Tabakrauchen 
und die Anschaffung von Pulver und Feuerwerkköiper, Stirichzündhölzchen und 
ändern leicht entzündlichen und gefährlichen Gegenständen.
Art. 18:
Fluchen, Schimpfen, Schlagen, Weifen, Nachspringen hinter Fuhrwerken, An­
hängen oder unbefugtes Aufiitzen a u f solche darf nicht Vorkommen. Nach dem 
Abendgebetläuten sollen sich Schulkinder nicht mehr zwecklos a u f den Strassen und 
öffentlichen Plätzen umhertreiben; ganz besonders sollen sie nicht den Masken nach­
laufen. (Unterschrieben von Ignaz Amherdt, Pfarrer und Schulinspektor, und Joseph 
Seiler, Präsident der Schulkommission).
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Der Staatsrat erkannte die Wichtigkeit dieser Interventionen. Da sie beide die 
gleichen Anliegen vertraten, beschloss er schon im Mai 1984, die Postulate gemein­
sam zu beantworten und dem Grossen Rate die Annahme zu empfehlen. Zudem 
sollten die Vorarbeiten für die Schaffung einer Technikerschule oder einer Höheren 
Technischen Lehranstalt beginnen; auch die Weiterbildung auf dem Gebiete der 
Informatik, der Elektronik und der Mikrotechnik müsse gefördert werden94. Im Juni 
1984 nahm der Grosse Rat beide Postulate an. Die Regierung beauftragte dann das 
Departement, einer Kommission weitere Vorarbeiten anzuvertrauen. Das geschah 
am 11.7.1984 und zwei Arbeitsgruppen konstituierten sich.
Eine erste Arbeitsgruppe klärte die allgemeinen Fragen einer solchen Schule ab. 
Ihr gehörten neben den Intervenienten die Dienstschefs des Departements, Vertreter 
der Industrie, der Berufs-, Wirtschafts- und Industrievereinigungen, der Lehrer­
organisationen und andere an. Eine zweite,«technische» Gruppe befasste sich mit den 
Bildungsmöglichkeiten im Bereich der Informatik und den neuen Technologien. Sie 
sollte konkrete Vorschläge zum Charakter der Schule machen, eventuell Varianten 
vorlegen.
Die Kommissionsarbeit
Beide Kommissionen nahmen mit Vertretern der Walliser Industrie, m it den 
Höheren Technischen Lehranstalten in der Westschweiz, vor allem mit Yverdon, Frei­
burg und Le Locle, mit der ETH Lausanne, mit dem BIGA und anderen Kreisen Ver­
bindung auf. Auch Statistiken zeigten neue Gesichtspunkte auf. So studierten an den 
eidgenössischen technischen Hochschulen von Zürich und Lausanne um diese Zeit 
356 Walliserinnen und Walliser, davon rund 100 Elektronik, Feinwerktechnik, Elek­
trizität und Informatik. Auch auf die Bedürfnisse der Walliser Wirtschaft wies man 
hin und auf die Möglichkeit, aufgrund des kantonalen Wirtschaftsförderungsgesetzes 
von 1984 den grösseren Unternehmen zu dienen und die rund 200 kleinen und m itt­
leren Unternehmen (KMU) mit technisch hochqualifiziertem Personal zu unterstüt­
zen95. Der Bericht wurde am 21.1.1986 abgegeben und schlug anstelle eines Tech­
nikums (TS) die Schaffung einer Höheren Technischen Lehranstalt (HTL) vor. Die 
Mitglieder argumentierten, dass eine Ingenieurschule HTL auf die berufliche Ausbil­
dung in unserm Kanton einen enormen Einfluss ausüben könnte. Die Kommission 
sah in diesem Stadium der Vorarbeiten drei Abteilungen einer H TL vor, nämlich 
Elektrotechnik, Maschinenbau, Chemie und Biotechnologie. Später könnten andere 
Abteilungen folgen. Eine interne Kommission der Administrativen Abteilung des Er­
ziehungsdepartements hatte in einem früheren 1. Bericht am 2.4.1985 eine HTL mit 
einer einzigen Abteilung Elektrotechnik/Informatik vorgeschlagen und am 5.12.1985 
hatte sie zwei Abteilungen befürwortet: Elektromechanik/Informatik und Chemie.
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Der Staatsrat seinerseits beschloss nach der Prüfung der vorliegenden Berichte am 
26.2.1986, im Wallis eine Ingenieurschule zu schaffen. Die Bereiche Elektrotechnik, 
Mechanik und Chemie sollten Vorrang haben. Im Beschluss vom 16.4.1986 erhielt 
eine weitere Kommission den Auftrag, Vorschläge zur Errichtung einer dezentra­
lisierten Ingenieurschule vorzulegen. Sie hatte die Unterlagen für die Botschaft und 
den Dekretsentwurf bereitzustellen. W ährend die Vertreter von Industrie, W irt­
schaft, Wirtschaftsregionen und Staatsverwaltung mit dieser Aufgabe beschäftigt 
waren, unterbreitete ein Grossrat am 25.6.1986 ein Postulat, in dem er die Schaffung 
einer H TL für Telematik forderte96.
Der zusätzliche Bericht der erwähnten Kommission sollte am 30.9.1986 abge­
liefert werden. Er liess etwas auf sich warten, denn die Arbeit war beträchtlich. In 
10-monatiger Arbeit bemühten sich fünf Subkommissionen um ein Konzept für die 
neue Schule. Im Bericht vom 13.2.1987 waren dann die wichtigsten Grundlagen 
vorhanden. Botschaft und Dekretsentwurf konnten auf dieser Grundlage verfasst 
werden. Alle Abgeordneten erhielten später mit der Botschaft und dem Dekrets­
entwurf zusätzlich auch diesen fiinfzigseitigen gedruckten Bericht97.
Botschaft und Dekret
Die Botschaft begründete vorerst eingehend, warum eine Ingenieurschule im 
Wallis notwendig sei. Sie stellte das Projekt in das staatliche Konzept zur Belebung 
von Wirtschaft und Industrie. Im kantonalen Wirtschaftsförderungsgesetz vom 
September 1984 waren einige Wege schon aufgezeichnet worden. Die Industrie 
brauchte immer mehr qualifizierte Arbeitskräfte, und die Kommission stellte fest, 
dass zwei Drittel solcher Kader heute nicht aus unserm Kanton stammten. Diese 
Arbeitskräfte seien auch zum Unterstützen und Wiederaktivieren unserer rund 
200 kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) wichtig. Ebenso notwendig waren 
Fort- und Weiterbildung98.
Die Walliser Ingenieurschule sollte den vom BIGA gewährten Gestaltungs­
freiraum in der Ausführung ausnützen und eigene Wege gehen dürfen, die Kontakte 
mit den H TL von Yverdon, Changins und ändern intensivieren und mit unsern Un­
ternehmungen Zusammenarbeiten. Die Walliser H TL war als zweisprachige Schule 
vorgesehen.
Ein moderner Lehrplan
Den Lehrplan gestaltete die Kommission nach den Empfehlungen des Europara­
tes, sie nahm aber zugleich Rücksicht auf die sozioökonomischen Rahmenbedingun-
96 G RP, Verlängerte Maisession, Juni 1986, S. 259-263.
97 BERICHT Ingenieurschule Wallis (ISW ), ED , Sitten 1987.
98 GRP, Verlängerte Maisession, Juni 1987, S. 177-186.
gen des Wallis. Neben den drei in der einheimischen Wirtschaft stark verankerten 
Zweigen wie Chemie, Mechanik und Elektrotechnik legte sie Gewicht auf eine 
Spezialisierung. Das waren der agrotechnisch-alimentäre Bereich und die Biotech­
nologie. Sie standen im Zusammenhang mit der ökonomischen Bedeutung des 
Weinbaus, des Obst- und Gemüsebaus, der Milchwirtschaft und der Viehzucht. Die 
Walliser Ingenieurschule sollte die erste höhere technische Lehranstalt der Schweiz 
sein, die diesen Bildungszweig anbot. Sie dachte an die vielen Einsatzmöglichkeiten 
in der Lebensmittelindustrie, die dank neuen Ansprüchen an Hygiene und Diätetik 
eine Art Revolution durchlebte".
Schliesslich sollte die Schule für alle Abteilungen einen gemeinsamen Unterricht 
in Betriebsführung von ca. 300 Stunden anbieten. In einer ersten Variante war dieser 
gemeinsame Unterricht in allen Jahrgängen fortlaufend vom ersten bis zum dritten 
Jahr eingebaut. Die zweite Form sah eine Zusatzausbildung in Betriebsführung als 
Nachdiplomstudium im vierten Jahr vor100. Die Schule suchte ihre Absolventen 
zuerst bei den Inhabern eines eidgenössischen Fähigkeitszeugnisses, die eine Aufnah­
meprüfung zu bestehen hatten. Ein Maturazeugnis befreite die Kandidaten von der 
Prüfung. An ihrer Stelle verlangte die Schule von ihnen vorerst ein mindestens 
einjähriges Praktikum. Zudem bot sie einen sechsmonatigen Einführungskurs an. Im 
Herbst 2001 begann in der Gewerbeschule in Sitten und Visp ein eigener Kurs für 
Inhaber/innen eines Maturazeugnisses, der sie in einem Jahr in beiden Landes­
sprachen in Theorie und Praxis auf den späteren Besuch der Schule vorbereitet.
Die Standortfrage
Recht viel Kopfzerbrechen bereitete den vorbereitenden Kommissionen und 
dem Staatsrat die Frage nach dem Standort der Ingenieurschule. Politische, finanziel­
le, infrastrukturelle und zeitliche Argumente waren zu berücksichtigen. Auch durfte 
man die Zweisprachigkeit nicht vergessen. Sechs Städte meldeten ihr Interesse an: 
Sitten, Siders, Martinach, Visp, St-Maurice und M onthey101. Schliesslich entschied 
sich die Regierung für einen einzigen zentralen Standort, wollte aber bestimmte 
Kurse und Praktika dezentralisieren. Um diese Standortwahl etwas schmackhafter zu 
machen, versprach sie den übrigen Städten andere dezentralisierte Schulen des 
Tertiärbereichs: Visp und St-Maurice eine HWV, Siders die Tourismusfachschule 
und die Technikerschule für Informatik.
Trotz dieser grossen Vorarbeiten und Anstrengungen wäre die Ingenieurschule 
wieder ein Projekt geblieben. Die finanzielle Belastung wäre zu gross geworden. Ein 
unerwarteter Entscheid brachte die Lösung: die Schliessung des Lehrerseminars in 
Sitten. Die Wiederverwendung des 1987 frei gewordenen Lehrerseminars in Sitten 
ermöglichte wesentliche Einsparungen und öffnete 1988 den Weg für die Ingenieur­
schule.
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Die Arbeiten des Departements waren schwierig. Die grosszügig eingesetzten 
Zahlen mussten gelegentlich nach oben korrigiert werden. Besonders die Lasten des 
Staates und die Beiträge der Stadt Sitten bewirkten später erhitzte Gemüter und 
Spannungen.
Die Botschaft stellte zwei Varianten vor. Die kostengünstigere erste Lösung 
bestand in der Renovation des Lehrerseminars. Sie schätzte Umbauarbeiten für 
Fr. 5’500’000.-; einen Neubau für Labors im Betrage von Fr. 9’000’000.- und 
Fr. 20’000’000.- für Einrichtungen. Das ergab Ausgaben von Fr. 34’500’000.-, wo­
bei sie den Gebäudewert für den 1962 entstandenen Normalschulbau des Kantons 
nicht berechnete. Der Bund subventionierte die bestehenden Gebäude ebenfalls, die 
Gemeinde Sitten musste 20% an die Investitionskosten (inkl. Boden) beitragen, und 
ein vom Bund zeitlich beschränktes Förderprogramm trug Fr. 2’000’000.- bei. Der 
Staat kam nach diesen Vorschlägen sehr günstig in den Besitz einer FFTL:
Gesamtausgaben Fr. 34’500’000.-
Beiträge Bund Fr. 21’945’000.-
Beiträge Gemeinde Fr. 7’400’000.-
Beitrag Staat Fr. 4’855’000 .-102
Die zweite Variante schätzte die Kosten eines Neubaus auf Fr. 27’000’000.-, die 
Totalausgaben auf Fr. 47’000’000.-. Der Bund hätte hier Fr. 19’390’000.- entrichtet, 
(die Fr. 2’000’000.- für ein zeitlich begrenztes Impulsprogramm wären weggefallen), 
Sitten hätte Fr. 5’400’000.- beitragen und zusätzlich das Grundstück zur Verfügung 
stellen müssen. Dem Staat wären Fr. 22’210’000.- verblieben.
Die Botschaft enthielt auch Prognosen über die Betriebskosten. Sie schätzte auf­
grund einer Analyse die jährlichen Ausgaben pro Schüler auf Fr. 30’000.- (Kosten für 
Personal, Schulbetrieb, Einrichtungen). Das hätte bei Studentenzahlen von 80, 160, 
240 Schülern für 1988/89, 1989/90, 1990/91 jeweils Fr. 2’400’000.-, 4’800’000.-, 
7 ’200’000.- ergeben. An diese Kosten würde der Bund 47% und die Gemeinde 20% 
für die Besoldung des Lehrpersonais und die Erneuerung der Einrichtungen beitra­
gen. Diese Zahlen entsprachen allerdings nicht jenen vom März 1987. Die Kosten 
waren inzwischen gestiegen103.
Im Grossen Rat
Die Verhandlungen im Parlament fanden im Juni 1987 statt. Die vorberatende 
Kommission legte einen neuen Dekretstext vor. Die Presse veröffentlichte vorgängig 
die Ansichten der besonders interessierten Städte. So hatte der Generalrat der Stadt 
Sitten bereits sein Einverständnis für die Lösung «frühere Normalschule» gegeben. 
Über die Bedeutung und Notwendigkeit einer Ingenieurschule im Wallis diskutierte
102 GRP, Verlängerte Maisession, Juni 1987, S. 185.
•w GRP, I.e., S. 185f.; Bericht ISW, S. 28-30.
der Rat kaum mehr. Alle Parteien beschlossen Eintreten. Besondere Auskunft ver­
langten die Abgeordneten über die Zweisprachigkeit, wobei die Vertreter des 
deutschsprachigen Teils eine tatsächliche und nicht nur theoretische Gleichberech­
tigung verlangten. Der Standort Sitten hatte aus praktischen und finanziellen Grün­
den Vorrang, obwohl St-Maurice, Siders und Monthey bedauerten, dass man sie 
nicht berücksichtigt hatte.
Die Grossräte betonten erneut, dass die Ingenieurschule zwei Zielen dienen 
müsse: Sie sollte eine zusätzliche Ausbildungsstätte für unsere 7’000 unter Vertrag 
stehenden Lehrlinge sein und eng mit unserer Wirtschaft und Industrie Zusammen­
arbeiten. Im neuen Ausbildungsweg Lebensmittelchemie und mit der Ausbildung in 
Betriebswirtschaft (gestion industrielle) müsse sie zukunftsweisend sein, ebenso als 
zweisprachige Schule. Prägen warf auch die finanzielle Beteiligung der Standort­
gemeinde Sitten auf. Man zweifelte, ob der Staat 20% für Terrain, Investitionen und 
Betrieb fordern könne, da nach dem Berufsbildungsgesetz (Art. 56) von 1984 bisher 
nur 10% verlangt wurden. Sitten schätzte seinen jährlichen Beitrag ohne die Investi­
tionen bei 250-300 Schülern auf eine Million Franken.
Da bereits im Schuljahr 1988/89 die ersten Klassen eröffnet werden sollten, 
nahm das Parlament am 24.6.1987 das Dekret an und gewährte die Dringlichkeit. 
Zwei Tage später verabschiedete es das Dekret einstimmig104.
Die Aufrahme der Lehrtätigkeit
Die konkrete Verwirklichung des Projektes Ingenieurschule Wallis begann im 
Frühjahr 1988 mit der Anstellung des Direktors Eric Fumeaux und von vier Ab­
teilungsleitern. Sie bauten die verlangten Abteilungen auf, wobei die Abteilung 
Lebensmittel- und Biotechnologie auf Schweizer Ebene eine Neuheit darstellte und 
dementsprechend einen grösseren Einsatz verlangte. Besondere Aufmerksamkeit 
erforderten die Gebäude, die eine Investition von 24 Millionen verschlangen. Die 
Auswahl, Anschaffung und Inbetriebnahme der komplexen technischen Ausrüstung 
kosteten weitere 25 Mio. Franken. Besondere Sorgfalt war der Anstellung von mehr 
als 90 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu schenken, ln der Aufbauphase 
(1988-1991) investierte die Schule 49 Millionen (24 Mio. für die Basisinfrastruktur, 
25 Mio. für technische Ausrüstungen). Davon zahlte der Bund 54%, der Kanton 
26% und die Gemeinde Sitten 20% 105.
Die Schule begann am 7.11.1988 mit dem Unterricht; am 11.11.1988 fand 
die offizielle Eröffnung statt, an der Persönlichkeiten aus Politik, W irtschaft, 
Industrie sowie akademische und kirchliche Kreise teilnahmen. Alle stellten mit 
G enugtuung fest, dass diese Schule einen entscheidenden Schritt in der W eiter­
entwicklung unserer Bildungspolitik sei, die Ausbildungsmöglichkeiten der 
Jugend verbessere und einen bedeutenden Beitrag zur W irtschaftsförderung lie­
fere. Im Jahre 1988 nahm die Schule 80 Kandidatinnen und Kandidaten auf. In
104 G  RP. Verlängerte Maisession, Juni 1987, S. 467f.; SG 81, 1987, S. 55.
"» 1WS W allis, Aktivitäten 1988-1991, Sitten 1991, S. 56.
den folgenden Jahren stieg diese Zahl der neu aufgenommenen Schüler auf 98 
(1989), 97 (1990), 98 (1991). Seit 1988 organisierte die ISW 6-monatige Vor­
bereitungskurse106.
Das Ausbildungskonzept
Das Ausbildungskonzept sah ein einjähriges abteilungsübergreifendes Grundstu­
dium vor, wo sich die Schüler an die neue wissenschaftliche Umgebung gewöhnen 
sollten. Die Kurse des zweiten und dritten Jahres vermittelten das technische Wissen. 
Die Schule wollte sich durch drei Besonderheiten auszeichnen:
• den abteilungsübergreifenden Unterricht im ersten Jahr in der Form eines «Ge­
meinsamen Grundstudiums»;
• durch das Erlernen von zwei Fremdsprachen;
• die Sensibilisierung für Unternehmensführung.
Eine Bedeutung erhielten auch die Diplomarbeiten, die in engem Kontakt mit 
der industriellen Wirklichkeit entstanden. Das Ausbildungsprogramm in Unter­
nehmensführung mit rund 300 Stunden wollte Ingenieure ausbilden, die das Binde­
glied zwischen den Betriebsingenieuren und den übrigen Beteiligten des W irt­
schaftsprozesses darstellten. Was die Sprachen betraf, sollte die Zweisprachigkeit im 
Kanton und Englisch in Europa besondere Bedeutung erhalten. Die Studienpläne 
Hessen die Möglichkeit für Optionen offen. So konnte der Schüler im dritten Jahr 
der Abteilung Elektrotechnik zwischen Energie und industrieller Elektronik einer­
seits und Telekommunikation und technischer Informatik andererseits wählen.
Im Mai 1990 präsentierte sich die Schule mit 5 Professoren und Mitgliedern 
des Direktionsrates, 23 vollamtlichen Professoren, 15 Lehrbeauftragten und Gast­
dozenten, 7 Ingenieuren, die für die Labors und Werkstätten verantwortlich waren, 
15 Personen in administrativen und technischen Bereichen107. Am 21. 12.1991 
schloss Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz in einer offiziellen Schlussfeier diese 
Aufbauphase: 53 Ingenieure und 2 Ingenieurinnen konnten ihr Diplom in Em p­
fang nehmen.
Die Betriebskosten
Die Betriebskosten für das Jahr 1991 beliefen sich laut Angaben im Jahresbericht 
1988-1991 auf Fr. 11.7 Millionen.
Für: Personal 9.7 Mio. (83%)
Unterrichtsmaterial 0.8 Mio. ( 7%)
Betrieb 0.5 Mio. ( 4%)
Anschaffung 0.7 Mio. ( 6%)
106 W B, 22 .6.1988, S. 13; WVF, 7 .10 .1988, S. 12; V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1988, S. 139f.
107 ISW, A uf in die Z ukunft, Sitten, 1990, S. 16.
Diese Kosten trug zu 71% der Kanton, zu 16% der Bund, 12% musste die Stadt 
Sitten übernehmen und 1% bezahlten die Studenten. Die Finanzierung der Schule 
verlangte von der Stadt Sitten grosse Opfer. Sie behauptete, die früher angegebenen 
Zahlen der administrativen Abteilung des Departements seien tiefer gewesen. 
Schliesslich trug Sitten bis zum 26.6.1995 für Investitionen Fr. 9’667’000.- und an 
Betriebskosten Fr. 7’263’501.- bei. Staatsrat Comby seinerseits musste vom Grossen 
Rat im Frühjahr 1989 einen Zusatzkredit von Fr. 8’500’000.- verlangen und sich in 
der Märzsession 1990 deswegen Kritik anhören108. Neben schwer kalkulierbaren 
Posten standen auch solche, die vermutlich grosszügig nach dem M otto angepasst 
wurden: «Wenn die Schule einmal steht, wird jemand die Kosten begleichen!»
Im Jahre 1992 passte die Schule das Studienreglement neuen Erkenntnissen an 
und änderte die Studienpläne in einigen Punkten. In Erinnerung blieb aber auch das 
grosse Unwetter, das am 21. Juli die Sionne über die Ufer treten liess und an der 
Ingenieurschule Schäden von rund 2.5 Millionen Franken verursachte109.
Am 25.6.2001 bewilligte der Grosse Rat den Ausbau des Gebäudes F der 
Fachhochschule Wallis in Sitten und den Erwerb des Grundstückes «Mayoraz» für 
Fr. 5.6 Millionen, wovon der Bund Fr. 2’746’667.- bezahlte110.
Die Staatrechnung verbuchte für 1995 einen Totalaufwand von Fr. 14’390’699.- 
und einen Aufwandtiberschuss von Fr. 8’643’734.-; 1998 betrugen die Ausgaben 
Fr. 8’202’811.-.
Die Ingenieurschule Wallis scheute keine Mühe, die neue Schule als zweispra­
chige Institution zu führen. Die Absicht war lobenswert. Alle Unterlagen sollten in 
beiden Landessprachen zur Verfügung stehen. Die Wirklichkeit entsprach in den 
ersten Zeiten nicht immer den angestrebten Zielen. Eine Befragung von Schülern 
zeigte 1994 begreiflicher Weise noch manche Mängel. In den ersten Jahren ergaben 
sich auch Schwierigkeiten bei den Aufnahmeprüfungen. Eine gewisse Spannung ent­
stand zwischen Schülerinnen und Schülern, die am ZTL studierten und nicht die 
ISW besuchen wollten. Als Gründe sahen sie die hohe Qualität des Unterrichts in 
Luzern und die gute Zusammenarbeit innerhalb des Lehrerkollegiums und der 
Schülerschaft an. Auch kritisierten sie die Überbelastung durch den zusätzlichen 
Sprachunterricht111.
Das Zentralschweizerische Technikum Luzern (ZTL)
Um die Zuneigung der Oberwalliser Bevölkerung zum ZTL zu verstehen, muss 
man die Entstehung der Schule kennen. In der Innerschweiz spürte man, wie in den 
meisten Kantonen, im Aufbruch nach dem Zweiten Weltkrieg das Fehlen von m itt­
108 GRP, Verlängerte Novembersession 1989, M ärz 1990, S. 326-369; Maisession 1990, S. 176-187; DEKRET über 
die G ew ährung eines Zusatzkredites für die Schaffung der Ingenieurschule H T L  des K antons Wallis, SG 84, 
1990, S. 53; NF, 10.2.1989, S. 1, 39: La facture gonfle. La partie cachée de l’iceberg; W B, 14.2.1989, S. 1, 7: 
Ingenieurschule: Loch im Budget; D im anche, 3 .12 .1995 u.a.m .
109 ISW  W a l l is , A ktivitäten 1 9 9 2 ,  Sitten 1 9 9 2 , S. 3 ,  3 1 .
1.0 SG 95, 2001, S. 106; E c o l ’I n f o  2000, S. 71-74.
1.1 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1 9 9 1 ,  S. 1 6 9 ; 1 9 9 2 ,  S. 1 5 4 .
leren Kadern, vor allem auf technischem Gebiet. Es überrascht darum nicht, dass der 
Kanton Luzern Ende der fünfziger Jahre die Initiative zur Schaffung eines zentral­
schweizerischen Technikums ergriff. Es wurde von Anfang an als Gemeinschaftswerk 
der Innerschweizer Kantone aufgebaut und fand 1957 vorerst Platz in den Räumen 
der früheren Schindler-Fabriken in Luzern. Da sich der Kanton allein nicht in der 
Lage fühlte, die Kosten einer solchen Schule zu übernehmen, suchte er für die 
Errichtung und den Unterhalt des Technikums die Partnerschaft der angrenzenden 
Kantone. Aus begreiflichen Gründen schielten die Oberwalliser Jugendlichen nun 
ebenfalls nach dieser neuen Ausbildungsmöglichkeit112.
Das Dekret von 1959
Die Öffentlichkeit und der Grosse Rat stellten die zunehmende Nachfrage an 
technischem Personal ebenfalls fest und schlossen mit dem Kanton Luzern ein Kon­
kordat über die Beteiligung des Kantons Wallis an den Betriebskosten des Techni­
kums. Im Dekret vom 12.11.1959 verpflichtete sich der Kanton zu einem jährlichen 
Beitrag an die Betriebskosten. Für die vereinbarten Fr. 15’000.- im Jahr erhielten 
die Walliser Technikumschüler die gleichen Aufnahmebedingungen wie jene des 
Kantons Luzern. Die Beteiligung von Fr. 15’000.- (von 1965 bis 1972 waren es 
Fr. 17’000.-) betrachtete der Grosse Rat als sehr günstig, um so mehr, als es schwierig 
war, um diese Zeit in den übrigen Technikumschulen der deutschen Schweiz freie 
Studienplätze zu finden113. Das Dekret wurde einstimmig gutgeheissen. In der Dis­
kussion im Grossen Rat hob man den guten Ruf dieses Technikums hervor und 
wünschte im gleichen Zusammenhang Auskunft über den Zugang zu vergleichbaren 
Schulen in der Westschweiz. Der Staatsrat konnte antworten, dass die Aufnahme in 
die französischsprachigen Schulen von Genf, Biel, Freiburg und andere Techniken 
keine Probleme verursache. Damals befanden sich 121 Walliser in Technikum­
schulen:114
Biel 16 Burgdorf 4
Freiburg 32 Genf 57
Luzern 8 Neuenburg 2
Zürich 2
Für die Aufnahme der Oberwalliser Schüler in Luzern stellte das Departement 
dreijährige Vorbereitungskurse in Aussicht. Sie begannen noch im gleichen Jahr. 
1965 lief die Dauer des Konkordates mit Luzern ab, und die guten Erfahrungen 
riefen nach einer Verlängerung. Der Walliser Grosse Rat stimmte dem neuen Kon­
kordat am 12.11.1965 zu und gestattete dem Staatsrat, den jährlichen Beitrag festzu­
legen115.
112 H ans R o g g e r , Das Zentralschweizerische Technikum  Luzern, in: ARCHIV, Jg. 1957, S. 40-52.
1,3 GRP, Novembersession 1959, S .117-133; SG 53, 1959, S. 278.
114 GRP, Novembersession 1 9 65 ,5 . 148.
115 GRP, Novembersession 1965, S. 140-150, 226; SG 59, 1965, S. 187.
Die Hochschule Wallis, Standort Sitten, 1988
Neue Beiträge
In der Folge unterbreitete die Erziehungsdirektion des Kantons Luzern dem 
Kanton Wallis neue Bedingungen und verlangte einen Betriebskostenbeitrag von 
Fr. 20 000.- jährlich. Der Walliser Staatsrat wollte aber etwas verhandeln und schlug 
einen jährlichen Beitrag von Fr. 17 000.- vor. Dieses Feilschen wirkte etwas befrem­
dend, denn sowohl in den Botschaften zu den Dekreten von 1959 und 1965 war sich 
die Regierung bewusst, dass die verlangten Beträge sehr günstig seien. Sie betrafen 
nur die Betriebskosten, und selbst dort hätten sich Fr. 25’000.- jährlich rechtfertigen 
lassen. Im übrigen war der Grosse Rat überrascht, dass von 1959 bis 1965 nur 
7 Oberwalliser in Luzern ein Diplom erhalten hatten. Er gab zum Teil der ungenü­
genden Vorbildung die Schuld. M it dem neuen Schulgesetz von 1962 sollten die 
Ausbildungsmöglichkeiten im Oberwallis in der Berufsbildung verbessert werden.
Der Bau des Technikums
Da der bisherige Standort des Technikums nur als Provisorium gedacht war, stell­
te sich für Luzern die Frage nach dem Bau einer neuen Schule und der damit ver­
bundenen Beteiligung der Konkordatskantone. Das geplante Technikum wurde in 
Horw vorgesehen und sollte statt 440 nun 600 Studenten aufnehmen können. Der 
Kanton Luzern informierte die Konkordatskantone 1972 in diesem Sinne und gab
Ingenieurschule Sitten. Arbeit in der Pilothalle Biotechnologie
für eine Beteiligung an die Bau- und die Betriebskosten seine Forderungen bekannt. 
Der Staatsrat des Kantons Wallis prüfte die neuen Bedingungen und liess durch das 
Erziehungsdepartement eine Erhebung über die Bedürfnisse an Studienplätzen 
durchführen. Die Regierung stellte fest, dass mittelfristig kein Bedürfnis an neuen 
Studienplätzen herrsche, dass aber auf längere Sicht für die Oberwalliser Studenten 
der Weg zum Technikum nur im Rahmen eines Konkordats gesichert sei. Das ZTL 
müsse ihnen weiterhin offen stehen; die Abteilungen Elektrotechnik, Maschinen­
technik, Eleizungs-, Lüftungs- und Klimatechnik, Architektur und Bauingenieur­
wesen seien unbedingt notwendig. Aufgrund der Kostenberechnung des Kantons 
Luzern belief sich die Bausumme auf Fr. 66’526’000.-. Den Konkordatskantonen 
Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Zug und Wallis blieb ein Kostenanteil von 
Fr. 4 ’425’000.-.
Das Wallis wird Miteigentümer des ZTL
Der Kanton Wallis hatte sich mit Fr. 474’000.- zu beteiligen (Art. 4 des Konkor­
dates vom 1.12.1972). Die Aufteilung erfolgte nach der Anzahl Studenten der letz­
ten fünf Jahre. Dazu kamen die jährlichen Betriebskosten, die auf der Basis der 
Kostenvoranschläge 1972 für das Wallis Fr. 18’000.- betragen sollten. Die Betriebs­
kostenbeiträge konnten nach dem Konkordatstext alle zwei Jahre dem Lebenskosten­
index und der Anzahl Schüler angepasst werden116. Im Jahre 1983 wurde der Berech­
nungsmodus für die Betriebskosten verfeinert. Der Prozentsatz der Beteiligung 
änderte sich weiterhin alle zwei Jahre.
Die grossrätliche Kommission, die den Konkordatstext und das Dekret betreffend 
den Beitritt des Kantons Wallis zum neuen interkantonalen Konkordat über die 
Aufnahme von Studenten am Zentralschweizerischen Technikum Luzern prüfte, 
kam zum Schluss, dass sie dieses Projekt unterstützen müsse, obwohl der Kanton
116 GRP, Novembersession 1973, S. 117-121.
Wallis bald ein eigenes Technikum errichten werde [!]. Weil dieses Technikum nicht 
alle Abteilungen führen könne, sei das ZTL eine Ergänzung. Im Grossen Rate gab 
das Dekret zu keinen wesentlichen Diskussionen Anlass. Das Volk nahm es am 
17.3.1974 mit 17’125 Ja gegen 1V646 Nein an117.
Deutschsprachige Walliser Studenten in den verschiedenen Fachschulen 1967/68 bis 
1971/72:
1967/68 1968/69 1969/70 1970/71 1971/72
Freiburg 3 2 1 - 3
Luzern 9 10 14 13 9
Windisch - - 1 1 1
Zu dieser Zeit befanden sich keine Walliser ir 
Muttenz, Buchs, Rapperswil118.
1 den Techniken von Winterthur, Biel, Burgdorf,
Die Kostenbeteiligung des Kantons für Walliser Absolventen des ZTL 1960-2001 
betrug:
Jahr Beträge Schülerzahl Jahr Beträge Schülerzahl
1960-1964 Fr. 15*000.- 2-3 1983-1984 Fr. 151.803. 28
1965-1972 Fr. 17*000.- 10 1985 Fr. 314.169. 33
1973-1974 Fr. 18*000.- 7-8 1990 Fr. 697’490. 30
1975-1976 Fr. 52*010.- 7 1995 Fr. 979*591. 30
1977-1978 Fr. 55*812.- 10 2000 Fr. 1*017*089. 36
1979-1980 Fr. 63*652.- 15 2001 Fr. 708*500. 37
1981-1982 Fr. 93*013.- 26
Staatsreclmwigen 1960-2001.
Von 1962-1980 besuchten im  D urchschn itt 8-9 W alliser das T echnikum , von 1981-2001 
waren es im D urchschn itt jährlich 32.6 , total 6 8 5 119.
Die Walliser Ingenieurschule und das ZTL
Mit der Eröffnung der zweisprachig geführten Ingenieurschule Wallis (ISV) im 
Jahre 1988 stellte sich natürlich die Frage, inwiefern die Beteiligung am ZTL noch 
notwendig sei, da auch in Sitten die deutschsprachigen Abteilungen in Elektrotech­
nik und Mechanik geführt wurden. Eine Erklärung drängte sich auf, als der Kanton 
Luzern im Jahre 1993 beschloss, im ZTL werterhaltende Investitionen für ungefähr
1,7 GRP, Novembersession 1973, S. 121-125, 259; SG 68, 1974, S. 2.
118 GRP, Novembersession 1973, S. 120.
119 GRP, Junisession 1999, Bd. 16, S. 455; DESK, Dienststelle für Berufsbildung.
3 Millionen Fr. zu tätigen. Da solche Investitionen im Konkordat von 1973 nicht 
vorgesehen waren und nicht über die Betriebskosten zu bewältigen waren, musste das 
Konkordat erneut geändert werden. Für den Kanton Wallis fielen dabei Fr. 192’000.- 
an (7.54% der Kosten). Als Miteigentümer des ZTL sprach sich der Grosse Rat 1995 
für diese zusätzliche Investition und damit für die weitere Zusammenarbeit mit dem 
ZTL aus120. Aus finanziellen Überlegungen und um die Bestände der deutsch­
sprachigen Abteilungen in der ISV zu erhöhen, sollten aber, wenn möglich, alle 
deutschsprechenden Walliser in Elektrotechnik und Maschinentechnik in Zukunft 
die Schule in Sitten besuchen121. Im erwähnten Gesetz erhielt der Staatsrat zudem die 
Befugnis, das erwähnte Konkordat zu kündigen. Studenten, die ihre Studien im ZTL 
begonnen hatten, durften sie dort abschliessen.
Die Fachhochschule Zentralschweiz (FHZ)
Als Folge des Fachhochschulgesetzes änderte sich auch die Einstellung des Wallis 
zum ZTL. Fünf Teilschulen der Innerschweiz schlossen sich zur Fachhochschule 
Zentralschweiz zusammen und das Wallis wurde seinerseits Teil der Westschweizer 
Fachhochschule (FIES-SO). Beide Fachhochschulen boten qualifizierte Aus- und 
Weiterbildung auf Hochschulstufe an. Zur neuen FH Z gehörten: das ZTL, die 
Hotelfachschule Zentralschweiz (HFS), die Musikhochschule Luzern (MHL), die 
Hochschule Technik und Architektur Luzern (HTA), die Höhere Schule für W irt­
schaft (HSW) und die Höhere Schule für Gestaltung (H SG )122.
Die Vorliebe fiir das ZTL
Die Oberwalliser Studentinnen und Studenten fühlten sich im ZTL seit jeher gut 
aufgehoben. Direktion, Kolleginnen und Kollegen schätzten sie. Am Anschlagbrett 
der Schule hatten sie Anrecht auf eine besondere Walliserecke und trafen sich regel­
mässig. Sie freuten sich an der hohen Qualität der Ausbildung und den guten An­
stellungsmöglichkeiten nach abgeschlossener Bildung. In der Oberwalliser Presse 
machten die Diplomandinnen und Diplomanden jedes Jahr in sympathischer Weise 
auf sich aufmerksam. In «alter Tradition» (seit 1978) pflegten sie die Heimreise nach 
abgeschlossener Diplomfeier über die Pässe ins Wallis zu Fuss anzutreten. Das 
Gepäck trugen Vierbeiner, die Begleiter/innen gingen zu Fuss und erhielten während 
der siebentägigen Reise spontanen Applaus von Zuschauern, Studienkollegen und 
Bekannten, die oft für Zwischenverpflegung und Überraschungen sorgten. Zum 
Übernachten dienten Hotels, Massenlager oder Stroh. Im Herbst 2000 nahm der 
Brauch ein Ende, weil die Diplomfeiern von jetzt an nicht mehr im September, son-
120 GESETZ vom 15.11.1995 zur Ä nderung u nd  Ergänzung des Dekretes vom 16.11.1973 über den B eitritt des Kan­
tons Wallis zum neuen interkantonalen Konkordat über die A ufnahm e von S tudenten am Zentralschweizeri­
schen Technikum  Luzern, SG 90, 1996, S. 53 und  496.
121 GRP, Novembersession 1995, S. 639-643.
122 M it t e il u n g s b l a t t  Luzern, 1 9 9 9 ,  Nr. 1.
dern erst im Dezember stattfanden123. 1994/95 studierten im ZTL 10 Schüler Elek­
trotechnik, 12 Mechanik, 4 Architektur und 4 Ingenieurwesen. Im gleichen Jahr 
zählte die Ingenieurschule Sitten 32 deutschsprachige Schüler in der Elektrotechnik 
und 14 in der Mechanik. Die Beteiligung des Wallis an den Betriebskosten in Luzern 
nahm vom Jahre 2001 an ab, weil das Wallis seit 1999 der Interkantonalen Fach- 
hochschulvereinbarung angehörte und als Mitglied den Bestimmungen des Fach­
hochschulgesetzes unterstand.
Die Berufsbildung ausserhalb des Kantons
Trotz aller Anstrengungen konnten nie alle Walliser Lehrlinge und Technikum­
schüler ihre Gewerbeschule oder ihr Technikum im Kanton oder im ZTL besuchen. 
Der Staat vereinbarte in solchen Fällen mit den jeweiligen Schulen oder Kantonen 
die Höhe des Schulgeldes und notierte jährlich in den Rechnungen die Beträge für 
diese Ausbildung ausserhalb des Kantons.
Den Staatsrechnungen entnehmen wir folgende Zahlen für Schulgelder (Lehrlinge 
und Technikumschüler ausserhalb des Kantons, ohne ZTL):
1970 Fr. 73798.- 1990 Fr. 1*706*283.-
1975 Fr. 243*421.- 1995 Fr. 1*976*102.-
1980 Fr. 644*090.- 2000 Fr. 2*471*894.-
1985 Fr. 1*098*941.- 2001 Fr. 2*908*171.-
Staatsrechnungen 1970-2001.
Walliser Schüler/innen in ausserkantonalen Berufsschulen, Techniken und Höheren
Fachschulen 1994/1995:
Ecole technique, Lausanne 5 ETS, Biel 13
Ecole d’ingenieurs, Lausanne 14 ETS, Lullier-Genf 3
ESCEA, Lausanne 3 ETS, Yverdon 36
ETS, Lugano 1 TS-SMT, Basel 1
ETS, Genf 1 HTL, Brugg-Windisch 3
ETS, Freiburg 45 IBB, Muttenz 8
Ecole technique HTL, Rapperswil 1
de la construction, Freiburg 15 ZTL, Luzern 30
ETS du Bois, Biel 5 Total 184
DEKS, Dienststelle für Berufibildung, Max Schmid.
123 W B, 5.10.1999, S. 13; W B, 16.12.2000, S. 24. In neuer Form lebte der Brauch im D ezem ber 2002 weiter (Re­
gional Zeitung Gom s, Jg. 8, Nr. 23, 27 .12.2002).
Das Institut fur Höhere Berufibildung (IHB), 1995
Im Jahre 1994 bereitete das Departement in Hinsicht auf das Bundesgesetz über 
die Fachhochschulen (FHSG) eine Reorganisation der Strukturen für die höheren 
kantonalen Fachhochschulen vor. Es wollte damit alle Kräfte der tertiären Schulen 
bündeln. Daraus entstand auf den 1.1.1995 das Institut für höhere Berufsbildung 
(IHB), auf französisch: Etablissement d’enseignement professionnel supérieur 
(EEPS).
Das IHB umfasste von jetzt an neben der Ingenieurschule in Sitten die ESCEA 
von St-Maurice, die HW V Oberwallis in Visp, die Schweizerische Tourismus­
fachhochschule STF Siders und die Informatikschule Siders (TS). Damit profitierte 
auch die Ingenieurschule vom Wissen und der Erfahrung der H W V  von Visp. Dort 
hatten schon im Jahre 1994 die Nachdiplomkurse begonnen, die grossen Anklang 
fanden und 1996 zum ersten Mal mit dem Diplom als «Quality Manager» belohnt 
wurden124.
Die Fachhochschule Westschweiz (HES-SO)
Am 24.4.1995 entschieden sich die Departementsvorsteher der Kantone Waadt, 
Genf, Freiburg, Neuenburg, Jura und Wallis für eine gemeinsame Fachhochschule 
Westschweiz (Haute école spécialisée de la Suisse occidentale (HES-SO). Die Lösung 
entsprach der Notwendigkeit, den eidgenössischen Vorschriften des Fachhoch­
schulgesetzes (FHSG) vom 6.10.1995 und der Verordnung (VFHS) vom 11.9.1996 
gerecht zu werden. Diese Fachhochschulen beabsichtigten, die seit Jahren diskutierte 
Entwicklung in den Bereichen Industrie, Gewerbe und Arbeit, Dienstleistungen 
sowie Land- und Forstwirtschaft zu fördern125. Im Wallis sollte die Zusammenarbeit 
mit der Innerschweiz dadurch nicht betroffen sein126. Die deutschsprachigen Abtei­
lungen der Walliser Tertiärschulen erhielten zudem die Möglichkeit, mit den ent­
sprechenden Schulen im Kanton Bern zusammenzuarbeiten, insbesondere mit der 
Berner Fachhochschule für Technik, Architektur und Wirtschaft (TAWI). Die Staats­
rechnung verbuchte 1995 für das IHB Ausgaben von Fr. 14’180’696.-127.
Mit der Schaffung der Fachhochschulen entstand in der Schweiz eine Hoch- 
schulkategorie, die neben den Universitäten den Grundsatz vertrat, dass sie allen 
Studierenden offen stehen sollen, sofern diese die Zulassungsbedingungen erfüllen. 
Die Voraussetzungen sollte ein Konkordat schaffen, das die Beiträge der Kantone im 
Sinne eines Lastenausgleichs regelte. Organisation, Strukturen und Verpflichtungen 
legten Konkordate fest.
124 W B, 19.11.1996, S. 1 ,1 1 .
125 GRP, Februarsession 1998, Bd. 7 , S. 1293-1295; SG 92, 1998, S. 177. Vgl. auch die Sondernum m er R É SO N A N ­
CES, Mai 2003, S. 3fF„ lOff.
126 H W V  O b e r w a l l is  au f dem  Weg in R ichtung Fachhochschul-Verbund. Bericht über die Studienjahre 1993/94 
und 1994/95, Visp 1995, S. 3-6.
127 St a a t s r e c h n u n g  1 9 9 5 , S . 1 3 7 .
Das neue Gebilde Fachhochschule Westschweiz, es entstand am 9.1.1997 mit 
dem Interkantonalen Konkordat, verlangte einen beeindruckenden administrativen 
Oberbau. An der Spitze stand das strategische Organ, das aus sechs Staatsräten be­
stand. Ihm war der Führungsausschuss von 11 Mitgliedern unterstellt. Mindestens 
ein Vertreter pro Konkordatskanton musste ihm angehören (Art. 13-17). Dem stra­
tegischen Ausschuss stand ein Rat von 11-15 Mitgliedern aus Wirtschaft und Uni­
versitäten zur Seite (Art. 18, 19). Der Rat seinerseits stützte sich auf die Mitarbeit 
von wissenschaftlichen Kommissionen (Art. 20). Die administrative Verantwortung 
trug ein Generalsekretär. Das Generalsekretariat wurde dem Kanton Jura in Delsberg 
anvertraut.
Subventionen des Bundes, Beiträge der Partnerkantone, Schulgelder der 
N icht-Partnerkantone, Gebühren der Diplom anden, Schulgelder der Nachdiplo­
m anden und die Auftraggeber von M andaten sollten die FIES-SO speisen128. Die 
Kosten konnten zum Zeitpunkt der Unterlagen zuhanden des Grossen Rates 
1997/98 noch nicht genau beziffert werden. Die Botschaft erwähnte voraussicht­
liche Mehrkosten von schätzungsweise Fr. 2.6 Mio. jährlich. Die HES-SO besass 
erstmals für 1999 ein eigenes zentrales Budget. Im ganzen zählte sie 18 Schulen 
mit mehr als 4000 Schülerinnen und Schülern. Im Bereich der bisherigen Inge­
nieurschulen waren das die Hochschulen in Freiburg, Genf, Le Locle, Sitten und 
Yverdon, für die grünen Wissenschaften jene der Ingenieurschulen von Lullier 
und Changins, für die W irtschaft Freiburg, Carouge, Neuenburg, im Wallis die 
Hochschulen von St-Maurice und Visp (ESCEA/HW V)), für Kunst und Gestal­
tung die Hochschulen in Genf, N euenburg und La Chaux-de-Fonds. Dazu kam 
für das Gastgewerbe die Hotelfachschule in Lausanne. Die Eintretensdebatte im 
Februar 1998 erhitzte die Gem üter nicht. Die Abgeordneten stim m ten einhellig
Wallis - Bern
Schon früher hatte es sich gezeigt, dass besonders die zweisprachigen Kantone 
Freiburg und Wallis einer weiteren Zusammenarbeit bedurften. Auf Initiative des 
Kantons Bern schloss die HES-SO ein Rahmenabkommen ab, das durch bilaterale 
Vereinbarungen Wallis-Bern und Freiburg-Bern ergänzt werden konnte, gleich wie 
das multilaterale Abkommen zwischen Bern, Jura und Neuenburg130.
128 G RR Februarsession 1998, Bd. 7, S. 1293-1344.
129 G  RR Februarsession 1998, S. 336f.; N Z Z , 18.3.1999, Nr. 64, S. 83. Die zweite Lesung führte zur A nnahm e des 
Gesetzes am  13.5.1998; G  RR Maisession 1998, Bd. 9: Gesetz S. 950, Bericht der zweiten Kommission S. 955- 
958, Verhandlungen S. 131-136.
130 G  RR Februarsession 1998, Bd. 7, S. 1295; E n tw urf für eine R ahm envereinbarung H E S -SO /K anton Bern, 
S. 1350f.
Als nächster Schritt drängte sich ein kantonales Ausführungsgesetz auf. Dieses 
Gesetz musste die Bestimmungen des eidgenössischen Fachhochschulgesetzes von 
1995 und des Konkordates der Westschweizer Fachhochschule in die Tat umsetzen. 
Der französische Text bezeichnete diese Aufgabe richtig als «Loi d’application sur la 
HEVs», die deutsche Botschaft war mit Fachhochschulgesetz (FHG-VS) überschrie­
ben. Die Oberwalliser Abgeordneten bemängelten, dass die gesamte tertiäre Bildung 
des Kantons in der Westschweizer Fachhochschule zu einer rein französischspra­
chigen Angelegenheit werde. Die Versprechungen des Departementschefs vermoch­
ten nicht alle zu überzeugen131.
Die zweite Lesung fand im September zugleich mit dem Gesetz zum Interkanto­
nalen Konkordat zur Fachhochschulvereinbarung für die Jahre 1999-2005 statt. Hier 
gab es keine grossen Diskussionen. Allein Artikel 24, der den Gebrauch der beiden 
Landessprachen sichern sollte, hinterliess im Oberwallis ein Gefühl der Unsicherheit. 
Die Abgeordneten verlangten, dass ein «ausgewogener Unterricht auf deutsch und 
französisch erteilt» werde132.
Die Interkantonale Fachhochschulvereinbarung (FHV) fü r die Jahre 1999-2005
Die EDK schuf nach dem Muster der bestehenden Hochschulvereinbarung der 
Universitäten eine entsprechende Formel für die Fachhochschulen. Diese regelte den 
interkantonalen Zugang zu den Fachhochschulen und bestimmte die Abgeltung, 
welche die Wohnsitzkantone der Studierenden den Trägern von Fachhochschulen zu 
entrichten hatten. Das betraf den interkantonalen Lastenausgleich, die Freizügigkeit 
der Studierenden und die Optimierung des Fachhochschulangebots (Art.l). Eine 
Kommission von neun Mitgliedern wurde für den Vollzug verantwortlich. Die Ge­
schäftsstelle besorgte das Generalsekretariat der EDK. Mindestens 15 Kantone muss­
ten den Beitritt erklären133. Der Grosse Rat rühmte den eingeschlagenen Weg und 
nahm den Text am 22.9.1999 einstimmig an134. Der Kanton Wallis trat dieser Ver­
einbarung am 22.9.1999 bei135.
W G RP, Junisession 1999, Bd. 16, S. 52-142, bes. S. 52-88; W B, 23 .6.1999, S. 9.
132 GRP, Septembersession 1999, Bd. 17, S. 19-25, 112fF., 435. Das Gesetz wurde am 22.9 .1999 einstim m ig ange­
nom m en: GRP, I.e., S. 107-116, Gesetzestext S. 429-442, 457-470, Änderungsanträge und  Bericht der zweiten 
Kommission S. 471-475 und  485-494, SG 94, 2000, S .15.
133 GRP, Junisession 1999, Bd. 16, S. 49-51, 132f. 450-458; Fachhochschulvereinbarung und  Berichte S. 458-479.
134 GRP, Septembersession 1999, Bd. 19, S. 107, 410-414: Gesetzestext S. 429-442, 457-470, Abänderungsanträge 
S. 471-475, K om m issionsbericht S. 485-494; Interkantonale Fachhochschulvereinbarung (FHV ) fur die Jahre 
1999-2005, SG 94, 2000, S. 15.
135 SG, 94, 2000, S. 1, 14.
Das Gesetz zur Standortbestimmung und Beteiligung der Standortgemeinden 
für die kantonalen Schiden der tertiären Stufe (1999)
Lange und unangenehme Diskussionen waren erforderlich, bis die Standortfrage 
der tertiären Schulen geklärt war. Als der Grosse Rat im Juni 1999 den Gesetzes­
entwurf erhielt, lagen schon die Gesetze vom 17.11.1994 und 4.10.1996 über die 
Höhere Pädagogische Lehranstalt vor. Das Parlament hatte damals die Reform der 
Lehrer/innen-Ausbildung beschlossen und die HPL geschaffen. Dabei blieb die 
Frage des Standorts teilweise offen, weil bereits heftige Debatten darüber entstanden 
waren und der Grosse Rat den Schulbeginn der HPL auf den August 2000 be­
schlossen hatte. (Er wurde später um ein Jahr verschoben). Die Diskussion ging aber 
weiter. Der Staatsrat wollte eine einzige zweisprachige Schule, entschied sich dann 
aber für die zwei Standorte St-Maurice und Brig, mit der Verpflichtung, dass ein 
Drittel der Ausbildung obligatorisch im anderssprachigen Kantonsteil zu absol­
vieren sei. In St-Maurice musste das Gebäude der ehemaligen ESCEA für die HPL 
vorbereitet werden.
Noch schwieriger war die Festlegung der Standorte für die übrigen tertiären 
Schulen. Als Teile der zukünftigen Walliser Hochschule im Rahmen der HES-SO 
hatten sie bestimmte Bedingungen zu erfüllen, die auch das FHSG des Bundes ver­
langte. Sie betrafen die Organisation der Verwaltung, den Unterricht, die Synergien 
zwischen den einzelnen Schulen, die Forschung und die Weiterbildung. Die Presse 
befasste sich eingehend mit der Frage136. Der Staats rat schlug dem Grossen Rat eine 
Schule in Siders vor, welche die Studiengänge auf Fachhochschulniveau im Bereich 
der Wirtschaft, sowie die Informatikschule und die Tourismusschule umfasste. Sitten 
würde wie bisher die technischen Studiengänge der Fachhochschule Wallis beher­
bergen137. Den Verlust der H W V  in Visp sollte eine zweisprachige Lehrwerkstatt für 
Berufe der Elektronik in Visp und Sitten gutmachen138.
Das Oberwallis ist zu klein
Die drohende Auflösung der Hochschule für Wirtschaft (HSW) Visp erregte viel 
Ärger. Der Nouvelliste hatte bereits im November 1998 den «Campus universitaire» 
von Siders beschrieben139. Die Gemeindeverwaltung Visp wehrte sich energisch. Sie 
hatte «ihre» Schule seit Beginn grosszügig unterstützt und die HSW  Studenten 
kämpften mit einer Resolution von über 6000 Stimmen gegen die Verlegung nach 
Siders. Auch liessen sie in der Presse ihrem Unm ut Lauf: «Politischer Kuhhandel zu 
Lasten der Oberwalliser Wirtschaft!» Als sich der Departementschef Serge Sierra 
und der Direktor der Ingenieurschule dem Studentenrat der HSW  stellten, konnten 
sie die Lage nicht ändern. Die angepriesenen Synergien zwischen Technik und W irt-
'»  W B, 31 .3 .1999, S. 9; NF, 31 .3 .1999, S. 2, 3. 
IV GRP, Junisession 1999, Bd. 16, S. 596-611. 
>» W B, 31 .3 .1999, S. 9.
'»  NF, 21.11 .1998, S. 3.
schaft kommen mit der neuen Lösung nicht zum Tragen140. Aber auch dem Direktor 
der Fachhochschule gefiel die Lösung nicht. Er wünschte einen einzigen Standort für 
alle Fachhochschulen und liess verlauten: «C’est un malheureux manque de vision. 
O n rate un virage important.»141 Es ist einleuchtend, dass eine zentralisierte Hoch­
schule Vorteile bieten würde.
Die geographischen und kulturellen Anliegen waren aber ebenfalls zu berück­
sichtigen.
Eine gewisse Unzufriedenheit blieb im Oberwallis darum auch später bestehen, 
selbst als sich die Wolken im Grossen Rat verzogen hatten. Interventionen im Par­
lament zeugten davon. Als Beispiel dienen zwei Interventionen. Grossrat Thomas 
Brunner gab im Juni 2001 seiner Besorgnis über die kleinen Schülerzahlen der 
Deutschsprachigen für die Fachhochschulen 2001/2002 Ausdruck. Das Departe­
ment musste in seiner Antwort bestätigen, dass in der Fachhochschule Siders 23.3% 
und in Sitten nur 18.4% Studierende aus dem Oberwallis eingeschrieben waren142. 
In der Junisession 2002 hinterlegte Grossrätin Edith Nanzer im Namen der CVPO- 
Fraktion ein Postulat betreffend die Finanzströme ins deutschsprachige und ins fran­
zösischsprachige Wallis. Sie verlangte eine externe Studie über die Finanzströme in 
die beiden Sprachregionen im tertiären Bildungsbereich und bei den Institutionen 
von Wallis-Universitäten143. Die Antwort des Departementschefs stützte sich auf die 
konsolidierten Ausgaben nach dem Voranschlag 2002 und gab folgende Zahlen be­
kannt: Oberwallis Fr. 6’620’424.- (14.4%), Mittelwallis Fr. 34’137’258.- (74.5%), 
Unterwallis Fr. 4’919’476.- (11.1%). A uf eine externe Expertise verzichtete die 
Regierung144. Den schwachen Anteil an Oberwalliser Studierenden erklärte die Inge­
nieurschule auch mit der kleineren Anzahl von entsprechenden Lehrstellen im 
deutschsprachigen Wallis.
Die Beteiligung der Standortgemeinden
Ein zweiter Teil des Gesetzes befasste sich mit der Beteiligung der Standort­
gemeinden. Der Staatsrat schlug hier auf Grund der kantonalen Verfassung und von 
Artikel 94 des Gesetzes von 1962 vor, die Standortgemeinden mit einem Teil der 
Kosten zu belasten.
Obwohl der Gesetzesentwurf nur neun Artikel zählte, war mit heftigen Debatten 
zu rechnen. Tatsächlich beschlossen die Abgeordneten am 22.6.1999, den Entwurf 
an die parlamentarische Kommission zurückzuweisen und ihn im Herbst zu be­
handeln145.
•« WB, 12.4.1999, S. 11; 17.4.1999, S. 7; 31.5.1999, S. 8.
141 Françoise de PR E U X , in: Affaires publiques, 1999, No. 2, S. 57-61, und No. 3, S. 53-59: La H aute  école valai- 
sanne se porte candidate au label HES.
142 GRP, Junisession 2001, Bd. 34, S. 191, 280; hinterlegt am  25.6.2001, beantw ortet am 13.6.2002; Septem ber­
session 2002, Bd. 35, S. 179, 659.
143 GRP, Junisession 2002, Bd. 34, S. 283; hinterlegt am 13.6.2002.
144 GRP, Septembersession 2002, Bd. 35, S. 179, 659.
145 GRP, Junisession 1999, Bd. 16, S. 82: Eintretensdebatte S. 70-82, Botschaft S. 590-611, Gesetzesentwurf 
S. 612-614, Abänderungsanträge S. 621-623, Bericht der Kommission S. 646-666; W B, 13.7.1999, S. 7: Regio­
nalismus löst keine Problem e in unserm  Kanton.
Am 20.9.1999 nahm der Grosse Rat die Verhandlungen wieder auf. Das Depar­
tement musste in der Zwischenzeit neue Unterlagen bereitstellen und die parlamen­
tarische Kommission liess sich von Vertretern der Bundesbehörden näher über die 
Voraussetzungen zur Anerkennung der Fachhochschulen und ihre Bestimmungen 
informieren. Das Departement stellte für die Standortfrage fünf verschiedene Lösun­
gen vor. Schliesslich blieb der Vorschlag des Staatsrates in Diskussion146.
Die zweite Lesung (eigentlich war es die dritte) bewegte die Gemüter nicht mehr 
stark. Die Meinungen waren gemacht, das Oberwallis musste sich mit der pädagogi­
schen Lehranstalt in Brig zufrieden geben. Visp erhielt (mit Sitten) als Trostpflaster 
eine Lehrwerkstatt in der Berufsschule zugesprochen. Das Gesetz erhielt am 
11.11.1999 mit 77 Ja-Stimmen bei 3 Enthaltungen die Zustimmung des Parlaments. 
Nach Artikel 5 mussten die Standortgemeinden das erschlossene Bauland kostenlos 
zur Verfügung stellen. Sie hatten sich an Investirions- und Mietkosten, Erwerb, Re­
novationen oder Umbau, Einrichtungen etc. m it 20% zu beteiligen. Der Beitrag an 
die Betriebskosten belief sich für die Tertiärschulen auf 10%, bis zu 3% der Netto­
einnahmen der Gemeinden147.
Die Hochschule Wallis
Im Sinne des Fachhochschulgesetzes der Schweiz und der Westschweizer Fach­
hochschule entstand so im Jahre 2000/2001 die Hochschule Wallis (französisch 
HEVs). Die bisherige Ingenieurschule trug von jetzt an den Namen Hochschule für 
Technik Wallis (HTW ). Sie hatte wie bisher ihren Sitz in Sitten (Site de Sion) und 
unterrichtete Lebensmittel- und Biotechnologie, Technologie biologischer Systeme, 
Chemie, Elektronik, Energie, Maschinenbau und Betriebsökonomie, Technische In­
formatik. Die Absolventen konnten Diplome erwerben als Elektroingenieur, Maschi­
neningenieur, Lebensmittel- und Biotechnologieingenieur, Chemieingenieur, Be­
triebsökonom oder Wirtschaftsinformatiker. Die H T W  pflegte auch internationale 
Beziehungen und koordinierte in ihrem Büro MOVE (Mobilité, Valais, Etudes) den 
Austausch von Studenten und Dozenten148. Nach dem Studienabschluss gab es Mög­
lichkeiten für Nachdiplomstudien in Qualitätsmanagement, in Internet und Integra­
tion, einen Nachdiplomkurs (New Economy und E-Business) besonders für HSW- 
Absolventen.
Auf das Schuljahr 2003/2004 wartete die Hochschule Wallis in Sitten mit einer 
weiteren Neuerung auf. Sie ersetzte die vier bestehenden Studiengänge Elektrotech­
nik, Maschinenbau, Chemie, Lebensmittel- und Biotechnologie durch zwei fächer­
übergreifende Ausbildungs- und Forschungspole, mit Systemtechnik und Life Tech­
nologies. Die Studenten müssen sich so nach einem gemeinsamen Grundstudium 
erst nach einem Jahr für ihr Spezialgebiet entscheiden149.
146 GRP, O ktobersession 1999, Bd. 17: N euer Text S. 498-500, Abänderungsanträge S. 501-503, Bericht der Kom ­
mission S. 517-529, V erhandlungen S. 26-38, 117-133.
147 GRP, Novembersession 1999, Bd. 18: Gesetzestexte S. 595-597, 601-603, Bericht der zweiten Kommission
S. 609-611, A bänderungsanträge S. 604f., V erhandlungen S. 70-76, 195-200; SG 94, 2000, S. 21.
148 H T W /H E V s, O ffen und  dynam isch, HO CH SCH ULE WALLIS, Sitten 2000.




















i m i; e £
^  N - CO
! ç
CO OT .
S S' s  »
c  W o5 ®
w 3
































































Aus der HW V in Visp und der ESCEA in St-Maurice wurde offiziell die Hoch­
schule für Wirtschaft (HSW); die Informatikschule in Siders nannte sich Hochschu­
le für Wirtschaftsinformatik (HFW ). Die Tourismusfachschule blieb unter dem 
Dach der Hochschule Wallis eine höhere Fachschule. Sie bilden in Siders den Site 
de Sierre.
Im Sommer 2000 löste Marc-André Berclaz den Gründer Direktor Eric Fumeaux 
an der Spitze der Hochschule Wallis ab. Er hatte 1986-1988 in Siders die neue Infor­
matikschule und von 1988 an die Höhere Fachschule für Informatik geleitet150.
Im Herbst 2002 fanden sich zum ersten Mal alle Studenten und Studentinnen an 
ihren endgültigen Studienstandorten Siders und Sitten ein. Die HEVs begann mit 
675 Studierenden ein entscheidendes Jahr, das auch die Anerkennung des BBT im 
Sinne das Fachhochschulgesetzes vorbereitete. In Sitten begannen 12 Studierende 
ihre Ausbildung in Biotechnologie, nachdem dazu eine Halle für 5 Millionen errich­
tet worden war. Im Februar 2003 bezog die HEVs ihr neues Schulgebäude in 
Siders151. Es wurde am 23.5.2003 offiziell eingeweiht. Die angegebenen Kosten für 
den Bau und die Einrichtungen beliefen sich auf 41 Mio. Franken. Davon zahlte der 
Kanton 17.2, der Bund 17 und die Gemeinde Siders 6.8 M illionen152.
Die Interkantonale Fachschulvereinbarung (FSV), 2002
Der Kanton musste sich auch um die Anerkennung und den Ausbau seiner Fach­
schulen kümmern. Darum entstand fast parallel zu den Fachhochschulen die inter­
kantonale Fachschulvereinbarung. Sie war gedacht für den Anschluss folgender 
Walliser Schulen an die eidgenössischen Strukturen: Schweizerische Tourismus­
fachschule (STF) in Siders, die Höhere Fachschule für Informatik in Siders, für zwei 
Studiengänge der Fachschule für Soziale Arbeit in Sitten (Werkstättenleiter/in und 
Kleinkindererzieher/in) und für die Walliser Schule für Gestaltung (ECAV) in Siders. 
Die Vereinbarung regelte die finanziellen Beiträge für gleiche Schulen ausserhalb des 
Kantons und setzte die Rechtsstellung der Auszubildenden fest153.
Es folgte die interkantonale Vereinbarung über die parlamentarische Kontrolle 
der Fachhochschule Westschweiz und das Gesetz über den Beitritt des Kantons 
Wallis zu dieser Schule. Die EDK hatte ihrerseits bereits am 6.6.1997 ein Reglement 
betreffend die Anerkennung der Diplome für die Höheren Schulen im Bildungs­
bereich erlassen154.
'»  W B, 8.7.2000, S. 13; NF, 8 .7 .2000, S. 8.
151 W B, 24.10 .2002, S. 19.
152 Sondernum m er R É SO N A N C E S, M ai 2003; NF, 23 .5 .2003, S. 2 f.
153 GRP, Januar/Februar 2001, Bd. 31, S. 122, 199, 227-229, 799-818; zweite Lesung, Maisession 2002, Bd. 33, 
S. 71, 140-142, 643-648; G e s e t z  vom 24.5 .2002 zum  Beitritt zur Interkantonale Fachschulvereinbarung 
(FSV), SG 96, 2002, S. 50, 293.
134 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1997, S. 66; R e g i o n a l - Z e i t u n g  Brig, Jg. 4, N r. 4, 16.2.2001, S. 30; M i t t e i l u n g s ­
b l a t t  1997, Jg. 22, Nr. 2, S. 21-23.
Ausgaben des Kantons für die tertiären 
und 2002:
Schulen und ihre Forschung im Jahr 2001
2001 2002
Hochschule Wallis Fr. 2V785’493.- Fr. 23’046’007.-
Hochschule für Pädagogik Fr. 3T 05’385.- Fr. 4’241’606.-
Pädagogische Forschungs­
und Dokumentationstelle Fr. 2’096’325.- Fr. 772’343.-
Interkantonale Vereinbarungen Fr. 3’212’280.- Fr. 2T 55T 58.-
Beiträge HES-SO Fr. 17’684’723.- Fr. 19’368’467.-
Beiträge Fernunterricht Fr. 850’000. - Fr. 1’250’000.-
D en Ausgaben standen beträchtliche R ückerstattungen von ändern  K antonen für die 
H EV s und  Bundesbeiträge gegenüber, z.B . 2002: Fr. 2 4 ’568’951.- K antonsbeiträge und  
Fr. 5’549’942.- B undesbeiträge155.
Die Fernfachhochschule Schweiz (FFH) in Brig (1998)
Eine weitere Ergänzung der Hochschultädgkeit war die Schaffung der Öffentli­
chen Fernfachhochschule Schweiz in Brig. Im Februar 1997 stellte eine Projektgrup­
pe diesen Plan vor. Sie war vom Verein Fernfachhochschule Schweiz, der seit 1995 
besteht, beauftragt worden, die Vorbereitungen zu diesem neuen Trägerverein zu er­
arbeiten. Diese Schule sollte auf Hochschulniveau jene Dienste anbieten, wie es die 
rund 100 gleichartigen Schulen in Deutschland bereits taten. Sie hoffte auch, im 
Rahmen des Fachhochschulgesetzes von der Eidgenossenschaft anerkannt und sub­
ventioniert zu werden156.
Im März 1998 billigte der Bundesrat die Errichtung und Führung der Schule. Sie 
konnte als eidgenössisch genehmigte Teilschule einer Fachhochschule berufsbeglei­
tende Fachhochschul-Lehrgänge anbieten. Die Abschlüsse waren den Vollzeit-Fach- 
hochschulen gleichwertig. Neben dem Hauptsitz in Brig betrieb die FFH drei Regio­
nalzentren in Basel, Bern und Zürich. Das Fernstudium war berufsbegleitend und 
bestand aus Selbst- und Vollzeitstudium (2A und 14). Es bot drei Diplomstudiengänge 
an: Technische Betriebswirtschaft, Wirtschaftsinformatik und Informatik. Nach 10, 
resp. 12 Semestern bildete ein Diplom FH den Abschluss. In Wirtschaftsingenieur­
wesen/ Verwaltungsbetriebswirtschaft war nach fünf Semestern ein Nachdiplom FH 
möglich und ein Weiterbildungszertifikat in Allgemeiner Informatik157. Nach­
diplomstudien wurden vorbereitet.
Im Jahre 1999 konnte die FFH bereits mit einem Budget (Beiträge von Bund und 
Kanton) von 1.2 Millionen arbeiten. Das Studienzentrum fand auch ausserhalb des 
Kantons ein Echo.
155 S t a a t s r e c h n u n g e n  2001, S. 171; 2002, S. 160.
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Das Kantonale Musikkonservatorium Sitten (1949) /
Conservatoire cantonal de Musique
Die Gründung des Konservatoriums geht auf die Initiative des Musikers Georges 
Haenni (1896-1980) zurück. M it Hilfe von Freunden entstand 1949 der Verein 
«Conservatoire Cantonale de Musique». In persönlichen Kontakten suchte Georges 
Haenni die zum Unterricht notwendigen Lehrkräfte. In gegenseitigem Einverständ­
nis verzichteten diese vorerst auf 35% ihres Gehalts, um einen Fonds für das Konser­
vatorium zu äufnen. Der Direktor selber arbeitete in den ersten drei Jahren freiwillig 
ohne Lohn; Instrumente und Möbel kauften die Initianten mit Spenden oder Hessen 
sie sich schenken. Der Staat trug Fr. 5000.- bei. Die Stadt Sitten stellte im Südflügel 
des alten Spitals mehrere Zimmer zur Verfügung. Das Konservatorium konnte im 
Herbst 1949 nach sechs Monaten Vorbereitung mit 82 Schülern und Schülerinnen 
den Unterricht beginnen158.
Vom Verein zur Stiftung
Die Schule entwickelte sich gut. Um die Lehrkräfte noch stärker mit ihrem Kon­
servatorium zu verbinden, wandelten die Initianten 1953 den Verein in eine Stiftung 
um. Lehrkräfte, die während drei Jahren unterrichtet hatten, konnten Stiftungs­
mitglieder werden. Die Lehrkräfte des Konservatoriums gründeten die «Association 
valaisanne des musiciens professionnels». N ur diplomierte Musiker/innen in Vollzeit 
durften eintreten. Der Staatsrat anerkannte den Titel des Musikprofessors und ver- 
ordnete, dass diesen Titel nur tragen dürfe, wer ein Diplom besitze und Mitglied der 
«Association» sei. Der Verein löste sich später auf, weil seine Mitglieder der schweize­
rischen Gesellschaft für Musikpädagogik beitraten. Bestand hatte dagegen die «Asso­
ciation des anciens élèves et amis du Conservatoire cantonal de musique».
Von Sitten aus bot das Konservatorium seine Dienste auch ausserhalb der H aupt­
stadt an, so von 1970 an in Lourtier. 1972 bildete sich in Martinach einen Sektion 
des Konservatoriums mit 300 Schülern und Schülerinnen. Beim 25-jährigen Beste­
hen zählte das Konservatorium 1822 Schüler/innen. Die Platzprobleme löste es wei­
terhin mit Hilfe der Stadt Sitten im alten Spital.
Die vom Kanton unterstützte Stiftung verfügte um die Jahrhundertwende 
über fünf Abteilungen: Instrumentalmusik, Musiktheorie, Chorleitung und Musik­
direktion.
Die drei Abteilungen vermitteln jede eine professionelle und eine nicht professio­
nelle Ausbildung. Dazu kommen die Fächer: Dramatische Kunst, Tanz und Ballett: 
Klassik, Jazz und Rhythmik. Nicht professionelle Musiker/innen schliessen die Aus­
bildung mit einem Zeugnis ab, die Berufsausbildung für Professionelle dauert nach 
ihrer Grundausbildung drei bis vier Jahre für Solfège und vier bis sechs Jahre für das 
Diplom des kantonalen Musikkonservatoriums. Die dritte Ausbildungsstufe ist der
158 VERWALTUNGSBERICHT 1965, S. 160; Françoise V a n n o t t i ,  L’H ôpital de Sion à  travers les siècles 1163-1987, 
Sion 1987, S. 59.
Fort- und Weiterbildung gewidmet und kann mit einem Diplom als Konzertmu­
siker/in gekrönt werden (Diplome de virtuosité). Freie Ausbildungsgänge geben An­
recht auf einen Ausweis159.
Im Frühjahr 2001 vereinigten das Musikkonservatorium und die Fiöhere M u­
sikschule (Académie de musique) Tibor Varga ihre Berufsklassen zu einer neuen 
Einheit. Sie sollte damit Teil der geplanten Musikfachhochschule des Genfersee- 
gebietes werden (Haute Ecole de musique lémanique, später Haute Ecole musicale 
romande). Die ändern Partner waren die Musikfachhochschulen von G enf und 
Waadt; die Kantone Freiburg, Neuenburg und Bern bildeten die zweite franko­
phone Schule160.
Die Subventionen des Staates
Der Staat unterstützte die Schule von Beginn an. Die Beträge wechselten. In den 
ersten Jahren verpflichtete sich die Regierung meist zur Bezahlung von Betriebs­
defiziten, wechselte dann aber zu festen Beiträgen. Von 1985 an stiegen die Beiträge 
wesentlich. Die Staatsrechtung 1984 verzeichnete unter der Rubrik Kunst- und M u­
sikschulen noch Fr. 480’000.-, die Rechnung 1985 zeigte aber schon Fr. 1’020’000.- 
auf161. Von 1994-2001 betrugen die Subventionen im Durchschnitt Fr. 1’760’000.- 
jährlich, das Budget 2002 vermerkte Fr. 1’900’000.-. Dazu kamen noch 
Fr. lOO’OOO.- für die geplante Haute Ecole de Musique (HEM) und Fr. 330’000.- für 
die Ecole Supérieure de Musique und Fr. 71’000.- für die Ecole de Jazz.
D irektoren: Georges H aenni, Pierre C hatton , O skar Lagger, M ichel Barras, N icolas W ald­
vogel, Pierre-Alain Bidaud.
Die Kantonale Kunstschule Sitten (1949) / Ecole cantonale
des Beaux Arts (ECAV) / Die Walliser Schule für Gestaltung Siders (1998)
Von der Académie des Beaux Arts du Valais zur Walliser Schule fiir Gestaltung (ECAV).
Die Kantonale Kunstschule ist der Initiative des Malers Fred Fay zu verdanken, 
der als Maler, Zeichner und Xylograph wirkte. In den Räumen einer verlassenen 
Uhrmacherei in Saxon eröffnete er im Herbst 1949 eine Kunstschule (Ecole d’Art). 
Er selbst erstellte das Programm, erteilte den H auptunterricht und verwaltete die 
Schule. Die Kurse dauerten jeweils von Oktober bis Mai. M it Ausstellungen der 
Schülerarbeiten machte er jährlich auf die Leistungen der «Akademie» aufmerk­
sam. Meist wirkten bei diesem Anlass die Schüler/innen des Konservatoriums in 
Sitten mit. Die Schule erhielt einen fast öffentlichen Charakter, als an der offi­
ziellen Einweihung im Mai 1950 der Präsident des Staatsrates die W ünsche und 
Grüsse der Regierung überbrachte. Der Staatsrat gestattete der Schule auch, den
159 E c o l ’I n f o  2000, S. 45.
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Namen «Ecole cantonale des Beaux Arts du Valais» zu tragen. Im Schulrat nahmen 
der Staatskanzler und ein Vertreter der Stadt Sitten Einsitz. 32 Schüler/innen be­
suchten die Kurse.
Die Verlegung nach Sitten
Im Jahre 1953 fand die Schule in den historischen Räumen des Vidomnats in 
Sitten Platz, beim Kunstmuseum Majoria. 1955 gab Oskar Kokoschka dort Unter­
richt; vielleicht nannte sie sich darum jetzt «Académie Internationale des Beaux Arts 
du Valais». In diesem Jahr erhielt die Schule die rechtliche Form eines Vereins.
Von 1972 an, als man die Schule neu gestaltete, bot sie zwei Bildungswege an: für 
Kandidaten und Kandidatinnen, die in einer fünfjährigen Ausbildung die Grundlage 
für einen künstlerischen Beruf wählten; für solche, die in einem oder zwei Jahren 
ihre künstlerischen Fähigkeiten prüfen und erweitern und später eine Lehre als 
Graphist/in, Fotograf/in, Bauzeichner/in, Dekorator/in etc. beginnen wollten.
Die Ausbildung zum Künstler umfasste folgende Stufen: 1 Jahr Vorbereitungs­
kurs, 1 Probejahr, 2 Jahre Unterricht in der gewählten Fachrichtung und 1 Diplom­
jahr. Den Abschluss bildete entweder ein Diplom der Kantonalen Kunstschule, das 
auch der Vorsteher des Erziehungsdepartements unterschrieb, oder eine Bestätigung 
der Kunstschule.
1973 stellte der Staat das alte Haus Blatter an der rue des Châteaux in Sitten zur 
Verfügung. Die schweizerische Konferenz der Kunstgewerbeschulen nahm die Wal­
liser Schule in ihre Reihen auf. 1975 erarbeitete der kantonale Vorstand ein Regle­
ment, das die Zustimmung des Departements fand. Die Schule hiess jetzt «Ecole 
cantonale des Beaux Arts» (ECBA) und zählte 50 Schüler/innen. Die finanziellen 
Probleme linderte von 1980 an eine Vereinbarung mit dem Departement, das die 
Diplome Unterzeichnete, ohne damit die Schule staatlich anzuerkennen. Von 1988 
an unterstützte auch das BIGA die Schule und aus dem Verein wurde 1989 eine vom 
Staat anerkannte Stiftung. Im Herbst 1990 überschritt die Schülerzahl die H under­
tergrenze, und es herrschte wieder Platzmangel. Die Stadt Sitten half u.a. bis 1996 
mit Lokalen in der alten Schule Don Bosco.
Die Walliser Schule fiir Gestaltung
Im Januar 1997, mitten im Schuljahr, zügelte die Schule nach Siders, ins alte 
Regionalspital, wo sie zweckmässige Räume vorfand. Video und Informatik wur­
den eingeführt. Vom Herbst 1998 an erhielt die Schule den Namen «Ecole canto­
nale d’art du Valais» (ECAV) «Walliser Schule für Gestaltung» und eröffnete den 
neuen Bildungsweg zur künstlerischen Berufsmatura im Sinne des BBT162. Seit 
2001 erfuhr die Ausbildung eine Aufwertung. Die neue Walliser Schule für Gestal-
162 H IS T O R IQ U E . C hronologie et témoignage, Walliser Schule für G estaltung, Siders 1998, S. 5-12; BERU FS­
BERATUNG 2000, S. 54.
rung versuchte drei Berufsfelder unter dem Begriff «Designer» zusammenzufassen: 
Ausbildung in Grafik, Szenographie und bildender Kunst. Nach dem Jahre 2002 
konnte sie zu einer Berufsmatura führen, die den Zugang zu höheren Kunst­
schulen im In- und Ausland erlauben sollte. Diese Ausbildungsform hatte die eid­
genössische Direktorenkonferenz der Schulen für Gestaltung bereits 1999 gebil­
ligt. Das BBT anerkannte das Pilotprojekt «künstlerische Matura» im Jahre 2002 
mit den ersten Zeugnissen163.
D irektoren: Fred Fay 1949-1972; H arald  Schulthess 1972-1986; W alter Fischer 1986-1997; 
Georges P fruender 1997-.
Die Allgemeine Musikschule Oberwallis (AMO), 1964
Die AM O ist ein Verein nach Artikel 60ff. des ZGB. Mitglieder sind die Ober­
walliser Vereinigung für Orchestermusik (OVOM), der Oberwalliser Musikverband 
(OMV) als Dachorganisation der Musikgesellschaften, der Oberwalliser Tambouren- 
und Pfeiferverband (OWTPV) und der Cäcilienverband (OCV) als Dachorganisati­
on der Kirchenchöre, der Verein Oberwalliser Chorleiter und Organisten (VOGO), 
der seit dem Jahr 2002 in der Vereinigung der Oberwalliser Gesangvereine (VOG) 
intergriert ist164. Der Verein AM O entstand 1964 durch die Initiative der Musikdi­
rektoren Eugen Meier und Gregor Müller. Am Aufbau und an der langjährigen 
Organisation hatten besondere Verdienste Armand Zenhäusern (Präsident bis 1997) 
und Karl Salzgeber als Gründer der Ausbildung für die Jungmusikanten der Ober­
walliser Musikgesellschaften165.
Der Verein bietet den Jugendlichen in Zusammenarbeit mit den öffentlichen 
Schulen einen fachlich fundierten Unterricht als Ergänzung zu ihrer Allgemein­
bildung und bereitet ebenfalls auf ein späteres Musikstudium vor. Dazu finden Chor­
leiter und Organisten eine willkommene Bildungsmöglichkeit. Das Unterrichts­
programm enthält Einzel- und Gruppenunterricht, Elementare Musiktheorie und 
Gehörbildung. Musikalische Früherziehung und Gruppen-Stimmbildung, Organis­
ten- und Chorleiterausbildung stehen auf dem Programm. Dazu können sich Chor­
dirigenten weiterbilden. Die AM O begann 1964/65 mit 13 Schülern und Schülerin­
nen, 1975/76 waren es 304, 1980/81 585, 1990/91 schon 1810 und 1995/96 2320. 
Im Jahre 1996/97 erreichte die AM O die stolze Zahl von 2550166. Um die Jahrtau­
sendwende 2000/01 zählte die Schule 2328, davon 1799 im Einzelunterricht, 
2001/2002 waren es 239216?.
Die Kosten übernahmen 1996 die Eltern und die Musikgesellschaften, der Kan­
ton, die Gemeinden, die Loterie romande und verschiedene Gönner. Der Aufwand 
betrug 1996/97 Fr. 3’718’807.20168. Im Jahre 2000 bezifferte sich der Aufwand auf
“ 3 W B, 30.5 .2000, S. 13; E c o l ’In f o  2000, S. 20f.; R é s o n a n c e s , M ai 2003, S. 23.
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Fr. 4’155’000.-. Die Schulgelder der Eltern machten dabei Fr. 2 ’033’000.- aus. Die 
Gemeinden beteiligten sich meist mit 25% an den Kosten und erleichterten die Last 
der Eltern, besonders für Familien mit mehreren Kindern. Der Kanton unterstützte 
seit 1994 mit jährlich Fr. 1’120’000.-(2001/2002 waren es Fr. 1’220’000.-) und ent­
richtete zusätzliche Beiträge. Dazu halfen die Loterie romande und andere Sponsoren 
mit namhaften Beiträgen169.
Das oberste Organ der AM O ist die 16 Mitglieder zählende Musikschulkom- 
mission. Dem Verwaltungsausschuss von vier Mitgliedern obliegt die Ausführung 
ihrer Beschlüsse. Der musikalische Fachausschuss bereitet die Geschäfte der Musik- 
schulkommission vor und stellt Anträge an sie. Besondere Bedeutung haben die 
Pädagogischen Berater. Kontaktpersonen in den Gemeinden sichern die Verbindung 
mit Dörfern, Regionen und Schulen170.
Präsidenten: A rm and Zenhäusern , Peter Pfam m atter; D irektoren: A rm and Z enhäusern , Paul 
Halter, B runo Zenhäusern.
Private Tertiäre Schulen mit Universitätsabschluss:
Die Hotelfachschule César Ritz in Le Bouveret (1986)
und das International College of Hospitality Administration (ICHA) in Brig (1992)
Diese beiden internationalen Schulen gehen auf die Initiative von Wolfgang D. 
Petri zurück. Er gründete 1982 in Brig die Managementgesellschaft Hotelconsult 
und betrieb das College «Schulhotel Alpina in Brig». Ein Jahr später schloss er das 
«Schulhotel Zillwald» in Lax an. In den Jahren 1985-1990 baute er in der Schweiz 
zusätzliche Hotelmanagementschulen mit Universitätsniveau auf und stellte Kon­
takte mit staatlichen Universitäten in Amerika, Europa und Australien her. 1986 
eröffnete er in Bouveret das Institut «César Ritz». Der Staat sanierte die frühere 
Taubstummenanstalt für 8.5 Millionen und übergab sie in einem zwanzigjährigen 
Mietvertrag an Herrn Petri. Dieser baute 1987 die Schulen von Brig und Lax ins 
Institut César Ritz ein und gründete am 23.1.1991 in Brig das ICH A 171. Das Ge­
bäude in Brig entstand mit Hilfe der Stadtgemeinde (Volksabstimmung) und des 
Staates. Eröffnung 1992172.
Hotelfachschule mit Universitätsabschluss
Die Schule in Bouveret bietet einen zwei Jahre dauernden Grundausbildungskurs 
an. Die ICHA ist eine Fachhochschule mit Universitätsabschluss; die Ausbildung 
dauert vier Jahre und bereitet auf hohe Aufgaben und Verantwortung im Gastge-
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werbe der ganzen Welt vor173. Im Dezember 1997 erhielten erstmals 28 Abgänger/ 
innen des International College of Hospitality Administration in Brig das Bachelor 
of Arts in Hotel Administration der Washington State University (WSU). 61 Studie­
rende nahmen das Swiss Higher Diploma in Hotel Management in Empfang. Die 
WSU ist seit 1997 die einzige staatliche US-Universität, die in unserm Land mit 
ihren eigenen Dozenten und ihrem amerikanischen Lehrprogramm auf den weltweit 
anerkannten Bachelor Abschluss vorbereitet und in Brig die Diplome verteilt174. Ein 
Jahr später nahmen schon 38 Diplomierte ihre Bachelor of Art in Hotel und Restau­
rant Administration in Empfang und weitere 73 ihr Swiss Higher Diploma in Hotel 
Management. Dazu empfingen 12 Personen ihr Post Graduate Diploma in Hotel 
Management175. 1997 wurde die Schule in University Center César Ritz (UCCR) 
umbenannt. Die Unterrichtssprache ist Englisch.
Die Schulen in Brig und Le Bouveret sind vom Staat Wallis anerkannt und 
Mitglieder des Vereins der Schweizerischen Hotel- und Restaurant-Fachschulen. 
Ähnliche Ausbildungsstätten oder Partnerschulen führt Herr Petri in Amerika und 
Australien. Ende 1999 übergab der Gründer und Präsident des Unternehmens die 
Präsidentschaft an M artin Kisseleff, den bisherigen Generaldirektor176. Seit März 
2002 ist M artin Kisseleff auch Präsident des Vereins der Schweizerischen Hotel und 
Restaurant-Fachschulen.
Im Juni 2002 feierte das ICH A  sein erfolgreiches zehnjähriges W irken. Die 
Leitung der Schule liegt in den H änden von Daniel Gutzwiller aus Brig177. Im 
selben Jahr erhielt Herr Petri als Gründer der Hotel M anagement Schulen «César 
Ritz Colleges» in Barcelona für seine Verdienste den «Presidents Award» der Euro- 
CH RIE, dem V400 Professoren und Institutionen angehören, die Hotel- und 
Tourismus M anagement auf universitärem Niveau unterrichten. Seit 1982 w ur­
den in seinen Schulen an die lO’OOO Studenten aus ungefähr 50 Ländern aus­
gebildet178.
Die Ecole Les Roches in Bluche
Diese vom Schweizer Hotelierverein anerkannte Schule ist der Initiative der 
Brüder Jean und Francis Clivaz zu verdanken. Neben einer bekannten Privatschule 
am Genfersee eröffneten sie in Bluche neue Unterrichtsgebäude und Hotelunter­
künfte. Im Jahre 2000 konnte die Schule dort in ihrem eigenen Campus 560 Per­
sonen aufnehmen. Die Schule unterrichtet in Englisch und verleiht nach drei Schul­
jahren The Swiss Hotel Association Hotel Mangement Diploma und nach vier 
Jahren kann das Bachelor of Business Administration (Hospitality BBA/BBA 
(Honors) erworben werden. In einem zusätzlichen Jahr ist das Post-Graduate Diplo-
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ma in Hospitality Management oder das MBA in Hospitality Finance or Marketing 
möglich. Eine weitere Ausbildung wird gekrönt mit dem Master of Business Admi­
nistration. Die Schule ist vom Staat Wallis anerkannt.
■ï v ' U ï i - h :  i
Das Wallis u nd  die U niversitäten
Die interkantonalen Vereinbarungen über Hochschulbeiträge
Das Dekret vom 13.5.1980 betreffend den Beitritt des Kantons Wallis 
zur interkantonalen Vereinbarung über Hochschulbeiträge
Nach dem berühmten Zitat: «Dem Bund die Kanonen, die Schule den Kanto­
nen» wachten die Stände seit der Gründung des Bundesstaates ängstlich über ihre 
Rechte im Bildungsbereich. Darum  blieben die Hochschulen nach unserer Bun­
desverfassung Angelegenheit der Stände. Eine Ausnahme bildete nur die ETH  in 
Zürich, die später durch jene von Lausanne ergänzt wurde (ETH Z und EPFL). In 
dieser Kompetenzabgrenzung trugen die Universitätskantone bis 1965 die an­
fallenden Kosten für ihre Universitäten allein. Seit 1952 gab es Nationalfonds­
beiträge für die Grundlagenforschung. Erst als in den fünfziger und besonders in 
den sechziger Jahren ein Bildungsnotstand drohte (1963 Bericht der Kommission 
Schultz, 1964, Empfehlungen der Kommission Labhardt), beschlossen der Bun­
desrat und die eidgenössischen Kammern, die Hochschulkantone zu unterstützen. 
Das geschah von 1966 bis 1968 auf G rund einer einfachen Übergangsordnung, die 
den Hochschulen 200 Millionen Franken zuteilte. Seit 1969 flössen die Beiträge 
des Hochschulförderungsgesetzes vom 28.6.1968: 1 ’ 150 M illionen für die Jahre 
1969-1974, 856 Millionen für die Jahre 1975-1977 und 926 M illionen für die 
Jahre 1978-1980'.
Die Anliegen der Nichthochschidkantone
Der Bund betrachtete sich mit diesen Subventionen als Treuhänder der Nicht- 
hochschulkantone. Das geschah in der richtigen Annahme, dass die Hochschul­
kantone dem ganzen Lande Dienste erwiesen. Im Jahre 1975 stammten nämlich 
56% der Studenten aus Hochschulkantonen, 27% aus Nichthochschulkantonen, 
17% waren Ausländer. Mit den erwähnten Beiträgen unterstützte der Bund aller­
dings nur rund 52% der kantonalen Hochschulinvestitionen und weniger als 20% 
der Betriebsaufwendungen2.
1 G RR Verlängerte Novembersession 1979, Februar 1980, S. 20 f.
2 G RR Verlängerte Novembersession 1979, S. 21.
In den siebziger Jahren wollte der Bund klare Verhältnisse schaffen und unterbrei­
tete dem Volk ein Hochschulförderungsgesetz. 1978 verwarf der Souverän jedoch das 
Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und die Forschung3. Anderseits 
stieg die Studentenzahl immer mehr an. Für 1978/79 schätzte man sie auf 57’ 160, 
für 1985/86 auf 65’000 bis 67’000 (1960 waren es nur 20’000!). M it diesen Zahlen 
stieg die Angst vor einem Numerus clausus, vorerst in den medizinischen Fakultäten, 
später auch in den übrigen Abteilungen. Die Regierungen der Hochschulkantone 
kamen zudem immer stärker unter den Druck ihrer Steuerzahler, die für die Nicht- 
hochschulkantone nicht weiterhin zuviel bezahlen wollten. Hochschulprojekte im 
Aargau, in Luzern, im Tessin und anderswo waren wohlgemeinte Pläne, führten aber 
in dieser Zeit nicht zum Ziel. (Tessin gründete 1996 eine Architekturakademie und 
Fakultäten für Wirtschaftswissenschaften und für Kommunikation. Luzern ergänzte 
im Jahre 2000 seine Theologische Fakultät m it einer geisteswissenschaftlichen und 
einer juristischen Fakultät).
Einige Nichthochschulkantone versuchten zu helfen, so auch das Wallis. Es nahm 
im sechsten und siebenten Semester Medizinstudenten in einzelne Spitäler auf: 
35-40 im Unterwallis, rund 20 in den Spitälern von Brig und Visp. Weil die Lage 
wirklich dringlich war, zeigten die meisten Nichthochschulkantone 1978-1980 zu­
dem ihren guten Willen in einer eher symbolischen 2 Millionen-Franken-Aktion für 
den Betrieb und die Erweiterung von medizinischen Fakultäten. Unser Kanton be­
teiligte sich m it einem jährlichen Beitrag von Fr. 10 V600.-4.
Die Lösung brachte die interkantonale Vereinbarung über Hochschulbeiträge 
vom 26.11.1979. Sie war ein Gemeinschaftswerk der Konferenz der kantonalen 
Finanzdirektoren und jener der Erziehungsdirektoren. Sie gewährte den Studenten 
und Studienanwärtern der Vereinbarungskantone die gleiche Rechtsstellung wie 
jenen des eigenen Kantons (Art. 2) und setzte die vereinbarten jährlichen Beträge 
fest, die der Wohnsitzkanton des Studierenden zu entrichten hatte5. Das Dekret vom 
13.5.1980 betreffend den Beitritt zur Vereinbarung über Hochschulbeiträge wurde 
im Wallis in der Volksabstimmung vom 22.6.1980 mit 13’983 Ja gegen 4 ’015 Nein 
angenommen.
Die Kosten für unsern Kanton betrugen:
Jahr Pro Student Total Jahr Pro Student Total
1981 Fr. 3’000 Fr. 4 ’261’500 1984 Fr. 4’000 Fr. 6’515’040
1982 Fr. 3’000 Fr. 4 ’374’000 1985 Fr. 4’000 Fr. 6’928’600
1983 Fr. 3’000 Fr. 4 ’590’810 1986 Fr. 5’000 Fr. 9’045’400
GRP, Novembersession 1986, S. 295-
Der damalige Vorsteher des Erziehungsdepartements, Antoine Zufferey, hatte 
umsonst vorgeschlagen, man solle die Finanzkraft der Stände ebenfalls berücksich­
3 Wallis: 29 ’427 N ein, 23’ 110 Ja.
4 GRP, Verlängerte Novembersession 1979, Februar 1980, S. 21, 15-28.
5 GRP, Verlängerte Novembersession 1979, Februar 1980, S. 22f.
tigen und die Anzahl der später in einem Kanton tätigen Hochschulabsolventen in 
die Berechnung einbeziehen, d.h. den sogenannten Wanderungsverlust anrechnen. 
Die Diskussionen im Grossen Rate waren getragen von der Notwendigkeit, für un- 
sern Kanton auch in Zukunft gut ausgebildete Universitätsabsolventen zu sichern. 
Vor allem die Entwicklung der Industrie habe sie nötig. Für eine spätere Verein­
barung seien aber neue Wege zu prüfen: Finanzausgleich zwischen den Kantonen, 
Dezentralisierung von Hochschulinstituten in unserm Kanton, Schaffung einer 
Universität oder von Forschungszentren, Weiterbildungszyklen und Weiterbil­
dungszentren im Wallis. Der Vorsteher des Departements konnte in diesem Sinne 
erneut auf die schon begonnene Zusammenarbeit der Walliser Spitäler mit den me­
dizinischen Fakultäten der Universitäten hinweisen. Fortschritte seien hier aber 
noch möglich, die Zusammenarbeit Hochschule und Nichthochschulkantone sei 
noch ausbaufähig6.
Das zweite Dekret
Das erste Dekret war bis 1986 in Kraft. Am 25. und 26. 10.1984 trafen die Kon­
ferenzen der kantonalen Erziehungsdirektoren und jene der Finanzdirektoren eine 
neue Vereinbarung. Sie erhöhten, wie befürchtet, die Beiträge; als Gegenleistung 
garantierten die Universitäten weiterhin allen Studierenden freien Zugang zu allen 
Fakultäten und die Gleichbehandlung auf der Hochschule. Der Grosse Rat behan­
delte das Dekret in einer einzigen Session und verabschiedete es am 14.11.1986 ein­
stimmig7. Die Volksabstimmung fand am 14.6.1987 statt. 33’877 Bürgerinnen und 
Bürger stimmten Ja, 9’165 Nein.
Immer höhere Beiträge 
Kosten für unsern Kanton:
Jahr________ Pro Student/in_______ Total___________________ Anzahl Studenten
1987 Fr. 5000.- Fr. 9’515’000.- 1930 Studenten
1988 Fr. 6000.- Fr. 1V467’287.- 1998 Studenten
1989 Fr. 6000.- Fr. 11’782’500.- 2086 Studenten
1990 Fr. 7000.- Fr. 14’354’500.- 2266 Studenten
1991 Fr. 7000.- Fr. 15’566’250.- 2223 Studenten
1992 Fr. 8000.-. Fr. 19’013’000.- 2376 Studenten
GRP, Verlängerte Novembersession 1991, Januar 1992, S. 698.
6 G PR, Verlängerte Novembersession 1979, Februar 1980, S. 28-40.
7 GRP, Novembersession 1986, S. 295-316; zweite Lesung, I.e., S. 425.
Die dritte Vereinbarung datierte vom 26.10./7.12.1990; das Wallis erklärte 
seinen Beitritt durch Dekret vom 14.5.19928. Die Gültigkeitsdauer lief für die Jahre 
1993-1998. Zwei Änderungen seien für diese Vereinbarung erwähnt: Wenn ein 
Student mehr als 16 Semester an einer Universität immatrikuliert war, entfiel die 
Zahlungspflicht des Kantons. Dabei untersuchten die Universitäten nicht, ob es sich 
um einen «ewigen» Studenten handelte oder z.B. um einen Doktoranden. Gastse­
mester an schweizerischen Universitäten durften sie berücksichtigen. Gesamtschwei­
zerisch traf diese Bestimmung etwa 12% der immatrikulierten Studenten. Von 1993 
an entrichteten die Kantone Fr. 8’500.- pro Studierenden, für die folgenden Jahre 
kam ein Teuerungszuschlag im Rahmen des Lebenskostenindexes der Konsumenten­
preise hinzu. So blieben die realen Beiträge der Nichthochschulkantone pro Student 
für die Beitragsperiode 1993-1998 unverändert9. Das Dekret vom 14.5.1992 nahm 
das Volk am 21.6.1992 mit 18’726 Ja gegen 3’070 Nein an.
Kosten für unsern Kanton:
Jahr Pro Student/in Total Anzahl Studenten
1993 Fr. 8’500.- Fr. 19779’500.- 2327 Studenten
1994 Fr. 8712.- Fr. 20’888’218.- 2397 Studenten
1995 Fr. 8747.- Fr. 2V400’391.- 2446 Studenten
1996 Fr. 8*913.- Fr. 22’310’615.- 2503 Studenten
1997 Fr. 8’984.- Fr. 22’987738.- 2558 Studenten
1998 Fr. 9’029.- Fr. 2 4 7 0 9 ’432.- 2570 Studenten
Verwaltungsbericht 1997, S. 57; GRP, Junisession 1998, Bd. 10, S. 411.
Der schmerzhafte Kompromiss: die vierte Vereinbarung
Die vierte Vereinbarung erforderte lange und schwierige Verhandlungen. Eine 
Zeit lang drohten die Hochschulkantone Bern und Zürich, die Beiträge stark zu er­
höhen oder den Numerus clausus einzuführen. Als Antwort auf eine Anfrage im 
Grossen Rat wies Staatsrat Wilhelm Schnyder auf die heikle Lage der Nichthoch­
schulkantone h in10. Die Nichthochschulkantone mussten einer weiteren Erhöhung 
ihrer Beiträge zustimmen. Bisher galten in den Vereinbarungen für alle Fakultäten 
die gleichen kantonalen Beteiligungen. Sie erhöhten sich schrittweise oder passten 
sich seit 1994 der jährlichen Teuerung an. Auch der Sinn der Beteiligung änderte 
sich: Zu Beginn ersetzten die Kantonsbeiträge teilweise die fehlende Bundesunter-
8 Erste Lesung GRP, Verlängerte Novembersession, 1991, Januar 1992, S. 696-706; zweite Lesung GRP, Maisession 
1992, S. 538-541.
9 GRP, Verlängerte Novembersession 1991, Januar 1992, S. 701.
10 GRP, M ärzsession 1996, S. 834f.
Stützung; jetzt entstand daraus ein «wichtiges Element zur gleichmässigen Lastenver­
teilung zwischen den Kantonen und zur Qualitätssicherung des höheren Bildungs­
wesens in der Schweiz»11. Die vierte Vereinbarung galt erneut für 5 Jahre, von 1999 
bis zum 31.12.2003. Neu war die progressive Anwendung unterschiedlich veranlag­
ter jährlicher Pauschalen, je nach Fakultätsgruppe. Sie sollten am Ende folgende 
Beiträge erreichen:
Die Erhöhung erfolgte stufenweise, verteilt auf 5 Jahre:






1999 Fr. 9’500 Fr. 17700 Fr. 22700
2000 Fr. 9’500 Fr. 19’467 Fr. 30’467
2001 Fr. 9’500 Fr. 21’233 Fr. 38’233
2002 Fr. 9’500 Fr. 23’000 Fr. 46’000
2003 Fr. 9’500 Fr. 23’000 Fr. 46’000
Art. 12 der Vereinbarung.
Die Kantone verlangten weiterhin Einsicht in die Liste ihrer Studierenden; die 
Beitragsdauer betrug 12 beziehungsweise 16 Semester für die an der medizinischen 
Fakultät eingeschriebenen Personen. Die Verhandlungen führte für den Kanton Wal­
lis der Vorsteher des Finanzdepartements. Er konnte der Idee des Wanderungsverlu­
stes zum Durchbruch verhelfen. Wie die Kantone Uri und Jura profitierte das Wallis 
von 10% Abzug für hohe Wanderungsverluste (Art. 13 der Vereinbarung). Trotzdem 
bedeutete der Beitritt zur Vereinbarung eine hohe Beteiligung des Kantons.
Die Eintretensdebatte fand am 22.6.1998 statt. Das Gesetz gab zu keinen Dis­
kussionen Anlass12.
Die effektiven Kosten nach Abzug von 10% für Wanderungsverluste:
Jahr Pro Studierende Total Anzahl Studenten
1999 Fr. 10’023.- Fr. 25’6 4 l’000.- 2’558
2000 Fr. H ’274.- Fr. 26’495’993.- 2’350
2001 Fr. 11’942.- Fr. 28’094’987.- 2’352
2002 Fr. 12’464.- Fr. 29’926’525.- 2’405
Verwaltungsberichte 1999, S. 63; 2000, S. 70; 2001, S. 59: 2002, S. 63.
Die Frage der Wanderungsverluste beschäftigte auch die Forschung. Die Walliser 
Regierung gab 2003 in Zusammenarbeit mit privaten und halbstaatlichen Institu­
11 GRP, Junisession 1989, Bd. 10, S. 407.
12 GRP, Junisession 1998, Bd. 10, S. 23-29, 60 , 407-413; IN TERK A N TO N A LE U N IV ER SITÄ TSV ER EIN B A R U N G , I .e . ,  
S. 414-420; W B, 19.11.1996, S. 9. Die zweite Lesung und  die A nnahm e des Gesetzes erfolgten am 28.9.1998; 
Septembersession 1998, Bd. 11, S. 66-70, 212, 731-745.
tionen unter der Leitung der Universität Neuenburg eine Studie in Auftrag, die den 
Gründen dieser Abwanderung, dem «Export von grauen Zellen», nachgehen sollte13.
Die Beziehungen Wallis-Universitäten
Die Kontakte des Erziehungsdepartements mit den Universitäten bestanden seit 
Jahrzehnten, lange vor den interkantonalen Hochschulvereinbarungen. Meist waren 
das Beziehungen zwischen Universitätsprofessoren und ihren ehemaligen Schülern, 
die jetzt in den Gymnasien unterrichteten. Nach der Einführung der Studienbe­
ratung in den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts besuchten Klassenlehrer und 
Berufsberater mit den interessierten Studierenden vermehrt die einzelnen Hoch­
schulen. Die Kontakte vereinfachten sich seit der Neugestaltung der Schweizerischen 
und der Westschweizerischen Hochschulkonferenz. Hier nahm das Wallis teil, ob­
wohl es nicht Hochschulkanton war14. Die Konferenz der Erziehungsdirektoren und 
die Departementsekretäre ihrerseits erleichterten die Kontakte.
Das Wallis als Hochschulkanton
Unser Kanton war bereits dreimal «Hochschulkanton». Von 1807-1908 führte er 
in Sitten die sogenannte Rechtsschule. Sie stand Schülern offen, die das Gymnasium 
(zweite Rhetorikklasse) oder das Lyzeum abgeschlossen hatten, und bildete sie in 
einem oder zwei Jahren zu Notaren aus15. W ährend des Zweiten Weltkrieges schlos­
sen die Nationalsozialisten das Jesuitenkonvikt Canisianum in Innsbruck. Professo­
ren und Studenten fanden im alten Spital von Sitten 1938-1945 Unterkunft. Die 
theologische Fakultät war international; sie zählte in ihren Reihen Amerikaner, Un­
garn, Engländer und andere Ausländer16. 1971 hatte das Wallis bereits zum dritten 
Mal die Ehre, «Universitätskanton» zu sein. Eine amerikanische Hochschule eröffne- 
te in Haute-Nendaz und Super-Nendaz einen Universitätscampus, «The University 
of the New Word at Valais, Switzerland», fand aber nicht die nötigen Studierenden 
und verliess den Kanton wieder.
M it der Zunahme der Studierenden an den Hochschulen wurden die Studien­
plätze und die Finanzen knapp. Die Hochschulkantone drohten mit einem Numerus 
clausus. So entstand 1980 die erste Interkantonale Vereinbarung über Hochschul- 
beiträge. Das war ein Einschnitt in die Tradition der Beziehungen zwischen Nicht- 
hochschulkantonen und den acht kantonalen Universitäten von Genf, Lausanne,
13 NF, 27 .5 .2003, S. 14; W B, 27.5.2003, S. 1, 7.
14 Les Valaisans ec l’Université de Fribourg: une histoire d ’am our... D ie Walliser und die Universität Freiburg: 
gemeinsam in die Z ukunft..., Fribourg 1990; Louis C A R L E N , Das Wallis und  die Universität Freiburg, Brig 1977.
15 S C H M ID , Unterrichtswesen, S . 153fF.; Jean G R A V E N , L’école de d ro it valaisanne (1807-1908), in: A N N A LES valai- 
sannes 1965, série 2, tom e 13, S. 177-242.
16 Louis CARLEN, Wallis und Tirol, in: WÀLLISER Jahrbuch 2 0 0 1 ,  S. 2 0 ;  Emil TSCHERRIG, D ie T ätigkeit der Ö ster­
reichischen Jesuiten in Sitten 1 9 3 8 - 1 9 4 5 ,  in: Le m onde réligieux, No. 2 5  ( 1 9 5 5 ) ,  S. 6 5 - 7 1 ;  Françoise VÀNNOTT1, 
L’H ôpital de Sion à  travers les siècles 1 1 6 3 - 1 9 8 7 ,  Sion 1 9 8 7 ,  S. 8 3 ; ANNALES Valaisannes 1 9 4 9 ,  2 e Série, 
2 4 e année, S. 1 7 6 : C anisianum  ou Collège international, Faculté am éricaine de théologie.
Freiburg, Neuenburg, Bern, Basel, Zürich und St. Gallen. Die eidgenössischen 
Technischen Hochschulen von Lausanne und Zürich waren nicht betroffen. Es war 
darum folgerichtig, dass sich das Departement überlegte, wie diese neue Lage zu 
meistern sei. Die Zusammenarbeit mit den Hochschulen war zu intensivieren, die 
Lage unserer Studierenden zu verbessern und das Departement wünschte, einen Teil 
der Staatsgelder für Bildung und Forschung hier im Kanton einzusetzen.
Die Kommission Wallis-Universitäten
Aus diesem Grunde schuf der Staatsrat auf Initiative des Erziehungsdepartements 
im April und Juni 1986 eine Kommission, die alle Formen der Zusammenarbeit 
zwischen dem Kanton Wallis und den Hochschulen zu untersuchen hatte. Die Vor­
schläge sollten zugleich das Wallis wissenschaftlich, wirtschaftlich und kulturell för­
dern. Hermann-Michel Hagmann präsidierte die Kommission. Sie umfasste mehr als 
dreissig Personen aus Verwaltung, Wissenschaft, Forschung und Politik. Zahlreiche 
Walliser Hochschulprofessoren und andere dem Kanton wohlgesinnte Persönlich­
keiten Hessen sich für das Problem begeistern und arbeiteten mit.
Im besonderen sollte die Kommission
• die Bedürfnisse der Hochschulen abklären;
• Vorschläge ausarbeiten und feststellen, welche Kurse, Konferenzen, Seminare, 
Forschungsarbeiten usw. die Hochschulen dezentralisieren und in unserm Kan­
ton durchführen könnten;
• Feststellen, welche Infrastruktur, welche Räume und Dienstleistungen der Kan­
ton zur Verfügung stellen müsste;
• Kontakte aufnehmen, um einzelne Projekte zu verwirklichen17.
Die Aufgabe war anspruchsvoll, die Vorschläge flössen reichlich. Ein elfköpfiger 
Ausschuss leitete die verschiedenen Vorschläge in die richtigen Gefässe und koordi­
nierte. Der Aufwand war eindrucksvoll: 4 Vollversammlungen, 5 Sitzungen des Aus­
schusses, 11 Gesprächsrunden mit etwa 100 Teilnehmern, 2 Tagungen etc. Für das 
Oberwallis fand am 4. September 1987 im Rahmen der Oberwalliser Gewerbeaus­
stellung (OGA) ein Symposium statt. Es hatte zum Thema: Austausch von Wissen, 
Erfahrung, Kreativität und war ein Gedankenaustausch zwischen Walliser Vertretern 
von Wissenschaft, Erziehung, Wirtschaft und Politik18.
Viele Sitzungen m it Vertretern der Hochschulen, der W irtschaft und der Wal­
liser Gymnasien zeigten, dass die M aturitätsschulen schon grosse Anstrengungen 
unternom m en hatten, um ihre Schüler den Hochschulen näher zu bringen und 
die notwendigen Inform ationen zu geben. Es fehlte jedoch manchmal das Interes­
se der Schüler an naturwissenschaftlichen Fächern. Hochschuldozenten sollten
17 W allis-Universitäten, S. 4-6.
18 A U STA U SCH  von W issen, Erfahrung und Kreativität. Ein öffentlicher G edankenaustausch zwischen Walliser 
Vertretern der W issenschaft, Erziehung, W irtschaft und Politik un ter dem  Patronat der Regierung des K antons 
Wallis anlässlich der O G A  1987. Typoskript, Brig 1987. 19 Them enkreise standen au f dem  Program m : Wallis- 
Universitäten, S. 4-13.
darum  im Wallis Seminare organisieren und an jeder Hochschule Kontaktstellen 
für Walliser M ittelschullehrer schaffen. Die Kommission nahm dankend zur 
Kenntnis, dass viele Hochschulen schon seit Jahren im Wallis Kongresse, Semi­
nare, Praktika, Exkursionen etc. durchführten. Hier könnte auf dem Gebiet der 
Nachdiplom studien das Wallis m it Forschungszentren noch bessere Infrastruk­
turen schaffen und zugleich der eigenen Fort- und W eiterbildung den notwendi­
gen Auftrieb geben19.
26  Vorschläge
Zu den konkreten Ergebnissen der Kommission Wallis-Universitäten zählten 
26 namentlich aufgefuhrte Projekte (150 standen in Diskussion). Sie wurden kluger­
weise nach ihrer Dringlichkeit als kurz-, mittel- oder langfristig eingestuft. Einige 
sind inzwischen in die Tat umgesetzt worden, andere werden vielleicht folgen, oder 
sind kaum realisierbar20.
Die Kommission Wallis-Universitäten schlug neben konkreten Projekten auch 
die Schaffung einer permanenten Kommission vor, die sich aus Vertretern offizieller 
und privater Kreise des Wallis zusammensetzen und alle Departemente der Staats­
verwaltung einbeziehen sollte21.
Die Vereinbarungen mit Hochschulen
Aus diesen Überlegungen Unterzeichnete das Departement vorerst in den Jahren 
1988 bis 1991 mit allen Schweizer Hochschulen und mit einigen im Ausland Ver­
einbarungen, die eine engere Zusammenarbeit ermöglichen sollten:
Universität Lausanne 5.10.1988; Universität Freiburg 28.10.1988; Universität 
Genf 20.1.1989; Universität Augsburg 11.3.1989; Universität Bern 11.12.1989; 
Universität Neuenburg 8.6.1990; Universität Basel 27.9.1990; Universität Zürich 
7.11.1990; Universität Perugia 11.3.1991; Universität Grenoble 7.6.1991; Uni­
versität St. Gallen 4.10.1991; FernUniversität Hagen 7.11.1991 und später am 
30.10.2000 die Universität von Savoyen. Die jeweiligen Vereinbarungen mit den 
Universitäten fanden in der Presse grosszügige Publizität, ebenfalls in den M ittei­
lungsblättern des Departements22.
Die Kommission Wallis-Universitäten beabsichtigte, in Zusammenarbeit mit den 
Hochschulen Bildungs- und Forschungszentren zu führen. Bei näherem Zusehen 
stellten wir fest, dass sich die meisten unterschriebenen Vereinbarungen auf löbliche 
allgemeine Absichtserklärungen zur gegenseitigen Information und zu Hilfeleis­
tungen bei der Organisation von Seminaren, Exkursionen, Kolloquien und Praktika 
der Hochschulstudenten in unserm Kanton beschränkten. Einige Hochschulen ver-
19 W allis-Universitäten, S. 52-60.
20 W allis-Universitäten, S. 77-128.
21 W allis-Universitäten, S. 130fF.
22 M it t e il u n g s b l ä t t e r  1991, Jg. 16, N r. 1, Nr. 3, N r. 4 , Nr. 5, und  Jahrgang 17, Nr. 1.
pflichteten sich allerdings zu konkreteren Zusammenarbeitsverträgen und For­
schungsprojekten, wie Freiburg, Bern, Lausanne, G enf und die EPFL in Lausanne.
Hochschulen und Forschungszentren
Die Vereinbarungen mit den Hochschulen lagen in der Kompetenz des Staats­
rates und des Departements. Zur Verwirklichung der 26 vorgeschlagenen Projekte 
(oder eines Teils davon) benötigte die Regierung jedoch die Genehmigung des Gros­
sen Rats. Die gesetzlichen Grundlagen bestanden in den Artikeln 7 und 120 des 
Gesetzes über das öffentliche Unterrichtswesen von 1962. Ein Bericht der Finanz­
kommission billigte bereits im September 1990 die Politik Wallis-Universitäten und 
befürwortete eine Integration der Projekte in den Vierjahresplan der Regierung 
1991-1994. Der Staatsrat ratifizierte am 21.4.1993 die bisherigen Ergebnisse und 
schlug für die Finanzierung in den folgenden Jahre nachstehende Beträge vor: 1991:
1.2 Mio., 1992: 1.3 Mio., 1993: 1.4 Mio., 1994: 1.5 Mio. Der Betrag für 1991 blieb 
bestehen, jenen für 1992 reduzierte der Grosse Rat jedoch auf Fr. T l7 0 ’000.-23. In 
der Folge blieben Fr. 1’170’000.- für die Jahre 1993, 1994, 1995 und 1996 aufgrund 
des neuen Dekrets vom 13.1 1.199224. M it dem Globalkredit sollte den einzelnen 
Projekten ein staatlicher Beitrag zugesprochen werden. Von 1998 an integrierte das 
Departement die Beträge jeweils in die allgemeinen Budgetposten. Den grössten Teil 
der Kosten bezahlten aber private Partner, Stiftungen und Gemeinden.
Die Ergebnisse von Wallis-Universitäten
Die wichtigsten Ergebnisse der Arbeiten von Wallis-Universitäten waren
• das Institut Kurt Bösch in Sitten, das auf Hochschulniveau interdisziplinären und 
transdisziplinären Unterricht anbietet;
• das Forschungsinstitut für Ophtalmologie in Sitten;
• das Zentrum für Forschungen im Bereich von medizinischen und aromatischen 
Pflanzen (Mediplant);
• das Universitäre Forschungszentrum für Mehrsprachigkeit (UFM) im Stockalper­
schloss in Brig;
• das Institut für Wirtschaftswissenschaften (ISW) in Visp.
Weitere Institute, die bereits bestanden, wurden ins Konzept der kantonal aner­
kannten und subventionierten Forschungsstellen aufgenommen und profitierten von 
der Infrastruktur des Departements, ohne dass sie ihre Selbständigkeit aufgeben 
mussten. Zu ihnen gehörten das Institut Dalle Molle für künstliche Intelligenz im 
Bereich der Wahrnehmungen in Martinach (IDIAP). Im Oberwallis integrierte die 
Kommission das schon früher im Stockalperschloss bestehende Forschungsinstitut
y  D ekret vom  15.11.1991; SG 8 5 ,1 9 9 1 , S. 84f. 
2< SG 86, 1992, S. 270.
zur Geschichte des Alpenraums (FGA) ins Konzept Wallis-Universitäten. Die Uni­
versität Bern hatte sich bereits 1983 zu einer partiellen Dezentralisierung eines Teils 
der Wirtschaftsinformatik entschlossen und schuf das Institut für Technologie und 
Wirtschaftsinformatik (TEWI) in Brig. Andere bestehende Institutionen konnten 
ebenfalls unterstützt werden, wie das Centre régional d’études des populations alpi­
nes (CREPA), früher Centre de recherches historiques de Bagnes (CRHB) in S em­
brancher. Das Centre de Recherche sur l’Environnement Alpin (CREALP), Zentrum 
für Alpine Umweltforschung in Sitten, ist eine Stiftung des Kantons Wallis und der 
Stadt Sitten. Es wurde 1968 gegründet und widmet sich der Erdforschung, der 
Forschung von Wasser und Atmosphäre25. Das Institut de Recherche en Informa­
tique et Télématique in Siders (ICARE) arbeitet besonders mit der Informatikschule 
zusammen26. Um den gesetzlich unbefriedigenden Zustand der Subventionierung all 
dieser Institute zu beseitigen, schuf der Grosse Rat am 2.2.2001 das Gesetz über Bil­
dung und Forschung von universitären Hochschulen und Forschungsinstituten27. 
Die Beiträge des Staates an universitäre Forschungsinstitute beliefen sich 2001 auf 
Fr. 1’380’000.-28.
Das Gesetz vom 2.2.2001 über Bildung und Forschung 
von universitären Hochschulen und Forschungsinstituten
Die gesetzliche Grundlage für das erste «Hochschulgesetz» des Kantons Wallis hat 
seine rechtliche Basis in den Artikeln 4, 7 und 120 des Gesetzes von 1962. Zugleich 
ist der Erlass die letzte Stufe der Anstrengungen, die Staatsrat Com by 1986 mit der 
Aktion Wallis-Universitäten unternommen hatte. Die bestehenden Forschungs­
institute jener Zeit mussten finanziell unterstützt werden. Das geschah zuerst auf­
grund der Dekrete vom 15.11.1991 und 13.11.199229. Das Gesetz über Bildung 
und Forschung schuf die gesetzliche Grundlage. Es wollte Bildung und Forschung 
auf universitärer Stufe im Wallis fördern, an den Bildungs- und Forschungseinrich­
tungen mitarbeiten und im Kanton die Voraussetzungen dazu schaffen30. Dazu kam 
die Zusammenarbeit m it Universitäten, eidgenössischen technischen Hochschulen, 
Fachhochschulen, Forschungszentren und eidgenössischen Organisationen. Der 
Staatsrat ernannte im Jahre 2002 einen aus 7-11 «namhaften» Personen bestehenden 
Bildungs- und Forschungsrat, der wissenschaftliche, finanzielle und kommerzielle 
Verantwortungen zu übernehmen und die Beziehungen zu Bundesstellen zu sichern 
hatte, und erliess die notwendigen Ausführungsbestimmungen. Die Regierung 
konnte nach Stellungnahme des Bildungs- und Forschungsrates neue Institute und 
universitäre Bildungsgänge anerkennen. Ein Abschnitt behandelte Bildung und For­
schung.
25 F o u rn ie r, Activités 1999, D EC S, Sion 1999, S. 44.
26 F o u r n i e r , I.e., S. 16-28.
27 SG 95, 2001, S. 45.
28 S t a a t s r e c h n u n g  2001, S. 169.
25 GRP, Novembersession 1991, S. 272-287, 595; 1992, S. 380-387, 527.
30 SG 95, 2001, S. 45: Gesetz vom 2.2.2001 über Bildung und  Forschung.
Das Universitäre Institut Kurt Bösch in Sitten, 1995. Architekten: Grégoire und Eric Comina
Das Institut Kurt Bösch (IKB) in Sitten (1989) 
seit 1999 Institut Universitaire Kurt Bösch (IUKB)
Ein Ergebnis der Kommission Wallis-Universitäten war das Institut Kurt Bösch 
(IKB, IUKB). Die Idee eines interdisziplinären Zentrums stammte von Stefan 
Graeser (Basel/Binn), der sie zusammen mit dem damaligen Rektor der Universität 
Basel und Nobelpreisträger für Mikrobiologie Werner Arber entwickelte. Sie schlu­
gen in Zusammenarbeit und im Einverständnis mit den Schweizer Universitäten ein 
interdisziplinäres und transdisziplinäres Zentrum  vor. Die Bezeichnung lautete zu 
Beginn «Zentrum für inter- und transdisziplinäre akademische Lehre» (ZITAL) oder 
auf französisch: Institut universitaire inter- et transdisciplinaire (IUIT).
Die Überlegungen der Initianten zur Schaffung dieses Zentrums gingen von der 
Feststellung aus, dass die zunehmende Vermehrung des Wissens in unserer Zivilisa­
tion zu einer immer engeren Spezialisierung der akademischen Studien führe. Dar­
um sei es wichtig, interdisziplinäre Zusammenhänge zu erkennen und andere 
Standpunkte zu verstehen. Durch inter- und transdisziplinäre Lehrveranstaltungen 
Hessen sich diese Ziele erreichen. Die Hochschulen hätten ein Interesse, ihre Absol­
venten auf diesem Weg wieder zurück zur Bildung der ursprünglichen «Universitas» 
zu bringen.
Die grosszügige Spende des Mäzens Kurt Bösch (1907-2000) ermöglichte die 
Verwirklichung dieser Idee. Bösch war Bürger von Ebnat-Kappel und W interthur, 
geboren wurde er in Augsburg; er hatte, wie er sagte, eine zweifache Heimat, Augs­
burg und das Wallis. Unsern Kanton kannte er durch den Militärdienst als Artillerie­
offizier in Sitten. Als Industrieller erwarb er sich ein ansehnliches Vermögen, von 
dem er in Augsburg und im Wallis einen grossen Teil der Öffentlichkeit zur Verfü­
gung stellte. Im Wallis schuf Bösch bereits 1985 eine erste Stiftung Kurt Bösch (KBS)
mit drei Häusern am südlichen Talhang von Sitten, in denen Walliser und Augs­
burger Gymnasiasten in Sommerkursen einander über die Grenzen hinaus kennen 
lernten. Am 29.10.1986 trafen sich die Stiftungsräte zur ersten Sitzung und von 
1987-1995 fanden Sommerkurse für Gymnasiasten aus Augsburg und dem Wallis 
statt. Besonders in Erinnerung blieben das sprachliche Intensivseminar 1987, das 
Mathematikseminar von 1988 und jenes für Geschichte von 1994. Aus dieser guten 
Zusammenarbeit entstand vorerst eine enge Verbindung zwischen der Dienststelle 
für Mittelschulen und dem Rektor der Universität Augsburg, Josef Becker.
Das Projekt Nr. 5 von Wallis-Universitäten interessierte Herrn Bösch, und so 
kam es am 4. 7.1989 zur zweiten privatrechtlichen Stiftung: Institut Kurt Bösch 
(IKB). Es war eine reiche Schenkung von Grundstücken, Gebäuden und Kapital, so 
dass in Brämis mit dem Bau des Vorlesungsgebäudes IKB begonnen werden konnte. 
Es wurde 1995 offiziell eingeweiht. Neben Kurt Bösch, der Stadt Sitten, dem Staat 
Wallis und ändern Trägern beteiligte sich jetzt auch der Bund am IKB. Die Hoch- 
schulkonferenz anerkannte das Institut am 17.10.1991 und der Bund am
11.11.199231. Die offizielle Anerkennung als universitäres Institut durch den Bund 
bedeutete auch die finanzielle Unterstützung an die Investitionen und die jährlichen 
Betriebskosten32.
Die Tätigkeit des Instituts Kurt Bösch
Das IKB begann 1990 mit inter- und transdisziplinären Vorträgen, Seminarien 
und Kolloquien. Die Anlässe waren unterschiedlich in Dauer und Qualität; sie fan­
den auch nicht immer am gleichen O rt statt. 1990 zählte das Institut 7, 1994 und 
1996 je 17 Veranstaltungen. Nach der Eröffnung des Vorlesungsgebäudes in Brämis 
am 7.4.1995 konzentrierten sich Vorlesungen und Seminarien um folgende Themen, 
die man zu den Kernaufgaben des Institutes machen wollte:
Die vier Aufgaben
1992 gründete das IKB in Zusammenarbeit mit der Ingenieurschule Sitten und 
der Universität Bordeaux das «Centre Universitaire des Sciences de la Vigne et du 
Vin» (C U W )33. Das CUVV wurde ein assoziiertes Institut des IKB34. Einen zweiten 
Schwerpunkt fand das IKB in der Erforschung von Problemen des dritten Alters. Die 
«European Academy for Medicine of Ageing» (EAMA), widmete sich der Alters­
kunde35. Gleiche Ziele verfolgte das «Institut Universitaire Ages et Générations» 
(INAG). Zusammen mit ändern Partnern auf Hochschulstufe organisierte es Fort­
bildungskurse als «Interdisziplinären, Universitären, Gerontologischen Studiengang»
31 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1991, S. 138.
32 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1991, S. 133; 1992, S. 131; R a p p o r t  de gestion IKB 1993, S. 15.
33 NF, 8 .3 .1996, S. 14; 26 .10 .1996, S. 3; C ahier Vinea.
34 R a p p o r t s  de gestion 1993, S. 7f.; 1995, S. 6; J a h r e s b e r i c h t  2000, S. 54-57.
33 NF, 26 .8 .1996; 10.12.1996; R a p p o r t s  de gestion 1995, S. 5; J a h r e s b e r i c h t  2000, S. 53.
und erforschte Themen des dritten Alters36. Nach der Durchführung eines Kon­
gresses der Stiftung Dr. Korsjak gründete das IKB ein europäisches Institut für die 
Rechte des Kindes37. Das «Institut International des Droits de l’Enfant» (DIE) ent­
stand 1995 und fand seinen Sitz ebenfalls im IKB38. Im Jahre 1995 organisierte das 
IKB zwei Seminarien über die Erforschung des Alpenraumes und setzte damit den 
vierten Schwerpunkt39.
Masterprogramme
Als universitäres Institut widmet sich das IUKB in Zusammenarbeit mit ändern 
Hochschulen der Postgradausbildung in vier Bereichen. Es bot die Ausbildung an 
für den «Master européen en médiation»40, den «Master Européen en Soins Palliatifs 
et Thanatologie»41, den «Master international en M angement de la Qualité» 
(M TQM ). und als vierte Möglichkeit den «Master Européen en Coopération Trans­
frontalière»42.
Schwierigkeiten nnd Finanzen
In den ersten 10 Jahren hatte das IKB mit verschiedenen Schwierigkeiten zu 
kämpfen. Die Auffassungen über Inter- und Transdisziplinarität waren ungewohnt 
und nicht genau umschrieben. Einzelne Hochschulen sahen im neuen Institut eine 
Konkurrenz. Nach verschiedenen internen Reorganisationen straffte der Stiftungsrat 
am 12.1.2001 die Strukturen. Der Staat Wallis versprach, das Institut weiterhin zu 
unterstützen und den jährlichen Beitrag zu erhöhen.
Dem Institut standen beachtliche Geldmittel zur Verfügung. Die jährlichen 
Betriebsrechnungen notierten folgende Einnahmen:
1995 Fr. 1’452’465.- 1999 Fr. 3’624’358.-
1996 Fr. T439’309.- 2000 Fr. 4’149’358.-
1997 Fr. 1’976*281.- 2001________Fr. 4T35’913.-
199 8_______ Fr. 2’670’577.-
Die grossen Geldgeber waren neben Kurt Bösch das Bundesamt für Wissenschaft 
und Forschung, der Staat Wallis, die Stadt Sitten, die Loterie romande und andere 
Sponsoren43. Präsident des IUKB war seit Beginn Bernard Comby, erster Rektor 
Gilbert Fournier, der Delegierte für universitäre Fragen im Departement.
36 J a h r e s b e r ic h t  2 0 0 0 ,  S. 4 9 - 5 2 .
37 NF, 4 .11 .1996, S. 13 :8 .11 .1996 , S. 9 :5 .1 2 .1 9 9 6 , S. 18 u.a.m ..
38 J a h r e s b e r ic h t  2 0 0 0 , S . 4 6 - 5 2 .
w  NF, 11.6.1996, S. 14; R a p p o r t  de gestion 1995, S. 14.
30 J a h r e s b e r i c h t  2 0 0 0 ,  S . 1 0 ,2 9 - 3 1 .
31 J a h r e s b e r i c h t  2 0 0 0 , S . 2 5 - 2 8 .
33 J a h r e s b e r i c h t  2000, S. 10.
33 U n t e r n e h m u n g e n  u n d  M e n s c h e n , S . 9 9 .
Das Fernstudium bietet die Möglichkeit einer wissenschaftlichen Erstausbildung 
und neue Formen wissenschaftlicher Weiterbildung, ohne dass die Studierenden 
dafür den Arbeitsplatz aufgeben müssen. Sie lernen zumeist selbständig zu Hause mit 
didaktisch aufbereitetem Material, aber auch mittels Software, Ton- und Video­
kassetten. Präsenzveranstaltungen in den Studiozentren ergänzen die Selbstlern- 
phasen zu Hause. Video- und Computerkonferenzen ergänzen den Unterricht. Die 
FernUniversität Hagen bietet durch die regionalen Studienzentren Brig und Pfäffi- 
kon folgende Angebote für die wissenschaftliche Grundausbildung: Elektrotechnik, 
Wirtschaftswissenschaften, Rechtswissenschaften, Erziehungs-, Sozial- und Geistes­
wissenschaften, Mathematik, Informatik. Diese Angebote gelten für ein grundständi­
ges Studium, aber auch für die Fort- und Weiterbildung und für Spezialprogramme 
mit internationalen Projekten.
Die Gründung in Brig
Die Entstehung des Studienzentrums geht auf einen Vertrag zurück, den das 
Departement mit der FernUniversität Hagen 1991 abschloss. 1992 entstand die Stif­
tung FernUniversität Hagen. Gründer und Partner waren das Spital Brig, das Bun­
desamt für Bildung und Wissenschaft, die Stadtgemeinde Brig-Glis, die Munizi­
palgemeinde Naters, die Region Brig-Ostlich Raron, die Firma Philip Morris, die 
Loterie Romande und der Staat Wallis. Ein regionales Studienzentrum entstand 
ebenfalls in Pfäffikon. Brig blieb die Koordinationsstelle für die gesamte Schweiz. 
1993 wurde das Studienzentrum Mitglied der European Association of Distance 
Teaching Universities (EADTU). Für das Prüfungsjahr 1995/96 wählte die Univer­
sität Brig als Prüfungsort für den Fachbereich Erziehungs-, Sozial- und Geisteswis­
senschaften. Die Kontakte zur EADTU führten 1994 zur Erneuerung des Studien­
zentrums als EuroStudienCentrum (ESC). Erster Direktor war Per Bergamin. Das 
Departement vertraute dem Studienzentrum Brig im Wintersemester 1993/94 einen 
Kurs zur Ausbildung von kantonalen Hilfsschullehrern und Hilfsschullehrerinnen 
an. Zur gleichen Zeit bildete die FernUniversität Schuldirektoren, Staatspersonal, 
verwaltungstechnisch interessierte Lehrkräfte im Bereich der Wirtschaftswissen­
schaften, in Führung, Arbeits- und Organisationspsychologie sowie Management 
aus. Der Kurs hiess «Kader im Bereich der Schule»44. Es folgten weitere Bildungsan­
gebote im Auftrag des Erziehungsdepartements.
Status der Studierenden in deutschsprachigen Programmen im Jahre 2000:
Status Studierende Männer Frauen Prozent
Vollzeit 107 61 46 16%
Teilzeit 340 182 158 50%
Status Studierende M änner Frauen Prozent
Gasthörer 229 130 99 34%
Total 676 373 303 100%
Jahresbericht 2000, S. 37.
Im Sommer 2000 bot die Schule erstmals internetbasierte Mentorenkurse an. Da­
mit sollte eine permanente Kommunikation zwischen Mentoren und Studenten, 
aber auch zwischen den Studierenden möglich sein45. Das Studienzentrum fand auch 
ausserhalb des Kantons ein Echo. Die N Z Z  schrieb darüber: Eine Vorstufe zur virtu­
ellen Universität, Fernstudium am Studienzentrum Brig46. Organisatorisch stellten 
sich die Fernstudien Schweiz im Jahre 2002 wie folgt dar: Die Stiftung Fernstudien 
Schweiz als Kompetenzzentrum mit Sitz in Brig stand unter dem wissenschaftlichen 
Direktor Prof. Dr. Paul Volken. Dieser Dachorganisation unterstanden das Studien­
zentrum in Brig, das Studienzentrum Pfäffikon und das Centre Romand d’Ensei- 
gnement à Distance (CRED) in Siders.
Das Centre romand d’enseignement à distance (CRED) Siders (1995)
Nach dem Zentrum  für universitäre Fernstudien in Brig entstand eine ähnliche 
Institution für die frankophonen Regionen. Das Centre romand d’enseignement à 
distance (CRED) in Siders besteht seit 1995 und hat seinen Sitz im Château Mercier. 
Es arbeitet mit der Stiftung Fernstudien Schweiz in Brig, mit den Walliser Schulen 
des tertiären Bildungsbereichs, mit den Westschweizer Universitäten und jenen von 
Besançon, Dijon, Grenoble, Paris VIII, Saint Denis, dem Centre National d’Enseig- 
nement à Distance (CNED) Poitiers, und der Télé Université du Québec, Canada, 
zusammen. Das Schuljahr 1996/97 bot in der Grund- und Weiterbildung folgende 
Fachrichtungen an: Mathematik, Wirtschaftswissenschaften, Geschichte, Moderne 
Literatur, Psychologie, Kommunikationswissenschaft47.
Juristische Trägerin des CRED ist die Stiftung Fernstudien Schweiz mit dem 
Regionalzentrum Brig. Im Schuljahr 1996 waren 92 Studierende eingeschrieben; in 
der Fortbildung standen 55 Personen. Schon 1997 berichtete die Presse von einem 
«Bilan positif», aber auch, dass die Schule noch die Anerkennung durch den Bund 
suche. Im Sommer 2000 übernahm Boris Kohler die Leitung. Um diese Zeit waren 
430 Schüler/innen eingeschrieben. Das Budget betrug Fr. 1.2 Millionen. Das CRED 
kann Certificats, Demi-licences, Licences, und Maîtrises verleihen48.
«  W B, 9.6.2000, S. 12.
«  N Z Z , Nr. 243, 20 .10 .1998, B 29.
47 NF, 14.5.1996, S . 19: NF, 23 .5 .1996, S. 17; W B, 14.6.1996, S. 13; E c o l ’I n f o  2000. Ü ber die FernUniversitä- 
ten s. L’O pen  University, la plus grande université anglaise, pratique l’enseignem ent à distance depuis 15 ans. A 
l’heure où le C entre d ’enseignem ent à distance de Sierre s’apprête à ouvrir ses portes, son ancêtre com pte plus de 
200*000 étudiants dispersés dans tou t le Royaum e-Uni, H istoire d ’un drôle de cam pus, qui expédie vingt tonnes 
de papier chaque semaine, in: Le Nouveau Q uotid ien , 3 .6 .1996, S. 23.
48 R é s o n a n c e s ,  O ctobre 2000, S. 24 f.
Status der Studierenden in französischsprachigen Programmen im Jahre 2000:
Status Studierende Männer Frauen Prozent
Vollzeit 46 16 30 11%
Teilzeit 172 55 117 42%
Gasthörer 190 76 114 47%
Total 408 147 261 100%
Jahresbericht 2000, S. 40
Die Europäische Hochschule für Berufstätige (EHB, EUFIS, EGIS, EGS) 
in Leuk und Saas-Fee
Diese Hochschule ist m it ähnlichen Instituten in 14 Ländern verbunden. Trä­
gerin ist die Stiftung «Europäische Gesellschaft für interdisziplinäre Studien 
(EGIS) mit Sitz in Leuk. Sie steht unter der Aufsicht des EDI und finanziert sich 
m it Studiengeldern. Ein akademischer Senat überwacht die Qualität der Ausbil­
dung. In ihm ist neben Vertretern von Hochschulen auch das Departem ent vertre­
ten. Die Studierenden besuchen ihre Kurse berufsbegleitend während mindestens 
drei Jahren. Die EHB besteht aus den zwei Abteilungen Kunst, Gesundheit und 
Gesellschaft sowie Wissenschaft, Technik, Medien, Kommunikation und Gesell­
schaft. Im Wallis bot ihnen das Kinderdorf Leuk im Sommer seine Räume für das 
Hochschulcampus an. Die Unterrichtssprache ist Englisch, die Arbeiten dürfen 
jedoch ebenfalls in Deutsch, Französisch, Italienisch und Spanisch geschrieben 
werden. Die EHB kam durch die Anstrengungen von Wallis-Universitäten in un- 
sern Kanton49.
Von Leuk verlegte die Universität ihre Unterrichtsgebäude nach Saas-Fee. Im 
Sommer 1998 nahmen dort 32 Absolventen das Diplom «Magister Artium» in 
Empfang50. Im Kultur- und Kurszentrum Steinmatte weihten 2001 die Gemeinde 
und ihre Partner die Europäische Universität für interdisziplinäre Studien (EUFIS) 
oder die European Graduate School (EGS) Hochschule ein. Die Universität 
ermöglicht berufsbegleitend ein Studium auf Hochschulniveau und setzt auf krea­
tive und innovative Lernformen. Studierende aus aller Welt können bei der EUFIS 
m it einem Diplom, einem Magister, einem Nachdiplom oder Doktorgrad ab- 
schliessen. Die Titel unterschreibt auch der Vorsteher des Erziehungsdepartements 
des Kantons Wallis. Das Kurs- und Kongresszentrum dient vorwiegend im Som­
mer für Intensivkurse. Rektor ist Professor em. Paolo Knill51.
«  W B, 8.8 .1997, S. 7.
50 W B, 10.8.1998, S. 7.
5' W B, 10.8.2001, S. 7; W B, 10.8.2002, S. 7.
Im Zusammenhang mit den tertiären Schulen und 
den Kontakten «Wallis-Universitäten» sind die Ver­
dienste von Staatsrat Bernhard Comby besonders 
leicht in Erinnerung zu rufen. Er stammte aus Vollèges 
und Saxon. Seine Karriere entsprach vorerst nicht der 
eines Politikers im üblichen Sinn. Nach seiner Ausbil­
dung in Nationalökonomie arbeitete er zwei Jahre lang 
im kantonalen Planungsamt in Sitten (1965-1966), 
diente dann als Experte in der Entwicklungshilfe in 
Bogota (1967-1971) und leitete von 1971-1979 das 
Büro d’Etudes Economiques et Sociales (B.E.S.). Vor 
seiner Wahl in den Staatsrat am 3.12.1978 war er von 
1973-1978 Grossrat. Von 1979-1981 leitete er das 
Justiz-, Polizei- und Sanitätsdepartement. 1981 über­
nahm er das Erziehungsdepartement und behielt bis 
1985 das Gesundheitsdepartement, bevor er an dessen Stelle die Verantwortung des 
Departements für Sozialdienste übernahm.
Seine Tätigkeit im Erziehungsdepartement begann mit der Vorbereitung eines 
neuen Schulgesetzes. Es sollte jene von 1962 und 1971 ersetzen und wurde schon 
nach zwei Jahren dem Volk unterbreitet. Einzelne Vorschläge liessen sich vom 
Programm «Walliser Frühling» der radikal-demokratischen Jugendpartei von 1971 
beeinflussen. Trotz des guten Gesetzes war das Gesamtergebnis negativ, obwohl das 
Unterwallis zugestimmt hatte.
Die Teilrevisionen
Nach der Ablehnung dienten einige Vorschläge als Vorlage für Teilrevisionen. 
An erster Stelle war das der Fall für das Gesetz vom 16.5.1986 über die Orientie­
rungsschule. Darin fanden sich in abgeänderter Form die Grundlagen des differen­
zierten Unterrichts. Das Gesetz förderte den Stützunterricht und bot Alternativen für 
die Organisation der Orientierungsschule, die sich seither bewährt haben. Es erwei­
terte die Elternrechte, schuf Stammklassen mit Niveaukursen etc. Von 1985 an 
begann die Ausbildung von Mediatorinnen und Mediatoren, die seither nicht mehr 
aus den Schulen wegzudenken sind. Nach 1986 liefen die Vorbereitungen für die 
zweite Teilrevision des Schulgesetzes, das die Ausbildung der Lehrkräfte in einer 
pädagogischen Flochschule vorsah. Ein Jahr später eröffneten die Schulen für Sport­
ler und Künstler in Brig und Martinach ihre Tore. Als ein weiteres Teilgesetz könnte 
man auch das wichtige Dekret vom 25.1.1989 über die Schaffung eines sozial­
pädagogischen Ausbildungszentrums und den Sonderunterricht betrachten. Ein 
Erfolg war 1991 ebenfalls die Einführung der 4!4-Tage-Woche. G ut gemeinte und 
gut begründete Pläne für ein Kollegium in Siders und dezentralisierte Gymnasien im 
Oberwallis und in Martinach scheiterten.
Staatsrat Bernard Comby
Die bleibenden Verdienste von Bernard Comby liegen im tertiären Schulbereich. 
1982 gründete er in Siders die Schweizerische Tourismusfachschule, die in der 
Schweizer Schullandschaft eine Neuheit darstellte. Von 1986 an entwickelte sich in 
Siders die frühere private Informatikschule zur kantonalen Schule für Wirtschafts­
informatik. 1988 folgten gleich drei tertiäre Schulen: die Höheren Wirtschafts- und 
Verwaltungsschulen (HWV) in Visp und die ES CE A in St-Maurice sowie die Inge­
nieurschule in Sitten. 1989 gab Staatsrat Comby, wie erwähnt, auch dem seit 1975 
bestehenden Sozial-Pädagogischen Ausbildungszentrum (SPAZ) in Sitten mit einem 
Dekret eine bessere rechtliche Grundlage.
Parallel zu diesen Initiativen lief die grossangelegte Aktion «Wallis-Universitäten», 
die ihren Höhepunkt in der Schaffung des Universitären Instituts Kurt Bösch 
(IUKB) fand. Neben diesen beachtenswerten Leistungen seien auch die Anstrengun­
gen zur Förderung von Kunst und Kultur nicht vergessen, die in die Schaffung des 
Kulturrates mündeten. Die Kantonsbibliothek erlebte unter seiner Regierungszeit 
eine Ausdehnung und Modernisierung, und in Martinach entstand das kantonale 
Film- und Tonzentrum. Staatsrat Comby setzte sich ebenfalls stark im Kampf gegen 
die Drogen in der Schule ein, förderte 1991 die Anstrengungen der Aids- Prävention 
und schenkte dem Sport und dem Turnunterricht besondere Aufmerksamkeit. Das 
Turninspektorat ergänzte er mit pädagogischen Animatoren52.
Staatrat Comby benützte geschickt die günstige finanzielle Lage des Staates in den 
achtziger Jahren zur Realisierung der Schulen des Tertiärbereichs, die früher aus 
Kostengründen nie möglich gewesen wären53. Der Confédéré zählte schon 1989 die 
Verdienste zusammen: «Un bilan de quatre ans: La réalisation du postulat de l’égalité 
des chances; Les médiateurs jeunesse; Un nouveau créneau: La formation pro­
fessionnelle supérieure en Valais ou la formation des élites républicaines; La démo­
cratisation de l’accès aux études et aux apprentissages.»54
52 M i t t e il u n g s b l a t t  1 9 9 2 ,  J g . 1 7 , Nr. 3 , S. 4  f.
53 NF, 21 .2 .1985, S. 34; L’H é b d o ,  15.8.1985, S. 2 2 f .;  W B, 18.2.1989, S. 13; NF, 24 .2 .1989, S. 2; W a l l is e r  
S p ie g e l , 24.2.1989; C o n f é d é r é , 28.2.1992, S. 9; W B, 9.3 .1992, S. 9; R é s o n a n c e s , Janvier 1992, S. 23-28; NF, 
24 .2 .1994, S. 3.
*  C o n f é d é r é , N o . 6 2 , 3 0 .8 .1 9 9 1 , S. 17; N o . 6 3 , 3 .9 .1 9 9 1 , S. 6; N o . 6 8 , 2 0 .9 .1 9 9 1 , S. 9.
Die Lehrkräfte u n d  die M itarbeit der E ltern
Die Lehrerorganisationen
Der erste Versuch, die Lehrerschaft als Berufsgruppe zu erfassen, scheint auf die 
Zeitschriften «L’ami des régens» und «Der Schullehrerfreund» zurückzugehen, mit 
denen Staatsrat Charles-Louis de Bons 1854-1856 die Lehrkräfte erfassen und den 
Unterricht verbessern wollte. Die erste Lehrervereinigung entstand 1872 in Mar- 
tinach als Société Valaisanne d’Education (SVE). Sie umfasste die Lehrer des franzö­
sischsprachigen Teils des Kantons. Trotzdem nannte sie sich bescheiden «valaisanne»! 
Da sie über kein eigenes Publikationsorgan verfügte, verband sie sich mit der Société 
Fribourgeoise d’Education, die die Zeitschrift «Le Bulletin Pédagogique» heraus gab. 
Die Walliser Lehrer benützten diese Publikation jedoch zu wenig und gründeten 
darum 1882 auf Initiative des Departementssekretärs Paul Pignat die pädagogische 
Zeitschrift «L’Ecole primaire»1. Sie war für alle Lehrer verbindlich.
Die Lehrerkonferenzen
Die Lehrerschaft erstarkte nach 1874, als der Staat Lehrerkonferenzen einberief, 
denn Artikel 42 des Reglements lautete: «Die Lehrer von einem und demselben 
Schulbezirk sollen sich wenigstens zweimal im Jahr versammeln, um sich mit auf den 
Unterricht beziehenden Fragen zu beschäftigen. Diese Versammlungen werden vom 
Schulinspektor präsidiert, welcher den Tag dazu bestimmt.» Die Versammlungen 
waren obligatorisch, ungerechtfertigtes Fernbleiben wurde bestraft. Die vom Depar­
tement vorgeschlagenen Fragen waren vorzugsweise zu behandeln. Nähere Angaben 
über die Lehrerkonferenzen besitzen wir seit 1879.
Diese Versammlungen waren gut gemeint und notwendig; sie sollten die Qualität 
der Schule heben, verursachten aber auch Probleme. Die Themen waren meist sehr 
theoretisch und interessierten die Zuhörer wenig. Die mit Losentscheid auserwählten 
Lehrer mussten ein gegebenes Thema behandeln und dem Departement vor der 
Versammlung einreichen. Nach den meist 20-minütigen Vorträgen schloss die Ver­
sammlung mit einem «festival de toasts» zu Ehren der anwesenden Persönlichkeiten. 
Neben den Vorträgen gaben die Zusammenkünfte den Lehrern Gelegenheit zum
1 L'Ecole prim aire, N um éro-supplém ent 1885: C oup  d ’oeil jeté sur le passé de la Société valaisanne d ’éducation, 
S. 193-205.
persönlichen Gedankenaustausch und zum Vorbereiten gemeinsamer Forderungen. 
Nicht umsonst reduzierte das Departement die Versammlung 1888 aus Spargründen 
auf eine einzige Zusammenkunft im Jahr2. Die SVE rief ihre Mitglieder meist nur 
alle zwei Jahre zusammen3. Die Verwaltungsberichte des Departements veröffent­
lichten die an den Jahresversammlungen behandelten Themen. Hohe Gäste waren 
willkommen und keine Seltenheit. Die SVE rühmte sich z.B. 1889, unter ihren 
Gästen in Ardon den Bischof von Sitten und den Propst der Chorherren vom 
Grossen St. Bernhard begrüssen zu dürfen. Es war nicht zu vermeiden, dass sich die 
Lehrer ihrer politischen Macht bewusst wurden. Das armselige Dasein musste ver­
bessert werden, was einigen Politikern gefährlich schien. Die Konferenzen dauerten 
lange, denn der Departementschef erklärte im Grossen Rate, einige Lehrer könnten 
erst am ändern Tag heimkehren! Als 1884 die SVE ihre Jahresversammlung in 
Gerunden abhielt, bezeichnete sie die Zusammenkunft als 8. «Schulkongress». Ferdi­
nand Schmid bezeichnete die Konferenzen als «Lieblingstage der Lehrer»4. Das deckt 
sich mit dem Text der Einladung für den 30.4.1891: «Le programme de la fête sera 
publié ultérieurement.»5
Sparen ist angesagt
Bei den Diskussionen um den Kostenvoranschlag 1888 musste der Departe­
mentschef den bescheidenen Posten, den das Budget für diese Konferenzen vorsah, 
rechtfertigen. Der Grosse Rat wollte den jährlichen Beitrag von Fr. 500.- auf 
Fr. 200.- herabsetzen. Staatsrat Leo Luzian von Roten verteidigte ihn und erklärte, 
früher habe man die Lehrer zweimal im Jahr zusammengerufen, jetzt nur noch ein­
mal. Die Konferenzen seien nützlich, auch «pour réchauffer leur zèle»6. Die Lehrer 
verlangten seit 1885 eine Änderung ihrer Arbeitsbedingungen. Ein erster Erfolg war 
das Dekret vom 26.5.1888, in dem der Grosse Rat Aufmunterungsprämien be­
schloss. Der Direktor der Normalschule unterstützte die Initiative.
Aus der Presse der Jahre 1870-1880 ist nicht ersichtlich, ob die Lehrerinnen zu 
den Versammlungen der SVE eingeladen wurden. Wahrscheinlich nicht. Man weiss 
auch nicht, ob sie die Traktanden für diese Versammlungen erhielten. 1879 wollte 
das Departement in einer schriftlichen Umfrage wissen, wie man die Zerstörungswut 
der Jugendlichen am besten bekämpfen könnte und ob man dem Auswendiglernen 
nicht eine zu grosse Bedeutung beimesse7. In der Diskussion über die Verwaltung des 
Departements verlangte ein Abgeordneter im Grossen Rat 1884, dass auch die 
Lehrerinnen zu den Versammlungen einzuladen seien. Darauf beschlossen die 
Inspektoren, den Lehrerinnen als Ersatz ein Thema zur individuellen Behandlung 
anzubieten!8
2 A y m o n , S. 1 1 6 -1 2 0 ;  P e r is s e t , S. 1 6 0 .
3 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1888, S. 9.
4 SCHM ID , U n te r r ic h t s w e s e n ,  S . 1 7 0 .
5 L’E c o l e  prim aire 1 8 9 0 /9 1 ,  No. 1 0 , S. 1 4 5 f.
6 GRP, Novembersession 1888, S. 32.
7 A l l e t - Z w is s ig , in : A n n a l e s  v a la is a n n e s  1 9 8 8 ,  S . 2 0 3 f .
8 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1 8 8 4 ,  S . 3 .
Der Lehrerverein und der «Schulkongress»
Diese Versammlungen dürfen wohl als die Anfänge der Lehrerorganisationen gel­
ten, selbst wenn die Lehrerinnen vorerst ganz ausgeschlossen waren. Weil aber im 
Unterwallis die SVE die Forderungen der Lehrer nach mehr Lohn zu wenig unter­
stützte, vereinigten sich 1896 einige Lehrer und unterschrieben eine Petition. Sie for­
derten eine Verbesserung der materiellen Lage, eine Reduktion der Klassenbestände 
und die Ausdehnung der Ausbildung in der Normalschule auf drei Jahre. Obwohl 
diese Anliegen gerechtfertigt waren, untersagte Departementssekretär Paul Pignat die 
Veröffentlichung in der «Ecole primaire». Der Grosse Rat trat auf die Forderungen 
trotzdem ein und erhöhte die Löhne in sehr bescheidenem Masse im Zusatzgesetz 
vom 25.11.1896. Das war nur ein kleiner Erfolg. Schuld daran waren auch die Ober­
walliser Lehrer, denen untersagt worden war, die Petition zu unterschreiben9.
Die Société Valaisanne d ’Education (SVE)
und die Société des instituteurs du Valais romand (SIVR)
In dieser Unzufriedenheit entstand 1897 der Kern der «Société des instituteurs 
du Valais romand» (SIVR). Die Petitionäre wollten Teil der bisherigen Lehrerverei­
nigung bleiben, wünschten aber, dass in den Versammlungen konkretere und 
pädagogische Themen behandelt werden. Sie setzten sich zudem für die Eröffnung 
von Übungsklassen ein. Die Gruppe der 80 (Société des quatre-vingts) sah sich in der 
Folge allerlei Schwierigkeiten von Seiten der Öffentlichkeit, der Presse und des 
Departements ausgesetzt. In diesem spannungsgeladenen Klima schloss sie sich 1898 
der «Société Pédagogique de la Suisse Romande» (SPR) an. Diese Gesellschaft ent­
stand 1864 und umfasste die Lehrkräfte der Kantone Neuenburg, Freiburg, Waadt, 
G enf und Berner Jura. Die Mitglieder erhielten seit 1865 die Zeitschrift «L’Educa­
teur» und waren einer Hilfskasse angeschlossen10. Im Wallis wurden die Attacken 
gegen die Abtrünnigen noch heftiger, weil die Öffentlichkeit die Zusammenarbeit 
m it reformierten Kollegen als einen Verrat an der Walliser Schule ansah. Die Kon­
takte mit der Westschweiz brachten neue pädagogische Ideen in die Lehrerkreise und 
beeinflussten nach und nach die offizielle Walliser Schule. Die finanzielle Besser­
stellung, die dann im Lohngesetz 1902 teilweise erfüllt wurde, und die Schaffung 
einer Ruhegehaltskasse gehörten dazu. Die Anstellungsbedingungen änderten, der 
jährliche «Handel» um die billigsten Lehrer verschwand; das Departement erweiterte 
und verbesserte das Inspektorat. Man kann sagen, dass die Forderungen der dissi- 
denten Lehrer zum Teil unter der Flagge des offiziellen und regierungskonformen 
Lehrervereins in die Tat umgesetzt wurden11.
9 Ay m o n , S . 1 1 7 f.
10 Josiannc T h e v o z , Die «Société Pédagogique Romande» und  die Prinzipien der U nentgeltlichkeit, der Laizität 
und  des Schulobligatorium s 1 8 6 4 - 1 8 8 5 ,  in: Eine Schule für die D em okratie, Bern 1 9 9 9 ,  S. 3 2 5 - 3 3 6 .
11 S C H M ID , Unterrichtswesen, S. 1 1 6 , 124fF ., 1 4 3 - 1 4 9 ;  Sandra D e s l a r z e s - M ay , L’école libre de Bagnes 1 9 0 0 - 1 9 4 3 ,  
M ém oire, Lausanne 1 9 9 7 ,  S. 30fF. -  Z u  diesen Auseinandersetzungen s. Ulrich G A IL L A N D , M ouvem ent pédago­
gique en Valais et historique de la société des instituteurs du  Valais rom and, Lausanne 1 8 9 9 .
M it der Verlängerung der Ausbildung in der Normalschule auf drei Jahre (1904) 
erfüllte der Staat einen Teil der Lehrerpetition, auch die bescheidenen Lohnauf­
besserungen in den Jahren 1898, 1902 und 1909 waren kleine Fortschritte. Darum 
wandte sich die SVE wiederum vermehrt pädagogischen Problemen zu und forderte 
in einer Petition an den Grossen Rat die Bekämpfung des Alkoholismus12. Seit den 
neunziger Jahren setzten sich in der Schweiz verschiedene Kreise gegen den Alkohol­
konsum ein13.
Der Oberwalliser Lehrerverein, 1890
Dieser Verein, der sich später eine Zeit lang «Verein katholischer Lehrer und 
Schulmänner des Oberwallis» nannte, ging auf eine Initiative von 16 Lehrern zurück. 
Sie trafen sich 1888 in Brig und beschlossen, «nach langen Erörterungen, dass es 
Noth thue, unter die Lehrer mehr Einigkeit zu bringen und sich gegenseitig enger zu 
verbinden». Zu diesem Entschluss führten sie zwei Gründe an: 1. Die Beschlüsse der 
Lokalkonferenzen (Bezirkskonferenzen) widersprechen sich oft, so dass sie sich 
aufheben und nicht ausgeführt werden. 2. Sobald die Lehrer die Normalschule ab­
geschlossen haben, sind sie zu sehr auf sich selbst angewiesen. Sie haben keine Gele­
genheit zur Fortbildung «in ihrem schweren Berufe. Bei einer so allgemein abgehal­
tenen Konferenz aber sei man sicher, dass viele einsichtsreiche Herren sich einfmden 
werden, denen der Unterricht sehr am Herzen liegt.»
Die Gründung
Aus diesen und anderen Gründen beschlossen die 16 Lehrer, den Departe­
mentsvorsteher um die Gründung eines Lehrervereins zu ersuchen. «Mit offenen 
Armen wurde dieser Wunsch vom Herrn Staatsrat Leo von Roten aufgenommen». 
Er unterbreitete das Gesuch den Schulinspektoren; diese waren einverstanden und 
besprachen das Vorhaben in den Bezirkskonferenzen. So kam es am 5.5.1890 in 
Brig in Anwesenheit des Departementschefs zur Vereinsgründung. Die Versamm­
lung leitete der Schulinspektor Pfarrer Ignaz Amherd, der auch erster Präsident 
wurde. Der Ablauf der Versammlung entsprach noch ganz dem Schema der frühe­
ren Bezirkszusammenkünfte, in denen meist mehrere Lehrer über ein vom Staat 
gestelltes Them a referieren mussten. So lasen auch an der Gründungsversammlung 
12 Lehrer ihre schriftlichen Arbeit zum Them a vor: «Ein älterer Lehrer gibt einem 
Lehramtskandidaten einige W inke, wie er sich als Lehrer in seinem Leben und 
W irken zu verhalten habe.»14 Diese Gründung erfolgte spät, wenn wir bedenken, 
dass die SPR als Vereinigung der Lehrkräfte mehrerer Kantone bereits 1864 ent­
standen war und die Luzerner Lehrer sich schon 1849 zu einem Verein zusammen­
12 GRP, Novembersession 1910, S. 200-210.
12 A r c h i v , Jg . 1906 , S. 6 3 -1 0 5 .
14 Protokollbuch, O L L O , Brig; W B, Nr. 20, 17.5.1890; W B, N r. 17, 22.4.1891 und  Nr. 19, 9 .5 .1891.
gefunden hatten15. Die katholischen Lehrer «und Schulmänner» der Schweiz ver­
einigten sich 189216.
In der Folge nahmen die Vertreter des neuen Vereins vermutlich auch an 
schweizerischen Anlässen teil. Im Verwaltungsbericht 1895 hiess es, dass die O ber­
walliser Lehrer an einer Versammlung des Vereins katholischer Lehrer und Schul­
männer der Schweiz mit einer Delegation teilnehmen konnten, wie bereits in 
früheren Jahren17. 1930 verbanden die Lehrer ihre Jahresversammlung noch mit 
dreitägigen Exerzitien.
Der katholische Erziehiingsverein
Um 1915 gab es im Oberwallis einen katholischen Erziehungsverein. Er 
bezweckte die Förderung der Bildung und Erziehung der Schuljugend auf katho­
lischer Grundlage und die Flebung des Lehrerstandes auf ideellem und materiellem 
Gebiete. Der Verein stellte sich unter den Schutz des hl. Josef und versuchte seine 
Ziele zu erreichen «durch Weckung der Aufmerksamkeit gegenüber den Aufgaben 
der Erziehung und Bildung, durch Belehrung und Unterstützung armer Familien, 
die Schulkinder haben...» Dazu kamen Ziele, wie die Fortbildung der Lehrerschaft 
und gemeinsames Handeln für die finanzielle Besserstellung des Lehrerstandes. Die 
Unterstützung armer Familien und das Patronat des hl. Josef erinnerten an mittel­
alterliche Bruderschaften und Stiftungen18. Es ist anzunehmen, dass es sich hier um 
eine Vereinigung sozialen Charakters handelte, die mit dem Lehrerverein zusammen­
arbeitete. Die Lehrervereine waren lange vom Departement beeinflusst und gesteu­
ert. Nur so erklärt sich die Bemerkung im Verwaltungsbericht des Staates von 1934: 
Die Ober- und die Unterwalliser Lehrer erhalten vom Departement dasselbe Thema 
zur Behandlung vorgeschrieben (imposé): «Wie kann der Geschichtsunterricht inter­
essant und nützlich gestaltet werden?» Beabsichtigt war ein in den dreissiger Jahren 
nicht unüblicher und nicht ganz unnötiger Versuch zur patriotischen Bildung19. Die 
Versammlungen fanden vermutlich abwechselnd bezirksweise statt, wie früher20.
Der Oberwalliser Lehrerinnenverein, 1909
Der Oberwalliser Lehrerinnenverein verdankte seine Entstehung der Ursuline 
Seminardirektorin Sr. Luise Zuber (1878-1935)21. Die Gründung ging vom Institut
15 H erm ann A l b is s e r , Ein Beitrag zur Luzerner Schulgeschichte, Luzern 1956.
16 Katholischer Lehrerverein, 75 Jahrfeier 1967, in: A R C H IV , Jg. 1970/71, S. 186-189; s. auch H ans D O M A N N , Vom 
W erden und W irken der katholischen Lehrervereinigungen, in: ARCHIV, Jg. 1938, S. 156-166.
17 V er w a lt u n g sb e r ic h t  1 8 9 5 ,5 .  17.
18 S tatuten- und Geschäftsreglem ent eines Katholischen Erziehungsvereins von Oberwallis [ca. 1915].
19 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1934, S. 23.
20 VERWALTUNGSBERICHT 1936 , S. 19. Ü ber die staatsbürgerliche Erziehung in der Schweiz vor dem  Zweiten W elt­
krieg s. Em m a Lucia BäHLER, Die staatsbürgerliche Erziehung 1 9 3 9 /4 0 , in: ARCHIV, Jg. 1940 , S. 3 2 -7 6 . Über 
das Wallis en thielt die Arbeit keine Angaben.
21 F i b ic h e r , Bd. 3 .2 , S. 34 2 f.
aus. Nach Beendigung der Exerzitien begaben sich im September 1909 die 46 Teil­
nehmerinnen nach Sitten an die Landesausstellung. Bei dieser Gelegenheit grün­
deten sie den Oberwalliser Lehrerinnenverein. Ein Jahr später, am 14.9.1910, ver­
sammelten sich 49 Lehrerinnen zu einer dreitägigen Konferenz, bereinigten die 
Statuten und ergänzten den Vorstand22. Die Jahresversammlungen waren lange Zeit 
vermutlich mit einem Einkehrtag verbunden23. 1988 schlossen sich der Oberwalliser 
Lehrerverein und die Lehrerinnen zum Lehrerinnen- und Lehrerverein Oberwallis 
zusammen.
Der Unterivalliser Lehrerinnenverein, 1920
Der Unterwalliser Lehrerinnenverein (Société des institutrices du Valais romand) 
entstand erst 11 Jahre später. 1920 gründete ihn die Lehrerin und Sozialarbeiterin 
Marie Carraux (1874-1965). Es war eine aussergewöhnliche Frau, die in Russland an 
Mittelschulen unterrichtete und während des Ersten Weltkriegs die Schrecken der 
Revolution miterlebte. In M onthey leitete sie nach ihrer Rückkehr 16 Jahre lang 
einen Fröbel-Kindergarten, in dem spielerisches Lernen geübt wurde. Sie leitete auch 
die Union der christlichsozialen Arbeiterinnen von Monthey und wurde nach Errei­
chen der Altersgrenze Sozialarbeiterin24. 1930 zählte der Verein laut Verwaltungs­
bericht 200 Mitglieder. Wie üblich fanden vor der Jahresversammlung dreitägige 
Exerzitien statt.
Der Welschwalliser Verein schloss auch Lehrkräfte des Kindergartens ein, ebenso 
jene für Handarbeit und für das Sonderschulwesen auf der Primarschulstufe. Er wid­
mete sich pädagogischen Fragen, schloss aber auch korporative und gewerkschaft­
liche Ziele ein, ebenso Fragen der Fort- und Weiterbildung.
Die Société pédagogique Valaisanne (SPVal), 1968
Die Société des institutrices du Valais romand, der Lehrerinnenverein des fran­
zösischsprachigen Kantonsteils, und die Société valaisanne d’éducation (SVE), der 
Lehrerverein des Unterwallis, schlossen sich am 9.5.1968 zur Société Pédagogique 
Valaisanne (SPVal) zusammen. Der Entscheid war lange vorbereitet, denn schon 
1963 hiess es, die Unterwalliser Lehrer Hessen sich anlässlich ihrer Generalversamm­
lung über die Notwendigkeit einer einzigen kantonalen (!) Berufsorganisation für das 
Lehrpersonal der Primarschulen unterrichten25. Fünf Jahre später bestätigte der 
Bericht, die Reorganisation der Berufsverbände zu einer einzigen grossen Organisa­
tion sei abgeschlossen26. Der Verein zählte schliesslich mehr als V200 Mitglieder, so 
dass er die Arbeit auf die Bezirksvereine aufteilte. M it Hilfe der Bezirksdelegierten
22 A U E R , i n :  G r u s s , 2000, N r .  3, S. 15, 18.
23 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1936, S. 19.
24 F i b i c h e r , B d .  3.2, S. 344f.
25 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1963, S. 132.
26 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  19 6 8 ,5 . 141.
(eine Person auf zehn Mitglieder) konnte das kantonale Komitee die Legislative bil­
den. Der Vorstand nim m t heute nach Möglichkeit auch an den Bezirksanlässen teil. 
Untergruppen widmen sich besonderen Fragen. Bedeutung haben ebenfalls die 
pädagogische Kommission und jene für die materiellen Interessen der Mitglieder. 
Die SPVal ist Kollektivmitglied der SPR (Société pédagogique romande). Die SPVal 
feierte 1998 ihr dreissigjähriges Bestehen. Sie dachte dabei mit Recht an die Errun­
genschaften, die in dieser Zeit in der Schule und materiell erreicht wurden. O ft ge­
schah das mit Hilfe ihrer Interventionen, manchmal auch gegen ihren Willen, wenn 
es nicht um materielle Vorteile ging. So verschob das Departement seinerzeit den 
Fremdsprachenunterricht in der Primarschule auf Druck der SPVal von der dritten 
auf die vierte Klasse. Die SPVal schloss sich 1998 der Association syndicale et 
pédagogique des enseignantes et enseignants de la Suisse romande (SER) an27.
Lehrervereine:
1872 Société Valaisanne d ’enseignants (SVE)
1890 O berw alliser Lehrerverein 
1897 Société des institu teurs du  Valais rom and (SIVR)
1909 O berw alliser Lehrerinnenverein 
1920 Société des institutrices du  Valais rom and 
1930 O berw alliser Lehrerturnverein (OLTV)
1934 U nterw alliser Lehrerturnverein (ULTV)
1951 O berw alliser Sekundarlehrerkonferenz 
1953 H ausw irtschaftslehrerinnenverein des U nterwallis 
(Association des maîtresses ménagères)
1959 Sekundarlehrerverein des Unterw allis
1962 H ausw irtschaftslehrerinnenverein des Oberwallis
1963 Verein der H andw erkslehrer (Association des maîtres de traveaux manuels) 
K indergärtnerinnen-V erband O berwallis
1964 W alliser M ittelschullehrerverein (Association valaisanne
des professeurs de I’enseigm ent sécondaire du  2 ' dégré (AVPES)
1966 W alliser V erband der Berufsschullehrer
(Association Valaisanne de l’Enseignem ent professionnel (AVEP)
1968 Société Pédagogique Valaisanne (SPVal)
1969 Fédération Valaisannes des Associations Pédagogiques (FVAP)
1971 Hilfs- und  Sonderschullehrerverein (H SO ),
1997 um b en an n t in Sonderschullehrerverein O berwallis (SoVO)
1975 W alliser Sekundarlehrerverein
Verein der Lehrer an der A bteilung B der O rientierungsschulen 
(Association des enseignants d u  C O , division B (AECOB)
O berw alliser Reallehrerverein 
W alliser Turnlehrerverein 
1981 W alliser V erband für Sport in der Schule
1987 Verein des pensionierten Lehrpersonais Oberwallis (V PLO)
1988 Vereinigung der Lehrer an der W alliser O rientierungsschule (VLW O)
1988 G rün d u n g  des L ehrerinnen- un d  Lehrervereins Oberwallis
1996 O berw alliser Lehrerinnen- und  Lehrerorganisationen (O LLO )
1997 Sonderschullehrerinnen-Lehrerverein O berwallis (SoVO)
Bereits in den neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts machte das Departement auf 
die Weiterbildung der Lehrkräfte für Handarbeit aufmerksam. Im Verwaltungsbericht 
1905 rühmte es den sogenannten «Cours normal» in Vérolliez, einen Kurs für Haus­
wirtschaftslehrerinnen. Diese Kurse entstanden auf Vorschlag von Chorherr Pierre 
Bourban (1854-1920), der als Direktor des Waisenhauses von Vérolliez feststellte, 
dass man das Lehrpersonal für die zahlreichen Mädchen-Berufsschulen im Kanton 
besser ausbilden müsse. Auf seinen Antrag eröffnete das Departement im August 1905 
in Vérolliez einen zweimonatigen Kurs. Neun Lehrerinnen besuchten ihn. Auf dem 
Programm standen: Professionelles Zeichnen für Lingerie und ein Zuschneiderkurs, 
Geometrisches Zeichnen und Freihandzeichnen, praktische Kurse im Atelier und 
Flickkurse. Die Zeit reichte aber nicht, um auch Kochunterricht zu erteilen. Der 
kantonale Inspektor William Haenni berichtete daher, dass er kein Diplom erteilen 
könne. Dagegen stimmten alle dem Vorschlag zu, solche Fortbildungskurse während 
einiger Jahre durchzufiihren, um den vielen «Berufsschulen» fähiges Personal zur 
Verfügung zu stellen. Der Staat zahlte die Hälfte der Verpflegungskosten und entschä­
digte auch die Schuldirektion. Die Lehrerinnen mussten aber während einiger Jahre 
im Wallis unterrichten. 1908 fanden in Sitten die schweizerischen Kurse für Hand­
fertigkeit statt. Zehn Marianisten aus dem Wallis nahmen daran teil28.
Erste Ansätze einer Lehrerfortbildung
Es fällt auf, dass diese Haushaltungskurse als «Ecoles professionnelles» den 
Berufsschulen gleichgesetzt wurden29. W ir dürfen hier erste Ansätze einer kantonalen 
Fort- und Weiterbildung des Lehrpersonais sehen. Das Ziel war weit gesteckt und 
nicht nur für Lehrpersonen gedacht. Staat und Kirche wollten sich hier auch der 
ausserschulischen Bildung widmen. Als Beispiel gelte der «Unterrichtskursus betref­
fend die Weitererziehung der schulentlassenen Jugend», der vom 11.-13. Oktober 
1916 in Brig organisiert wurde. Die Vorträge und Diskussionen wandten sich an 
Schulräte, Geistliche, Lehrer, Lehrerinnen, Vereinsleiter und die Freunde und För­
derer der christlichen Erziehung. Als Referenten sprachen Universitätsprofessor Beck 
aus Freiburg, der Generalsekretär der schweizerischen Jünglingsvereine und der 
damalige Grossrat Oskar Walpen aus Brig, der sich über die berufliche Fortbildung 
der schulentlassenen Jugend äusserte.
Der Haushaltungsunterricht und der landwirtschaftliche Fachunterricht
Im Beschluss von 1918 betreffend die Ausbildung und das Gehalt von Lehre­
rinnen für den Haushaltungsunterricht wollte der Staat den Lehrerinnen in zwei
28 K o c h e r , S. 49; V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1908, S. 79.
29 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1905, S. 74-76.
Jahreskursen von sechs bis acht Wochen Dauer die Arbeit in den Primarklassen für 
Handarbeit und Haushaltungsfächer erleichtern30. Die Kurskosten bestritten zur 
Hälfte der Staat, die betreffenden Gemeinden und die Kandidatinnen (Art. 4) Die 
gleichen Ziele verfolgte das Gesetz vom 17.5.1919 betreffend die Organisation des 
landwirtschaftlichen Fachunterrichtes. Es regelte diese Ausbildung für die Lehrer in 
der Primarschule31. Auch private Initiativen gab es.
Die Lehrerfort- und Weiterbildung seit 1943 und 1944
Regelmässige jährliche Kurse für die Primarlehrer/innen führte der Kanton seit 
1943 durch. Der Verwaltungsbericht für das Jahr 1947 wusste zu berichten: «Vom 
18. bis 23. August 1947 wurde in Sitten der kantonale Fortbildungskurs für das 
Walliser Lehrpersonal durchgeführt. Die Teilnehmerzahl betrug 203 Lehrerinnen 
und Lehrer, die sich auf zehn Abteilungen verteilten. Neben Zürich und Bern ist das 
Wallis der einzige Kanton, der eigene Lehrerbildungskurse veranstaltet. Ohne Zwei­
fel sind sie ein ausgezeichnetes Mittel, um unser Lehrpersonal mit neuen Gedanken 
und Unterrichtsmethoden bekannt und vertraut zu machen und auf diese Weise 
unserer Volksschule neue Impulse zu verleihen.»32
Das Kursangebot des Jahres 1953 enthielt für das Oberwallis folgende Themen:
• Einführung in die Ganzheitsmethode für den Unterricht im Lesen
• Organisation des Unterrichts in einer Gesamtschule
• Einführung in das neue Lehrbuch für den Sprachunterricht
• Probleme der Psychologie und M ethodik im Rechnen
• Handfertigkeitsunterricht zum Thema «Weihnachten und Muttertag»
• Einführung in ein neues Handarbeitsprogramm
• Unterricht im Nähen und Flicken.
Zur täglichen Kursarbeit kamen Vorträge allgemeinbildender und pädagogischer 
Natur. Die Teilnehmerzahl stieg alljährlich an. 1959 besuchten 460 Personen die 
Kurse, was beinahe die Hälfte des gesamten Lehrpersonais ausmachte33. Die Verant­
wortlichen sahen darum keinen Grund, die Kurse obligatorisch zu erklären. Auch das 
Echo der Teilnehmer/innen war gut: «Die Lehrerbildungskurse stellen für uns eine 
Bereicherung von Herz und Geist dar. Sie bringen uns in engere Verbindung mit den 
Erziehungsbehörden und mit unseren Kollegen. W ir fühlen uns besser verstanden 
und unterstützt und kehren mit grösserem M ut und Selbstvertrauen an unsere Auf­
gabe zurück», hiess es in einem Lehrerbericht.
Aufgrund der guten Erfahrungen und im Wissen um die Notwendigkeit der 
Lehrerfortbildung verankerte der Gesetzgeber 1962 die Kurse in Artikel 90 des 
Schulgesetzes. Von jetzt an begann der Unterschied zwischen Fort- und Weiter­
bildung. Im ersten Fall handelt es sich um ein Auffrischen bereits vorhandener oder
»  J ahresbericht St. Ursula 1998/99, S. 6; SG 2 6 ,1 9 1 7 -1 9 2 0 , S. 208.
«  SG 26, 1917-1920, S. 346, un d  SG 27, 1920-1923, S. 50; P e r is s e t , S. 2 0 8 E  
32 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1947, S. 103.
H V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1959, S. 120f.
um das Aneignen von neuen Kenntnissen für den Unterricht auf der bisherigen 
Unterrichtsstufe. Die Weiterbildung bezweckte meist den Erwerb neuer Ausweise 
oder Patente, die auch lohnwirksam werden konnten34.
Die Sekundär- und die Mittelschidlehrkräfte
Für die Sekundarschullehrkräfte gab es vorerst keine eigenen Fortbildungskurse 
im Kanton. Im Jahre 1959 bot das Departement als ersten kantonalen Kurs Tech­
nisch Zeichnen an. Im übrigen war das Lehrpersonal auf auswärtige Kurse ange­
wiesen. Der Staat subventionierte den Besuch. Noch 1967 stellte die Vereinigung 
der Oberwalliser Sekundarlehrer fest, das Problem ihrer Fortbildung sei nicht gelöst. 
Erst ab Sommer 1969 standen auch für sie regelmässig Kurse auf dem Programm. 
Das vom Departement in Zusammenarbeit m it den Lehrervereinigungen zusam­
mengestellte Programm befolgten 1969 bereits 29 Sekundarlehrer im Kurs «Fragen 
zur Unterrichtsgestaltung der Sekundarschulen».
Für das Lehrpersonal der Mittelschulen (Lehrerseminare, Maturitätsschulen, 
Handels- und Diplommittelschulen, Schulen für Berufsvorbereitung) konnten 
wegen ungenügender Teilnehmerzahl nur ausnahmsweise kantonale Kurse durch­
geführt werden. W ährend der Besuch ausserkantonaler Kurse für die Primär- und 
Orientierungsschullehrer nur in beschränktem Masse möglich war, blieben die M it­
telschullehrer ganz auf solche Kurse angewiesen. Das Departement entschädigte auf 
vorheriges Gesuch hin das Kursgeld und die Reiseauslagen, leistete ein Taggeld und 
übernahm während der Schulzeit die notwendige Stellvertretung. Seit 1969 besuch­
ten die Mittelschullehrkräfte immer häufiger die Kurse des Weiterbildungszentrums 
Luzern (WBZ), besonders wenn sie in unserm Kanton organisiert wurden.
Für die Vorbereitung und die Durchführung der kantonalen Kurse trug das 
Departement die Verantwortung. Das geschah in enger Zusammenarbeit mit den 
Schulinspektoraten, den Seminardirektionen, den Stufenkonferenzen und den Leh­
rerorganisationen. W ichtig war dabei immer die Themenauswahl. Erhebungen beim 
Lehrpersonal zeigten die Wünsche und Vorliebe für einzelne Kurse auf. Die Auswer­
tung der pädagogischen Woche ermöglichte später eine stetige Verbesserung des 
Kursangebotes.
Die interkantonale Zusammenarbeit und die Walliser Kurse
Die Walliser Lehrerfortbildung zog auch Nutzen aus den ausserkantonalen Insti­
tutionen, die sich der gleichen Aufgabe widmeten. Seit der Gründung des Schweize­
rischen Vereins für Handarbeit und Schulreform im Jahre 1892 hatte das Wallis 
1908, 1943, 1961 und 1985 die Ehre und die Aufgabe, die Schweizerischen Lehrer­
fortbildungskurse durchzuführen. Unser Kanton wirkte ferner in der Arbeitsgemein­
schaft der Leiter von Lehrerfortbildungskursen der Innerschweiz mit. Lehrpersonal,
Lehrerorganisationen, örtliche und kantonale Schulbehörden waren sich der Bedeu­
tung und Aufgabe der Fortbildung bewusst und bestrebt, den neuen Forderungen 
gerecht zu werden. Die Öffentlichkeit ihrerseits scheute die finanziellen jährlichen 
Aufwendungen von rund einer halben Million nicht, um ihr Personal stets auf der 
Flöhe der Zeit zu halten.
Im Oberwallis ist die Lehrerfort- und W eiterbildung eng m it dem Institut 
St. Ursula verbunden. In den siebziger Jahren entwickelten sich diese Kurse zu 
eigentlichen Grossveranstaltungen, die meist vom Departem entsschef oder einem 
ändern M itglied der Regierung feierlich eröffnet wurden. Im Jahre 1969/70 
fanden zum ersten Mal gemeinsame vom Departem ent organisierte Kurse für 
Primär-, Sekundär-, Berufs- und M ittelschullehrkräfte statt. Im Unterwallis ergab 
das 42 Kurse mit 1200 Teilnehmerinnen und Teilnehmern, im Oberwallis waren 
es 17 Kurse mit 424 Lehrkräften35. Die sogenannte «Pädagogische Woche», 
die seit dem Beginn der Orientierungsschule 1974 jeweils am Ende des Schuljah­
res oder vor Schulbeginn im Spätsommer organisiert wurde, vereinigte allein 
in Brig alljährlich gegen 600 Primär- und Orientierungsschullehrer/innen in 
30-35 Kursen.
Die Lehrerbildung von morgen (LEMO)
Auch auf eidgenössischer Ebene kam einiges in Bewegung. 1970 begannen 
Fachleute mit der Arbeit, die 1975 als «Lehrerbildung von morgen, Grundlagen, 
Strukturen, Inhalte»36 publiziert wurde. Universitätsdozenten, Bildungsforscher, 
Seminardirektoren, Seminar- und Volksschullehrer durchleuchteten das vielschich­
tige Gelände und unterbreiteten Vorschläge, die später auf die kantonalen Struk­
turen Einfluss hatten. Alle Fragen, Formen und M ethoden in der Lehrerbildung 
sowie die Fortbildung kamen offen zur Sprache. Vor- und Nachteile des semina­
ristischen und des maturagebundenen Weges betrachtete die Arbeit möglichst 
objektiv. Bei jeder der beiden Varianten pochte die Kommission auf die unerläss­
liche Fort- und Weiterbildung. Dieser fundamentalen Studie folgte 1977 die 
Arbeit «Lehrerbildung für die Orientierungsstufe, Bericht und Empfehlungen 
einer Expertenkommission im Auftrag der Innerschweizer Erziehungsdirektoren­
konferenz37. Eine Experten- und Lehrergruppe zeigte hier die Tendenzen der sieb­
ziger Jahre auf und machte Vorschläge. Wenn diese Publikation die Lehreraus­
bildung in den Normalschulen im Wallis auch nicht sogleich beeinflusste, so 
«entkrampfte» sie doch in einigen Orientierungsschulen das Verhältnis zwischen 
den Lehrkräften der Abteilungen A und B38.
35 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1970, S. 167f.; Jazinta A m b o r d , in: L e h r e r s e m in a r ie n , S. 25f.
36 H itzkirch 1975.
37 Herausgegeben vom Zentralschweizerischen Beratungsdienst für Schulfragen, ZBS, Z ug 1977.
38 SCHWEIZER Schule, Lehrerbildung fur die O rientierungsstufe, Nr. 1/2, 1978, S. 5-20.
In den ersten Jahren der Lehrerfortbildungskurse ist von Kursleitern wenig die 
Rede. 1948 bildete das Departement erstmals Walliser Lehrer zu Kaderleuten aus, die 
dann als Kursleiter eingesetzt werden konnten. Stets besuchten aber Walliser auch 
schweizerische Lehrerbildungskurse. Diese Kontakte erlaubten es, Leiter fürs Wallis 
zu verpflichten. In den sechziger Jahren fand das Departement, es liege im Interesse 
der Walliser, auswärtige Kursleiter anzuwerben. Die Walliser erhielten auf diese Weise 
Gelegenheit, ihren Blick zu erweitern und mit den Anliegen, Plänen und Sorgen 
anderer Kantone und sogar anderer Länder bekannt zu werden39. In den siebziger 
Jahren versuchte das Departement immer häufiger, Walliser als Kursleiter zu gewin­
nen. Das geschah mit recht gutem Erfolg. Ausserkantonale und Walliser Kurs­
leiterinnen und Kursleiter bildeten so während Jahren eine arbeitsfähige Equipe.
Neue Wege der Fort- und Weiterbildung
In den neunziger Jahren setzte sich immer stärker die Tendenz nach schulinterner 
Weiterbildung durch. Sie liess sich am besten den individuellen Bedürfnissen und 
Fähigkeiten des Lehrpersonais anpassen. Neben den üblichen Fortbildungskursen 
während der Sommerferien schrieben sich vermehrt Lehrkräfte für anspruchsvollere 
Weiterbildungskurse ein. Diese dauerten oft mehrere Monate oder Jahre und erfor­
derten berufsbegleitend einen beträchtlichen Einsatz an Zeit und Arbeit. Häufig 
nahmen Lehrkräfte verschiedener Schulstufen und Mitarbeiter des Departements 
daran teil. Einige Beispiele:
SchuB
Die Teilnehmer dieser Gruppe mit dem merkwürdigen Namen bildeten sich zur 
Schulentwicklungsberaterin und zum -berater aus. Die Mitglieder gründeten nach 
Abschluss der Ausbildung sogar einen SchuB-Verein Oberwallis. Die Leitung hatte 
das Institut für Schulentwicldungsforschung der Universität Dortm und (IFS). Die 
Ausbildung beinhaltete Seminare, Supervisionen und eigentliche Kurse. Eine Über­
sicht über die «Formation continue» bot die Zeitschrift «Résonances»40.
SCHILF
Eine andere Form erschien unter dem vorerst unverständlichen Namen 
«SCHILF», was «Schulhausinterne Lehrerfortbildung» bedeutete. Eine Gruppe oder 
sämtliche Lehrpersonen eines Schulzentrums oder einer Schulregion richteten ihre ge­
meinsamen Überlegungen auf die Bedürfnisse der eigene Schule oder Region aus. Mit 
SCHILF meinten die Initianten nicht die üblichen Aufgabenbereiche wie Unterrichts­
vorbereitung, Wochenplanung etc., sondern eigene Tätigkeiten zur Verbesserung und 
Unterstützung der sogenannten «Schulentwicklung». Die Teilnehmer strebten damit 
eine wirksamere und bessere Schule an. Ihre Arbeit geschah im Team, die kollegiale 
Unterstützung sollte den einzelnen helfen, Neuerungen leichter einzuführen41.
39 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1967, S. 137.
«  Résonances, N ovem bre 1990, S. 3-32; W B, 5.2.1998, S. 16.
41 WEITERBILDUNG für Lehrerinnen und Lehrer 2001, DEKS, Sitten 2001, S. 10.
Blick in ein Klassenzimmer der Primarschule von Susten
ELF
E in e  H e ra u s fo rd e ru n g  b e d e u te te  fü r  im m e r  m e h r  L e h rp e rs o n e n  u n d  S c h u l­
v e rw a ltu n g e n  d ie  «R ea litä t m u ltik u ltu re lle  S chu le» . N e u e  u n d  e rw e ite r te  L eh r- u n d  
L e rn fo rm e n  e ra rb e ite te n  L eh rk rä f te  in  g e m e in sa m e m  fo r s c h e n  u n te r  d e m  T ite l 
« E rw e ite rte  L e rn fo rm e n »  (E L F )42.
Qualitopp
A u f  d e n  H e rb s t  19 9 8  sch rieb  das Z e n tru m  fü r  u n iv e rs itä re  L e rn s tu d ie n  S chw eiz  
in  B rig  in  Z u s a m m e n a rb e i t  m i t  d e m  D e p a r te m e n t  e in e n  K urs  m i t  d e m  N a m e n  
« Q u a lito p p »  aus. D e r  K urs r ic h te te  sich  a n  L e h re n d e  a lle r S tu fen  u n d  d a u e r te  b e ru fs ­
b e g le ite n d  d re i Ja h re  m it  in sg esam t 5 2 5  S tu n d e n . E r  lie fe rte  B au ste in e  z u r  E n t­
w ic k lu n g  d e r  p äd ag o g isch en  E in s te llu n g  in  d e r  S chu le . T h e m e n  w aren : T eam  u n d  
A rb e itsg ru p p e n , P la n e n  u n d  S te u e rn  v o n  S c h u lp ro je k te n , Q u a li tä t  in  d e r  S ch u le  etc. 
«T opp» s ta n d  fü r  T eam , O rg a n is a tio n , P erso n a l, P ro jek te43. Im  F e b ru a r  2 0 0 1  k o n n ­
te n  2 7  L eh re r u n d  L e h re r in n e n  n a c h  d re ijä h r ig e r  F o r tb ild u n g  v o m  D e p a r te m e n ts ­
c h e f  das e rs te  Q u a li to p p -Z e r t if ik a t  e n tg e g e n n e h m e n 44.
CD O
Im  U n te rw a llis  b o t  das D e p a r te m e n t  d ie  C D O -A u s b ild u n g  an . C D O  s ta n d  fü r 
«C onse ille rs en  D é v e lo p p e m e n t O rg a n is a tio n n e l des écoles», w as e tw a  d e m  S ch u l- 
e n tw ic k lu n g sk o n z e p t S C H IL F  e n tsp ra c h .
42 W e it e r b il d u n g , I.e., S. 17, 42f.
«  M it t e il u n g s b l a t t  1998, Jg. 23, Nr. 2, S. 21; 1999, Jg. 24, N r. 1, S. 14; 1999, Jg. 24, N r. 3, S. 22f.; 2000, 
Jg. 25, Nr. 3, S. 35 un d  Nr. 4, S. 27.
44 W B, 3.2 .2001, S. 17.
Balance
Seit den neunziger Jahren befürworteten die EDK und das BAG (Bundesamt 
für Gesundheit) die Anstrengungen des Balance. Das Projekt befasste sich mit 
dem psychischen (Ausgeglichenheit, Stressmanagement, Entspannungstechnik) 
und dem sozialen W ohlbefinden. Dazu kamen das physische W ohlbefinden 
und das gesunde Schulklima in der Klasse, die Schulkultur. Das Projekt dauerte 
3 Jahre45.
FQS
Ein ähnliches Ziel verfolgte das «Fördernde Qualifikationsevaluationssystem» 
(FQS). Es erstrebte eine ernsthafte Veränderung durch die Selbstevaluation der 
Betroffenen und entstand als Antwort auf die Normierungssucht der Wirtschaft46. 
R.I.S.C.
Auf das Sonderschulwesen bezog sich das Projekt R.I.S.C. (Rôle des institutions 
scolaires cantonales/Rolle der kantonalen schulischen Institutionen). Es ging um die 
Definition des Auftrags von Sonderschulinstitutionen und IV-Klassen47.
Schon seit längerer Zeit standen auf den jährlichen Fortbildungsprogrammen 
Themen und Methoden zur Auswahl, wie
Micro-Teaching oder Lehrerverhaltenstraining; Gruppendynamik; Selbsterfah­
rungsgruppen; Sensitivity-Training; Balint-Gruppe; T-Trainingsgruppe etc.
Bum  out
Um die Jahrtausendwende stellten die Lehrerverbände bei uns immer häufiger 
fest, dass viele Berufstätige gegen Ende ihrer Laufbahn unter dem sogenannten 
«bum  out» litten. Sie verstanden darunter physische und psychische Stresssitua­
tionen, die eine allzu frühe Erm üdung bewirkten. Als Antwort auf eine Interven­
tion im Grossen Rat versprach der Departementschef, dem Problem alle Aufmerk­
samkeit zu schenken48.
Zum  Jahrhundertbeginn teilte das Departem ent die Lehrerweiterbildung (nach 
der Grundausbildung, der Berufseinführung und der Zusatzausbildung) in folgen­
de Kategorien ein: Jahres- und Sommerkurse, Modulare Weiterbildung, Vertie­
fungskurse, Individuelle Kurse, Schilf-Kurse und Spezialkurse. Einen breiteren 
Rahmen setzte der Grosse Rat mit dem Weiterbildungsgesetz vom 2.2.200149. Das 
Gesetz bezweckt die Förderung der Erwachsenenbildung, die Persönlichkeits­
entfaltung und die harmonische Entwicklung der Gesellschaft. Der Staat erhielt 
die Befugnis, diese Aufgaben subsidiär zu unterstützen. Ein kantonaler W eiter­
bildungsausschuss von 7-15 Mitgliedern vertritt die betroffenen Kreise und unter­
breitet der Regierung die Unterstützungsgesuche. Der Grosse Rat bestimmt in 
einem Mehrjahresplan jeweils das Budget.
45 M it t e il u n g s b l a t t  1 9 9 8 ,  Jg. 2 3 ,  Nr. 2 , S. 4 f.
46 O LLO -A ktuell 1 9 9 8 ,  Jg. 1, Nr. 6, S. 2 ; M i t t e i l u n g s b l a t t  1 9 9 9 ,  Jg. 2 4 ,  Nr. 3 ,  S. 9 .
47 V e r w a l t u n g s b e r i c h t e  1 9 9 8 ,  S. 7 7 f .;  2 0 0 1 ,  S. 7 5 ;  M i t t e i l u n g s b l a t t  1 9 9 9 ,  Jg. 2 4 ,  Nr. 3 ,  S. 9.
48 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1999, S. 60.
49 G ilbert FOURNIER, Genèse de la loi cantonale sur la form ation continue des adultes 1 9 9 0 - 2 0 0 1 ,  D ECS, Sion 
2 0 0 1 ;  SG 9 5 ,  2 0 0 0 , 5 .  5 2 .
Die Lehrmethode der Brüder Marianisten
Nach der früheren Praxis des sturen Auswendiglernens und den «Kämpfen» um 
das Enseignement mutuel förderten die Marianisten von 1860 an immer stärker den 
intuitiven Unterricht, mit dem sie das Denken und Überlegen der Schüler anregen 
wollten. Es war eine Abkehr vom sturen Auswendiglernen50. Im Schulgesetz von 
1873 fehlten nähere Bestimmungen. 1876 berichtete der Staatsrat im Verwaltungs­
bericht, die intuitive Lehrmethode mache Fortschritte. In der Normalschule werde 
sie bereits gelehrt51. Entscheidenden Einfluss auf die Lehrmethoden in der Walliser 
Schule hatten die Brüder Marianisten. Der Gründer der Gesellschaft Wilhelm Joseph 
Chaminade (1761-1850) hatte mit seinen Ordensbrüdern eine Lehr- und Erzie­
hungsmethode erarbeitet, die in seinen Schulen nach 1824 als Richtlinie galt und 
immer wieder neue Erfahrungen berücksichtigte. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
gaben zwei Unterrichtsverfahren den Ton an: die Simultanmethode und die wechsel­
seitige Methode. In der Simultanmethode gab sich der Lehrer immer mit der ganzen 
Klasse ab. Nach der wechselseitigen Methode unterrichteten die besseren Schüler, die 
vorher vom Lehrer die notwendigen Unterweisungen erhalten hatten, die schwäche­
ren oder jüngeren Kollegen. Chaminade schlug so einen Mittelweg ein, der die 
Vorteile beider Wege zu vereinen suchte. Auf der Unterstufe kam mit dem Helfer­
system eher die wechselseitige Methode zur Anwendung, in den höheren Klassen fast 
ausschliesslich die Simultanmethode. Hier spielte auch der erzieherische Wert eine 
grössere Rolle.
Die vier Lehrformen
Für die Stoffdarbietung empfahl die Methode Chaminades vier Lehrformen:
• Die Intuition, «welche darin besteht, die Begriffe, die man dem Kinde beibringen 
will, gleichsam körperlich darzustellen». Nach dieser «körperlichen», konkreten 
Darbietung folgte
• die geistige Intuition, «wobei man durch mündliche Schilderung den Unter­
richtsgegenstand dem geistigen Auge vergegenwärtigt».
• In der dritten Phase führte das Fragen «die Schüler unmerklich vom Bekannten 
zum Unbekannten».
• Schliesslich sollte man im vierten Schritt «die Kinder einen allgemeinen Begriff 
selber entwickeln» lassen. Das war allerdings nur auf der Mittel- und Oberstufe 
möglich.
Das von den Marienbrüdern mit Geschick angewandte Monitoren- oder Helfersys­
tem erwies sich in den damaligen Walliser Verhältnissen, wo oft eine einzige Lehrkraft 
die Kinder aller Schulstufen zu unterrichten hatte, als die bestmögliche Methode52.
i0 B o u c a r d , S. 1 8 7 ; M e t r a il l e r , S. 3 6 .
51 V erwaltungsbericht 1876, S. 30.
52 LORETAN, L e h re r s e m in a r ,  S . 4 2 0 f .
Am eindrücklichsten erlebten die Eltern und die Kinder die verschiedenen 
M ethoden beim Erlernen des Alphabets. In der allgemein üblichen Buchstabier­
methode hatten die Kinder die Buchstaben vorerst m it Hilfe von Tabellen auswen­
dig zu lernen. Das war die Tätigkeit des sogenannten «Lautierens». Anschliessend 
sollten die Buchstaben zu Silben zusammengesetzt werden, das war das « Sy 11a- 
bieren», d.h. ein W ort in Silben zerlegen und dann zusammensetzen und ausspre­
chen. Eine weitere «moderne» M ethode nannte sich Ganzheitsmethode. Sie ging 
vom W ortbild aus und lehrte W örter und ihren Sinn kennen, bevor man die ein­
zelnen Buchstaben erfasste.
Das Reglement von 1910 schrieb keine Unterrichtsmethode vor. Artikel 17 ver­
langte nur, dass die Lehrkraft am Ende eines jeden Monats den durchgenommenen 
Lehrstoff wiederhole. Das hatte Tradition. Bereits 1828 forderte das Dekret: Ein 
Tag in der Woche wird zur W iederholung der Lektionen während 15 Tagen ver­
wendet, eine Woche für die Knaben, die andere für die M ädchen (Art. 33). Der 
Lehrplan für die Volksschule des Kantons Wallis von 1913 enthielt genauere Vor­
stellungen. So hatte man sich beim Lesenlernen einer neuen M ethode zugewandt: 
«Das Lesen soll nach der verbesserten Schreiblesemethode gelehrt werden. Die ver­
alteten Buchstabier- und Lautiermethoden sind vom Unterricht ausgeschlossen. In 
jeder Schule soll ein Leseapparat m it genügend Buchstaben vorhanden sein». Auf 
der Unterstufe war das lautrichtige, auf der M ittelstufe das sinnrichtige, auf der 
Oberstufe das ausdrucksvolle Lesen zu üben.
Gruppenarbeit und «Platzverteilen»
Die Klasse arbeitete in Gruppen. Die Kinder einer Unterabteilung sollten 
m iteinander an der Lesetafel oder im Buch auch gemeinsam lesen. Auch beim 
Rechnen und in der Geographie wandte die Lehrperson dieses Vorgehen an. Zum 
Schulbetrieb gehörte auch das regelmässige oft wöchentliche Platzverteilen nach 
Schulleistungen. Es bleibt beizufügen, dass regelmässige Hausaufgaben, mündlich 
und schriftlich, und Religionsunterricht zum scheinbar notwendigen Drill gehör­
ten. Vom Schuljahr 1948/49 an gaben die Marianisten in Brig ein neues Signal 
und verzichteten vom Samstag auf den M ontag auf schriftliche Hausaufgaben. 
Andere Gemeinden folgten. Es scheint, dass die Schüler/innen am M ontag trotz­
dem müde waren. Bis zu diesem Schuljahr war es auch üblich, dass an den Nach­
mittagen von Dienstag und Donnerstag schulfrei war. Diese Halbtage waren für 
den Religionsunterricht reserviert. Von 1948 an wechselten die Schulen von Brig 
auf M ittwoch- und Samstagnachmittag53.
53 K o c h e r , S . 8 3 f .
Die Lehrperson sollte das Kind vom ersten Schuljahre an in den richtigen 
Gebrauch der Schriftsprache einführen. Im zweiten Schuljahr durfte man die M und­
art nur noch ausnahmsweise zur Erklärung einzelner Ausdrücke herbeiziehen. Von 
der Knabenschule der Marianisten in Brig hiess es, dass die Lehrer mit den Schülern 
früher auch privat Hochdeutsch sprachen, selbst die Lehrer untereinander54. Im 
Kollegium Brig war es bis in die fünfziger Jahre des 20. Jahrhunderts vorgeschrieben, 
m it den Professoren auch ausserhalb der Schule Hochdeutsch zu sprechen. In den 
folgenden Jahrzehnten drängte das Departement immer wieder auf die vermehrte 
Pflege der Standardsprache. Als Heilmittel gegen die in der PISA-Studie festgestellte 
Leseschwäche vieler Schweizer Schulkinder schlug die EDK im Juni 2003 unter 
anderem auch den Gebrauch der Standardsprache in der Schule vor.
Jokertage, Erziehung zur Selbstverantwortung
Als Lehrmethode könnten wir am Ende des 20. Jahrhunderts auch die verschie­
denen Versuche betrachten, die Schüler/innen zu grösserer Selbstverantwortung hin­
zuführen. Dazu dienten die sogenannten Jokertage. Sie wurden nötig, weil Eltern, 
Ärzte und die Schule die Absenzenkontrolle im bisherigen Sinne nicht mehr für 
glaubwürdig hielten. In den neunziger Jahren führte zuerst die Orientierungsschule 
Zermatt, dann das Kollegium und schliesslich andere Schulen diese Form der Absen­
zenkontrolle ein. Sie gestattete den Schülerinnen und Schülern im Jahr über 3 Schul­
tage zu verfügen. Im Gymnasium begründete man die Lösung mit der Vorbereitung 
der höheren Gymnasialklassen auf das «freie» Leben auf den Universitäten. Die an 
sich gute Idee und die lobenswerte Absicht, die zu mehr Verantwortung und Ehr­
lichkeit erziehen sollte, verunsicherte begreiflicher Weise zu Beginn Eltern und Lehr­
kräfte. Missbräuche mussten beseitigt werden55. Im Reglement betreffend Sonder­
urlaube und die im Rahmen der Schulpflicht anwendbaren Disziplinarmassnahmen 
versuchte das Departement, die früheren Strafen etwas in den Hintergrund zu 
rücken und stärker auf Selbstverantwortung zu drängen56. So empfahl es, die Bezie­
hungen Schüler-Schüler und Schüler-Lehrer mit einer sogenannten «Verhaltens- 
Charta» zu verbessern. Dabei blieben aber mit Recht Alkohol-, Tabak- und Drogen­
konsum untersagt. Aufgaben und Obliegenheiten von Eltern und Behörden rief das 
Reglement ebenso in Erinnerung wie Sanktionen und Bussen (Art. 7-14).
Die ga?izheitliche Schülerbeurteilung
Dieses Projekt, das die Schüler ohne Noten zu beurteilen suchte, lief in den 
deutschsprachigen Schulen seit 1987. Das Oberwallis war hier den französisch-
M K o c h e r , S. 64.
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sprachigen Schulen voraus, ebenso in den Versuchen der Mittelschulen, von den 
Trimester- zu den Semesternoten überzugehen. Das Departement gab im März 1994 
die Möglichkeit, die ganzheitliche Schülerbeurteilung auf die dritte und im folgen­
den Schuljahr auf die vierte Primarklasse auszudehnen57.
Schule und Gesellschaft
Die Filmerziehung
Der Film brauchte Jahrzehnte, bis er in der breiten Öffentlichkeit das Bild des 
Unterhaltungsmediums verloren hatte. Es dauerte lange, bis sich die Schule mit ihm 
befasste. Jahrzehntelang versuchte die Regierung, das Volk mit einer Zensurkom­
mission vor schädlichen Einflüssen von Theateraufführungen sowie literarischen und 
künstlerischen Werken zu bewahren. M it der Verbreitung des Films entwickelte sich 
dieses Gremium immer mehr zur umstrittenen Filmzensurkommission58. Es war dar­
um ein Anliegen des Departements, m it der Filmerziehung vom repressiven auf den 
erzieherischen Weg überzuleiten. Im Verwaltungsbericht 1967 erklärte es zum ersten 
Mal, wie es sich die Filmerziehung in der Schule vorstellte. Es betrachtete sie als Teil 
seiner Bildungsaufgabe und wollte die jungen Leute dazu bringen, in der «siebenten 
Kunst eine Art bildlichen Ausdrucks, intellektueller Forschung und moralischer 
Betrachtung zu erkennen». Der Film sollte ein ebenso intensives Interesse hervor­
rufen wie die Künste der Musik und der Poesie. Das Departement war sich bewusst, 
dass diese Aufgabe schwierig war. Die Stundenpläne waren bereits überlastet, und das 
notwendige Lehrpersonal fehlte. Manchenorts waren weder die geeigneten Räum­
lichkeiten noch das Projektionsmaterial vorhanden.
Die Medienerziehung in den Mittelschulen
Die Arbeit begann in Mittelschulen, in denen die Direktion und die Lehrkräfte 
mit dem verantwortlichen Beauftragten zusammenarbeiteten. Die Fachlehrkräfte 
studierten mit ihren Klassen an Hand eines Fragebogens ein bestimmtes literarisches 
Werk, bis dann der Film gezeigt und gemeinsam besprochen wurde. 1967 begannen 
die Informationen in den Sekundarschulen des Unterwallis unter dem Titel «Die 
Sprache des Films»59.
Von den Mittelschulen ging die Filmerziehung weiter in die Gewerbeschulen60. 
1979 meldete das Departement, viele Orientierungs- und Mittelschulen besässen 
jetzt die notwendigen technischen Einrichtungen auch für die Aufnahme von Schul­
funksendungen und den audiovisuellen Unterricht61. 1982 übergab Hermann Pelle-
57 M i t t e il u n g s b l a t t  1998, J g . 23, Nr. 1, S. 7.
58 St a a t s k a l e n d e r  1947/48, S. 37; 1950/51, S. 32; 1954/55, S. 46; 1958/60, S. 47  etc.
59 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1967, S. 126f.
60 V e r w a l t u n g s b e r ic h t e  1976, S. 227f.; 1977, S. 271.
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grini die Medienerziehung im Unterwallis, die er seit 1963 aufgebaut und betreut 
hatte, an Henri Metrailler, der mit den Westschweizer Medien Radio und Fernsehen 
zusammenarbeitete. Hier entstanden die Sendungen «Magellan»62. Im Oberwallis 
betraute das Departement Anton Bielander für die Mittelschulen und Kurt Loretan 
für die Sekundarschulen mit dieser Aufgabe63.
Ende der achtziger Jahre ging das Interesse der Schulen an dieser Ausbildung 
zurück, weil die Stundentafel eine weitere Reduktion erlitten hatte. Dagegen sam­
melten die ODIS-Stellen in Brig, Sitten und St-Maurice Tausende Radiosendungen 
und TV-Sendungen, welche die Schulen benützen konnten64. Die Bedeutung der 
«Education aux médias» im französischsprachigen Teil stellte das Departement 1990 
noch einmal Idar ins Rampenlicht65.
Die Zw e isp rach igkeit
Schon in den ersten Jahrzehnten der Staatsschule ertönten nach 1848 im Grossen 
Rat und in der Presse Stimmen, welche die ungenügenden Kenntnisse der Gym­
nasiasten geisselten. Die Öffentlichkeit erkannte dabei, dass es nicht nur ein kultu­
relles, sondern auch ein politisches Anliegen war. Die Spannungen im Tal beruhten 
oft auf Unkenntnis der Verhältnisse im ändern Kantonsteil und auf Verständigungs­
schwierigkeiten. Das betraf an erster Stelle die Mittelschulen, die sich allzu sehr auf 
die alten Sprachen konzentrierten und die zweite Landessprache wie eine tote Spra­
che unterrichteten. Im 20. Jahrhundert korrigierten dann die Kollegien zeitweise, in 
dem ihre Schüler in einem anderssprachigen Gymnasium ihre Studien abschlossen. 
So gehörte es zur Tradition, dass Briger Studenten ein bis zwei Jahre in St-Maurice 
studierten oder Unterwalliser Deutschschweizer Gymnasien besuchten.
Besser war die Lage in Handelsschulen. Oberwalliser besuchten sie häufig in 
Siders, Martinach oder vereinzelt in St-Maurice. Alle Kongregationsschulen für Kna­
ben und besonders für Mädchen in Siders, Sitten, Martinach, St-Maurice (Vérolliez) 
und Monthey führten Sprachkurse, die bei den Mädchen oft mit einer praktischen 
Ausbildung in Hauswirtschaft verbunden waren. Auf der Primarschulstufe gab es 
zeitweise schon seit Anfang des 20. Jahrhunderts Fremdsprachenunterricht, z.B. in 
Brig oder Visp und in verschiedenen Fremdenorten. Das waren meist Initiativen 
weitsichtiger Gemeindeverwaltungen und tüchtiger Lehrkräfte.
Die Methode Cuttat/Lingua prime
Eine Wende brachten die siebziger Jahre. 1966 begannen die Schulen von Sitten 
von der ersten Primarklasse an Deutsch zu unterrichten. Die Methode trug den
62 Henri METRAILLER, Evocation aneedotique et subjective de 3 0  ans d ’enseignem ent de ciném a/m ass-m édias au 
C entre  Scolaire, in: GRANS-M ONTANA, C entre  scolaire, S . 7 0 f .
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Namen ihres Autors und ging von der Feststellung aus, dass Kinder eine zweite 
Sprache spielerisch lernen. Die Stadt liess sich das Experiment etwas kosten. Sie ins­
tallierte in ihren Klassen Kabel für die benötigten Kopfhörer, kaufte Dias und zusätz­
lich individuelle Sprachhefte. Als das Departement 1973 in der 3. Primarklasse mit 
dem Deutschunterricht nach der Methode Petit begann, durfte Sitten bis 1978 mit 
der bisherigen Methode weiter arbeiten. Die Beauftragte für diesen Sprachunterricht 
in den Primarschulen von Sitten war die zweisprachige Lehrerin Ida Lagger.
M it diesem Experiment war das Signal für einen besseren Fremdsprachenunter­
richt im Wallis gegeben. Im Grossen Rat mehrten sich parlamentarische Vorstösse, 
die den Unterricht in der zweiten Landessprache verbessern wollten. Der Staatsrat 
beauftragte eine Kommission mit dem Studium dieser Frage. Kontakte mit ähn­
lichen schweizerischen Gruppen und die Mitarbeit in der Westschweizer Schul- 
koordination führten zu konkreten Vorschlägen.
F rère Ja cques, S in g  u n d  sp ie le  m it ,  B o n n e  C h a n ce, Sow ieso
Nach einer Vorbereitungszeit der Lehrkräfte führte der Kanton Wallis als einziger 
1972 in den dritten Klassen der Oberwalliser Primarschule von Visp und Stalden den 
Französischunterricht ein. Die Methode hiess «Frère Jacques». Als Berater und Koor­
dinator wirkte Dionys Jossen. Von 1973 an führte er alle Klassen etappenweise in 
diesen Unterricht ein. Ein Jahr später waren auch die Unterwalliser Lehrkräfte bereit 
und begannen den Unterricht mit der neuen Methode von Professor Petit aus 
Besançon «Sing und spiele mit». Im Vergleich zu Lingua prime war diese Methode 
lebendiger. Als Hilfsmittel dienten Kassetten und Kartonbilder. Erst später ent­
wickelten die übrigen Kantone der Westschweiz neue Lehrmittel. Trotz grossem Auf­
wand an Geld und Zeit gab es Rückschläge. Die Methoden waren gut, aber für viele 
Lehrer zu anspruchsvoll. Darum hielt sich ihre Begeisterung besonders im Unter­
wallis oft in Grenzen. Weil die Lehrkräfte die Leistungen vorerst nicht bewerten woll­
ten, legten Eltern und Kinder das Schwergewicht auf Promotionsfächer.
Als die Kinder mit verbesserten Kenntnissen in der zweiten Landessprache in die 
Orientierungsschule eintraten, mussten sich auch hier die Unterrichtsmethoden an­
passen. Im Unterwallis geschah dies mit einem eigenen Zusatzlehrmittel. Es nannte 
sich «Bindestrich» und wurde vom Sekundarlehrer und Schuldirektor Jean-Marc 
Malbois verfasst. Auf Beginn des Schuljahres 1989/90 führte das Departement im 
Oberwallis das neue Lehrmittel «Bonne Chance» des staatlichen Lehrmittelverlags 
Bern ein und verlegte den Beginn dieses Faches von der dritten auf die vierte Primar­
klasse. Ausschlaggebend für diese Änderung war im Unterwallis die Haltung der 
SPVal66. Sprachkenner und Sprachwissenschafter verlangten jedoch, dass die zweite 
Landessprache wieder von der dritten Primarklasse an gelehrt werde. Die Methode 
hiess jetzt «Sowieso» und stammte aus der Westschweiz. Sie legte den Akzent auf die 
Alltagssprache, die «compétences langagières»67. Vom Schuljahr 1904/05 an wurden
66 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1989, S. 124.
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die beiden Landessprachen in den Primarklassen wieder von der dritten Klasse an 
gelehrt. Die Lehrmittel waren «Bonne Chance» für das Oberwallis und «Sowieso» für 
das Unterwallis.
S c h ü le ra u s ta u sch , P a r tn e r sc h a ft v o n  S c h u le n , S p ra c h a u fe n th a lte
Ende der achtziger Jahre mehrten sich die Initiativen zur Verbesserung des 
Fremdsprachenunterrichts. Neue Tendenzen und Theorien setzten sich durch. Über­
raschend war die Feststellung, dass sich alle Schulstufen um eine Änderung der Lage 
bemühten, vom Kindergarten bis zum Gymnasium, zur Berufs- und Ingenieur­
schule. Merkwürdigerweise vergass das Departement vor lauter neuen Ideen oft, vor­
erst auf die Ausbildung und Qualität der bereits unterrichtenden Lehrkräfte zu 
achten. Im Jahre 1990 schuf das Departement ein neues Büro für Bildung und 
Schüleraustausch. 1991 begann es mit der Koordination der vielen Initiativen, die 
sich im ganzen Lande zeigten. Es wimmelte von Vorschlägen:
• Partnerschaft von Schulen zwischen dem Oberwallis und dem unteren Kantons­
teil, aber auch mit Schulen aus der Schweiz und dem Ausland. 1995 pflegten 
20 Orientierungsschulen Partnerschaften mit einer anderssprachigen Schule.
• Austausch von Schülern. 1994 befanden sich 83 Schüler/innen in einer anders­
sprachigen Schule, 1995 waren es 65.
• Sprachaufenthalte im ändern Kantonsteil, in der übrigen Schweiz oder im Aus­
land.
Im m e r s io n  a n d  zw e isp ra c h ig e  M a tu r a
Eine besondere Art, die Zweisprachigkeit zu erwerben, wurde der Unterricht 
durch Immersion. Die Lehrkräfte unterrichteten einzelne Fächer auf Deutsch, an­
dere auf Französisch. Den Beginn wagte das Kollegium Les Creusets in Sitten mit 
Geographie, Turnen und Kunstgeschichte. Die Kollegien Planta in Sitten, Brig und 
St-Maurice folgten. Das Kollegium Planta erhielt 1998 eine Auszeichnung der Stif­
tung CH , die im Auftrag der EDK und des Bundes seit 1995 Preise für besondere 
Verdienste verlieh68. Das Departement erliess Bestimmungen für diesen Zweispra­
chenunterricht, und die EDK veröffentlichte Richtlinien. In Sitten bestanden 2001 
die ersten Schüler/innen eine «Maturité bilingue». Im tertiären Bereich bemühten 
sich die Schweizerische Tourismusfachschule, die Höhere Wirtschafts- und Ver­
waltungsschule sowie die Ingenieurschule um zweisprachigen Unterricht. Die Im­
mersion war aber nicht ein Reservat der Gymnasien und der Tertiärschulen. Auch 
Handelsmittelschulen unterrichteten so, ebenso Gewerbeschulen, Kinder-, Primar­
und Orientierungsschulen.
Von Jahr zu Jahr meldeten sich neue Initiativen. Als Beispiel gelte die Lage im 
Herbst 1995. Es eröffneten neue Bilingue-Klassen: Monthey (zweiter Kindergarten), 
Siders (zweiter Kindergarten und erste Primarklasse), Sitten (zweiter Kindergarten, 
zwei Klassen), Brig (fünfte Primarklasse). In der Klasse von Brig unterrichteten 
abwechselnd zwei Lehrerinnen auf Deutsch und Französisch. Das universitäre 
Forschungszentrum für Mehrsprachigkeit (UFM) unter der Leitung von Professor 
Iwar Werlen begleitete den Versuch. Das gute Ergebnis hatte zur Folge, dass für das 
nächste Jahr zu wenig Plätze vorhanden waren und das Los über die Teilnahme an 
diesem Versuch entscheiden sollte69.
Begleitende Untersuchungen gab es auch für die zwei Klassen von Siders, die 
bereits 1993 eröffnet worden waren70. Das Schulzentrum Sacré-Coeur in Sitten führ­
te 1998/99 eine zweite Primarklasse ebenfalls als Immersionsklasse. Der Unterricht 
erfolgte tags- oder halbtagsweise in der einen oder ändern Landessprache71. Das 
IRDP begleitete die Arbeit. Auch Orientierungsschulen begannen mit Immersion: 
Vouvry in der zweiten Klasse mit Geschichte, Siders führte eine vierte Klasse als 
zweisprachige Orientierungsklasse und Monthey eine zweite Orientierungsklasse. 
Andere Versuche wagte die Sittener Orientierungsschule St. Guérin in einem Aus­
tausch mit der Orientierungsschule Brig. In einem zehnten Schuljahr besuchten 
22 Jugendliche die Klasse im ändern Sprachgebiet72.
Bei dieser Vielfalt von Möglichkeiten stellten sich ebenfalls Fragen der Bewer­
tung. Das Departement erliess darum 1994 Bestimmungen über den Schüleraus­
tausch auf der Mittelschulstufe zwischen dem Unter- und dem Oberwallis. Der 
Schüleraustausch hatte im Prinzip in der zweiten oder dritten Gymnasialklasse zu 
geschehen. Was die Promotion und die Maturaprüfungen betraf, galten für alle 
dieselben Vorschriften. Das Departement erarbeitete zusätzliche Bestimmungen für 
die Maturaprüfungen im anderen Sprachgebiet.
D ie  M e h rsp ra c h ig k e it
Eine neue Wende der Sprachenpolitik auf schweizerischer Ebene trat 1997 ein. 
Der Kanton Zürich stellte einen Entwurf vor, der den Schülern erlaubte, in der 
Primär- und Sekundarschule Englisch an Stelle von Französisch zu wählen. Darum 
gab die EDK eine Studie in Auftrag, deren Ergebnisse den Kantonen unterbreitet 
wurden. Nach diesen Erkenntnissen wäre es möglich, zwischen Englisch und Fran­
69 W B, 3.6.1996, S. 10; W B, 27 .6 .1997 , S. 13; Gabriela FUCHS/Iwar W ERLEN, Zweisprachige Schule Brig-Glis. 
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zösisch als erste Fremdsprache zu wählen. Im Wallis begann Englischunterricht in der 
ersten Orientierungsschulldasse im Herbst 200373. Dabei benutzten beide Sprach- 
regionen dasselbe Lehrbuch.
Vom  R ech en sch ieb er z u m  I n te r n e t
In den sechziger Jahren gehörte es zum guten Ton, auch mit Rechenschiebern 
zurechtzukommen. Das war so wichtig, dass sich in der Gewerbeschule Sitten noch 
1969 28 Lehrlinge während 20 Stunden, verteilt auf das ganze Schuljahr, dafür aus­
bilden Hessen74. Den Rechenschieber überholte schnell der Taschenrechner.
1978 erlaubte das Departement bereits schrittweise die erste Benutzung von 
Taschenrechnern in der Orientierungsschule; im Gymnasium war er früher schon 
teilweise akzeptiert75. Die grosse Wende begann im folgenden Jahrzehnt. Im Juli 
1987 nahm der Staatrat Kenntnis vom Schlussbericht einer Kommission für den 
Informatikunterricht in den Orientierungsschulen und gab grünes Licht für die 
Anschaffung und Subventionierung von Apparaten. Merkwürdig waren die unter­
schiedlichen Wünsche in den beiden Kantonsteilen. Das Oberwallis entschied sich 
für den «IBM-PC 2/30 und IBM kompatibel» und ähnliche Apparate. Das Unter­
wallis wünschte in der Mehrheit den «Macintosh Plus von Apple und den Smaky 100 
von Epsitec». Andere schworen auf Fortran, Bang, etc. Der Staat versprach überall 
30% Grundsubvention und 40% abgestufte Unterstützung. Für die Ausbildung der 
Lehrkräfte stellte das Departement zwei Informatiksäle zur Verfügung, einen in der 
Orientierungsschule Naters, den ändern im O RD P/O D IS in Sitten76. 1990 ernann­
te das Departement eine permanente kantonale Informationskommission (K1K). Im 
Januar 1991 nahm ein vom Staatsrat ernannter Fachberater zur Koordination des 
Informatikunterrichts in den Mittelschulen die Arbeit au f77.
Informatik war in den ersten Jahren in den Gymnasien und in den Handels­
schulen eine Domäne der Mathematiklehrer. Sie schlugen den Schuldirektionen 
und dem Departement den Kauf der notwendigen Apparate vor. Einzelne Schulen 
konnten auf die Hilfe privater Sponsoren zählen. Das Departement beauftragte 
Lehrkräfte als Berater und Animatoren. In den neunziger Jahren setzten sich die 
PCs in allen Orientierungs-, M ittel- und Gewerbeschulen durch. Sie verfügten um 
1995 meist über eigene Computerzimmer und unterrichteten M athematik als 
Schulfach. Parallel dazu unterstützte die EDK und das BIGA die Anstrengungen 
der Kantone mit Richtlinien.
73 Eine Zusam m enfassung der Versuche, die im U nterricht in der 2. Landessprache aber auch m it Fremdsprachen 
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Das Filminstitut, die frühere Schulfilmzentrale in Bern, stellte Ende 1988 nach 
mehr als 75 Jahren seinen Film- und Videoverleih ein. Es hatte während Jahrzehnten 
vielen Walliser Schulen preisgünstig Unterrichtshilfen ausgeliehen, die das Depar­
tement in einem Globalbetrag abgelten konnte (meist Fr. 60’000.- bis 70’000.- 
jährlich). Das Institut wandelte sich nun im Auftrag der EDK und des BBT zur 
Schweizerischen Fachstelle für Informationstechnologie im Bildungswesen78.
D ie  In fo r m a tio n s -  u n d  K o m m u n ik a tio n s te c h n o lo g ie n  ( I K T )  /  In fo r m a t io n  a n d  C o m m u ­
n ic a tio n  Technologies ( I C T )
In den neunziger Jahren stellte sich dem Departem ent die Frage, wie der Com ­
puter auch in der Primarschule Eingang finden könnte. Viele Kinder und Jugend­
liche hatten privat schon Zugang zu ihm und brachten ihre Erfahrungen in den 
Unterricht ein. Ihre Vorkenntnisse waren unterschiedlich, ebenfalls jene der Lehr­
kräfte. Im Sinne der Chancengleichheit drängte sich der Einsatz von Com putern 
in der Primarschule auf. Dabei ging es nicht nur um die Vermittlung von Kennt­
nissen und Fertigkeiten. Com puter konnten auch als zweckmässige Hilfsmittel zur 
Individualisierung und zu selbstgesteuertem Lernen dienen. Im Jahre 2000 erliess 
das Departem ent Bestimmungen, die den A nkauf und die W artung der Geräte, die 
Weiterbildung der Lehrkräfte, die Hilfeleistung und die Kontrolle umfassten. Der 
Staat subventionierte einen PC für 15 Schüler/innen, dazu einen PC pro Klasse 
und einen für das Lehrerzimmer. Der Höchstbetrag belief sich auf Fr. 2500.- pro 
C om puter und Peripheriegeräte und Fr. 500.- für die Lernsoftware. Das Depar­
tem ent küm m erte sich um die Bildung und W eiterbildung der Lehrkräfte, ernann­
te IKT-Fachberater und M ultimediaberater/innen. Das O R D P/O D IS  stellte Lern­
software zur Verfügung. Der Entscheid musste von der Schule ausgehen. Eine 
kantonale Kommission unterstützte die Anstrengungen, ebenso das Schulentwick- 
lungszentrum Brig.
Im Dezember 2001 hatten sich im Oberwallis sechs Schulen für IKT entschie­
den: Orientierungsschule Brig, Primarschule Randa, Kinderdorf Leuk, Primarschule 
Eggerberg, Orientierungsschule St. Niklaus und Primarschule Unterbäch. Das Pro­
jekt ruhte auf drei Pfeilern: Ausbildung der Lehrkräfte, Hilfe durch die Multimedia­
berater/innen und materielle Unterstützung durch den Kanton79. Andere Schulen 
folgten. Weil diese Neuerungen einzelnen Lehrpersonen zusätzliche Sorgen bereite­
ten, bildete das Departement Multimediaberater/innen aus. Nach einem einjährigen 
berufsbegleitenden Fernstudiengang diplomierte das Departement 2001 die ersten 
25 Lehrpersonen80.
Im März 2003 veröffentlichte das Departement einen Zwischenbericht über 
die ICT-Projekte in den Schulen und stellte ein grosses Interesse fest. Zu dieser Zeit
78 M it t e il u n g s b l a t t  1 9 9 8 , J g . 2 3 ,  Nr. 2 , S. 2 2 .
79 M it t e il u n g s b l a t t  2 0 0 1 ,  j g .  2 6 ,  Nr. 1 , 5 . 9 - 1 1  und  Nr. 4 ,  S. 251F.; R é s o n a n c e s , D écem bre 2 0 0 1 ,  S. 3 6 .
80 M it t e il u n g s b l a t t  2 0 0 1 ,  j g .  2 6 ,  Nr. 4 ,  S. 2 9 f .
In form ations- u n d  K om m unikationstechnologie: m i t  Begeisterung dabei
(2002/03) waren im Unterwallis 86% und im Oberwallis 35% der Primarklassen ans 
Internet angeschlossen. Das war möglich, weil Swisscom in einer Sonderaktion bis 
2005 alle 5000 Schweizer Schulen mit dem Internet verbinden wollte81.
D ie  E lte rn v e re in ig u n g e n
Nach dem viel zitierten Artikel 3 des Gesetzes von 1962 besteht die allgemeine 
Aufgabe der Walliser Schule darin, die Familie bei der Erziehung und Ausbildung der 
Jugend zu unterstützen. Es ist überraschend, dass dieser Artikel nicht früher zur 
Gründung von Elternvereinigungen geführt hat. Die Schulkommissionen hatten 
sich allerdings seit jeher auch um die Kontakte mit den Eltern zu kümmern82.
Die ungewohnte Zusammenarbeit Eltern-Schule
Nach der Auffassung von Henri Marin glich die Zusammenarbeit zwischen 
Schule und Eltern zu Beginn einer Zwangshochzeit. Auch heute komme es selten zu 
einem wahrhaften Dialog, denn man beschränke sich meist auf die allgemeine Orga­
81 W B, 18.3.2003, S. 1, 13; NF, 18.3.2003, S. 20.
H2 SCHWEIZERISCHE Institu tionen der Bildungsforschung und -entw icklung. Eine Bestandesaufnahm e der SKBF, 
Aarau 1989, S. 203-206, ECOLE UNIQUE, Thèses du  Parti socialiste valaisan conçernant l’instruction publique, 
Sion 1973, S. 18.
nisation, auf praktische und administrative Einzelheiten, oft auf Disziplinarfälle. In 
zwei von drei Elternversammlungen sei der Vater abwesend. Spreche man mit Eltern­
vereinigungen und Lehrerverbänden getrennt über dieses Thema, spüre man oft ein 
tiefes Unbehagen. W ährend das Gesetz vorschreibe, die Schule solle der Familie bei 
der Erziehung helfen, sei es heute meist umgekehrt: die Familie müsse die Schule un­
terstützen. In Wirklichkeit beschuldige man sich gegenseitig. Die ständigen Wechsel 
in Methoden und Unterrichtsmaterialien vergrösserten «kulturelle Brüche» (coupu­
res culturelles) zwischen Eltern und Kindern. Trotzdem dürfe man nicht von einer 
Demission der Familie reden. Schwierig werde die Lage, wenn falsches Prestige der 
Eltern die Kinder und die Schule unter Druck setzten, sobald die schulischen Mög­
lichkeiten der Kinder nicht mit den Ambitionen und Wünschen der Eltern überein­
stimmten83.
Die Zusammenarbeit m it den Eltern drängte sich auf. Die Lehrkräfte fürchteten 
zuerst eine zu starke Einmischung der Eltern in ihre Domäne, die Eltern fühlten 
sich der Institution Schule gegenüber oft ohnmächtig, und schliesslich betrachten 
viele Kinder die Schule als ihr Eigentum. Die Société pédagogique Romande (SPR) 
widmete ihren Kongress 1978 dem Thema: «Beziehungen Eltern-Schule», und ver­
suchte die Zusammenarbeit und die Kompetenzen abzugrenzen84. In diesem Um ­
feld entstanden in den siebziger Jahren bei uns meist auf lokaler Ebene die ersten 
Elternvereinigungen. Die Ergebnisse, die Intensität und die Unvoreingenommen­
heit der Zusammenarbeit waren von Schule zu Schule sehr verschieden. Sie änder­
ten oft schnell, je nach den Problemen, die zu behandeln waren. Die Vorstände 
waren die tragenden Kräfte. Recht häufig arbeiteten einzelne Mitglieder sehr aktiv 
mit, solange sie die Probleme der Schule durch ihre Kinder aus erster Quelle kann­
ten. Sobald die eigenen Zöglinge diese Stufe verlassen hatten, erlahmte meist auch 
das Interesse der Eltern.
D a s  R e g le m e n t v o n  1 9 7 0
Die Rolle der Eltern nahm das Departement im Allgemeinen Reglement vom 
26.8.1970 über die Mittelschulen wahr. In Artikel 18 anerkannte es Elternvereini­
gungen als Gesprächspartner der Schulleitung und der Professoren. Die Eltern hatten 
aber auch die Pflicht, mit der Schulleitung und dem Lehrkörper zusammenzu­
arbeiten, um das von der Schule angestrebte Ziel zu erreichen. Im gleichen Regle­
ment erhielten auch die Schüler das Recht, sich zusammenzuschliessen, um mit der 
Schulleitung und den Professoren betreffend Studium, Disziplin und Schulleben zu 
sprechen85. Für die übrigen Schulstufen bildete erst das Schulgesetz von 1986 eine 
offizielle Grundlage für Information, Vernehmlassung und Mitsprache der Eltern.
»  M arin , S. 65-71.
84 CONGRÈS 1978, in: L'Educateur, 1980, No. 20, 30 mai 1980, S. 612. 
88 Art. 20-22; M a r i n , S. 102-106.
In Brig entstand im November 1973 die «Vereinigung Schule und Elternhaus 
Oberwallis» (S+E). Es war eine regionale Sektion der Schweizerischen Vereinigung 
Schule und Elternhaus (SVSE), die seit 1954 bestand. Sie setzt sich zum Ziel, die 
Zusammenarbeit zwischen beiden für die Erziehung Verantwortlichen zu fördern 
und das Elternhaus wieder in vermehrtem Masse auf seine ursprüngliche Bedeutung 
und Verantwortung aufmerksam zu machen. Die Vereinigung arbeitete mit der 
Schweizerischen SAKES (Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für katholische 
Elternschulung) zusammen und beteiligte sich von 1973 an aktiv am Bildungs­
geschehen des Wallis. Sie organisierte Vorträge und Kurse86. Im Jahre 1998 feierte 
sie ihr 25-jähriges Bestehen87. In einer Chronik 1973-1998 zeichnete sie dabei ihre 
vielfachen Tätigkeiten auf und zeigte damit, wie schwierig es für die Eltern gewor­
den ist, in Schulfragen kompetent mitreden zu können88. An der 11. General­
versammlung des Vereins «Schule und Elternhaus im Wallis» schaffte der Verein das 
Präsidium einer Einzelperson ab und übertrug die Verantwortung einem Sekre­
tariat. Der Verein konnte zugleich feststellen, dass durchschnittlich 1000 Personen 
im Jahr ihre Kurse besuchten89.
Die Fédération romande des associations de parents d’élèves du Valais umfasst seit 
1977 die Elternvereine von Siders bis Port Valais und zählte 2002 im Ganzen 23 
angeschlossene Vereine. Häufige Themen an den Versammlungen: Tabakkonsum, 
Drogenprobleme, Migrationskinder, Hausaufgaben, Ferienregelung, Freizeit, etc.90
Als Beispiel einer Art Elternvereinigung darf man die Forderungen der deutsch­
sprechenden Gruppe von Sitten aus dem Jahre 1969 ansehen. Sie beurteilte die Lage 
in den einzelnen Schulstufen und verlangte konkrete Verbesserungen für die deut­
schen Schulen.
Die Bedeutung von Elternvereinigungen ist von O rt zu O rt verschieden. In den 
grossen Ortschaften spielen sie eine wichtigere Rolle. So beschäftigte sich die 
Association des parents d’élèves sédunois (APES) ernsthaft mit konkreten Fragen wie 
Bilinguismus, Ferienbeschäftigung, Schuljahresgestaltung, Einführung des Engli­
schen ins Schulprogramm etc. In Vorträgen und Fortbildungskursen, mit Hilfe von 
Bibliotheken und Ludotheken sucht sie Erziehung und Ausbildung zu fördern91.
D ie  E lte rn v e re in ig iin g e n  in  d e n  M itte ls c h id e n
In den meisten Mittelschulen bestehen Elternvereinigungen mit verschiedenen 
und wechselnden Tätigkeiten. Als Beispiel diene das Kollegium St-Maurice. Dort 
schufen im März 1997 die Eltern der Schüler das «Forum des parents». Die Statuten
86 WVF, Nr. 60, 27 .3.1975.
87 W B, 17.3.1998, S. 15.
88 SCHULE und Elternhaus Wallis, 25 Jahre 1973-1998, Brig-Glis 1998, S. 4 ff., 19-33; vgl. W B, 29.5.1999.
85 W B, 22 .5 .2001, S. 17.
,)0 A rthur M a ss e r e y , in: C R A N S-M O N T A N A , C entre Scolaire, S. 9 9 .
NF, 5.1.2002, S. 16.
bezeichneten die Ziele wie folgt: Das Forum will im Rahmen seiner Möglichkeiten 
die verschiedenen Partner der Schule, das Rektorat, den Lehrkörper, die Schüler/in­
nen und die Eltern vereinen und einen Geist der Zusammenarbeit schaffen. Der 
Verein beschäftigte sich mit konkreten Fragen, wie Höhe des Schulgeldes für ausser- 
kantonale Schüler, das neue Schulgesetz mit vierjähriger Gymnasialdauer, Behand­
lung von Gewalt unter Schülern, Mediation, Hilfe bei der Berufsinformation und 
Berufsberatung. Ein Jahr später zählte der Verein bereits 380 Mitglieder. Fragen, wie 
Hausaufgaben, Bewertung der Schülerarbeiten, Arbeitseinteilung, Fahrpläne be­
schäftigten Eltern, Lehrer und Schüler. Es ergab sich ebenfalls eine Zusammenarbeit 
mit der bestehenden Schülerorganisation und mit den Klassendelegierten92. Im Jahre 
1998/99 trafen sich die Vorstände der Schulvereinigungen der Unterwalliser Kolle­
gien mit den Verantwortlichen des Departements93.
Ähnliche Aufgaben erfüllt in Sitten seit 1965 die Association des anciens élèves 
du Collège de Sion. Sie setzte sich zum Ziel, ihre berufliche und universitäre Erfah­
rung dem Kollegium und seinen Schülern zur Verfügung zu stellen. Das geschah 
besonders in der Berufsberatung und als Verbindungsorgan zu den Universitäten.
In den meisten Mittelschulen übernahmen die Vereinigungen der ehemaligen 
Schüler und Schülerinnen auch die Aufgabe von Elternvereinen94.
V isa -C en tre
Die Vereinigung der ehemaligen Schüler/innen der Sittener Mittelschulen orga­
nisiert seit 1986 einen Dienst Visa-Centre. Er vermittelt den Schülern und Schüle­
rinnen Sommerbeschäftigungen, Sprachaufenthalte und bietet Stützkurse an. Die 
Arbeit der Verantwortlichen geschieht kostenlos und in Zusammenarbeit mit den 
Schuldirektionen der Stadt95.
S c h ü le rv e re in ig u n g e n
Die Schüler der obern Klassen des Kollegiums Brig erhielten 1969 vermehrte 
Mitgestaltung und Mitverantwortung in Schulfragen. Im Kollegium Sitten entstand 
1970 die Funktion des Klassendelegierten ; damit wollte die Leitung des Kollegiums 
die Schüler zu mehr Mitverantwortung anregen96. Im Kollegium Planta begann im 
gleichen Jahr eine Schülerorganisation mit ihrer Tätigkeit97. Gegen Ende des Jahr­
hunderts gab es in allen Gymnasien Schülerorganisationen, die zeitweise mit der 
Union der Schülerorganisationen der Schweiz (USO) zusammenarbeiteten.
52 R a p p o r t s  1996/97, S. 6ff. und  1997/98, S. 7ff.
«  J a h r e s b e r ic h t e  1 9 9 8 /9 9 ,  S. 7 ff .;  1 9 9 9 /2 0 0 0 ,  S. 7 ffi;  NF, 5 .9 .1 9 9 6 .
94 R é s o n a n c e s , O ctobre 1995, S. 25.
95 R é s o n a n c e s , M ars 1998, S. 27f.
96 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1969, S. 159.
97 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1970, S. 140, 143.
Das hilfreiche U m feld der Schule
Die Konferenz der Westschweizer Erziehungsdirektoren /
Conférence intercantonale des chefs de Departements de l’instruction publique 
de la Suisse romande et du Tessin (CDIP SR/TI-CIIP)
Die Westschweizer Erziehungsdirektorenkonferenz ist die älteste der vier regio­
nalen Zusammenschlüsse von Erziehungsdirektoren in der Schweiz. Die Depar­
tementschefs versammelten sich zum ersten Mal am 2.4.1874 zu einer «Ligue de 
l’enseignement», um pädagogische Fragen zu besprechen1. Vertreten waren die 
Kantone Bern, Freiburg, Genf, Neuenburg, Tessin, Wallis und Waadt. Die Walliser 
Presse berichtete von den jährlichen Versammlungen schon im 19. Jahrhundert, 
besonders wenn sie im Wallis stattfanden2. 1888 trafen sich alle Westschweizer 
Erziehungsdirektoren in unserm Kanton, 1899 waren sie in Zermatt. H auptthem a 
war hier, wie in den ersten Jahren oft, das «Glossaire des patois de la Suisse rom an­
de», das alle Kantone unterstützten und das im Forschungszentrum in Neuenburg 
erschien3.
S c h u lisc h e  F ragen u n d  G e d a n k e n a u s ta u sc h
Es ist anzunehmen, dass die Zusammenarbeit in der Westschweiz schon früh über 
rein schulische Fragen hinausging. So entstand 1875 ein Konkordat zwischen den 
Westschweizer Kantonen zum Schutz der jungen Leute, die im Ausland eine Stelle 
antraten und ein Reglement befasste sich mit demselben Anliegen für Mädchen, die 
in Österreich-Ungarn angestellt waren4. 1901 beschäftigten sich die Departements­
chefs mit den eidgenössischen Subventionen für die Primarschulen. Nach ihrer 
Ansicht sollte diese Unterstützung des Bundes eine Verminderung der kantonalen 
und kommunalen Ausgaben bewirken5. Das war aber nicht die Absicht der Bundes­
hilfe aus Bern.
1 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1874, S. 10; Pa r q u e t , S. 118E ; M e t r a il l e r , S. 139ff.
2 Vgl. W B, Nr. 6, 6 .2 .1886; Nr. 26, 25.6.1887; Nr. 33, 18.8.1888.
3 V e r w a l t u n g s b e r ic h t e  1888, S. 8f.; 1899, S. 6f.
4 CONCORDAT entre les cantons de Berne, Fribourg, Vaud, Valais, Neuchâtel et Genève pour la protection des jeu­
nes gens placés à l’étranger (M ai 1875), Neuchâtel 1887; Reglement intercantonal conçernant le placem ent des 
jeunes filles en A utriche-H ongrie, Neuchâtel 1887.
s V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1901, S. 7fF.
Nicht zu vergessen sind auch die Kontakte der französischsprachigen Walliser 
Lehrer, die sich schon im 19. Jahrhundert mit den Westschweizer Kollegen trafen. 
Auch die Inspektoren pflegten den Gedankenaustausch. 1895 luden zwei Neuen­
burger Inspektoren die Westschweizer Kollegen zu einer Konferenz ein. 1897 betei­
ligten sich die Walliser am Treffen in Freiburg und 1898 lud Inspektor Lamon ins 
Wallis ein6.
D ie  K ongresse in  B ie l  v o n  1 8 9 8  u n d  1 9 6 2
Den Startschuss zur neuzeitlichen Westschweizer Schulkoordination gab jedoch 
erst 1962 der Kongress der Société Pédagogique Romande (SPR). Diese Westschwei­
zer Lehrervereinigung traf sich schon im 19. Jahrhundert alle vier Jahre zu grossen 
Versammlungen. 1898 versuchte der Kongress in Biel bereits die Koordination der 
Schulprogramme. 64 Jahre später traf sich die SPR wieder in Biel. Das Thema war 
ähnlich. Vertreter aus allen frankophonen Kantonen -  auch drei Walliser waren an­
wesend — bereiteten ein Dokum ent vor: «Vers une école romande». Es enthielt eine 
reiche Dokumentation über die bestehenden Schulsysteme in der Westschweiz und 
im Ausland, Amerika inbegriffen. Die Lehrer forderten eine tiefgreifende Änderung 
der Schulstrukturen und der Programme, insbesondere in Französisch und Arith­
metik. Dazu verlangten sie den Herbstschulbeginn in allen Kantonen, die gleiche 
Anzahl obligatorischer Schuljahre, eine wirkungsvolle Zusammenarbeit zwischen 
den Kantonen für die Lehrerbildung etc.
Der Kongress von Biel hatte ein breites Echo. Schon an der Jahresversammlung 
der Erziehungsdirektoren von 1963 stand als direkte Folge das Traktandum «Coor­
dination scolaire» auf der Tagesordnung, das von nun an zum Hauptthem a wurde. 
Man nahm das Anliegen ernst. Es entstanden neue Strukturen und folgende Arbeits­
gruppen:
• Conférence des Secrétaires généraux (CSG);
• Conférence des chefs de Service et directeurs de l’enseignement primaire (CS1);
• Conférence des chefs de Service et directeurs de l’enseignement secondaire (CS2).
V iele  K o m m is s io n e n
Dienstchefs aus den Westschweizer Kantonen trafen sich zwar vermutlich schon 
im 19. Jahrhundert zum Gedankenaustausch. Seit 1962 behandelten die General­
sekretäre (oder jene die in den Kantonen ihre Aufgabe wahrnahmen) im Auftrag der 
Erziehungsdirektoren jetzt regelmässig die Koordinationsaufgaben und bereiteten die 
Sitzungen der Departementsvorsteher vor. 1965 versammelten sich zum ersten Mal
6 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1898, S. 15.
die Dienstchefs der Primarschulen (CS1) und 1966 jene der Mittelschulen (CS2). 
Dazu kamen die Verantwortlichen der Hochschulen. Einmal im Jahr trafen sich die 
Vertreter aller Stufen zu einer Plenarversammlung. Die Departementschefs kamen 
jetzt meist drei- bis viermal Mal im Jahr zusammen. Dazu gab es eine beachtliche 
Zahl von Kommissionen7.
Zuerst entstand die Commission interdépartementale — später intercantonale — 
romande de coordination de l’enseignement, genannt CIRCE. 1969 wählte die 
Konferenz Jean Cavadini zum ersten Delegierten für die Koordination in der West­
schweiz. Ihm folgten 1976 Robert Gerbex und 1995 Jean-Marie Boillat8.
C I R C E  I, I I ,  I I I
Die CIRCE I befasste sich m it den gemeinsamen Programmen für die Primar- 
klassen 1-4, CIRCE II folgte für die Jahre 5-6 und CIRCE III hatte die schwie­
rigste Aufgabe, nämlich den Abschluss der obligatorischen Schulpflicht in der 
Stufe 7-9 zu koordinieren. CIRCE II schloss ihre Arbeit 1978 ab, CIRCE III 
1986. Diese Arbeiten erforderten viel Zeit und Aufwand. Als Stelle für wissen­
schaftliche Forschung gründete die Konferenz 1969 das Institut rom and de re­
cherche et de docum entation pédagogique (IRDP) in Neuenburg. Es nahm seine 
Arbeit 1970 auf9.
Zur 25-jährigen Tätigkeit veröffentlichte das IRDP einen umfassenden Lage­
bericht über Erreichtes und Erhofftes und den schwierigen Koordinationsvorgang in 
der Westschweiz. Das Buch «Le passé est un prologue» enthüllte auf 492 Seiten offen 
die Schwierigkeiten des pädagogischen Unternehmens Schulkoordination10. Die 
Autoren sprachen von der euphorischen (1969-1977) und der schwierigen Phase 
(1977-1993) der Koordination". Die N ZZ  würdigte das Buch mit der Anschrift: 
«25 Jahre welsche Schulkoordination. Nicht ganz einfache Darstellung eines wider­
spenstigen Themas.»12
Die Résonances widmeten dem 25-jährigen Bestehen der Coordination scolaire 
eine Sondernummer. Je nach Schulstufe und Erfahrungen schrieben die Walliser 
Lehrkräfte von «Symphonie inachevée», «Suffisament unis et divers», oder schlossen 
sich den Begriffen des IRDP an: «La coordination réussie, manquée, mais capitalisée» 
oder «consolidée». Einig waren sich wohl alle in der Feststellung: «L’Ecole romande 
n’existe pas.»13
7 C o o r d i n a t i o n  rom ande, S. 7-20.
8 Robert G E R B E X , Et les chem ins toujours se c ro isen t... Secrétariat à  la C oordination  scolaire rom ande, Lausanne 
19 9 4 ,5 . 9-17.
9 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1978, S. 288; C o o r d i n a t i o n  rom ande, S. 30-45.
10 Le PASSÉ est un PROLOGUE. 25 ans de coordination scolaire rom ande. M aquette pour un fédéralisme coopératif 
suisse e t européen, 1RDP/LER Neuchâtel 1994, S. 14-32.
11 Le pa s s é  est un  p r o l o g u e , S. 59-81, 352-355.
17 N Z Z , Nr. 173, 27 .7.1994.
13 RÉSONANCES, Décem bre 1994: 25 ans de coordination scolaire, S. 1-27.
In diesem Aufbruch der Erziehungs- und Schulsysteme gaben die Departements­
chefs 1971 eine Studie in Auftrag, welche die Ziele und Aufgaben der Schule, beson­
ders der Ecole romande, neu definieren sollte. Der Bericht GROS (Groupe romand 
«objectifs et structures de l’école») wirbelte jedoch viel Staub auf, weil er als Ziel­
setzung der Arbeit die kantonale Autonomie in Frage stellte. Die geplante «Ecole 
institutioneile» entsprach nicht den Auffassungen einiger Kantone, auch nicht des 
Wallis. Als Ergebnis blieb schliesslich die Feststellung, dass jedem Stand weiterhin die 
Freiheit in Schulfragen zustehe. Der Bericht wurde nach langen, mühsamen Dis­
kussionen begraben, ad acta gelegt. Einige freuten sich darüber, andere trauerten. Sie 
sprachen nicht von einem Misserfolg, sondern nur von einem «demi-échec»14.
C D I P  S R / T I  u n d  R a d io  e t  T é lév is io n  d e  la  Su isse  ro m a n d e  ( R T S R )
Viel Initiative und Einsatz entfaltete die Konferenz für die audiovisuellen Lehr­
mittel und die Medien. Von 1969 an bearbeiteten Radio und Fernsehen der West­
schweiz (RTSR) mit den Erziehungsdirektoren gemeinsame Projekte. Seit 1977 
strahlten sie die Sendungen «Radio-Télévision Educative» aus, wobei die RTSR die 
technische Verantwortung trug, die pädagogischen Mitarbeiter/innen schlug die 
Konferenz vor und entlöhnte sie. Die Sendungen versuchten Kinder und Jugendliche 
zum kritischen Verstehen der Aktualitätensendungen zu erziehen und zugleich Ein­
fallsreichtum und Ausdruckskraft in allen ihren Formen zu fördern15.
Die Westschweizer Koordinationsarbeiten erheischten einen beträchtlichen Auf­
wand an Zeit und Kosten. Bedeutend stärker als die Beiträge des Staates spürten die 
Schulen die Abwesenheit von Lehrkräften in den verschiedenen Kommissionen. Die 
Lehrervereinigungen SP Val und Walliser Vertreter des CARES P (Cartel des Asso­
ciations du corps enseignant secondaire et professionnel) delegierten im gleichen Jahr 
bis zu 14 Vertreter/innen in Kommissionen. Dazu kamen Mitglieder in ständigen 
Arbeitsgruppen als Vertreter des Departements.
C o o rd in a tio n  8 0
Um immer neu auftretende Probleme zu erkennen, schuf die Konferenz 1980 die 
Gruppe «Coordination 80» und 1994 eine ständige Studien- und Reflexionsgruppe, 
die 1995 ihre Arbeit als «Commission de reflexion» aufnahm.
Mitte der neunziger Jahre umschrieben die Erziehungsdirektoren ihre Ziele ein 
weiteres Mal. Die ursprünglichen Absichten der Schulkoordination blieben gültig: 
den Übertritt der Schüler von einem Kanton in den ändern erleichtern, gemeinsame 
Programme und Lehrmittel erarbeiten, die Synergien zwischen den kantonalen
14 G e r b e x , I.e. S. 9-12; Le PASSÉ e s t  un PROLOGUE, S. 357f.
15 G e r b e x , I.e. S. 33-40; R é s o n a n c e s , Avril 2001, S. I2ff.; V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1989, S. 135f.
Tätigkeiten begünstigen, Übereinstimmung in der Ausbildung der Lehrkräfte her­
steilen, die pädagogischen Methoden und ihre Ergebnisse untersuchen etc. Neue 
Wege zur Evaluation der Leistungen der Schüler wurden vorgeschlagen, um damit 
die umstrittene Notengebung soweit als möglich zu vermeiden16.
G rosser A u fw a n d ,  ja h r e la n g e  A r b e i t
Auf das Schuljahr 2001/02 verkündete das Departement, dass in den fünften 
Klassen des Unterwallis zum ersten Mal alle Schüler/innen gemeinsame Mathe­
matikprogramme erhalten. Ziel sei es, in einigen Jahren das gleiche Programm für die 
ganze Westschweiz von der ersten Primarklasse bis an das Ende der Orientierungs­
schule zu besitzen17. Zu verschiedenen Malen versuchten die Erziehungsdirektoren, 
auch die Schulferien so einzuteilen, dass nicht alle Ferienorte zu gleicher Zeit über­
füllt seien. Die Interessen der Schüler, der Eltern, der Lehrkräfte und der Tourismus­
orte Hessen sich bisher noch nicht vereinen. Das ist auch innerhalb des Kantons nur 
begrenzt möglich18.
Wie realistisch die jahrzehntelang dauernde Arbeit war, wird die Zukunft zeigen. 
Am Ende des Jahrhunderts, im Jahre 2000, werteten die Verantwortlichen als Erfolg 
in den Zeitungen die Tatsache, dass im Jahre 2003 der Rahmenlehrplan «Plan d’étu­
de cadre» für die obligatorische Schulzeit zur Verfügung stehen werde. Er vereinigte 
alle seit 1972 etappenweise erlassenen Pläne und wurde für Harmonisierung und 
Zusammenarbeit in der Schule als äusserst wichtig beurteilt. Am 30.1.2003 verab­
schiedete die CUP die neue Charta «Finalités et objectifs de l’Ecole publique» und 
versprach die Herausgabe eines neuen Lehrplans «Plan d’étude cadre» (PECARO)19.
D ie  R ü ck sc h a u
Der Weg vom Bieler Kongress der SPR bis zum Jahre 2000 war lang, kurvenreich 
und oft mühsam. Er forderte viel Arbeit und Zeit (oft auch Zeitverlust) der Betei­
ligten. Die Ziele von 1963 waren bescheiden: Herbstschulbeginn (das Wallis hatte 
ihn schon), Eintritt ins Schulalter mit erfüllten sechs Jahren am 31. August (1970 
durchs Schulkonkordat erreicht), die Schaffung von interkantonalen Koordinations­
kommissionen, eine Gruppe für Französisch, eine Kommission für die Schulbücher 
und eine für audovisuelle Hilfsmittel. Neben dem Sekretariat für die Westschweizer 
Schulkoordination, neben CSG, C Sl und CS2 entstanden die Konferenz für die 
Verantwortlichen der Schul- und Berufsorientierung (CCO), die Konferenz für die 
Verantwortlichen des Sonderunterrichts (CRES), jene für die Fortbildung (CPE), für 
die Lehrmittel (CO ROM E und GRAP), fur Radio-TV-Magellan und schliesslich für 
die Colloques romands etc. Die eigentlichen pädagogischen Arbeiten leisteten jedoch
16 P r e s s e k o n f e r e n z  1 9 9 4 ,  S . 5 .
17 NF, 16.8.2001, S. 31.
18 NF, 18.8.1993, S. 26.
19 R é s o n a n c e s ,  Septem bre 2000, S. 33.
die Lehrkräfte und die Fachleute für die Fächer Mathematik, Französisch, Deutsch 
(seit 1978 Cours romand), Geschichte, Geographie, Naturwissenschaften, künst­
lerische Erziehung, Audiovisuelle Ausbildung, Informatik.
D ie  K o llo q u ie n
Zu erwähnen wären auch die «Colloques», die ins Kapitel Lehrerfortbildung 
fallen, aber ebenfalls der Koordination und der Einführung neuer Lehrpläne und 
Lehrmittel dienten. Der Vorschlag kam von der CS2. Freiburg organisierte 1989 das 
Kolloquium für Französisch, 1991 folgte Montreux für Deutsch und 1993 war die 
Reihe an La Chaux-de-Fonds für Mathematik. Das Kolloquium «Sciences 96» fand 
im Dezember 1996 in Yverdon statt.
Die Innerschweizer Erziehungsdirektoren-Konferenz (IEDK) von 1965
Die Beziehungen des Oberwallis zur Innerschweiz sind Jahrhunderte alt. Die 
Verbindung nach Süden führte über Grimsel, Gries und Albrun. Uber die Furka war 
das Urserntal von Walsern besiedelt worden. Seit 1407 schloss das Wallis Bündnisse 
mit der Innerschweiz; sie dienten der politischen Machtsicherung der sieben Zenden 
und der Waldstätte. Die Innerschweiz half im 16. und 17. Jahrhundert, den alten 
Glauben aufrechtzuerhalten und beide Regionen zählten zum Sonderbund. Die bäu­
erlichen, politischen und konfessionellen Strukturen unterstützten den kulturellen 
Austausch. Die Wallfahrt nach Einsiedeln und in den Ranft verstärkten die gegen­
seitigen Kontakte.
G e m e in sa m e  L e h r m it te l
In der Primarschule begann die Zusammenarbeit wohl mit der Benützung der 
gleichen Lehrmittel. W ährend die Marianisten in ihrer Tätigkeit als Lehrer in der 
Normalschule im 19. Jahrhundert nach Möglichkeit noch eigene Schulbücher 
schrieben und in Sitten drucken Hessen, wurde besonders in den ersten Jahrzehnten 
des 20. Jahrhunderts eine Koordination mit der Innerschweiz notwendig. Als Bei­
spiel diene das Lesebuch für die Volksschulen, das Schwyz und Wallis 1913 gemein­
sam herausgaben. Oft kaufte das Wallis auch nur die Lehrmittel, die der Benziger- 
Verlag druckte20.
1942 regte der Katholische Lehrerverein der Schweiz eine Interkantonale Lehr­
mittelkonferenz an (IKLK), der auch das Wallis angehörte; später hiess sie Goldauer 
Konferenz. Informelle Kontakte zwischen der Innerschweiz und dem Oberwallis 
knüpften ferner in den vierziger und fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts Walliser 
Lehrer, die in der Innerschweiz Aushilfestellen versahen. Im Seminar Rickenbach
D as Prim arschulhaus von Susten, 1979 . A rch itekt: A rn o ld  M eich try
Hessen sich Walliser zu Lehrern ausbilden, und Kindergärtnerinnen erhielten ihre 
Diplome oft in Ingenbohl, Menzingen oder in ändern Instituten. 1959 beteiligte sich 
der Kanton am Zentralschweizerischen Technikum. Die Zusammenarbeit m it dem 
Zentralschweizerischen Technikum und die Teilnahme am Bau des Technikums in 
Horw festigten die guten Beziehungen21.
Die 1EDK nach 1965
Die enge Zusammenarbeit in Schulfragen zwischen dem Oberwallis und der 
Innerschweiz bahnte sich 1965 an. In diesem Jahr beschlossen die Erziehungsdirek­
toren der Kantone Uri, Schwyz, Ob- und Nidwalden, Luzern und Zug, sich regel­
mässig zu treffen und gemeinsame Aufgaben zu beraten. Der Präsident wechselte 
alle zwei Jahre; Luzern stellte das Sekretariat. Obwohl die Kontakte schon früher 
bestanden hatten, etwa im Rahmen des Technikums von Luzern (1957) oder der 
Kulturstiftung (1951), stellten sich jetzt konkrete Fragen wie Ausbildung der 
Abschlussklassenlehrer. Die IEDK übernahm 1966 das Patronat der Interkanto­
nalen Oberstufenkonferenz (IOK). In den Gymnasien, die bisher in sehr grosser 
Selbständigkeit wirken konnten, versuchten die Erziehungsdirektoren gemeinsam 
Einfluss auf die Qualität des Unterrichts und die Programme zu gewinnen. Liier 
bestanden sie eine erste Probe ihrer Wirksamkeit und verbesserten den Unterricht in 
den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern.
G RI’, Novembersession 1973, S. 117-125; SG 53, 1959, S. 278.
1970 schufen die Kantone einen regionalen berufsbegleitenden Ausbildungskurs 
für Logopäden. Die Leiter der Fortbildungsstellen schlossen sich später zu einer 
regionalen Konferenz zusammen. Diese und andere Fragen interessierten auch das 
Oberwallis. Darum erweiterte sich 1970 die IEDK. Das Wallis trat als Beobachter 
der Konferenz bei, 1980 wurde es Vollmitglied. Nach 1970 entwickelte sich die 
IEDK von einer vorerst eher politisch geprägten Konferenz zu einer Arbeitsgemein­
schaft mit konkreten Zielen: Oberstufenreform, Einführung des neunten Schul­
jahres, Schulentwicklung und andere Fragen einer modernen Schule. 1972 unter­
schrieb der Walliser Staatsrat einen Vertrag mit der IOK zur Ausbildung der 
Abschlussklassenlehrer, Werkklassenlehrer und Reallehrer22.
D ie  B e d e u tu n g  f ü r  d as O b e rw a llis
W ichtig wurde 1974 die Schaffung des Zentralschweizerischen Beratungsdiens­
tes für Schulfragen (ZBS). Die Zusammenarbeit mit der IEDK erwies sich für die 
Schule des Oberwallis als recht segensreich. Die Konferenz arbeitete unbürokra­
tisch, preiswert und wirkungsvoll. Das Wallis war in der Oberstufenreform mit der 
Einführung seiner Orientierungsschule 1974 der IEDK einige Schritte voraus. Die 
IEDK verabschiedete 1993 ein Grundsatzpapier «Weiterentwicklung der O rien­
tierungsstufe in der Innerschweiz»23. Der ZBS fasste dort alle wesentlichen G rund­
sätze der Orientierungsschule zusammen, wie sie das Wallis bereits verwirklicht 
hatte. Andere Fragen blieben für das Wallis wichtig, wie die Leitideen für die 
Primarschule (1981/1984) und die Lehrerbildung für die Orientierungsstufe 
(1978). Da unser Kanton die Dienste des ZBS in den siebziger Jahren immer stärker 
in Anspruch nahm, war es nicht mehr als billig, dass sich der Staatsrat dazu 
entschloss, im Verhältnis zu seiner deutschsprachigen Bevölkerung auch finanziell 
am ZBS beizutragen. Das geschah 1976. Besonderen Einfluss erhielten die Arbeiten 
an neuen Lehrplänen, Programmen und Lehrmitteln. Oberwalliser Lehrkräfte 
waren hier aktive Partner24.
1993 passten die Vertragskantone die Arbeitsbedingungen und Ziele des ZBS 
den neuen Verhältnissen an. Das Statut von 1993 regelte Aufgaben und Wirkungs­
bereich, Arbeitsweise und Organisation, Finanzierung und Führung. Zentrale Punk­
te waren die Verrechnung der Dienstleistungen an die Kantone und der Verteilungs­
schlüssel innerhalb der IEDK25.
Die mannigfachen Aufgaben riefen im Laufe der Jahre erneut nach einer Anpas­
sung der administrativen Strukturen. Das neue IEDK-Statut von 1995 regelte nun 
die Aufgaben der Stabsorgane. Man errichtete ein Regionalsekretariat und die Konfe­
22 S t a a t s r a t s b e s c h l u s s ,  21.9.1972.
22 ZBS, Eblkon 1993.
24 SCHULKOORDINATION und  Schulreform in der Zentralschvveiz, Festschrift zum zwanzigjährigen Bestehen der 
Innerschweizer Erziehungsdirektorenkonferenz IEDK, Luzern 1985.
25 ED K , 1997: R obert FäH, D ie ED K  aus dem  Blickwinkel der Innerschweizer ED K  (IED K ), S. 152-155.
renz der Departementssekretäre. Der ZBS wurde zur pädagogischen Stabstelle erho­
ben. Dazu gab es die Sachbearbeiterkonferenzen und Arbeitsgruppen26. Am Ende 
des Jahrhunderts verfügte die Bildungsplanung Zentralschweiz (früher ZBS) über 
20 Lehrpläne, 6 Literaturlisten, Lehrmittelhinweise, Übergabehefte und 14 päda­
gogische Broschüren und Publikationen.
Die Goldauer Konferenz (1955)
Die Frage der Lehrmittel beschäftigte Lehrkräfte, Behörden und Eltern seit dem 
Beginn der öffentlichen Schule: die Lehrer, weil sie gute und der Zeit angepasste 
Bücher besitzen sollten, die Gemeinden und die Eltern, weil für sie finanzielle 
Überlegungen eine grosse Rolle spielten. 1942 befürwortete darum der damalige 
Präsident des katholischen Lehrervereins der Schweiz, Josef Müller, die Schaffung 
einer interkantonalen konsultativen Lehrmittelkonferenz (IKLK) und die Erzie­
hungsdirektoren einiger Kantone billigten den Vorschlag. Sie stellten fest, dass es 
den kleinen Kantonen nicht möglich sei, Lehrmittel im Alleingang herzustellen. 
Darum schlossen sich vorerst Uri, Schwyz, Ob- und Nidwalden, sowie Appenzell- 
Innerrhoden zusammen; die Kantone Freiburg, Wallis, Zug und das Fürstentum 
Liechtenstein entschieden sich später. Alle arbeiteten sie nun gemeinsam mit dem 
Benziger Verlag zusammen.
Von der IK LK  zur Goldauer-Konferenz
Die Absicht war gut, die Ergebnisse stellten nicht alle Lehrkräfte zufrieden. Weil 
oft veraltete Lehrbücher ohne Änderungen und Verbesserungen Neuauflagen erleb­
ten, empörten sich 1955 einige Lehrer, als das «Fünfte Schulbuch für Primarschulen» 
zum 7. Mal erscheinen sollte. Sie gründeten die «Konsultative Lehrmittelkommis­
sion» und verlangten ein grösseres Mitspracherecht beim Erarbeiten von Lehrmitteln 
und einen Gesamtplan für die Erneuerung aller Lehrwerke vom 1.-7. Schuljahr. Die­
sen Beschluss fassten die Lehrer 1955 in Goldau. Der Gründungsort und die Tat­
sache, dass die Kommission aus verkehrstechnischen Gründen meist in Goldau tagte, 
gaben der Vereinigung den Namen «Goldauer Konferenz». Die Erziehungsdirektoren 
beauftragten am 3.2.1965 in Einsiedeln die Vereinigung mit der Aufgabe, «einheit­
liche Lehrmittel für die Primär- und Sekundarstufe entweder selbst zu schaffen oder 
von ändern Kantonen zu übernehmen». Die Vereinigung behandelte in der Folge 
grundsätzliche Schulfragen im Zusammenhang mit Lehrmitteln, beobachtete lau­
fend die Lehrpläne, regte die Schaffung von Lehrmitteln an, begutachtete Lehr­
mittelprojekte und wirkte bei deren Entwicklung mit. Schliesslich beurteilte sie die 
erschienenen Werke27.
26 E D K  1997, I.e., S. 155.
27 Adalbert K ä U N , Zusam m enarbeit im Lehrm ittelwesen -  die Interkantonale Lehrm ittelkonferenz, in: A R C H IV , 
Jg. 1970/71, S. 93-102; G o L D A U E R K O N F E R E N Z , Info 1978, Nr. 1.
Schwerpunkte der Goldauer Konferenz waren in den ersten Jahren das Schweizer 
Sprachbuch und die Mathematikreihe. Als 1969 aus dem Zusammenschluss der Ver­
lage Benziger und Sauerländer der SABE-Verlag entstand, wurde die Goldauer Kon­
ferenz sein Verlagspartner28. Das Sekretariat und die administrative Leitung über­
nahm der SABE-Verlag. Die Konferenz arbeitete auch mit dem ZBS zusammen. Der 
Konferenz gehörten jetzt folgende Kantone als Mitglieder an: Appenzell-Inner- 
rhoden, Freiburg, Luzern, Nidwalden, Obwalden, Schwyz, Uri, Wallis, Zug und das 
Fürstentum Liechtenstein. Auf den Beginn des Jahres 1998 gab sich die Konferenz 
ein neues Organisationsstatut und legte den Leistungsauftrag und die Rahmenbedin­
gungen fest29.
Die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) von 1897
Die EDK konnte 1997 ihr hundertjähriges Bestehen feiern. In der zweiten Hälf­
te des 19. Jahrhunderts empfanden viele Erziehungsdirektoren den Wunsch, die 
Schule durch Koordination zu verbessern. Der guten Absicht standen allzu oft die 
Interessen der auf ihre Eigenständigkeit erpichten Kantone entgegen. In diesem 
Spannungsfeld zwischen Zentralismus und Föderalismus, zwischen bundesstaatlicher 
und kantonaler Bildungspolitik ist die Entstehung der EDK anzusiedeln. Die Dis­
kussionen um die Bundesverfassung 1874 und der Kulturkampf erschwerten vorerst 
eine Zusammenarbeit. Versuche, die Diplome der Lehrkräfte gegenseitig anzuer­
kennen, blieben stecken. Die Ablehnung des eidgenössischen «Schulvogts» (1882), 
der die Schule durch Koordination hätte verbessern sollen, war ein weiterer Rück­
schlag. Erst die Frage der Subventionierung von Primarschulen durch den Bund 
brachte Bewegung in die erstarrten Fronten.
Die Berußbildung als Vorbild: Subventionen fiir  die Primarschulen
In den achtziger und neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts unterstützte der 
Bund immer stärker die Berufsbildung, obwohl er auch hier bis 1908 keine verfas­
sungsmässige Grundlage besass. Lehrer und Politiker stellten sich darum die Frage, 
warum das nicht auch für die Primarschule möglich sei. Die Vorbereitungen zu einer 
Verfassungsänderung schritten erst voran, als die Erziehungsdirektoren 1897 in 
Luzern ihr Einverständnis gaben und damit auch ihre Konferenz gründeten30.
Der Wunsch nach Subventionen für die Primarschulen trug wesentlich zur Grün­
dung der EDK bei31. Einige Themen der ersten Jahrzehnte waren, neben der Heraus­
gabe des schweizerischen Schulatlasses, die Edition eines Jahrbuches und der Aufbau
28 G o l d a u e r k o n f e r e n z , Info 1995, Nr. 1.
29 M it t e il u n g s b l a t t  1999, Jg. 24, Nr. 1, S. 20.
30 E. K l ö TI, D er K am pf um  die eidgenössische Subvention, in: JAHRBUCH, J g . 1901, Nr. 15, S. 1-51; M arianne 
B e r l in g e r  K o n q u i , Pères fondateurs, bailli scolaire, K ulturkam pf, in: E D K  1997, S. 30-33.
31 H ans-U lrich GRÜNDER, Vom W unsch nach Koordination zur G ründung  der Schweizerischen Konferenz der kan­
tonalen Erziehungsdirektoren, in: ED K  1997, S. 23-28.
einer schweizerischen Schulstatistik. Es folgten Lehrmittelfragen und Probleme des 
Schulhausbaus, die Revisionen der Maturitätsregiemente, Beziehungen zum Aus­
land, die Editiones Helveticae, Orthographiereform, Stipendienpolitik, Audiovisu­
elle Medien, Frauen in der Bildungspolitik etc.32
Der Ausbau der E D K  nach 1962 und das Schulkonkordat von 1970
Die erfolgreiche Arbeit begann erst 1962. In diesem Jahr übernahm Eugen Egger 
die von Bund und EDK gemeinsam getragene Schweizerische Dokumentations­
stelle für Schul- und Bildungsfragen (CESDOC) in Genf, 1968 zusätzlich das Sek­
retariat der EDK, das 1983 nach Bern verlegt wurde. 1994 folgte das CESD OC in 
die gleiche Stadt33. Die endgültige Wende in der schweizerischen Schullandschaft 
brachte das Schulkonkordat 1970. Es entstand unter starkem politischen Druck. 
Viele sahen darin die Möglichkeit, die verschiedenen kantonalen Schulstrukturen zu 
vereinheitlichen. In einer «äusseren» Koordination wünschten sie eine rasche Anglei­
chung der Schulsysteme. Das erwies sich als sehr schwierig. Die EDK verlegte darum 
ihr Schwergewicht auf die «innere Schulkoordination», auf eine intensive interkan­
tonale Zusammenarbeit in pädagogischen, didaktischen und bildungspolitischen 
Fragen. Die Ergebnisse gab sie in formellen Empfehlungen an die Kantone weiter.
Der Spätsommerschulbeginn
Überraschend ist die Feststellung, dass es der EDK mit Hilfe des Konkordates 
nicht gelang, den gemeinsamen Schulanfang auf den Spätsommer festzusetzen. Im 
Jahre 1972 lehnten es die Zürcher und die Berner ab, auf den Frühjahrsschulbeginn 
zu verzichten. Die Kantone Zug (1978), Schwyz (1979) und Luzern (1981) verlang­
ten in der Folge durch Standesinitiativen eine Bundeslösung. Dasselbe tat eine Ein­
zelinitiative und 1981 kam schliesslich mit 104’750 Unterschriften eine Volksini­
tiative zustande. Die eidgenössische Volksabstimmung vom Jahre 1985 gab dem 
Bund die Kompetenz, von den Kantonen den Schulbeginn zwischen M itte August 
und M itte September zu fordern34.
M AR 95, Publikationen und kooperativer Bildungsfóderalismus
Zukunftweisend war auch die 1995 erfolgte Neuorientierung der gymnasialen 
Ausbildung, die zum ersten Mal die gesetzlichen Kompetenzen zwischen Bund und
32 ED K  1997, S. 59-147; Einzelheiten der Tätigkeiten in den ersten Jahrzehnten s. bei Em m a Lucia B ä HLER, 40 
Jahre Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren, in A R C H IV , Jg. 1938, S. 3-106 und  Jg. 1948, S. 1-70.
33 ED K  1997, S. 237-242. Ü ber die zahlreichen Verdienste von Eugen Egger s. B ildungspolitik im  schweizerischen 
Föderalismus. Festschrift für Prof. Dr. Eugen Egger, B ern/Stuttgart 1985, Bd. 10. ED K -Schriftenreihe, Bd. 10.
34 Art. 27 BV, Carlo JE N Z E R , in: Innovationen im Bildungswesen als übernationale Aufgabe, B onn-B uschdorf 1995, 
S. 35-40; M oritz ARNET, Das Schulkonkordat vom  29. O ktober 1970. Entstehung, Geschichte, Kommentar, 
ED K , Bern 2000.
EDK festlegte35. Das MAR war juristisch gesehen ein Fortschritt. Es zeigte aber auch, 
wie verpflichtend die sogenannten «Empfehlungen» der EDK wurden. Obwohl der 
VSG und die Universitäten opponierten, wurde das MAR in Kraft gesetzt36. Eine 
bedeutende Weichenstellung bahnte sich in Bezug auf die Berufsbildung an, wo das 
Bildungswesen der Sekundarstufe II vermehrt als Einheit betrachtet werden sollte. 
Eindrücklich ist die Publikationsliste der EDK. Die Aufzählung für die Jahre 
1974-1996 umfasste 11 Seiten37. Nach dem Verzeichnis 2000 verfügte die EDK über 
25 grössere Publikationen, 12 Studien und Berichte, 74 EDK-Empfehlungen und 
Erklärungen, 15 Einzelpublikationen und 10 Bücher der EDK-Schriftenreihe.
An der Jahrhundertfeier der EDK besannen sich die Vertreter/innen der Erzie­
hungsdirektionen auf die Aufgabe und Bedeutung ihrer selbstgewählten Institution. 
Sie glaubten sich als Verfechter des kooperativen Bildungsföderalismus. Das Span­
nungsfeld zwischen Bund und Kanton zeige sich für alle anregend, die EDK sei ein 
zuverlässiger Partner des Bundes und werde auch im internationalen Bildungsumfeld 
anerkannt. Das spannende Koordinieren und Harmonisieren solle jedoch kein Ersatz 
sein fur das Streben nach lokaler und kantonaler Identität in Bildungs- und Schul- 
fragen. Darum wünschte die EDK auch weiterhin keine Zwangsinstrumente der 
Erziehungspolitik. Sie wolle wie bisher mit dem ausgewogenen Instrument der 
«Empfehlungen» arbeiten38.
G eneralsekretäre der ED K : Prof. Eugen Egger, M oritz A rnet, H ans A m bühl.
Die Bildungsforschung
Die moderne Schule kommt nicht mehr ohne spezialisierte Forschungs- und 
Arbeitsstellen aus, die dem Lehrpersonal dienen sollen und die Ergebnisse der 
pädagogischen Arbeit begleiten. Die geläufige Einteilung unterscheidet die Grund­
lagenforschung, die angewandte Forschung und die sogenannte Entwicklung. Auf 
eidgenössischer Ebene arbeitet seit 1974 die von Bund und Kantonen gemeinsam ge­
führte Koordinationsstelle für Bildungsforschung (SKDF). Das Wallis nim mt seit 
1970 für den französischsprachigen Teil an den Forschungen des IRDP und für das 
Oberwallis seit 1974 an jenen des ZBS der Innerschweiz teil. Im Kanton entwickelte 
das O RDP seit 1971 im Departement seine Tätigkeit39.
35 VERORDNUNG d e s  B un d esrates /R E G L E M E N T  d e r  E D K  ü b e r  d ie  A n e r k e n n u n g  v o n  g y m n a s ia le n  M a tu r i t ä ts a u s ­
w e is e n  [M A R ] v o m  16.1./15.2.1995.
36 Jean-Pierre M e y l a n , Die M aturitäts-A nerkennungs-V erordnung (MAY): G rundlage des ältesten schweizerischen 
Schulabschlusszeugnisses, in: E D K  1997, S. 57f.
37 E D K  1 9 9 7 ,5 .2 9 7 -3 0 7 .
38 N Z Z , N r. 128, 6 .6 .1997, S. 13.
39 Schweizerische Koordinationsstelle für B ildungsforschung, Tätigkeitsbericht 1993/94, Aarau 1995; Schweize­
rische Institu tionen der Bildungsforschung und  -  entw icklung, Eine Bestandesaufnahm e der SKBF Aarau 1989, 
S. 225-230; A rm in G r e t l e r , Schweizerische Koordinationsstelle für B ildungsforschung, SKBF, in: E D K  1997, 
S. 247-252; D ie Geschichte der Bildungsforschungsstellen in der Schweiz 1960-2000, IRDP, Neuchâtel 2001, 
S. 19-29.
Die Reform der Volksschidoberstufe
Seit 1965 versammelten sich die Innerschweizer Erziehungsdirektoren regelmäs­
sig in der IEDK. Sie besprachen Themen der Schulkoordination und der Zusam­
menarbeit und erstrebten eine qualitative Erneuerung der Schule. Besondere Ziele 
waren die Oberstufenreform, die Lehrerbildung, Lehrpläne, Lehrmittel etc. Die 
Aufzählung der mannigfachen Fragen bewog die Konferenz 1974, einen Schul- 
planungs- und Beratungsdienst zu schaffen, der vorerst nur für fünf Jahre gedacht 
war. Er arbeitete für die Kantone Luzern, Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Zug 
und das Wallis. Daraus entstand der ZBS. Seine Aufgaben lauteten:
• Begleitung und Unterstützung der Lehrplanarbeiten für alle Bereiche der Volks- 
schuloberstufe;
• Mitarbeit bei der Entwicklung eines Lehrerbildungskonzepts für die Volksschul- 
oberstufe;
• Beratung der IEDK in allen diesen Fragen.
Das Schwergewicht lag somit auf der Volksschuloberstufe. 1978 baute die Konfe­
renz den Aufgabenbereich auf die ganze Primarschule aus und übertrug dem Institut 
ein zeitlich unbegrenztes Mandat. Von nun an setzte der ZBS Schwerpunkte in: 
Lehrplanentwicklung, Schulorganisation, Schülerbeurteilung, Koordination mit 
parallelen und angrenzenden Schultypen, Lehrmittelbeurteilung40. In der Folge er­
schienen «Leitideen für die Primarschulen» (1981/1984) und «Rahmenrichtlinien 
für die Primarschule» (1984). Es folgten weitere Aufträge für den Französisch­
unterricht, für Beruf und Wirtschaft, für Mathematik.
Von der pädagogischen Arbeitsstelle ZB S zur Bildungsplanung Zentralschweiz
Der ZBS war eine der ersten pädagogischen Arbeitsstellen auf kantonaler und 
regionaler Ebene in der Schweiz. Die meisten Mitarbeiter waren am Pädagogischen 
Institut der Universität Freiburg ausgebildet worden, verfügten über gute wissen­
schaftliche Kenntnisse und hatten Praxiserfahrung. Ihre Arbeit diente der Inner­
schweiz und dem Oberwallis, aber auch andere Regionen profitierten von den Vor­
schlägen zur Oberstufenreform. Der ZBS arbeitete von Anfang an zielgerichtet und 
praxisbezogen41. 1993 genehmigte die Walliser Regierung das neue Statut42.
Nach 25 Jahren Tätigkeit änderte der ZBS 1999 seinen Namen in «Bildungs­
planung Zentralschweiz». Als Stabsstelle der IEDK wollte sie für die Bildungsregion 
weiter arbeiten. Die Tätigkeit umschrieb die neue Stelle mit: Entscheide vorbereiten, 
Zusammenarbeit unterstützen, Impulse geben, schweizerische und internationale
40 Schweizerische Institutionen der B ildungsforschung, I.e., S. 203-206.
41 MITTENDRIN, Inform ationen aus dem  ZBS, 1994, Nr. 2: Seit 20 Jahren machen wir Schule, S. 3-8.
42 Staatsratsbeschlüsse vom 23 .6 .1976  und 1.9.1993.
Zusammenarbeit fördern, Beratung anbieten und in der Zeitschrift «Mittendrin» 
informieren43. Im Januar 2001 führte die Bildungsplanung Zentralschweiz einen 
Bildungsserver ein. Unter dem Namen «Zebis» bot er den Lehrpersonen qualitativ 
hochstehende Informationen im Bildungsbereich an44.
Leiter: Iwan Rickenbacher, Toni Strittm atter, Felix O ggenfuss, W illi Stadelm ann.
Das Institut romand de recherches et de documentation pédagogique (IRDP), 1970
Das IRDP sollte den Erziehungsdirektoren der Westschweiz die Garantie bieten, 
dass ihre schulischen Projekte gründlich vorbereitet und regelmässig überprüft wer­
den. Die Statuten bestimmten, dass es im Dienste der Departemente zu stehen habe, 
um die beschlossenen gemeinsamen Anstrengungen der Schulkoordination voranzu­
treiben und sicher zu stellen. Es begann seine Arbeit unter der Leitung von Professor 
Samuel Roller 1970 in Neuenburg. Drei Dienste übernahmen die Arbeit: Forschung, 
Dokumentation und Lehrmittel. Im Aufsichtsrat, in dem alle Departemente vertre­
ten waren, nahmen ebenfalls Lehrervereinigungen, Universitätsvertreter, Direktionen 
der Gymnasien, die Schweizerische Koordinationsstelle für Bildungsforschung in 
Aarau und das eidgenössische Departement des Innern Einsitz45.
Schule und Unterricht
Das IRDP umschrieb seine Ziele wie folgt: Es steht im Dienste von Schule und 
Unterricht; seine Aufgaben liegen im Bereich der westschweizerischen Schulkoor­
dination. Die Tätigkeit des Instituts betrifft vor allem die folgenden Bereiche der 
Vorschule und der obligatorischen Schule:
• Organisation und Struktur von Schule und Unterricht;
• Lehrpläne, Lehrmittel, Methoden und Techniken des Unterrichts;
• Pädagogische Psychologie und Soziologie von Schule und Unterricht.
Die Konferenz konnte die Tätigkeit des Instituts auf andere Stufen des Bildungs­
wesens ausweiten. Die Arbeiten wurden nur ausnahmsweise und in begrenztem Rah­
men in den Dienst eines einzelnen Kantons gestellt. Das Institut arbeitete mit den 
kantonalen Arbeitsstellen für Bildungsforschung und Dokumentation der West­
schweiz und des Tessins zusammen. Es sorgte für die Koordination der gemeinsamen 
Tätigkeiten mit den Universitäten und ihren Instituten für Pädagogik, Psychologie 
und Soziologie. Das IRDP musste sich gegen zwei Gefahren wehren. Einzelne 
Forscher verloren sich in theoretischen Arbeiten, andere versuchten, sich als oberstes
43 MITTEILUNGSBLATT 1999, Jg. 24, Nr. 5, S. 16f; Felix O g g e n f u s s , Bildungsplanung Zentralschweiz, Ausweitung 
der Forschungsaktivitäten in klar begrenztem Rahm en, in: D ie Geschichte der Bildungsforschungsstellen in der 
Schweiz 1960-2000, IRDP, Neuchâtel 2001, S. 53-58.
44 M i t t e i l u n g s b l a t t  2000, Jg. 25, Nr. 2, S. 17f.; M i t t e i l u n g s b l a t t  2002, Jg. 27, Nr. 1, S. 26.
45 COORDINATION scolaire rom ande, in: L’ECOLE valaisanne, Sion 1976, S. 30-43.
Das Primarschulhaus von Raron, 1997. Architekten: Denis VoeffraylGenevieve Bonnard
Organ über die Kantone zu stellen und ihnen Vorschriften zu erteilen. Beide Ge­
fahren wurden überwunden. Die früheren drei Abteilungen reduzierten die Erzie­
hungsdirektoren 1980 auf zwei: Forschung und Lehrmittel. Die erste entwickelt die 
Curricula und die Lehrpläne. Als Ergebnis entstanden Lehrmittel und didaktisches 
Material46. Das Erarbeiten und Experimentieren der Lehrmittel geschah in Zusam­
menarbeit mit den kantonalen Arbeits- und Forschungsstellen47.
Das Institut ist keiner Universität angeschlossen, wurde aber nach den Bestim­
mungen des Hochschulförderungsgesetzes anerkannt und erhielt auf dieser Grund­
lage wesentliche Unterstützung48.
D irektoren des IR D P: Samuel Roller, Jean-Jacques Tschoumy, Jacques Weiss.
Das Amt für Forschung und pädagogische Dokumentation /
Office de la recherche et de documentation pédagogique (ORDE) /
Oberwalliser Dokumentations- und Informationsstelle (ODIS) /
Office de documentation et d’information scolaire
Das O R D P hat eine dreifache Aufgabe. Es ist laut Artikel 89 des Gesetzes von 
1962 Forschungs-, Dokum entations- und Auskunftsstelle. «Ihm obliegt nament-
46 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1980, S. 320.
47 CHERCHER ensemble, 20 ans de recherches coordonnées au service de l’école, IRDP/LEP, N euchâtel 1994.
48 Schweizerische Institutionen der B ildungsforschung und  -entw icklung. Eine Bestandesaufnahme der SKBF, 
Aarau 1989, S. 213-218.
lieh die Aufgabe, das Lehrpersonal über Unterrichtsmethoden und -verfahren auf 
dem laufenden zu halten und die zu diesem Zweck notwendige Dokum entation 
anzulegen.»
Die Dokumentations- und Informationsstelle (ODIS)
Die Dokumentations- und Informationsstelle entwickelte sich aus den Aufgaben, 
die im Gesetz von 1946 dem neuen Amt für Primarunterricht anvertraut worden 
waren (Art. 75). Das Amt entstand 1947, wurde aber erst 1956 in der Normalschule 
als «Zentralstelle für Dokumentation» von Bedeutung. Erster Direktor war der 
Marianist Eugène Claret, der 1959 auch die Redaktion von «L’Ecole valaisanne» 
übernahm49. 1962 verlegte der Staat die Stelle in die Räume der Übungsschule des 
neuen Lehrerseminars und nannte sie jetzt «Unterrichtsamt». Er freute sich, dass 
über 1300 Bücher und 200 Schallplatten zur Verfügung standen, dazu 5500 Dias 
und 75 Filme50. 1963 änderte sich der Name in «Amt für pädagogische Dokumen­
tation und Auskunft»51. Der Staatsrat erklärte 1970 die Zentralstelle als selbständige 
Institution und wünschte zugleich ihren Ausbau.
ODIS und Kantonsbibliothek
Als erstes Ergebnis dieser neuen Philosophie entstand 1970 in Brig eine Stelle, die 
Dokumentation und Beratung für die Schulen anbot und zugleich eine Zweigstelle 
der Kantonsbibliothek war. 1974 folgte nach dem gleichen Plan die ODIS in 
St-Maurice. Beide Stellen sollten mit den Gemeinden Zusammenarbeiten und ihnen 
beim Aufbau von Bibliotheken helfen. Dasselbe galt für Pfarreibibliotheken. Erst 
später trennte der Staat die beiden Aufgaben ODIS und Bibliotheksdienst52.
Der Hauptsitz in Sitten
Der Hauptsitz in Sitten richtete sich 1987 an der Route de Gravelone 5 ein. Die 
pädagogischen Dokumentationsstellen organisierten sich wie Bibliotheken und 
stehen der Öffentlichkeit und besonders den Lehrkräften kostenlos zur Verfügung. 
Sie besitzen Schulbücher für alle Unterrichtsfächer, Werke über den Unterricht, 
Anschauungsmaterial wie Diapositive, Klarsichtfolien, Tonbänder, Videokassetten, 
Filme, CD ROMS etc. Die Dokumentations- und Informationsstelle besteht heute 
aus zwei Teilen: jener der audiovisuellen Hilfsmittel und jener der Informatik. Beide 
nehmen mit der rasanten Entwicklung in der Technik einen ungeahnten und kaum
49 V e r w a l t u n g s b e r ic h t e  1959, S. 123; 1960, S. 129.
50 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1962, S. I20f.
51 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1963, S. 133f.
52 V e r w a l t u n g s b e r ic h t e  1970, S. 154; 1971, S. 167; 1973, S. 203; Jean-Pierre Sa l a m in , Recherche pédagogique 
et Centre-ressource, in: C hercher ensemble, N euchâtel 1994, S. 123.
voraussehbaren Platz im Unterricht ein. Dazu kamen mit dem Einzug der Informatik 
in die Schule neue Herausforderungen auf sie zu. 1975 hatte das Departement be­
reits das ODIS in Sitten reorganisiert und schloss es mit dem früher selbstständigen 
Materialdepot für Handarbeit zusammen53.
Forschung und pädagogische Animation (ORDP)
Die Forschung hielt 1971 Einzug ins Departement. M it der Anstellung von 
Jean-Pierre Salamin als pädagogischer Berater waren vorerst recht konkrete Aufgaben 
verbunden. Er sollte das Schülerdossiers für den geplanten prüfungsfreien Übertritt 
von der Primär- in die Orientierungsschule erarbeiten, unter dem Namen «Educa­
tion à l’amour humain» die Grundlagen für die Sexualerziehung in den Unterwalliser 
Orientierungsschulen erarbeiten, die Schülerbeurteilung verbessern, ein neues Schul­
zeugnis vorlegen und mit dem IRDP in Neuenburg Zusammenarbeiten. 1980 nannte 
sich die Stelle Centre valaisan de la recherche pédagogique, dann Office de la recher­
che pédagogique, ORP. Seit 1978 verfügte das Departement über «Forscherstellen». 
Erst jetzt entsprach es dem Gesetz von 1962. Aus den bescheidenen Anfängen in den 
Räumen des Departements entstand 1987 das ORDP, zusammen mit dem ODIS, an 
der Route de Gravelone 5. Jean-Pierre Salamin übernahm nun auch die Leitung der 
Dokumentations- und Informationsstelle. Das bisherige Depot für handwerkliche 
Arbeiten und Textilien wurde dort 1987 aufgehoben, es entstanden 1988 in Brig und 
Sitten die Schulbücherablagen.
Die pädagogische Forschung ist die Hauptaufgabe der Amtsstelle. Sie befasst sich 
mit eigentlicher Schulforschung, untersucht und bewertet Lehrmittel und Schul- 
strukturen; sie macht Vorschläge zur Verbesserung des Unterrichts, erkundet die 
Meinung von Lehrkräften, Eltern, Schulbehörden, prüft Stundenpläne, Examens­
texte, die Schülerarbeiten54.
Die Schulentivicklung
Aus der Forschung ergibt sich die pädagogische Anwendung, die sogenannte 
Schulentwicklung. Diese Tätigkeit ist für das Oberwallis in Brig organisiert. Spezia­
listen stehen der Öffentlichkeit und den Lehrkräften für Hilfeleistungen in einzelnen 
Fächern zur Verfügung. Die Abteilung Forschung in Sitten ist aktiv an den Arbeiten 
des IRDP und der Westschweizer Koordination beteiligt. Der Bau der Kantons- und 
Stadtbibliothek in Brig auf der Weri ermöglichte die wissenschaftliche Forschung für 
das Oberwallis und erleichterte die Zusammenarbeit. Im Jahre 2002 vereinigte das 
Departement O R D P/O D IS und Mediathek zu einer neuen Einheit. In Brig, Sitten 
und St-Maurice übernahm die Mediathek die organisatorischen und administrativen 
Aufgaben, die Pädagogische Hochschule wurde für die Forschung verantwortlich.
53 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1976, S. 271 f.
54 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1987, S. 1 1 5 ,117 .
Das O RD P war 1995 Ansprechpartner der internationalen TIMSS-Unter- 
suchung (Third International Mathematics an Science Study). Wichtiger war die 
PISA-Studie (Programm for International Student Assessement), die von der OECD 
durchgeführt wurde. Fünfzehnjährige Schüler, geboren 1984, aus 31 Ländern, dar­
unter ungefähr 900 Walliser Schüler/innen nahmen daran teil. Untersucht wurden 
die Kenntnisse in Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften. Das Wallis und 
Freiburg schlossen in der Spitzengruppe ab. Die Schweiz stand im europäischen Rah­
men nicht besonders gut da, im Lesen waren die Leistungen schwach. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchung lösten in verschiedenen Kantonen und im Ausland Diskus­
sionen über die Qualität der Schule aus55.
Die Schulbücherablage und die Lehrmittel
Die Schulbücherablage hat eine lange Vergangenheit. W ir dürfen sie als Nach­
folgerin des in der Anordnung von 1845 vorgesehenen «Bücherverlags» betrachten. 
Danach waren die Mitglieder des Erziehungsrats zugleich Inspektoren der Primar­
schulen und Artikel 11 bestimmte: «Bei ihm [beim Inspektor] befindet sich auch der 
von dem Reglement zum Schulgebrauch vorgeschriebene Bücherverlag.»56 Wie weit 
diese Anordnung in die Tat umgesetzt wurde, ist nicht nachzuprüfen, da Gesetz und 
Reglement den Wirren des Sonderbunds zum Opfer fielen. Für 1849 fehlen Anga­
ben. Dagegen schuf das Gesetz 1849 eine Bibliothek und ein Museum im Kantonal­
lyzeum in Sitten als «Nationalanstalten» (Art. 34).
Der Lehrmittelverlag und das Office romand
Trotz der neuen Techniken blieben die bisherigen Lehrmittel, die Bücher, weiter­
hin unentbehrlich. Hier spielt das O RD P/O D IS seit 1987 die Rolle eines Verlegers. 
Lehrmittelkommissionen des Departements beraten das ORDP; es entscheidet, ob 
Lehrmittel für das Wallis besonders geschaffen oder ob bestehende auf dem freien 
Markt erworben werden. Das O RDP ist Partner für gemeinsame Werke, die in der 
Westschweiz (Fonds romand) oder in Zusammenarbeit m it der Zentralschweiz 
(Goldauer Konferenz, SABE-Verlag) für das Oberwallis gedruckt werden. Auch der 
Ankauf aus ändern Verlagen ist möglich. Eine bleibende Leistung ist die Walliser 
Geschichte, die Arthur Fibicher im Aufträge des O RD P geschrieben hat57.
Die Westschweizerkonferenz verfügt über eigene Organe, die sich mit der 
Auswahl, der Adaptation und der Schöpfung von Lehrmitteln befassen. Träger dieser
55 Urs M O S E R , Für das Leben gerüstet? Die G rundkom petenzen der Jugendlichen; Kurzfassung des nationalen 
Berichts PISA 2000, B lL D U N G S M O T O R IN G  Schweiz, B undesam t für Statistik/ED K , Bern 2001; RÉSO N A N C E S, 
M ars 2002, S. 16-20; M IT T E IL U N G SB L A T T  2000, Jg. 25, Nr. 1, S. 15-17.
56 M e t r a i l l e r , S. 36.
57 4 Bde., Sitten 1983, 1987, 1993, 1995.
Aufgaben ist das Office romand (OR). Bereits seit 1951 bestrebte sich die Associa­
tion suisse des économes um eine engere Zusammenarbeit beim Beschaffen der Lehr­
mittel. 1971 entstand in der Westschweiz die COROM E (Commission romande des 
moyens d’enseignement), die sich um die Lehrmittel kümmert. Das Verzeichnis des 
CATARO (Catalogue romand) führte im Jahre 2002 173 Werke auf58.
Die CO RO M E prüft Lehrmittelvorschläge aus den Kantonen und den Dienst­
stellen für Lehrmittel zusammen mit dem IRDP (Service des moyens d’enseigne­
ment). Das O R prüft dann die Möglichkeit, gemeinsame Lehrmittel zu benützen 
oder neue zu erarbeiten. Eine Aufsichtskommission mit Vertretungen aus jedem 
Kanton überprüft ihre Tätigkeiten. Auch die Lehrervereine sind in diesen Organen 
vertreten59.
Die Ecole Valaisanne und das Mitteilungsblatt
Das O RDP gibt auch die Zeitschriften für die Information der Lehrkräfte heraus: 
für das Unterwallis seit 1956 «L’Ecole valaisanne», nach 1988 «Résonances», für das 
Oberwallis seit 1975 das «Mitteilungsblatt».
Das O R D P spielte in allen wichtigen Phasen der Walliser Schule von 1971 an 
eine wichtige Rolle. Es lieferte die Grundlagen für die Vorarbeiten zu Gesetzen, 
befasste sich mit neuen M ethoden der Schülerbeurteilung, half beim Erarbeiten 
von Schulprogrammen, war massgebend beteiligt bei der Bearbeitung und Edi­
tion von Lehrmitteln und führte die internationalen Untersuchungen über den 
Stand der Schulen im Kanton durch. Es veröffentlichte an die 50 Arbeiten zur 
Walliser Schule60.
Pädagogische Zeitschriften
Der Schullehrerfreund und L ’A m i des Régens
Die ersten Lehrerzeitschriften schuf Staatsrat Charles Louis-de Bons 1854 mit 
den beiden Publikationen der «Schullehrerfreund» und «L’Ami des Regens». Sie 
sollten die Zusammenarbeit der Regierung mit dem Lehrpersonal fördern und die 
schwierige Aufgabe der Unterrichtenden erleichtern. Der Versuch war lobenswert, 
die Anstrengung gross, der Erfolg enttäuschend. Die alarmierenden Feststellungen 
der Zeitschrift von den armseligen Zuständen der Walliser Schule liessen die Öffent­
lichkeit kalt. Der Departementschef wollte «den Schullehrern eine prunklose Bühne 
eröffnen, auf welcher es ihnen gestattet ist, gleichsam im Familienkreise ihre Stimme 
zu erheben, ihre Bedürfnisse zu besprechen, ihre Beobachtungen wechselseitig aus­
zutauschen, miteinander in Berührung zu treten und so den sichtlichen Aufschwung
58 O f f i c e  rom and des éditions scolaires, 30 ans, 2002, S. 20.
59 Le PASSÉ est un P R O L O G U E . 25 ans de C oordination  scolaire en Suisse rom ande et au Tessin, IRDP/LEP, N euchâ­
tel 1994, S. 488f.
60 Die Geschichte der Bildungsforschungsstellen in der Schweiz 1960-2000, IRDP, N euchâtel 2001, S. 155-174, 
und  do rt angegebene Literatur.
befördern zu helfen, der sich hinsichtlich der Verbesserung des Schulwesens seit 1846 
in mehreren Gemeinden des Wallis kundgibt»61. Nach zwei Jahren ging das Expe­
riment zu Ende (letzte Nummer 15.3.1856).
Das Bulletin pédagogique
Nach diesem Versuch folgte ein Vierteljahrhundert später das «Bulletin pédago­
gique», die gemeinsame Publikation der Kantone Freiburg und Wallis. Eine Num ­
mer für das Wallis erschien 1881 als «Supplement spécial pour le Valais». Von Januar 
1881 bis in den Mai 1882 bezeichnete es sich als «Supplément valaisan au Bulletin 
pédagogique, publié sous les auspices de la Société valaisanne d’éducation». Die 
Erziehung der Schüler zu guten Staatsbürgern und Christen war ihr ein wichtiges 
Anliegen. Die Lehrkräfte sollten: «... contribuer à former de bons citoyens et surtout 
des chrétiens et des catholiques sans peur et sans reproche»62.
L’Ecole primaire (1881-1956)
Im November 1881 erschien die erste eigene Walliser Num m er «L’Ecole primaire, 
Organe de la Société valaisanne d’éducation». Sie war gedacht als Fortsetzung des 
«Supplement» und erschien zweimal im Monat von November bis Mai und umfasste 
zu Beginn 192 Seiten jährlich. Als Herausgeber zeichnete der Walliser Departe­
mentssekretär Paul Pignat. Er lud die Lehrpersonen beiden Geschlechtes ein, regel­
mässig ihre pädagogischen Erfahrungen und Vorschläge zu veröffentlichen; die 
Inspektoren rief er auf, aus ihrer Tätigkeit zu berichten. Die Redaktion versprach, 
auch aus den ausserkantonalen Zeitschriften die wichtigsten Neuigkeiten zu publi­
zieren63. Die Zeitschrift gab sich alle Mühe, ein Mitteilungsblatt fur Lehrpersonen, 
Schulkommissionen und Gemeindeverwaltungen zu werden.
Neben Mitteilungen aus anderen Kantonen durften auch pädagogische Themen 
nicht fehlen, so 1904 eine Abhandlung über das «Enseignement intuitif». Das 
Departement forderte die Lehrkräfte auf, den Unterricht mit Illustrationen auf­
zulockern. In den besonderen Beilagen «Foyer et Champs» bot die Zeitschrift zusätz­
liche Hilfen mit Lehrunterlagen und widmete sich auch der Berufsbildung (1907). 
Im Jahr 1908 befasste sie sich mit dem Alkoholismus. Das führte 1910 zu einer 
Petition der Lehrkräfte gegen den Alkoholmissbrauch bei Jugendlichen. Die Eingabe 
forderte ein Wirtschaftsverbot für Minderjährige bis 20 Jahren64. In der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts blieb L’Ecole primaire ein fester Bestandteil der Walliser Schule. 
Das Departement bemühte sich stets, allerdings mit wechselndem Erfolg, die Zeit­
schrift attraktiv zu gestalten.
61 D er S c h u l l e h r e r f r e u n d , 1854, Jg. 1, Nr. 1, S . 1; L’A m i  des Régens 1854-1856.
62 BULLETIN p é d a g o g iq u e ,  s u p p lé m e n t  sp é c ia l p o u r  le  V a la is , 1 8 8 1 , N o .  1, S . 2 .  •
63 L’é c o l e  prim aire, 1882/83, No. 1, S . 1; P e r is s e t , S. I6 lf .
64 Supplém ent No. 13, 1910, Tabellen I-III.
Das alte und das neue Schulbaus in Fully, Saxe, 1996. Architekten: Olivier Galletti/Claude Matter
Der Erziehungsfreund 1898-1915
In Anlehnung an den «Schullehrerfreund» von 1854-1856 fanden die Verant­
wortlichen in den achtziger Jahren, es sollte auch für die Oberwalliser eine eigene 
Zeitschrift erscheinen, obwohl man 1885 festgestellt hatte, eine Zeitschrift für die 
Lehrkräfte des Oberwallis sei schwer zu realisieren65. So erschien von 1898 an bis 
1915 der deutschsprachige «Erziehungsfreund». Initiant und erster Redaktor war Leo 
Meyer (1870-1942). Dr. Meyer war Lehrer am Kollegium Brig, dann Staatsarchivar 
und -Bibliothekar, Forscher, Publizist, Mitglied des Erziehungsrates, Gründer des 
St. Josephheims in Susten etc. Der Erziehungsfreund fiel 1915 den Kriegswirren zum 
Opfer. Es scheint, dass die Zeitschrift Erfolg hatte, denn 1899/1900 zählte sie 392 
Abonnenten, darunter waren manche Familienväter. Als Dr. Meyer 1920-1922 und 
1930-1933 Präsident des Oberwalliser Lehrervereins war, hatte sich der Staat ver­
mutlich für die seit 1915 erscheinende «Schweizer Schule» entschieden und dachte 
nicht mehr an einen Neubeginn mit der früheren Zeitschrift66.
Walliser Schule /  LEcole valaisanne (1956-1959)
Ein lobenswertes Experiment wagte das Erziehungsdepartement 1956: Eine zwei­
sprachige Zeitschrift sollte die Lehrkräfte des ganzen Kantons einander näher brin­
gen. Das war staatspolitisch von Bedeutung. Das Ziel schien hochgesteckt; auch
65 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1885, S. 59; 1898, S. 55.
66 Josef G  UNTERN, in: Z u m  25. Todestag von Staatsarchivar Dr. Leo Meyer, Waters 1967, S. 9, 26.
Eltern und Jugendliche wurden angesprochen. Die Zeitschrift nannte sich auf 
deutsch «Walliser Schule, Zeitschrift für Jugendbildung in Schule und Elternhaus».
Die beiden Landessprachen waren in der Zeitschrift annähernd gleich stark ver­
treten. Kurze Zusammenfassungen in der zweiten Sprache erleichterten das Ver­
ständnis. Neben pädagogischen Anweisungen und Ratschlägen veröffentlichte die 
Zeitschrift auch die Zuwachsverzeichnisse der Kantonsbibliothek. Mitteilungen aus 
dem Departement und Staatsratsbeschlüsse sollten die Verbindung zwischen Regie­
rung und Schule festigen. Die Lehrer/innen-Vereinigungen benutzten die Zeitschrift 
als Sprachrohr; Hinweise auf Weiterbildungsangebote fanden in der Zeitschrift Platz.
Neue Lehrmethoden wie die Ganzheitsmethode im Erst-Leseunterricht fanden 
hier ihre Befürworter, Nekrologe gedachten verstorbener Berufskollegen und -kolle- 
ginnen. Einzelne Nummern setzten thematische Schwerpunkte, wie Übergang von 
der Primarschule ins Gymnasium oder «Wie soll man im Oberwallis die Schul- 
freundlichkeit fördern?»67 Die Zeitschrift war gut redigiert. Besonders der deutsche 
Teil unter Ernst Schmidt genügte hohen Ansprüchen.
L’Ecole valaisanne 1959-1987
In der ersten N um m er der neuen Zeitschrift (in W irklichkeit war es die Fort­
setzung des französischsprachigen Teils des dreijährigen Versuchs), dankte Staats­
rat Marcel Gross den beiden Redaktoren Michel Veuthey und Ernst Schmidt für 
ihre Arbeit der letzten drei Jahre. Beide glaubten, wie der Departem entschef 
selbst, eine zweisprachige Zeitschrift hätte «une véritable unité d’esprit et de 
coeur» erzeugen können. Der Versuch bewährte sich nicht. Für das französisch­
sprachige Wallis übernahm  der M arianist Eugen Claret 1959 die Redaktion, die 
Oberwalliser Lehrkräfte erhielten die «Schweizer Schule», wo für ihre Anliegen 
ein gebührender Platz vorgesehen war68. 1962 betrug die Auflage von L’Ecole 
valaisanne 1450 Exemplare69.
Schweizer Schule 1915
Die Oberwalliser Lehrerinnen versuchten es nach dem Verlust der zweisprachigen 
Walliser Schule vorerst m it einem eigenen «Walliser Schulblatt». Sie kehrten nach 
drei Jahren Versuchszeit wieder zur Schweizer Schule zurück70. Diese Zeitschrift 
bestand bereits seit 1915 und die Walliser Lehrkräfte abonnierten sich nun wieder 
bei ihr. Die Halbmonatsschrift war das Organ der katholischen Schul- und Erzie­
hungsvereinigungen der Schweiz. Als Herausgeber zeichnete der katholische Lehrer­
verein der Schweiz. Vorgängerinnen waren nach 1893 die «Pädagogischen Blätter».
67 1956/57, N r. 4, S. 154-156; Nr. 5, S. 191-193 u.a.m .
68 L’E c o l e  valaisanne, 1959, No. 1, S. lf.; VERWALTUNGSBERICHT 1959, S. 123.
69 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1962, S. 122.
70 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1959, S. 123; 1960, S. 129.
Die Schweizer Schule bezeichnete sich als Schrift für Erziehung und Unterricht und 
bot eine reiche Auswahl an Wissenswertem. Berichte aus den Kantonen öffneten den 
Blick über die Grenzen.
Die Verantwortlichen im Departement versuchten immer wieder, die Wallise- 
rinnen und Walliser zur Mitarbeit zu ermuntern. So forderte der Verein katholischer 
Lehrer und Schulmänner Oberwallis im März 1960 die Lehrerschaft in einem Zirku­
larschreiben auf, der Redaktion spezielle Walliser Wünsche mitzuteilen und an der 
Zeitschrift mitzuwirken71. Die lobenswerte Absicht trug vermutlich wenig Früchte. 
Die Schweizer Schule konnte sich im Oberwallis bei der Lehrerschaft nicht so beliebt 
machen, wie es ihr Inhalt verdient hätte. Sie öffnete jedoch der Oberwalliser Lehrer­
schaft die Augen für die Sicht über die Kantonsgrenzen hinaus und erleichterte die 
Benützung der gemeinsamen Lehrmittel, die seit der Gründung der Goldauer Kon­
ferenz in den Konkordatskantonen im Wallis häufig Eingang fanden.
Résonances 1988
In neuer Form und mit einem neuen Konzept begann die Zeitschrift «Résonan­
ces». Sie löste die graphisch etwas veraltete Vorgängerin ab und bemühte sich, mit 
Illustrationen, Graphiken, Karikaturen, Farbbildern und journalistisch ansprech­
barer Präsentation in 10 Jahresnummern die kritische Lehrerschaft zu interessieren. 
Résonances versuchte von Zeit zu Zeit die Hefte auch besonderen Themen zu 
widmen, etwa der Erinnerung an die 25-jährige Westschweizer Schulkoordination 
(Décembre 1994). Andere Schwerpunkte waren der Sprachenunterricht (Février 
1997), der Unterricht der Naturwissenschaften (Mai 1997), die Informatik in der 
Schule (Janvier 1998), Schulgesetze (Mai 1998) Burn out (Juin 1998), Mathé­
matiques (Décembre 1998), L’autonomie (Septembre 2002), Tertiärer Unterricht 
(Mai 2003).
Das Mitteilungsblatt 1975
Mehr Mühe hatte das Mitteilungsblatt für das Oberwallis. Es erschien seit 1975 
vier Mal im Jahr und veröffentlichte in der ersten Zeit im unansehnlichen Format A5 
fast nur Mitteilungen des Departements, Gesetze und Regiemente und die Organi­
sation der Fortbildungskurse. Format und Inhalt waren in schwarz-weiss nicht 
besonders ansprechend. Mit dem Dezemberheft 1995 änderte das Format auf A4. 
Von jetzt an war vorerst das Schulentwicklungszentrum Brig für die Redaktion ver­
antwortlich. Mit dem 23. Jahrgang 1998 zeichnete Rosemarie Zurwerra als Redak­
torin und verhalf dem Mitteilungsblatt zusammen mit der später ernannten Redak­
tionskommission zu einer gefälligeren Publikation.
Den Charakter und die Aufgabe der beiden Mitteilungsblätter beschrieb das 
Departement 1995 wie folgt: «Die Zeitschrift Résonances für das Unterwallis und das
Mitteilungsblatt für das Oberwallis sind recht stark verbreitete Informationsschriften 
bei Lehrpersonen, Schuldirektionen und Schulkommissionen der beiden Sprachregio- 
nen unseres Kantons. Die jährlichen Kosten werden einerseits von den Abonnenten 
getragen, anderseits übernimmt der Staat einen beträchtlichen Teil der Entstehungs­
kosten. Aus diesem Grunde, aber auch im Sinne der Rationalisierung und zur Be­
schränkung der Ausgaben werden in Zukunft offizielle Informationen, Richtlinien 
und andere Mitteilungen der kantonalen Schulbehörde prinzipiell nur noch über 
diese zwei Informationskanäle veröffentlicht...»72 Im Jahre 2001 betrug die Abonnen­
tenzahl der Blätter: 3200 für Résonances und 1000 für das Mitteilungsblatt73.
Die Jahrbücher
In den Jahren 1887-1914 erschien aus privater Initiative das «Jahrbuch des 
Unterrichtswesens in der Schweiz» (18 Bände). Es war eine gewaltige Leistung des 
damaligen Sekretärs der Zürcher Erziehungsdirektion und seines Nachfolgers. Man 
darf es als den Vorläufer des späteren EDK-Archivs für das schweizerische Unter­
richtswesens bezeichnen.
Das Jahrbuch gab jeweils eine umfassende Schau der Schulgesetzgebung in den 
einzelnen Kantonen und druckte neue Gesetze, Verordnungen und Regiemente. Das 
hatte sicher eine stimulierende W irkung auf die ändern Kantone. Dazu kam regel­
mässig ein Jahresbericht über die Lage des Unterrichtswesens in den einzelnen Kan­
tonen. Es folgten Statistiken; auch thematische Fragen wurden behandelt, wie die 
Unentgeltlichkeit der Lehrmittel und Schulmaterialien (1905) oder die Beteiligung 
des Bundes und der Gemeinden an den Schulausgaben74.
Das Archiv fü r  das schweizerische Unterrichtswesen
Die EDK «übernahm» 1915 das Jahrbuch und veröffentlichte bis 1970/71 das 
«Archiv für das schweizerische Unterrichtswesen»; von 1972 bis 1979 hiess es «Bil­
dungspolitik»75. Das Archiv wurde auch im Wallis gelesen, besonders wenn es 
Finanz- oder Besoldungsstatistiken des Bildungswesens publizierte und zeigte, dass 
unser Kanton ganz schlecht abschloss76.
Annuaire und Etudes pédagogiques
Von 1910-1947 publizierten die Westschweizer Kantone zusätzlich das «Annuaire 
de l’Instruction publique en Suisse». Dieses Jahrbuch stand unter dem Patronat der
72 M it t e il u n g s b l a t t  1995, Jg. 20, Nr. 4, S. 3.
73 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  2001, S. 74.
74 Siehe z.B. Jg. 1 9 0 1 ,5 . 1-51; 1 9 0 2 ,5 . 1-68; 1 9 03 ,5 . 1-71; 1 9 1 0 ,5 . 1-28, ere.
73 U rs u la  R o h r e r , in :  E D K  1 9 9 7 ,  S . 3 4 - 3 8 .
76 Jahre 1916, 1917, 1919, 1920, 1923, 1929, 1949, 1959, 1960, S. 143-149 u.a.m ; s. das Publikationsverzeichnis 
in: ED K  1997, S. 302-307.
Conférence des chefs de Département de l’Instruction publique de la Suisse roman­
de. Von 1948 an bis ans Ende dieser Publikation 1979 hiess es «Etudes péda­
gogiques»77.
Wie das Jahrbuch des Unterrichtswesens veröffentlichte das Westschweizer 
Annuaire viele Angaben und Statistiken über unsern Kanton. Die Beiträge stammten 
meist aus der Feder von Mitarbeitern im Departement. Es ist anzunehmen, dass die 
einzelnen Kantone ihre Angaben etwas beschönigten. Die gleiche Feststellung mach­
ten die Departementssekretäre auch beim Verfassen der Berichte in den letzten 
Jahren der «Etudes pédagogigues» bis 1979.
Der Schulhausbau
Schullokale und Schtdeinrichtungen
Die Schulzimmer waren in den ersten Jahrzehnten des obligatorischen Unter­
richts nach 1844 sehr bescheiden. Meist dienten dazu alte Pfrundhäuser, Burger- und 
Gemeindehäuser oder gemietete Lokale. Ferdinand Schmid, der diese Zeit noch aus 
eigener Anschauung kannte, schrieb von engen, schlecht beleuchteten Zimmern oder 
Kammern, in denen die grösseren Schüler an langen Tischen sassen, die kleineren 
aber auf Bänken rings um die Wand, einige auf Notbänken mitten im Zimmer!78 Das 
Schulgesetz von 1873 schrieb vor, dass die Bürgerschaft die Schulhäuser «zu liefern» 
habe und die Munizipalgemeinde sie unterhalte (Art. 18-23).
Im Verwaltungsbericht 1887 hiess es, ein Walliser Lehrer habe eine Schulbank 
entwickelt, die auch an der Expo in Zürich gezeigt worden sei und einzelnen 
Gemeinden gefalle. Sie sei aber grösser und teurer als die bisherigen79. Die Inspek­
toren erstellten Statistiken über die Schulräume, publizierten sie und versuchten 
damit in ihren Bezirken den Ehrgeiz der Gemeinden zu wecken80.
Trotz guten und zweckmässigen Vorschlägen blieb die W irkung bescheiden. Erst 
das Jahr 1903 brachte im Schulhausbau eine Wende. M it dem Dekret vom 
19.11.1903 betreffend die Folgen der Abschaffung der Sektionsschulen mussten die 
Sektionen (Weiler) ihre Schulhäuser den Gemeinden übergeben81. Diese trugen nun 
auch die Verantwortung und hatten innerhalb von fünf Jahren für geeignete Schul­
lokale zu sorgen. Ebenso wichtig wurde das Bundesgesetz vom 25.6.1903 über die 
Unterstützung der öffentlichen Primarschule. Es sah einen Teil des Beitrags an die 
Kantone für den Schulhausbau vor. Von 1948 an wurden die Subventionen erhöht 
und überstiegen von 1953 an jährlich die Millionengrenze82.
Das Schulgesetz von 1907 befasste sich in den Artikeln 48-56 mit den Schul- 
lokalen und den Einrichtungen. Die Verpflichtungen der Gemeinden und Burger­
77 R i ta  H ö FSTETTER, l'A n n u a i r e  d e  l'Instruction  publique en Suisse, in: ED K  1 9 9 7 ,  S. 3 9 - 4 5 .
78 SCHM ID , Unterrichtswesen, S. 116.
75 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1 8 8 7 ,  S . I 2 f .
80 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1 8 9 0 ,  S. 5 3 .
81 SG 2 0 ,  1 9 0 2 - 1 9 0 5 ,  S. 1 5 2 .
82 GRP, M aisession 1 9 5 8 ,  S. 1 5 1 f.
schäften konnten mit Geldstrafen erzwungen werden. Auch die Wahl des Bauplatzes 
wollte der Staatsrat begutachten. Er erliess Vorschriften für die Hygiene und stellte 
Pläne für die Bauten und das Schulmaterial zur Verfügung. Neu war die Verfügung 
von Artikel 52: «Der Staatsrat kann durch die Vermittlung der Gemeindebehörden 
die Eröffnung von Schenken in der Nähe von Schulhäusern verbieten oder auch die 
Erneuerung der Konzessionen von schon bestehenden untersagen.» Die Bürger­
schaft lieferte weiterhin das zum Heizen erforderliche Holz «und trug die Hälfte der 
Kosten des Fällens, der Zubereitung im Walde, sowie des Transportes an die Fahr­
strasse».
Die Walliser Schulbank; Einrichtungen um 1910
Im Jahre 1908 gab das Departem ent in beiden Sprachen eine gedruckte Weg­
leitung heraus und zeigte m it genauen Angaben und Zeichnungen, wie die Wal­
liser Schulbank erstellt werden konnte83. Das ausführliche Reglement von 1910 
(Art. 163-184) schrieb vor:«Wo es tunlich ist, soll ausserhalb der Schulsäle ein 
Kleiderraum erstellt werden». Zum ersten Mal bestimmte der Staat die Grösse der 
Lokale: «Das Schulzimmer soll einen Flächeninhalt von mindestens 1.30m2 für jeden 
Schüler besitzen. Je nach Lage und Verhältnissen kann die Höhe zwischen 2.80 m 
und 4 m betragen». Auch die Gesundheit und Sicherheit der Kinder vergass das 
Reglement nicht. Die Schulzimmer hatten über eine Lüftungsanlage zu verfügen, 
und die Fenster waren mit aufgehendem «Kämpfer» zu versehen. Die Türen mussten 
nach aussen zu öffnen sein. Der Gesetzgeber ging noch weiter: Das Thermometer 
war so im Schulzimmer anzubringen, dass es möglichst genau die mittlere Tempe­
ratur anzeigte. Sie durfte nicht unter 14 Grad sinken und 18 Grad nicht übersteigen. 
Das Scheuern des Schulzimmers hatte wenigstens zweimal im Jahr auf Kosten der 
Gemeinden zu geschehen.
Pantoffel tragen
In den fünfziger und sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts bauten viele Gemein­
den grosszügige Schulhäuser. Besonders im Unterwallis legten die Behörden grossen 
Wert aufSorgfalt und Sauberkeit und pflegten den Unterhalt. Fast überall trugen 
Schüler/innen, auch in den Sekundarschulen, in den Klassenzimmern Pantoffel. 
In den Gängen standen besondere Gestelle zum  Wechseln und Aufbewahren der 
Schuhe. Von Isérables hiess es 1957: «Beim Eintreten ins neue Schulhaus mussten 
die Schüler/innen Pantoffel anziehen und die Knaben ihre traditionellen Holz­
kisten (sacs à bois) zu Hause lassen und moderne Mappen kaufen» (Michel Favre, 
LEcole d ’autrefois, Nendaz 1991, S. 14).
Der lange Weg zu zweckmässigen Schulhäusern sei am Beispiel von Täsch gezeigt. 
Von 1860 bis 1896 diente das Burgerhaus als Schullokal. (Gerne errichteten die 
Gemeinden Schullokale, Burgerhaus und Käserei im gleichen Gebäude). Dann be­
schloss die Urversammlung den Bau eines «Schul- und Pfründenhauses»(Pfarrhaus). 
Man riss das alte Pfarrhaus ab und errichtete an dessen Stelle ein dreistöckiges Haus, 
von dem das erste Stockwerk als Schulzimmer diente, die zwei oberen Stockwerke 
waren als Pfründenhaus vorgesehen. Der Bau entstand mit Hilfe von Ehren­
tagschichten, bei denen jeder «Tesselmann» oder jede Familie ein oder anderthalb 
Klafter Gestein auf den Platz führen musste84. Auch andere Gemeinden errichteten 
ihre Schulhäuser teilweise im Gemeinwerk. So war es seit jeher Brauch bei Kirchen 
und Kapellen85.
Die Kontrolle durch die Schidärzte und ungenügende Hilfe des Staates
In den Gemeinden besserte sich die Lage im 20. Jahrhundert langsam und unter­
schiedlich. Die Schulärzte beklagten sich jedoch jahrzehntelang über die oft un­
befriedigenden Zustände. Fortschritte blieben aus, weil die Gemeinden kein oder 
zu wenig Geld besassen. Sie fanden, der Beitrag des Staates sei zu unbedeutend. 
Der Kanton unterstützte die Bauten je nach Stand seiner finanziellen Möglichkeiten. 
Der Subventionsansatz im Budget betrug je nach Lage der Kantonsfinanzen jährlich 
16-20% oder 25%. 1941 waren es nur 20% 86. Diese Beträge reichten in den Ge­
meinden meist nur zum Bezahlen der Bauzinsen, aber nicht zum Amortisieren der 
Bauschuld. Die ungenügenden Schulhäuser waren noch nach dem Zweiten Welt­
krieg Tatsache. Weil jedoch der Bund und der Kanton nach dem Krieg eine Arbeits­
losigkeit befürchteten, versprachen sie eine zusätzliche Unterstützung. Der Staat sah 
bereits 1943 folgende Hilfen vor: 20%, statt 16% wie bisher, dazu bis 30% Bundes­
hilfe für ein Arbeitslosenprogramm und zusätzlich 10% Staatshilfe im Falle der dro­
henden Krise. Die Arbeitslosigkeit trat zum Glück nicht ein87.
Der grosse Fortschritt: Abgestufte Subventionen (1946)
Das Schulgesetz von 1946 (Art. 61-72) brachte endlich wesentliche Verbesse­
rungen in den Subventionsansätzen des Staates, der jetzt 30% an die Kosten für den 
Ankauf des Baulandes und den Bau der Anlage beisteuern konnte. Dazu war eine 
zusätzliche Hilfe des Staates bis zu 40% möglich. Ein Dekret setzte die Einzelheiten 
für die abgestuften Subventionen fest88. Das Gesetz bat die Burgergemeinden weiter­
84 Joseph ZURBRIGGEN, Täsch, Familienstatistik, C hron ik  u n d  Kirche, Brig 1 9 9 0 ,  S . 2 3 6 - 2 4 1 .
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hin zur Kasse: bis zu 30% für den Bau und Ausbau der Schulhäuser und bis 40% für 
die Kosten von Heizung und Beleuchtung. Daneben verwies es auf üble Gewohn­
heiten, die sich vermutlich eingeschlichen hatten. So waren jetzt für die Reinigung 
der Lokale erwachsene Personen zu bezeichnen, auf keinen Fall Kinder. Was die Kin­
der nicht mehr tun durften, fiel oft dem Lehrer zu. Der spätere Adjunkt im Depar­
tement, Eugen Brunner, musste als Lehrer in Ried-Mörel 1931-1954 am Morgen um 
5 Uhr persönlich den Giltsteinofen im Schulzimmer anfeuern, wenn die Kinder bei 
Schulbeginn einen warmen Raum haben wollten. In den Sekundarschulen übernah­
men meist Knaben diese Aufgaben.
Nach den Angaben einer Arbeit über den Schulhausbau in der Schweiz in den 
Jahren 1925-1945 errichteten die Walliser in dieser Zeit 22 Bauten mit 93 Klassen­
zimmern. Alle diese Schulhäuser besassen eine Lehrerwohnung, sechs hatten 
Duschen, acht verfügten über ein eingebautes Turnlokal, aber kein Bau sah eine 
Turnhalle vor. Für die Mädchenhandarbeit gab es sieben Räume, für Knabenhand­
arbeit einen einzigen. Dazu kamen neun Schulküchen, zwölf Reserveklassen und 
sechs Abwartwohnungen. Schulbehörden, Öffentlichkeit und Architekten waren 
entweder «Pavillonsystem-Freunde» oder bei uns meist «Mehrgeschossbau-An­
hänger»89.
Die Zunahme der Bevölkerung und der damit verbundene Bau von Primär- und 
Haushaltungsschulen erforderten bedeutende Investitionen. Die Kantonsbeiträge 
stiegen von Fr. 220’000.- im Jahr 1948 auf Fr. 3’040’000.- im Jahr 1957. Der Kan­
ton konnte die Lasten nicht mehr auf dem Budgetweg begleichen. Weil die Gemein­
den ihrerseits nicht auf die Subventionen warten konnten, verlangte die Regierung 
1958 eine 5 Millionen-Anleihe zur Deckung des Finanzbedarfs für den Schulhaus­
bau. Damit sollte bis 1961 die Frage befriedigend gelöst sein. Den jährlichen Bedarf 
auf dem Budgetweg bezifferte der Staatsrat mit Fr. 2’500.000.- Bei den Verhand­
lungen um diese Staatsanleihe wiesen Grossräte daraufhin, dass Schulhäuser oft sehr 
mangelhaft unterhalten werden90.
Das Schulgesetz von 1962
Das Schulgesetz von 1962 regelte die Frage der Schulhausbauten in den Arti­
keln 111, 112, 113, 118 und 119. Danach gewährte der Staat Beiträge für den Bau, 
die Vergrösserung, die Ausbesserung und den Umbau der Schulhäuser und -lokale 
der öffentlichen Primarschulen sowie für die kommunalen oder regionalen Sekun­
där- und Mittelschulen. Dazu gehörten Pause- und Turnplätze. Die G rundsub­
vention betrug weiterhin 30%, die zusätzlichen abgestuften Beiträge konnten wie 
bisher 40% betragen. Die Ausführung blieb zusätzlichen Regiementen überlassen. 
Das geschah im Beschluss vom 4.6.1964 betreffend den Bau, den Umbau und die 
Ausbesserung von Schulhausbauten, sowie die Anlage von Pausen-, Spiel- und
*> Archiv, Jg. 1946, S. 87-108, 109-119.
50 GRP, Maisession 1958, S. 217-224, 248.
Turnplätzen. In den sechziger und siebziger Jahren übertrafen sich einige Gemein­
den mit grosszügigen Schulhausbauten.
Die Weisungen und Richtlinien von 1975
In den Jahren dieser Baueuphorie erarbeiteten die Dienststellen des Departe­
ments zusammen mit dem Kantonsarchitekten ein Reglement, das bis ans Ende des 
Jahrhunderts und darüber hinaus nützlich war. Die Weisungen und Richtlinien über 
Schulhausbauten vom 30.7.1975 und ihre Änderungen von 1982 und 1983 bildeten 
die Grundlage für alle Planungsarbeiten der Gemeinde- und Regionalbehörden91. In 
den Jahren der oft grosszügigen und phantasievollen Schulhausbauten waren diese 
Weisungen ein Segen für die Schulbehörden, die Steuerzahler, die Architekten, die 
Lehrkräfte und die Schüler. Den Gemeinden gaben sie Hinweise, wie sie planen soll­
ten. Angaben über Kantonsbeiträge, Bauabrechnung, Projektänderung und Aufteilen 
der Kosten bei regionalen Lösungen waren willkommene Hilfen. N ur nebenbei sei 
vermerkt, dass Klassenzimmer von 64 m 2 und 72 m2 vorgesehen waren, Spezialzim­
mer durften grösser sein.
Jedes Gesuch, auch die Wahl des Bauplatzes und alle Angaben für Umbauten und 
Ausbesserungen waren dem Departement zu unterbreiten. Ein Klassenzimmer hatte 
eine Fläche von wenigstens 1.80 m2 pro Schüler und eine Höhe von 2.80 m aufzu­
weisen. In den siebziger und achtziger Jahren ergänzten auch kleinere Gemeinden ih­
re Schulanlage mit einer Turnhalle. Häufig bauten sie eine Mehrzweckhalle, die auch 
dem Vereinsleben diente, oder eine Zivilschutzanlage einschloss92. In diesem Zusam­
menhang unterbreitete ein Grossrat 1977 ein Postulat betreffend Erleichterung der 
Bauten von Turn- und Merkzweckhallen im Berggebiet93. In den letzten Jahrzehnten 
entstanden Bauwerke von bemerkenswerter Qualität. Der Kantonsarchitekt Bernard 
Attinger achtete seit seinem Amtsantritt 1979 mit Sachkenntnis auf zweckmässige 
und künstlerisch wertvolle Projekte, die sich in die Ortschaften und die Landschaft 
eingliederten.
Schulhausbauten. Subventionen des Staates:
Jahr Betrag__________  Jahr Betrag________  Jahr Betrag_________
1950 Fr. 325’337.- 1970 Fr. 7’903’240.- 1990 Fr. 6 ’625’224.-
1955 Fr. 1’050’427.- 1975 Fr. 13’000’921.- 1995 Fr. 8’156’533.-
1960 Fr. 3 ’049’421.- 1980 Fr. 7’849’292.- 2000 Fr. 9’599’502.-
1965 Fr. 3 ’334’648.- 1985 Fr. 9’375’152.- 2001 Fr. 17’384’786.-
Staatsrechnungen 1950-2001; Verwaltungsberichte 1991, 2001. Zum  Vergleich: 1930 
betrugen die Subventionen Fr. 3 8 ’136.-. Vgl. die Angaben in: GRP, Maisession 1958, 
S. 15lf., 219f.
91 SG 69, 1975, S. 230.
92 s .  Peter JO S S E N , Lalden, Brig 1979, S. 26f.
93 Verlängerte Novembersession 1977, Januar/Februar 1978, S. 516-518.
Die Behörden kümmerten sich in den ersten Jahrzehnten nach 1848 kaum um 
die ärztlichen Anliegen in der Schule. Zu sehr standen andere Sorgen im Vorder­
grund. Das Schulgesetz von 1849 enthielt noch keine Hinweise; in den Verord­
nungen des selben Jahres übernahm der Lehrer jedoch schon eine Pflicht, die ihn in 
den nächsten Jahrzehnten immer wieder beschäftigte: Kinder auf Reinlichkeit und 
ansteckende Krankheiten zu kontrollieren. «Der Schullehrer besichtigt jeden Tag die 
Haltung der Schulkinder in Bezug auf den Anstand und die Reinlichkeit. Sollte er 
unter ihnen solche finden, die mit einer ansteckenden Krankheit, wie der Krätze 
(Scabies), des Schorfgrindes (während der Heilung gebildete Kruste aus geronnenem 
Blut) u.s.w. behaftet wäre...», musste er das der Schulkommission melden und das 
Kind aus der Klasse entfernen (Art. 19-20). Das Schulgesetz von 1873 pochte zu­
sätzlich auf saubere, helle Schulzimmer und das Reglement von 1874 umschrieb im 
Einzelnen die Anforderungen an die Lokale und an die Lehrer. Artikel 27 verlangte: 
«Wenn die Kinder an ihrem Platze versammelt sind, untersucht der Lehrer, ob sie 
sich in anständiger Reinlichkeit befinden.» Schüler/innen, welche die Bedingungen 
nicht erfüllen, müssen nach Hause, «damit sie sich in einen bessern Stand setzen 
können».
20. Jahrhundert: Sanitarische Untersuchungen
Das neue Jahrhundert brachte wesentliche Fortschritte. Das war ein Verdienst des 
kantonalen Gesetzes vom 27.11.1896 über die Gesundheitspolizei94. Dem Bezirks­
arzt (der Begriff war im Wallis seit 1834 bekannt) fiel die Verantwortung für die 
allgemeine Gesundheitspflege zu. Das Schulgesetz von 1907 führte den schulmedi- 
zinischen Dienst und damit die sanitarischen Untersuchungen ein (Art. 39-47). 
Nach Artikel 39 hatte nun der Bezirksarzt alljährlich wenigstens eine Kontrolle bei 
allen Schulkindern durchzuführen und die hygienischen Verhältnisse in den Schul- 
zimmern zu prüfen. Er schrieb darüber einen Bericht ans Departement; die Kosten 
übernahm die Staatskasse. Zugleich hatte der Schularzt die Pflicht, abnormale Kin­
der für Sonderschulen (Malévoz, Gerunden/Bouveret) zu melden. Das Reglement 
von 1910 enthielt fur Bezirksärzte, Schulbehörden und Lehrkräfte genaue Angaben 
und widmete der «Gesundheitserziehung» an die 30 Artikel (Art. 184-213). Dazu 
gehörten auch Vorschriften über das Desinfizieren der Schulen.
Das Reglement erinnerte zudem die Lehrkräfte an ihre Pflicht, «die Kinder auf 
den Stand der Reinlichkeit zu untersuchen». Dem Schularzt schrieb es vor, wie lange 
die Schüler/innen bei ansteckenden Krankheiten aus der Klasse zu entfernen seien: 
bei Pocken, Scharlach, Keuchhusten, Rachenbräune (Diphtherie), Masern, Röteln, 
Windpocken, Mumps und Typhus. Jedes Kind musste vor Beginn der Schulpflicht 
einen Impfschein besitzen.
Einen wichtigen Schritt tat die Regierung 1917, als sie das kantonale Gesund­
heitsamt ins Leben rief. Von jetzt an übernahmen die neuen «Kantonsärzte» nach 
Artikel 6 die Aufgabe, den Kampf gegen die Tuberkulose zu organisieren95. Die 
Bekämpfung der Tuberkulose sollte die Behörden fast ein ganzes Jahrhundert in 
Anspruch nehmen. Die Untersuchungen aus dem Jahre 1916 und später zeigten ein 
düsteres Bild. Tuberkulose war eine im Kanton Wallis «sehr stark verbreitete Krank­
heit». Die Inauguraldissertation von Robert Blöchlinger stellte für die Jahre 
1910-1914 im Wallis eine M ortalität an Tuberkulose von 17.1 Personen auf lO’OOO 
Einwohner fest, womit der Kanton an dritter Stelle der Schweizer Rangliste stand. 
In genauen Untersuchungen ging der Forscher den Krankheitsursachen nach. Er 
berücksichtigte die Lage der Wohngemeinden, Wohnverhältnisse, Hygiene, Ernäh­
rung, Qualität der Bauten, Heizung, Feuchtigkeit, mögliche Ansteckungsgefahren, 
Beruf und Tätigkeit im Erwerbsleben etc.96 Nach ändern Statistiken starben im 
Wallis in den Jahren 1921-25 sogar 22.2 und 1926-30 noch 21.6 Personen auf 
lO’OOO Einwohner an Tuberkulose. Das Wallis führte jetzt die traurige Schweizer 
Rangliste an97.
Eine Gottesgeissei
Der Walliser Arzt Dr. Peter Bitschin (1885-1952) erklärte 1928 den Oberwalliser 
Lehrern an einer Versammlung: «Ich kenne eine andre Gottesgeissei, die diesen 
Namen viel besser trägt. Sie hat seit den Urzeiten das Menschenvolk hingemäht, 
rücksichtslos, gross und klein, jung und alt, König und Köhler. Sie fasst grinsend die 
Dame im Salon, die Bäuerin am Herd, sie herrscht in Nord und Süd, in Ost und 
West, sie herrscht auch unter uns, vielleicht gar in diesem Saale und keiner weiss, 
wann sie tödlich packt. Diese Gottesgeissei, das ist die Tuberkulose. Das Volk heisst 
sie Schwindsucht, Auszehrung.»98 Der Staat reagierte langsam. Obwohl das Walliser 
Volk 1920 einen Kredit von Fr. 700’000.- zum Bau einer kantonalen Heilstätte 
beschloss, dauerte es 21 Jahre, bis das Sanatorium in M ontana 1941 eingeweiht 
wurde99. Eine Zeitlang trug sich um 1920/21 die Regierung mit dem Gedanken, das 
Genfer Sanatorium Clairmont zu kaufen100.
Der erste Erlass zur Bekämpfung der Tuberkulose scheint jener vom 6.5.1924 zu 
sein101. Er bezog sich auf das Gesetz über die Gesundheitspolizei von 1896 und die
95 SG 2 6 ,1 9 1 7 - 1 9 2 0 ,  S . 14 : REGLEMENT betreffend die Schaffung eines kantonalen G esundheitsam tes.
96 Robert B l.öC H L IN G E R , Ü ber die V erbreitung der Tuberkulose, speziell der Lungentuberkulose, im K anton W al­
lis, Zürich 1916, N eudruck Siders 1997, S. 15.
97 N icole B o N V lN , La lu tte contre la tuberculose dans le canton du Valais (1928-1961), Freins et m oteurs, M ém oi­
re, Fribourg 1994, S. 20f.
98 P r iv a ta rc h iv  D r . R u d o l f  TauGW ALDER.
99 SG 27,1920-1923, S. 88; B o N V lN , I.e. S. 100-146; Bojen O l s o m m e r , Petite histoire d ’une grande oeuvre de 
santé: du  Sanatorium  populaire du  Valais au C entre valaisan de pneum onologie, 1941-1991, Sion 1991.
100 Sim one B a g n ü U D , La lu tte contre la tuberculose à Genève: le Sanatorium  Populaire Genevois de C lairm ont-sur 
Sierre (1896-1932), M ém oire, Genève 1998, S. 54-56.
101 SG 28, 1923-1925, S. 117.
Staatsratsbeschlüsse vom 17.8 und 2.11. 1923. Der Staat versprach, alle im Kanton 
zur Bekämpfung der Tuberkulose unternommenen Hilfswerke zu fördern und zu 
subventionieren, «insofern die finanziellen Mittel es ihm erlauben». Als Hilfsmittel 
sah er vor: die Liga gegen die Tuberkulose, die Stiftungen zur Unterstützung hilfs­
bedürftiger und schwächlicher Kinder (Ferienkolonien, unentgeltliche Milchabgabe, 
Luftkur, Schulsuppen usw.) und die Anstalten zur Behandlung der Tuberkulose. Die 
Gründung eines kantonalen Sanatoriums verschob der Staat auf später.
Der Bund hilft
Der wirkungsvolle Kampf gegen die Tuberkulose begann im Wallis mit dem 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes von 1928. Es verpflichtete die Kantone, in Schulen 
eine regelmässige ärztliche Kontrolle durchzuführen und unterstützte die Arbeit mit 
Beiträgen bis zu 25% der Kosten. Erste Ansätze zur Bekämpfung der Tuberkulose 
hatten auf Bundesebene allerdings schon 1909 begonnen. Die Hauptarbeit leisteten 
dabei die Bezirksligen, die von diesem Jahre an ihre Tätigkeit entfalteten und sich 
1951 zur kantonalen Liga Zusammenschlüssen102. Sie wirkten ganz besonders mit 
Hilfe der Krankenschwestern, die als «Infirmières-visiteuses» regelmässig die Klassen 
besuchten. 1946 zählte das Gesundheitsamt bereits 20 Fürsorgerinnen. Im Unter­
wallis waren das meist Krankenschwestern, im Oberwallis Absolventinnen von sozia­
len Frauenschulen. Einige Tuberkulose-Ligen kauften eigene Durchleuchtungs­
apparate. Der Staat folgte 1943 mit einem transportablen Durchleuchtungsgerät, 
1946 folgte die Anschaffung eines transportablen Schirmbildapparates. Wichtige 
Dienste leistete die obligatorische Tuberkulinprobe, die jetzt in den Schulen obli­
gatorisch durchgeführt wurde103.
Die Verordnung von 1929 über die Schulärzte
Kurz nach dem eidgenössischen Gesetz zur Tuberkulosebekämpfung erschien die 
kantonale Verordnung vom 3.12.1929 betreffend die Befugnisse und Obliegenheiten 
der Schulärzte104. Sie enthielt alle bisherigen Verpflichtungen der Schulärzte und 
setzte die Entschädigung für jedes untersuchte Kind fest: Fr. 1.- für Blinder in der 
Ebene, Fr. 1.20 für die Berggemeinden, Reisespesen inbegriffen. Dieser Betrag war 
wesentlich höher als bisher. Staatsrat Walpen hatte noch in der Novembersession 
erklärt, die Schulärzte würden heftig kritisiert. Für Fr. 0.30 pro Schulkind wie bisher 
könnten sie aber keine gründliche Untersuchung machen105. Man befand sich aber 
auf dem guten Weg. So berichtete das Institut St. Ursula, im März 1930 sei die staat­
lich vorgeschriebene ärztliche Untersuchung der Schülerinnen und der Lehrpersonen
102 B o n v i n , I .e ., S. 3 6 ,  S. 5 3 - 8 6 .
103 Privatarchiv Dr. R udolf T a u g w a l d e r .
104 SG  31, 1929, S. 152.
105 GRP, Novembersession 1929, S. 48f., 213.
vorgenommen worden106. Wegen Sparmassnahmen musste die Regierung leider 
1934 darauf verzichten, jährlich alle Klassen untersuchen zu lassen107. 1935 folgte 
eine weitere Sparrunde. Die Gebühren fielen von Fr. 1.20 auf 0.90 und von Fr. 1.- 
auf 0.70 zurück108. 1930 gründete Dr. Répond in Monthey den Service médico- 
pédagogique.
Die Impflingen
Neben den schulärztlichen Untersuchungen spielten Impfungen und Vorsichts­
massnahmen gegen die Tuberkulose eine immer wichtigere Rolle. Die Aufgaben blie­
ben bis nach dem Zweiten Weltkrieg im wesentlichen unverändert. 1943 erklärte der 
Kantonsarzt Dr. Rudolf Taugwalder (Kantonsarzt 1941-1948): «Es ist noch nicht 
lange her, dass unsere Schüler nach getaner Arbeit die Klassenzimmer reinigen muss­
ten. Der Schularztdienst versagte. Der Arzt kam und fragte: <Ist jemand krank?> -  
<Zeigt mir die Zunge!> Dann sprach er noch mit dem Lehrer, und wir sahen ihn für 
ein Jahr nicht mehr. W ir waren alle glücklich, denn der Arzt hatte uns nichts gesagt. 
W ir waren also kerngesund. Leider wurde diese jugendliche Freude oft durch Todes­
fälle aus den Reihen der Schuljugend oder aus den Reihen der herangereiften Jugend 
getrübt. Man sprach von Tuberkulose, von Schwindsucht nur leise im Flüsterton.» 
Diese «Gewohnheit» bestätigte Staatsrat Cyrille Pitteloud noch 1949 in seinem Arti­
kel «L’Hygiène scolaire en Valais»109.
Als Gründe für die Tuberkulose im Wallis führte der Kantonsarzt an:
• Die Hygiene in den zu engen Wohnungen liess oft zu wünschen übrig,
• die Nahrung war oft einseitig und ungenügend,
• die Schulzimmer zu klein und überfüllt,
• selbst tuberkulöse Lehrkräfte gefährdeten die Kinder,
• der Alkoholismus spielte ein verhängnisvolle Rolle. Dabei war oft nicht der Wein 
am gefährlichsten, sondern die «Piquette». Das war ein Getränk, das aus Reben­
trester, Wasser und Zucker hergestellt wurde. Dieses Gemisch wurde vergoren 
und es entstand daraus ein künstlicher Wein, der nicht im Handel war, aber 
unheilvoll wirkte110.
Das Schulgesetz von 1946
Es brachte eine Aufwertung des Schularztes (Art. 51 -59)111. Man sprach jetzt vom 
schulärztlichen Dienst, dem die medizinische Überwachung der öffentlichen und
106 A u e r , in: G r u s s , 2002, Nr. 6, S. 12.
107 A bänderung der V e r o r d n u n g  vom  3 .12 .1929 und vom 8.9.1934; SG 34, 1934-1935, S. 89.
108 A bänderung der Verordnung vom  3 .12 .1929; SG 34 ,1 9 3 4 -1 9 3 5 , S. 119; Verwaltungsbericht 1934, S. 21; 
s. auch: G erm an StudeR, Das M edizinalwesen im Wallis von 1798-1930. Basel 1990.
A rchiv , Jg . 1949, S. 35-42.
110 Privatarchiv Dr. R udolf TAUG W ALD ER .
i"  G uex.S .  47.
freien Schulen und die Hygiene übertragen war. Zu diesem Dienste verpflichtete das 
Gesetz die Schulärzte, die Schulzahnärzte, den heilpädagogischen Dienst, die Fürsor­
gerinnen und das Amt für die Erstellung der Schirmbildaufnahmen. Das Lehrper- 
sonal erhielt die Aufgabe, dem heilpädagogischen Dienst, der Fürsorgerin und dem 
Schularzt jene Kinder zu melden, die in der Entwicklung zurück geblieben waren, 
die unterernährt waren oder aus einem ändern Grund dem Unterricht nicht zu fol­
gen vermochten. Nach dem Ausführungsreglement von 1947 zahlte der Staat dem 
Schularzt nun Fr. 1.50 für jede individuelle Untersuchung. Für die Bekämpfung der 
Tuberkulose erhielt die Liga für die Moroprobe Fr. 0.30 pro Kind. 1950 entstand das 
Gesetz über die Schaffung eines kantonalen Fonds für die Tuberkulosebekämp­
fung112; 1951 schlossen sich die Bezirksligen zur kantonalen Liga zusammen. 1961 
ersetzte das Gesetz über das öffentliche Gesundheitswesen jenes von 1896 und ver­
ankerte erneut den schulärztlichen Dienst113.
Das Schulgesetz von 1962
Dieses Schulgesetz behielt im wesentlichen die Strukturen von 1946 bei 
(Art. 116-117). In den Verwaltungsberichten erschienen trotzdem immer wieder 
neue Vorschläge. So hiess es 1963, die individuelle Kontrolle sollte auf eine grössere 
Zahl ausgedehnt werden114. 1969 wies das Departement zusätzlich auf die Haltungs­
schäden und die Gesundheitspflege h in115. 1975 bedauerte das Departement, dass 
nicht alle Schulen vom ärztlichen Dienst erfasst wurden. Im Unterwallis erfüllten 
jetzt immer häufiger Krankenpflegerinnen die Kontrollarbeiten116.
Von 1981 an veröffentlichte das Departement jährlich Richtlinien für Schulärzte, 
Schulkrankenschwestern, Lehrkräfte und Schulbehörden über die schulärztlichen 
Untersuchungen117. Schirmbildaufnahmen führte die Walliser Liga gegen Tuber­
kulose durch. Impfungen nahm der Schularzt vor: BCG (Bacille Calmette Gueraint), 
gegen Kinderlähmung, Masern, M um pf und Röteln. Im Gesundheitsdepartement 
befasste sich das Gesundheitsamt mit seiner sozialmedizinischen und paramedi­
zinischen Sektion mit allen Formen der Prävention118.
Prävention und Erziehung
Das Gesundheitsgesetz von 1996 war weiterhin die Grundlage für die Tätigkeit 
der Schulärzte, der Schulkrankenschwestern und der übrigen vom Staatsrat bezeich-
112 SG 44, 1950, S. 122.
113 SG 5 6 , 1 9 6 2 ,  S. 1 4 5 .
114 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1963, S. 135.
115 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1969, S. 173.
116 V e r w a l t u n g s b e r i c h t e  1 9 7 5 ,  S. 2 3 3 f .;  1 9 7 6 , S. 2 6 9 f .;  M i t t e i l u n g s b l a t t  1 9 8 2 ,  J g .  7 ,  Nr. 2 , S. 9 f.
» 7 M it t e il u n g s b l a t t  1 9 8 1 , J g . 6 ,  Nr. 5 , S. 8 -1 2 ;  1 9 8 2 ,  J g . 7 ,  Nr. 5 , S. 7 - 1 1 ;  1 9 8 4 ,  J g . 9 ,  Nr. 4 ,  S. 6-8  u n d  J g . 9 , 
Nr. 5 , S. 2 2 - 2 5  e tc .
"8 StAW, F o n d s  4 1 50-4/N r. 1-24.
necen Fachleute119. Immer mehr gewann jetzt die Zusammenarbeit mit dem Lehr- 
personal für alle Formen der Prävention an Gewicht. Die Walliser Liga gegen Lun­
genkrankheiten und für Prävention umschrieb ihre Tätigkeit wie folgt: Die Bekämp­
fung von Tuberkulose und Lungenkrankheiten und die Koordination der kantonalen 
Prävention gegen ansteckende Krankheit geschieht in den Klassen in Zusammen­
arbeit mit dem Lehrpersonal. 1996 beschloss der Staatsrat das Programm EPGS / 
Education générale et promotion de la santé) für das Unterwallis und «Eigenständig 
werden» für das Oberwallis120. Die Zusammenarbeit der Liga m it dem Zentrum  
für Pneumologie wurde intensiviert121. Die Liga widmet sich auch Kindern mit 
Atmungserkrankungen, kämpft in den Schulen gegen Tabakkonsum und führt die 
«Antenne SIDA», das Präventionskonzept «Sexuelle Erziehung und AIDS-Präven- 
tion». In einem Pilotprojekt wollte sie abklären, ob Eltern wünschten, dass ihre Kin­
der beim Hausarzt oder vom Schulmedizinischen Dienst betreut werden122.
Die Ausgaben des Staates betrugen im Jahre 2001 für diese Tätigkeiten 
Fr. 3’267’603.-. Finanziell unterstützten sie u.a. das Bundesamt für Sozialversiche­
rung und der Kanton Wallis durch die Stempelabgabe.
Der Schulzahndienst
Wesentlich später als der schulärztliche Dienst konnte die Schulzahnpflege oder 
der Schulzahndienst in unsern Schulen Fuss fassen. Dabei war der Kanton Wallis 
keineswegs im Rückstand, allerdings auch nicht Spitzenreiter. 1952 gab es in der 
Schweiz bereits 187 Schulzahnkliniken123. Die wissenschaftlichen Forschungen, 
die Ausserkantonale in unserm Kanton durchführten, hatten sicher einen Einfluss 
auf die Entwicklung in unserm Tal. Für Publizität sorgten besonders die Arbeiten 
von Adolf Roos über die Zahnkaries124. Auch die 1925 entstandene Gesellschaft 
der schweizerischen Schulzahnärzte und die 1935 gegründete «Commission 
romande d ’hygiène dentaire» beeinflussten die schulzahnärztliche Tätigkeit im 
Wallis. In der Westschweizer Kommission wirkten von Anfang an Walliser mit. Sie 
brachten die Idee einer systematischen Schulzahnpflege ins Wallis125. 1950 unter­
stützte der Kantonsarzt bereits den Schulzahndienst und 1952 unterbreitete Gross­
rat Paul Meizoz eine M otion zur Einführung der Zahnprophylaxe in den öffent­
lichen Schulen126.
119 G e s e t z  vom 9 .2 .1 9 % , SG 90, 1996, S. 101.
120 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1997, S. 63: M it t e il u n g s b l a t t , 1989, Jg. 14, Nr. 5, S. 7-17.
121 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1995, S. 59; 1996, S. 7 1 ,7 4 .
122 W alliser Liga gegen Lungenkrankheiten und  für Prävention, JAHRESBERICHT 2001, S. 17-44.
123 GRP, Novembersession 1952, S. 84.
124 Die Zahnkaries der G om ser Kinder, B ern/Zürich 1937; Die Kriegsernährung in ihrer Bedeutung für die E n t­
w icklung der Zahnkaries in der Schweiz, Bern /Z ürich  1950, u.a.m . Kulturzerfall und Zahnverderbnis, eine neue 
Forschung im H ochtal G om s von 1955-1958 als Vergleichstudie zum  Kariesstatus der G om ser K inder von 1930. 
Bern/Basel 1958.
124 Ü ber die Vorgeschichte s. Pierre C a l p in i , Les services dentaires en Valais [Periode de 1930 à  1968] in: Soins den­
taires scolaires en Valais 1947-1987, S. 12-16. Das M ittelwallis begann 1947 m it einer eigenen Schulzahnpflege:
GRP, Novembersession, 1952, S. 84.
126 GRP, Novembersession 1952, S. 83-90.
Das Dekret vom 24.1.1955 setzte diese Initiative in die Tat um 127. Danach konn­
te der Dienst organisiert werden:
• durch Errichtung einer festen Schulzahnklinik für eine oder mehrere Gemeinden,
• durch einen Vertrag zwischen den interessierten Gemeinden und behandelnden
Zahnärzten in privaten Praxen,
• durch Einrichten eines mobilen Schulzahndienstes.
Die Verantwortung im Staat übernahm das Gesundheitsdepartement, das mit 
dem Erziehungsdepartement zusammen arbeitete. Der Staat gewährte den anerkann­
ten Schulzahndiensten einen Beitrag von Fr. 1.50 für jedes schulpflichtige Kind in 
der Talebene und Fr. 2.50 für jedes in einer Gebirgsgemeinde wohnende. Das Dekret 
galt nur bis Ende 1959. Später erfolgten die Erlasse von 1961 und 1963128. Sie 
verlängerten die Frist bis Ende 1965 und hoben die Ansätze des Staates von Fr. 1.50 
auf Fr. 2.00 und von Fr. 2.50 auf Fr. 3.25 an. Das Dekret vom 12.11.1965 erneuerte 
beide Beschlüsse129.
Neue Strukturen
Das Dekret vom 29.6.1967 betreffend die Organisation der zu ergreifenden 
Massnahmen auf dem Gebiete der Jugendzahnpflege brachte eine Wende130. Die 
ersten gesetzten Ziele waren erreicht. Es war nun wünschenswert, die Zukunft der 
Zahnpflege einer privaten Institution zu übertragen. Anstelle einer Verstaatlichung 
sollte eine vereinfachte Struktur die Aufgabe weiterführen. Als Vorgängerin diente 
die 1947 gegründete Association pour l’hygiène dentaire de la région du centre du 
Valais131. Der schulzahnärztliche Dienst umfasste wie bisher alle schulpflichtigen 
Kinder, konnte aber auch auf Vorschulpflichtige sowie auf die Jugend im nach­
schulpflichtigen Alter ausgedehnt werden. Der Dienst bildete einen «integrierenden 
Teil der Schule» (Art. 3). Die Gemeinden waren frei, die Schulzahnklinik festen oder 
ambulanten Kliniken oder privaten Zahnärzten anzuvertrauen. Zugleich entstand 
der Walliser Verband zur Ergreifung von Massnahmen auf dem Gebiete der Jugend­
zahnpflege. Er erfüllte die Aufgaben, die ihm Staat und Gemeinde übertrugen und 
arbeitete mit der Walliser Zahnärztegesellschaft zusammen. Der Staat subven­
tionierte die entsprechenden Einrichtungen. M it der Gründung dieser Vereinigung 
mit selbständiger Rechtspersönlichkeit kümmerten sich drei Departemente um die 
Erfüllung der gesetzten Ziele, jene für Gesundheit, Erziehung und Finanzen132.
In den folgenden Jahren schlossen sich immer mehr Gemeinden der Vereinigung 
für Schul- und Jugendzahnpflege an. Zwei Assistentinnen wirkten in den Schulen für 
die Förderung der Zahnpflege. Im Jahre 1970 meldete das Departement, der schul-
127 DEKRET betreffend die E inführung des Schulzahndienstes, SG 49, 1955, S. 60.
128 SG 5 5 ,1 9 6 1 , S. 48; SG 6 1 ,1 9 6 7 , S. 217; V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1962, S. 120.
128 SG 59, 1965, S. 177.
™ SG 61, 1967, S. 217.
131 La clinique dentaire scolaire du  Sion de 1947 à  1987 in: SOINS dentaires scolaires, I.e. S. 27-33.
132 SOINS dentaires scolaires, S. 35-74; 75-117.
zahnärztliche Dienst sei erstmals weitgehend in den Händen des Vereins133. Das De­
kret vom 12.11.1976 betreffend die Organisation der Jugendzahnpflege schenkte 
den Vorbeugungsmassnahmen immer mehr Beachtung134. Die Eltern zahlten 40% 
der zahnärztlichen Betreuung, Staat und Gemeinden 60%. 1980 konnte der Staats­
rat melden, die Zahnkaries in den Klassen sei derart zurückgegangen, dass die 
Dienststelle des schulzahnärztlichen Dienstes in Frage gestellt sei. Vor 1968 hatten 
nur etwa 2% der Walliser Kinder gesunde Zähne. 1980 konnte jedes zweite Kind auf 
eine Behandlung verzichten. Für die übrigen Kinder handelte es sich mehrheitlich 
nur um Unterhaltsarbeiten. Das Departement vermutete, mit diesem erfreulichen 
Ergebnis stehe das Wallis allein da. Ob der Erfolg von Dauer sei, hänge weitgehend 
vom Einsatz des Lehrpersonais ab, das nun das Verständnis für die Zahnpflege wach 
halten müsse135.
Der schulzahnärztliche Dienst beschäftigte sich in den ersten Jahrzehnten vor 
allem mit Zahnkaries. Als sie überwunden war, widmete sie sich immer stärker der 
systematischen Zahnpflege. Das führte zu beträchtlichen Kosten für die Zahnkorrek­
turen. Sie stiegen so steil an, dass im Dekret von 1976 eine Art Kostenbremse not­
wendig wurde136.
Beiträge des Staates an die Schulzahnpflege:
Jahr Betrag Jahr Betrag Jahr Betrag
1955 Fr. 52*901.- 1975 Fr. 845’662.- 1995 Fr. 1*168*308.-
1960 Fr. 92*123.- 1980 Fr. 1*076*424.- 2000 Fr. 1*850*438.-
1965 Fr. 275’269.- 1985 Fr. 1*500*440.- 2001 Fr. 1*814*000.-
1970 Fr. 535’038.- 1990 Fr. 1*789*377.- 2002 Fr. 1*892*584.-
Staatsrechnungen 1955-2000.
Das Stipendienwesen
Eine grosszügige Unterstützung der Jugendlichen in Ausbildung ist heute selbst­
verständlich. Der Staat hat hier die Zeichen der Zeit erkannt. Das war keineswegs 
immer so, darum sei die Entwicklung kurz aufgezeigt: Gross waren die Schritte von 
1894, 1904, 1920, 1956 und 1960 bis zum Gesetz von 1962 und dem Dekret von 
1963. Der erste Beschluss datierte von 1894 und bezweckte die Unterstützung jun­
ger Leute, welche sich dem höheren Lehramt widmen wollten137. Der Titel bezeich- 
nete die Absicht des Gesetzgebers genau: Der Staat musste bessere Gymnasiallehrer 
ausbilden, denn die Kritik an ihnen war laut. Wer eine Unterstützung anforderte, 
«muss die für das von ihm zu erteilende Lehrfach die nötigen literarischen und
133 V e r w a l t u n g s b e r ic h t e  1 9 6 8 ,  S . 1 4 3 f .;  1 9 7 0 ,  S. 1 5 4 .
I H G  RI! Verlängerte M aisession, Juni 1976, S. 45-67, und  Novembersession 1976, S. 253-278; SG 70, 1976, 
S. 276.
135 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1980, S. 294.
136 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1 9 8 1 ,  S . 2 6 9 .
137 SG 16, 1893-1895, S. 177.
wissenschaftlichen Studien gemacht haben». Wer im Lyzeum, in einer höheren Gym­
nasialklasse oder in einem technischen Fach unterrichten wollte, hatte von jetzt an 
im Besitze eines «speziellen Brevetes» zu sein (Art. 1-3). Wer vom Staat eine solche 
Unterstützung erhalten hatte, musste «während wenigstens zehn Jahren zur Verfü­
gung des Staatsrates stehen». Wer wegen Mangel an Erfolg in seinen Studien nicht 
zum Lehramt zugelassen wurde, sollte den Betrag zurückerstatten138.
Die Lage in den zwanziger Jahren
Der Beschluss vom 2.3.1920 betreffend Zuwendung von Unterstützungen an 
junge Leute und Ausrichtung von Beiträgen an gelehrte Gesellschaften, an litera­
rische und künstlerische Werke dehnte den Kreis der Unterstützungsberechtigten 
etwas aus139. Die Bestimmungen beriefen sich auf den Erlass von 1894. Der Staatsrat 
verfügte wie früher über Kredite, die der Grosse Rat jeweils im Budget bewilligte. 
Die Unterstützung hatte ein dreifaches Ziel: Sie galt wie früher jungen Leuten, die 
«zum Zwecke der Unterrichtserteilung an den höheren Lehranstalten des Kantons 
ihre Studien fortzusetzen gesinnt sind». Der Kandidat musste seine Studien bereits 
abgeschlossen haben und sich während wenigstens sechs Jahren «zur Verfügung des 
Staates» halten. Es ging also wohl um die Weiterausbildung von jungen Leuten, die 
für den Unterricht in den Gymnasien vorgesehen waren. Die Unterstützung betrug 
höchstens Fr. 500.- pro Semester. Schliesslich entrichtete der Staat Beiträge an Stu­
dentenheime der Hochschulen, unter der Bedingung, «dass sie von einer bewährten 
Person geleitet werden und einen Jahresbericht über ihre Tätigkeit vorlegen. 1920 
überwies der Kanton Fr. 500.- an das «Akademikerheim» in Zürich und lobte die 
nützliche Institution für Studenten aller Landessprachen140.
Die Lehrlingsunterstützung
Etwas besser stand es bei den Lehrlingen. Hier wirkte sich die Gesetzgebung zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts vorteilhaft aus. Der Bund ging mit gutem Beispiel vor­
an. Das Reglement betreffend den kantonalen Lehrlingsfonds vom 21.6.1904 darf 
als kantonale Grundlage für das Walliser Stipendienwesen gelten141. Der Staat speiste 
den Fonds mit jährlich Fr. 2’000.-. Er ermöglichte Beiträge à fonds perdu und 
Ausbildungsdarlehen. Berufe, die der Staat im Kanton einführen wollte, behandelte 
er grosszügiger. Die Beträge waren aber recht bescheiden. Im Jahre 1923 mussten 
16 Lehrlinge den gesamten Jahresbetrag von Fr. 1975.- unter sich aufteilen. Der Ein­
fluss des Bundes hatte besonders nach 1930 Vorbildcharakter. So schuf das kantona­
le Vollziehungsgesetz von 1935 eine rechtliche Grundlage für die Unterstützung
138 StAW, Fonds 2 DIP, Vol. 5, Nr. 29 und  30.
>39 SG 27, 1920-1923, S. 12.
140 V e r w a l t u n g s b e r ic h t  1920, S. 30f.
141 SG 20, 1902-1905, S. 223.
bedürftiger Lehrlinge und die Weiterausbildung von Gewerbelehrern142. Bund, 
Gemeinden und Berufsverbände sollten ebenfalls einen Beitrag leisten. Die Unter­
stützung durch die Gemeinden durfte aber nicht als Armenunterstützung gelten und 
in den Rechnungen nicht als solche figurieren (Art. 54).
Privatinitiative und Staatshilfe
Doch auch nach dem Krieg erkannten die Verantwortlichen im Staat und in der 
Öffentlichkeit die Notwendigkeit einer Berufsbildung in technischen und naturwis­
senschaftlichen Fächern erst spät. Die Privatindustrie ergriff - auch in ihrem eigenen 
Interesse - die Initiative. Die grossen Industrien Lonza, Alusuisse, Giovanola und Ciba- 
Geigy stellten während fünf Jahren je Fr. 30’000.- zur Verfügung, um zins- und garan­
tiefreie Darlehen zu erleichtern. Der Staat sollte eine gleich hohe Leistung erbringen. 
Damit waren die Politiker aufgescheucht und die Öffentlichkeit informiert.
Der Staatsrat fasste darum am 12.6.1956 einen Beschluss zur Entrichtung von 
zinslosen Darlehen an Technikumschüler143. Ein Kandidat konnte pro Studienjahr 
im Maximum Fr. 3’000.- aufnehmen. Bedingung war u.a. die berufliche Eignung bei 
guten Kenntnissen in M athematik und Muttersprache. Die Rückzahlung war pein­
lich genau pro Monat und Jahr geregelt. Noch im gleichen Jahr folgte am 4.8.1956 
ein weiterer Beschluss über die Gewährung von zinslosen Studiendarlehen für Inge­
nieure, Chemiker und Physiker144. Die Beiträge waren für «würdige Studenten 
schweizerischer Herkunft» bestimmt. Eine Kommission unter der Leitung des 
Departements entschied über die Gesuche. Industriegesellschaften, die einen jähr­
lichen Beitrag von mindestens Fr. lO’OOO.- leisteten, hatten von Rechts wegen Einsitz 
in der Kommission. «Der Empfänger eines zinslosen Darlehens wird sich bemühen, 
seine Tätigkeit im Wallis oder im Dienste einer an der Finanzierung dieser Mass­
nahmen beteiligten Industrie auszuüben», hiess es in Artikel 18.
Eine notwendige Ausweitung dieser Bestimmungen folgte 1957; sie verpflichte­
ten die Gemeinden, den Lehrlingen die Reisekosten zu vergüten145. 1952 zählte der 
Kanton 1808 Lehrlinge, 1962 waren es 4000, 24 von ihnen erhielten ein Darlehen! 
Die Initiative «zinslose Studiendarlehen» lief 1961 ab146. Die Aktion war von der 
Unternehmung Giovanola in M onthey ausgegangen und berücksichtigte bis 1962 
68 Ingenieurstudenten mit total Fr. 434’600.-147. Nach dem Beispiel der drei grossen 
Industrien errichteten auch Gemeinden Ausbildungshilfen für ihre Jugendlichen, wie 
Chippis, Monthey, Siders und Visp148.
>« SG 20, 1902-1905, S. 223.
'«  SG 50, 1956, S. 84.
>« SG 50, 1956, S. 156.
145 Art. 38 des G E S E T Z E S  vom  14.11.1957 betreffend die A bänderung der Artikel 20, 37 und  38 des kantonalen 
Vollziehungsgesetzes vom  13.11.1935 zum  Bundesgesetz über die berufliche A usbildung vom 26.6.1930; SG 51, 
1 9 5 7 ,5 .2 2 0 .
146 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1962, S. 128, 134.
147 GRP, Verlängerte Novembersession 1962, Januar 1963, S. 245; V ER W A LTU N G SB ER IC H T 1962, S. 134.
148 Adalbert C H A ST O N A Y , Von der Entwicklung des Walliser Stipendienwesens, in: W A LLISER Jahrbuch 1986, 
S. 71-73; V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1969, S. 193.
Einmal mehr diente das Gesetz von 1962 als Grundlage zur Demokratisierung 
des Bildungswesens. Das Gesetz widmete dem Problem die Artikel 62-65. Neben 
den finanziellen Folgen besprachen die Abgeordneten bei der Beratung auch 
grundsätzliche Fragen. Die Öffentlichkeit beabsichtigte keineswegs, mit Stipendien 
allzu grosszügig umzugehen. Sie dachte eher an zinslose Darlehen, die später zurück­
zuzahlen wären. Die Diskussionen dauerten in beiden Lesungen recht lange149. Eine 
gewisse Furcht vor allzu grosser Spendefreudigkeit des Staates blieb im Gesetzestext 
spürbar. Danach diente der kantonale Fonds dazu, «fähigen und fleissigen Studenten 
und Lehrlingen durch Stipendien, Studiendarlehen und andere Beiträge den Zugang 
zu Mittelschulen, zu höheren oder zu beruflichen Studien oder zu einer Berufslehre 
zu erleichtern». Erfreulich war, dass die Abgeordneten den ursprünglichen Betrag 
von Fr. 500’000.- zur Speisung des Fonds auf eine Million erhöhten. Die Einzel­
heiten hatten ein Dekret und ein Reglement zu regeln und eine vom Staatsrat 
ernannte Kommission prüfte die Gesuche, verwaltete und kontrollierte den Fonds.
Das Dekret von 1963
Dem Gesetz folgte sieben Monate später bereits das Dekret150. In der Botschaft 
wies der Staatsrat auf den Aufschwung der schweizerischen Volkswirtschaft nach dem 
Zweiten Weltkrieg hin, auf den Mangel an beruflichem Nachwuchs und an Arbeits­
kräften. Die Stellung der Schweiz im internationalen Rahmen verlangte dringend 
geschulte Kräfte. Darum sollte der Staat mit seiner Hilfe jedem einzelnen die Ausbil­
dung ermöglichen, die seiner Eignung und Neigung am besten entsprach. Die Abge­
ordneten lobten die gründliche Botschaft und hofften, dass keine administrativen 
Komplikationen die Empfänger belästigten; sie verwarfen jedoch die Möglichkeit 
eines Rekursrechtes bei Ablehnung des Gesuches. Das Departement rechnete mit 
jährlich mindestens Fr. 850’000.- Ausgaben. Auf die Verhandlungen der eidgenös­
sischen Räte, welche die Ausrichtung von Stipendien an Ausländer und eine Hilfe­
leistung an die Kantone bezweckten, wollte der Grosse Rat nicht warten151. Bereits 
einen Tag später folgte die zweite Lesung und die Annahme des Dekrets152.
Die Anwendung des Dekrets
Es trat schon am 1.5.1963 in Kraft. Die Beiträge trugen von da an wesentlich zur 
«Demokratisierung des Bildungswesens» bei. Die Bestimmungen nannten drei 
Unterstützungsformen : Stipendien, Ausbildungsdarlehen und Beiträge. Den Fonds
149 GRP, Verlängerte Maisession, Juli 1962, S. 127-132.
150 D E K R E T  vom  2.2.1963 über die G ew ährung von Stipendien, Ausbildungsdarlehen und Beiträgen au f G rund  des 
Gesetzes vom  4.7 .1962; SG 57, 1963, S. 76.
151 GRP, Verlängerte Novembersession 1962, Januar 1963: Botschaft S. 237-255, V erhandlungen S. 255-304.
152 GRP, Verlängerte Novembersession 1962, Februar 1963, S. 321-333.
speiste die Regierung jährlich auf dem Budgetweg, zusätzlich erhielt er die Rück­
zahlungen von Ausbildungsdarlehen. Die Stipendien durften nach der Ansicht des 
Staates nicht den Charakter einer Unterstützung besitzen. Bei den Stipendien dach­
ten die Grossräte vorerst an Studenten und Lehrlinge, bei den Ausbildungsdarlehen 
an Studierende der Hochschulen und Techniken. Stipendien- und Ausbildungs­
darlehen schlossen sich nicht aus.
Es war ein grosser Fortschritt, dass der Staat auch Mittelschüler und Lehrlinge 
unterstützte. Dagegen war Artikel 6 wohl eher theoretisch: «Um in den Genuss der 
Hilfe des Staates zu gelangen, muss sich der Gesuchsteller namentlich über seine Eig­
nung für den gewählten Beruf und über seinen Arbeitseifer ausweisen.» Auch für die 
Weiterbildung waren Stipendien möglich. Sie betrugen im Maximum Fr. 500.- im 
Jahr. Die Stipendien durften im Jahr Fr. 2’000.- nicht übersteigen, die Ausbildungs­
darlehen waren begrenzt auf Fr. 3 ’000.- im Jahr oder Fr. 1 S’OOO.- für die gesamte 
Ausbildung. Später passten sich die Beträge begreiflicherweise den Lebenskosten an. 
Dieses Dekret bewegte die Gemüter ebenfalls. Es war für manche Abgeordnete ein 
weiter Weg, das bisherige Privileg der «besseren Familien» in einer Welle von Demo­
kratisierung der Studien untergehen zu lassen.
Eine vom Staatsrat ernannte Kommission von neun Mitgliedern betreute die 
Ausführung und hielt sich zu Beginn ihrer Tätigkeit an folgende Richtlinien: Ausbil­
dungsdarlehen sollten vorzugsweise Hochschulstudenten, Technikumschüler, Nor­
malschüler und Absolventen von Berufsschulen erhalten. Stipendien sah die Kom­
mission vor für Mittelschüler und Lehrlinge. Im ersten Jahr sprach die Kommission 
289 Ausbildungsdarlehen und 158 Stipendien zu.
Zinslose Darlehen oder Stipendien i
Im Volksbewusstsein galten lange die zinslosen Darlehen als der beste Weg, Stu­
dienhilfen zu gewähren. Zudem gab es lokale oder regionale Quellen, wie die 
Cäsar Ritz-Stiftung in Niederwald, die Pro Juventute oder die vom Staat verwaltete 
Pestalozzi-Stiftung u.a.m. Seit Jahrzehnten konnten zukünftige Theologiestudenten 
schon am Gymnasium aus einer diözesanen Stiftung schöpfen. Die Verwaltungs­
berichte des Staates meldeten Jahr für Jahr eifrig die von den Darlehensbezügern 
zurückerstatteten Summen. An der Ausweitung der Unterstützung erfreuten sich 
auch die Gymnasiasten, die für Reise- und Verpflegungskosten Anspruch erheben 
konnten153.
Von den siebziger und achtziger Jahren an gehörten Stipendien und zinslose 
Darlehen für viele Jugendliche zur Selbstverständlichkeit154. Im Kanton trug das 
Dekret über Stipendien und zinslose Darlehen vom 14.5.1986 der neuen Lage 
Rechnung155. Es folgten zusätzliche Regiemente zur Berechnung der Stipendien
l5 i V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1968, S. 124 ,158 ; 1981, S. 245.
154 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1970, S. I70f.
i”  SG 80, 1 9 8 6 ,5 . 57.
und Ausbildungsdarlehen 1986, 1994, 1996 und 2000156. Bei dieser Gelegenheit 
ist die regelmässige U nterstützung des Kantons durch die Eidgenossenschaft 
hervorzuheben. Die Grundlage schuf das Bundesgesetz vom 19.3.1965 über die 
Gewährung von Beiträgen an die Aufwendungen der Kantone für Stipendien. Die 
Verordnung vom 9.7.1965 passte sich immer wieder den neuen Bedürfnissen an: 
1971, 1978, 1987 und 1999. Im Jahr 2001 erhielt das Wallis 48%  seiner Aus­
gaben des Vorjahres für Stipendien zurückvergütet. Der Kanton leitete davon 
Fr. 250’291.- an Gemeinden und Institutionen mit eigenen Hilfsorganisationen 
für die Ausbildung weiter. Dagegen unterstützte der Bund keine zinslosen Dar­
lehen, beteiligte sich jedoch vom Jahre 2000 an am Zins von ausgeliehenen Darle­
hen157. Im Schweizerdurchschnitt stand das Wallis um die Jahrtausendwende im 
Vergleich m it anderen Kantonen ehrenvoll da, wenn es Stipendien und zinslose 
Darlehen zusammenzählte: Fr. 69.08 pro Einwohner, bei einem Schweizer D urch­
schnitt von Fr. 42 .74 .-158. Bei den Stipendien waren jedoch andere Kantone gross­
zügiger.
Die E D K  und die Stipendien
Die EDK befasste sich seit 1950 mit Stipendienfragen. Eine Kommission pflegte 
die Kontakte auf eidgenössischer Ebene in der 1966 gegründeten Interkantonalen 
Stipendienkonferenz (IKSK) und leistete Koordinationsarbeit. 1975 formulierte 
die EDK Thesen für eine schweizerische Stipendienpolitik, und 1981 verabschiedete 
sie das Modell eines kantonalen Gesetzes für Ausbildungsbeiträge. 1984 nahm 
die Plenarversammlung eine Erklärung zur Stipendienpolitik an und erarbeitete 
anschliessend Thesen zur materiellen Harmonisierung der kantonalen Stipendien­
ordnungen159.
Selbst wenn Stipendien und zinslose Darlehen für die studierende Jugend und die 
Lehrlinge heute selbstverständlich sind und kaum mehr zu Diskussionen Anlass 
geben, blieb die Beurteilung der Gesuche stets eine heikle Arbeit. Um eine immer 
gerechtere Verwaltung zu ermöglichen, passte der Staatsrat die Ausführungs­
regiemente den neuen Wünschen an. Das Interesse der Öffentlichkeit zeigte sich in 
den politischen Interventionen im Grossen Rat. Es seien zur Erinnerung nur jene 
der letzten zwanzig Jahre erwähnt: Postulat Adolf Anthamatten (1979), Postulat 
Wilhelm Schnyder (1980), Interpellation Francis Pont (1980), Postulat Gérald 
Jordan (1980), M otion Maria Oester-Ammann (1997), Postulat der Finanzkom­
mission durch Yves Bagnoud (1998) und jenes von Cäsar Jäger (1998).
Im Jahre 2002 blickte die Stelle für Stipendien- und Ausbildungsdarlehen auf 
ihre 40-jährige Tätigkeit zurück. Ein Jahr vorher sprach sie die schöne Summe von 
Fr. 17.9 Millionen an Stipendien- und Ausbildungsdarlehen zu160. Die planmässige
156 SG 80, 1986, S. 304; SG 88, 1994, S. 172, SG 90, 1996, S. 425; SG 94, 2000, S. 209.
157 R a p p o r t  d ’A c tiv i té  2 0 0 1 ,  S. 5.
158 Interkantonale Stipendienkom m ission ( IKSK) 2 0 0 0 ,  Juni 2 0 0 1 .
159 Andreas SCHEUBER, D ie Stipendienpolitik  der ED K , in: E D K  1997, S . 1 1 3 - 1 2 0 .
160 R a p p o r t  d ’A c t iv i té  2 0 0 1 ;  N F , 2 5 .6 .2 0 0 2 ,  S . 2 f.
Bearbeitung von Stipendien und zinslosen Darlehen entstand 1971, als sie Teil der 
Verwaltungsabteilung des Departements wurde und Jean-Paul Praplan ihre Verwal­
tung übernahm.
Zugesprochene Beträge im Jahr 2001:
Stipendien Fr. 9’683’600.-
Zinslose Darlehen Fr. 8’217’550.-
Total Fr. 1790 1 7  50.-
Entwicklung der Ausgaben von 1963 bis 2001:
Jahr________ Stipendien______________ Zinslose Darlehen_______Total
1963 Fr. 156*171-- Fr. 703’250.- Fr. 859’421.-
1964 Fr. 313*614.- Fr. 940’525.- Fr. V254739.-
1965 Fr. V38V438.- Fr. 820’450.- Fr. 2’201’888.-
1970 Fr. 2’888’154.- Fr. 1’203’550.- Fr. 4’091’704.-
1975 Fr. 3’301’229.- Fr. T 372700.- Fr. 4’673’329.-
1980 Fr. 3’080’791.- Fr. 1’250’000.- Fr. 4’330’791.-
1985 Fr. 4’229’075.- Fr. 1’865’950.- Fr. 6’095’025.-
1990 Fr. 6 7 0 4 7 0 0 .- Fr. 7’922’150.- Fr. 14’626’250.-
1995 Fr. 8’600’000.- Fr. 8’225’525.- Fr. 16’825’525.-
2000 Fr. 9’499’400.- Fr. 8’452’375.- Fr. 17’951’775.-
2001 Fr. 9’683’600.- Fr. 8’217’550.- Fr. 17’901T50.-
Rapport: Bourses et Prêts d ’honneur 2001.
Geprüfte Gesuche
Ent- Ent-
Gestellte sprochene Gestellte sprochene
Gesuche Gesuche Gesuche Gesuche
Hochschulstudenten V362 1767 Sozialberufe 64 48
Ingenieurstudenten 288 220 Berufliche
Mittelschüler 653 483 Weiterbildung 118 88
Lehramtskandidaten 73 59 Andere Berufs­
Lehrlingen 403 202 fachschule 237 178
Künstlerberufe 110 83
Kaufmännische Berufe 256 192
Paramedizinalberufe 261 196 Total 3’825 2’916
Entwicklung der Zahl der Gesuche 1995: 3170, 2002: 3825 (Verwaltungsbericht 
2002).
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Die politische V erantw ortung von Staat 
u n d  G em einden
Die kantonalen Kommissionen
Am Anfang war der Erziehungsrat
Eine tragende Säule der Walliser Schule war lange Zeit der Erziehungsrat. Er ist 
aus der Schulgeschichte des Kantons nicht weg zu denken. Seine Entstehung geht auf 
die Helvetik zurück. Der Bildungs- und Wissenschaftsminister Philipp A. Stapfer 
«stiftete» 1898 «cantonale Erziehungsräthe». Er und die damaligen Bildungspolitiker 
auf schweizerischer Ebene riefen diese Räte ins Leben, weil sie mit ihrer Hilfe die 
«Verwaltungskammer» vom Schulwesen entlasten und die allgemeine Schul- und 
Volksbildung fördern wollten. Im Wallis waren die Erziehungsräte zuständig für die 
Lehrpläne, die Lehrmittel, die Ausbildung in den Normalschulen und für alles, was 
mit Schule und Erziehung zu tun hatte. Sie waren beteiligt an der Ausarbeitung von 
Gesetzen und Regiementen1.
Der Einfluss des Erziehungsrates war nachhaltig, auch wenn er bei uns nicht jene 
Stellung und die grossen Entscheidungsbefugnisse innehatte, wie in einigen ändern 
Kantonen, wo der Grosse Rat die Mitglieder wählte2. Schon im Dekret von 1828, das 
leider nicht in die Tat umgesetzt wurde, waren die Kompetenzen des Erziehungsrates 
beträchtlich. Dem «Central-Erziehungsrat» widmete der Entwurf die Artikel 35-40. 
Der Rat hätte selbst die Ortsschulräte in den Gemeinden ernannt, die Lehrkräfte ge­
prüft, die Lehrbücher vorgeschlagen, Schulreglemente erlassen, Lehrgegenstände be­
stimmt und mit den Schulräten korrespondiert. Er wäre gleichsam die Schulbehörde 
des Kantons geworden, die dem Bischof und dem Staatsrat Bericht erstattet hätte.
Seit 1848: das Erziehungsdepartement
Diese Aufgaben übernahm 1848 das Erziehungsdepartement. Das Gesetz von 
1849 sah einen Rat von 3 Personen vor, von denen eine der Departementschef war.
1 B o u c a r d , S. 174-207; Ü ber die rechtliche Lage der Erziehungsräte s .  H erbert P L O T K E , Schweizerisches Schul­
recht. Schriftenreihe der ED K , Bd. 3, Bern / S tuttgart 1973, S. 239-267.
2 Vgl. 200 Jahre Luzerner Erziehungsrat, D ank und  Abschied, in: M itteilungen des Kantons Luzern, Juli 1999, 
Sondernum m er: D er Luzerner Erziehungsrat im W echselbad der politisch-gesellschaftlichen Entwicklung von 
1798-1999, S. 54-62.
Der Departementsvorsteher konnte die zwei ändern Mitglieder einberufen, «wenn es 
die Umstände erheischen» (Art. 3). M it einem gewissen Stolz erwähnte der Ver­
waltungsbericht 1853, dass nun zwei Mitglieder dieses Gremiums gewählt worden 
seien3. Zugleich umschrieb die Regierung ihre Tätigkeit. Sie sollten nicht mit den 
unzähligen Fragen der Administration belastet werden, sondern sich um die Aufnah­
me der Zöglinge in die Normalschule und die Abschlussexamen in den Kollegien 
kümmern. Der Departementschef hatte das Präsidium selbst inne und war von 
einem zweiten Staatsrat und einer dritten Persönlichkeit assistiert. 1857 und später 
war Departementschef Charles-Louis de Bons Präsident, die Staatsräte Alexis Aller 
und Maurice Claivaz dienten als Mitglieder des Rates.
Vermutlich stellte das Gremium bald fest, dass die Mitglieder der Regierung nicht 
die notwendigen Voraussetzungen für diese Aufgabe besassen. Darum entstand wohl 
das Reglement vom 22.8.1863, das den Kreis mit Praktikern erweiterte und die 
Aufgaben des Erziehungsrates näher umschrieb4. Der Staatsrat lud nun auch den 
kantonalen Studienpräfekten, den Verantwortlichen der Gymnasien, zu den Sitzun­
gen des Erziehungsrates ein, ebenso die Kollegiumspräfekten. Die Zusammensetzung 
lässt vermuten, dass sich der Rat vorwiegend mit Mittelschulfragen beschäftigte.
Ein Rat von f i in f  Mitgliedern
Das Gesetz von 1873 erhöhte die Zahl von drei auf fünf Räte. Der Depar­
tementsvorsteher führte den Vorsitz, die übrigen Mitglieder wurden jeweils für vier 
Jahre gewählt. Mindestens ein Mitglied war geistlichen Standes. Der Studienpräfekt 
amtete gleichsam als Stellvertreter des Departementschefs. Der Bischof besass für ihn 
das Vorschlagsrecht. Der Staatsrat erweiterte die Aufgaben dieses kantonalen Rates: 
Der Erziehungsrat stellte Vorantrag bei neuen Schulordnungen, wählte Bücher und 
Lehrmethode, machte Inspektionen, wohnte den Prüfungen in den Kollegien bei, 
examinierte die Lehramtskandidaten und entschied über ihre Diplomierung. Er 
konnte die Kollegiumspräfekten (Rektoren) und die Volksschulinspektoren bei­
ziehen (Art. 6).
Der Studienpräfekt
Von besonderem Gewicht wurde der Einfluss des Erziehungsrates 1873 in 
den Gymnasien. Unter der Leitung des kantonalen Studienpräfekten setzte er neben 
den Inspektionen und Berichten am Schluss jedes Schuljahres, nach Beratung mit 
der Professorenkonferenz, die Lehrprogramme der Kollegien und des Lyzeums für 
das folgende Jahr fest und schrieb auch die zu gebrauchenden Lehrmittel vor 
(Art. 107-117). Der Studienpräfekt hatte Sitz und beratende Stimme im Erziehungs­
rat, er war gleichsam der Vertreter der Schulen (Gymnasien) beim Staatsrat. Die
3 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1853, S. 14.
4 SG, 10, 1857-1865, S. 305.
Mitglieder des Erziehungsrates übten besonders auf die Gymnasien einen grossen 
Einfluss aus. Was die Inspektoren in den Primarschulen prüften und bewegten, taten 
die Erziehungsräte unter Leitung des Studienpräfekten in den Kollegien. Da die M it­
glieder nach 1873 meist Geistliche waren, wirkte sich ihr Einfluss auf die Schulen 
aus: Erziehung zu einer christlichen Lebensgestaltung, Überbewertung der klassisch­
antiken Welt, Unverständnis den neuen technischen Errungenschaften gegenüber5. 
Die Gesetze von 1907 (Primarschulen) und 1910 (Mittelschulen) erwähnten den 
Studienpräfekten jedoch nicht mehr.
Der Erziehungsrat nach 1910
Das Mittelschulgesetz von 1910 bezeichnete einen Abschnitt C mit «General- 
Direktion und Erziehungsrat» und erweiterte den Bestand auf sieben Mitglieder. Der 
Rat befasste sich weiterhin vorwiegend mit den Anliegen der Mittelschulen, bereite­
te auch Entwürfe vor für Programme, Verordnungen und Instruktionen des Depar­
tements, überwachte die Anschaffung für die Bibliotheken, die chemischen Labora­
torien, physikalischen Kabinette und die wissenschaftlichen Sammlungen. Wohl am 
liebsten traten die Mitglieder bei den alljährlichen Inspektionen (Besuchen) in den 
Gymnasien auf und prüften die M aturanden an den Schlussexamen. Das Schulgesetz 
von 1946 änderte an der Funktion des Erziehungsrates nichts. Um 1953 beauftragte 
das Departement einzelne Ratsmitglieder mit individuellen Schulbesuchen. Die 
Form bewährte sich aber nicht. Im Gesetz von 1962 gingen die konkreten Aufgaben 
je nach Schulstufe an die Primarschul- und an die Mittelschulkommission über. Der 
Erziehungsrat war von jetzt an ein Konsultativorgan des Departementschefs. Im 
Reglement vom 11.12.1985 baute Staatsrat Comby den Erziehungsrat zu einem 
Gremium von 21-25 Mitgliedern aus6.
Die Lehrlingskommission
In der Berufsbildung regelte bereits das Gesetz von 1903 die Aufsicht über das 
Lehrlingswesen. Die Oberaufsicht lag beim Departement des Innern. Es wählte 
einen Ausschuss von drei bis fünf Personen pro Legislaturperiode, der die Lehrzeit 
überwachte, die Fachausbildung förderte und sich um die Lehrlingsprüfungen küm­
merte. Im Jahr 1906 entstand das kantonale Sekretariat für das Lehrlingswesen. Der 
Sekretär war Mitglied des Ausschusses und führte viele jener Funktionen aus, die der 
Erziehungsrat in den Gymnasien und Primarschulen übernommen hatte. Zugleich 
erfüllte er Aufgaben, die später die Dienststelle für die Berufsbildung übernahm. 
Er führte auch Inspektionen durch7. Die Lehrlingskommission darf für sich bean­
spruchen, dass sie bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts sehr aktiv war. Sie veröf­
fentlichte seit ihrem Bestehen 1904 ihre Feststellungen, Anregungen und Wünsche
5 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1876, S. 3; R o d u i t , S. 76f.
6 SG 79, 1985, S. 233.
7 V e r o r d n u n g  v o m  1 5 .1 1 .1 9 0 5 ,  A r t .  11 .
in den Verwaltungsberichten des Departements des Innern und später des Erzie­
hungsdepartements.
Das Vollziehungsgesetz von 1935 zum Bundesgesetz über die berufliche Aus­
bildung unterstellte die Berufsbildung dem Erziehungsdepartement. Eine eigene 
Dienststelle erwähnte es nicht; die Lehrlingskommission spielte weiterhin eine wich­
tige Rolle. Sie bestand aus neun Mitgliedern, die der Staatsrat wählte. Vertreten 
waren: das kantonale Arbeitsamt, die Gewerbeschulen, die Berufsberatungsstellen, 
der Walliser Gewerbeverband, die Frauenberufe, ein Lehrmeister, ein Angestellter, 
die Berufsverbände und die nicht organisierten Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Der 
Vorsteher des Erziehungsdepartements oder sein Stellvertreter präsidierte sie. Neben 
allgemeinen Aufgaben zur Förderung der beruflichen Ausbildung hatten die M it­
glieder eine erhebliche Kompetenz. Sie konnten Strafen bis Fr. 200.- aussprechen.
Die Primarschulkommission
Das Schulgesetz von 1907 behielt den Erziehungsrat bei und schuf zusätzlich die 
Primarschulkommission. Die Lehrmittel erschienen weiterhin unter der Ober­
aufsicht des Erziehungsrats. Die Kommission für Volksunterricht entlastete den Rat 
von der Aufsicht über die Lehrpläne, die Schullokale und das Schulmaterial, die Auf­
nahme der Kandidaten in die Normalschulen, die Ausstellung der Lehrpatente. Die 
Primarschulkommission schien zudem eine Art Konsultativorgan zu sein, denn sie 
nahm ebenfalls Vertreter des Lehrpersonais, der Normalschulen, der Inspektoren, der 
Ärzte und der Primarlehrerschaft auf. Der Staatskalender 1911/12 führte die Primar­
schulkommission zum ersten Mal namentlich auf: Von den sechs Mitgliedern waren 
neben dem Departementschef drei Inspektoren, ein Lehrer und der Direktor der 
Normalschule8. Im Gesetz von 1946 behielt sie im wesentlichen ihren Auftrag, und 
der Erziehungschef präsidierte sie. Das Gesetz von 1962 stellte die Primarschul- und 
die neue Mittelschulkommission auf die gleiche Ebene. Beide waren im Erziehungs­
rat vertreten (Art. 107-109).
Die Mittelschulkommission
Das Schulgesetz von 1962 brachte eine Wende. Neben der bestehenden Primar­
schulkommission entstand eine solche für die Mittelschulen. Sie übernahm weit­
gehend die Aufgaben des Erziehungsrates, der nun zu einem Konsultativorgan des 
Departementschefs wurde. Von jetzt an präsidierten die Vorsteher der Dienststellen 
für die Primarschulen und jener für die Mittelschulen die entsprechenden Kommis­
sionen. Die Zusammensetzung der beiden Kommissionen war jedoch verschieden. 
Während die Primarschulkommission Vertretungen der Lehrerverbände, der Inspek­
toren und Mitglieder der Verwaltung umfasste, setzte sich die Mittelschulkommis­
sion aus Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens zusammen.
Der neugeschaffenen Mlttelschulkommission widmete der Verwaltungsbericht 
des Staatsrates 1964 eine ganze Seite und zeigte ihre vielfältigen Aufgaben und Ver­
antwortungen. Sie stellte Anträge zur Eröffnung von Sekundär- und Mittelschulen, 
leitete die Matura- und Diplomprüfungen, inspizierte vereinzelt die Schulen, bildete 
Subkommissionen, widmete sich besonders dem Lehrprogramm der technischen 
Abteilung und der Handelsschulen, den Bauprogrammen der Kollegien etc. Die 
Aufgabe war enorm. Die Sekundär- und Mittelschulen verdankten ihr in der Folge 
sehr viel9. Die mannigfachen Aufgaben stammten zum Teil aus dem Pflichtenheft des 
Erziehungsrates.
Die Kommission spielte in den entscheidenden Jahren der Schulreformen von 
1963 bis 1995 eine wichtige Rolle. Ausser dem Dienstchef der Mittelschulen, der die 
Versammlungen leitete, waren einflussreiche Vertreter der Wissenschaft, der Indus­
trie, des Handels und des Gewerbes dabei. Sie bildeten ein überparteiliches Gre­
mium, das die Vorbereitung und Durchführung der Maturaprüfungen streng über­
wachte. Als Kuriosum sei erwähnt, dass die Dienststelle in den sechziger Jahren 
Logarithmentafeln kaufte und sie den Gymnasien für die Maturaprüfungen auslieh. 
Es war die einzige Möglichkeit, die «Interlinearversionen» der Schüler zu verhindern. 
Mit Hilfe von neuen Matura- und Diplomregiementen für die Handelsmittelschulen 
gelang es der Kommission, auch bei Rekursen und gegen öffentlichen Druck Unab­
hängigkeit zu bewahren. Alle Gymnasien und Handelsdiplomschulen hatten sich 
denselben Vorschriften zu unterziehen. Es war ein Anliegen der Kommission, die 
kantonalen Matura- und Handelsdiplome aller Staatsschulen gleichwertig zu machen 
und zu heben.
Die Kommissionen in den Gemeinden
Schulausschuss, Ortsschulausschuss, Schulkommission
Die besten Vorschriften und die lautersten Absichten der Behörden nützen 
nichts, wenn die Verantwortlichen sie nicht in die Tat umsetzen. Auch hier war das 
Dekret von 1828 richtungweisend. Der vorgesehene Zentralschulrat hätte dort schon 
die meisten Pflichten übernommen und Rechte erhalten, die später der Schulkom­
mission zufielen.
Im 19. Jahrhundert bauten die Gesetze und Regiemente auf der Grundlage von 
1828 auf und präzisierten die Aufgaben der Kommissionen. Die Bestimmungen für 
die Kontrolle in den Gemeinden änderten sich auch im Schulgesetz von 1907 nicht 
wesentlich. Der Staat wünschte vorerst, dass der Schulausschuss die Listen aller 
schulpflichtigen Kinder besonders sorgfältig erstelle und jedem Kind ein Schulbüch- 
lein überweise. Dann war der Ausschuss für den Urlaub zuständig und ahndete 
Schulversäumnisse. Die Schulkommission übte im wesentlichen Kontrollfunktionen 
aus. Die Lehrperson stellte ihrem Präsidenten «allwöchentlich» [!] das Verzeichnis der 
Schulversäumnisse zu. Im Reglement von 1910 erhielt der Schulausschuss auch
pädagogische Aufgaben. Er hatte sich um die Anzahl Unterrichtsstunden, den Unter­
richtsplan und das allgemeine Tages- und Wochenprogramm zu kümmern.
Die Schulgesetze von 1946 und 1962
Das Gesetz von 1946 beschränkte die Aufgabe der Kommission vorerst ganz auf 
administrative Aufgaben: Erstellen von Listen von Schulpflichtigen und Überweisen 
des Schulbüchleins. Der Präsident der Schulkommission war für Urlaube bis zu drei 
Tagen zuständig; jeden M onat erhielt er die Listen von Schulkindern mit unbegrün­
deten Abwesenheiten. Weniger angenehm waren der Schulkommission die Strafen, 
die sie gegen Fehlbare aussprechen musste (Art. 76-88). Zu den Aufgaben gehörten 
auch die unangenehmen Entscheide, wenn zwischen Eltern und Lehrkräften oder 
Schülern Schwierigkeiten entstanden. Recht ausführlich zählten schliesslich die 
Artikel 106-113 die übrigen Aufgaben der Schulkommission auf. Im allgemeinen 
bestand sie aus mindesten drei und höchstens sieben Mitgliedern, grosse Gemeinden 
konnten bis auf 11 erhöhen. Der Pfarrgeistliche war von Rechts wegen Mitglied, 
konnte sich aber durch einen ändern Geistlichen ersetzen lassen. Zum ersten Mal 
sprach das Gesetz von 1946 aus, dass die Mitglieder der Kommission für ihre Arbeit 
eine Entschädigung erhalten sollten.
Das Gesetz von 1962 baute die Bedeutung der Schulkommission noch aus. Sie 
konnte allerdings einzelne Aufgaben einer Schuldirektion übertragen (Art. 99-102). 
Im Reglement von 1967 zählte das Departement in bemerkenswerter Akribie 
alle Pflichten und Rechte auf10. Es waren deren 20, 1991 stiegen die Aufgaben sogar 
a u f2911.
Die Ortslehrlingskommission in der Berufsbildung
Dieses Kontroll- und Hilfsorgan durfte sich bereits auf das Lehrlingsgesetz von 
1903 stützen. Neben dem kantonalen Ausschuss von drei bis fünf Personen waren 
die Lehrlinge in jeder Gemeinde der Aufsicht der Lokalbehörde anvertraut. Jede O rt­
schaft hatte einen fünfköpfigen Ausschuss zu wählen. Die Munizipalgemeinde oder 
die Schutzvereine der Lehrlinge sollten sie entschädigen. In der Praxis war diese 
Aufgabe oft recht schwierig. Entweder kannten die Gemeindeverwaltungen diese 
Verpflichtungen nicht, oder sie wagten es nicht, in den Betrieben der eigenen Ge­
meinde und bei Lehrlingen vorzusprechen und zu kontrollieren. Es überrascht dar­
um nicht, dass noch im Verwaltungsbericht 1976 folgende Feststellung stand: «Das 
kantonale Berufsbildungsamt machte die Ortslehrlingskommissionen regelmässig 
auf ihre Aufgaben aufmerksam. Trotzdem kam nur knapp die Hälfte ihren Verpflich­
tungen nach.»12 Bereits ein Jahr später beruhigte das Departement: 80% der Orts-
10 SG 61, 1967, S. 210.
»  R e g l e m e n t  vom  9.1.1991; SG 8 5 ,1 9 9 1 , S. 313.
12 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1976, S. 240.
lehrlingskommissionen aus dem Unterwallis und 50% aus dem Oberwallis haben 
ihre Aufgabe vollumfänglich erfüllt13.
Inspektoren, Inspektorinnen
Die Funktion von Schulinspektoren war bereits in den Schulgesetzen von 
1828, 1844 und 1849 vorgesehen. Sie trugen wesentlich zum Fortschritt in den 
Schulen bei.
Die Verwaltungsberichte des Staatsrates erwähnten ihre Tätigkeit im 19. Jahr­
hundert fast jedes Jahr sehr lobend und führten die Inspektoren oft auch namentlich 
an. Das Gesetz von 1849 sah die drei Inspektionskreise Ober-, Mittel- und Unter­
wallis vor. Die nebenamtliche Tätigkeit erforderte aber soviel Zeit, dass die Anzahl 
der Kreise vermehrt wurde. 1865 zählte das Departement schon zehn Inspektions­
kreise: vier im Oberwallis, sechs im Unterwallis14. Das Gesetz von 1873 wollte noch 
mehr Inspektoren und Ersatzmänner.
Die Aufgaben der Inspektoren waren recht vielfältig. Ihr Ansehen war gross. 
1895 verlangte man von ihnen, dass sie zusätzlich auch die Gewerbeschulen, die 
«Ecoles des apprentis» inspizierten15. Im Beschluss des Staatsrats vom 25.7.1896 
betreffend die Festsetzung der Gehälter und Reiseentschädigungen der Schulinspek­
toren zählte man 14 Inspektionskreise. Der Staatsrat konnte auch zwei Verantwort­
liche pro Bezirk ernennen. Das Oberwallis besass nach dieser Einteilung sechs 
Inspektionsbezirke, die sich mit der politischen Einteilung deckten: Goms, Ostlich- 
Raron, Brig, Visp, Westlich-Raron, Leuk. Da die Arbeit so recht ungleich verteilt 
war, passte der Beschluss vom 20.10.1903 die Organisation den tatsächlichen 
Schülerzahlen an. Im ganzen Kanton blieben 14 Inspektionskreise, das Oberwallis 
schlug den Bezirk Östlich-Raron zu Brig und der Bezirk Visp wurde zweigeteilt. 
Jahrzehntelang war es üblich, dass der Inspektor jährlich zwei Besuche machte. 
1918 hiess es, seit einem Jahr seien drei Besuche im Jahr vorgeschrieben, und zwar 
ohne vorherige Anm eldung16.
Kontrolle des Scbulitispektors
An vielen Orten besuchte der Inspektor erst gegen Ende des Schuljahres die Klassen. 
Dabei musste er auch die korrigierten Aufgabenhefteprüfen. Ein Lehrer, der sich nie 
mit so kleinen Dingen beschäftigte und nie eine Arbeit korrigierte, wusste sich zu 
helfen. Ein paar Tage vor der Inspektmi Hess er sämtliche Fehler voti drei oder vier 
guten, zuverlässigen Schülern mit roter Tinte unterstreichen und gab ihnen dafür als 
Belohnung Bonbons. Der Lehrer machte beim Inspektor einen guten Eindruck!
13 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1977, S. 258.
14 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1865, S. 80.
15 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1895, S. 6f.
16 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1918, S. 4 6 ,4 8 .
Eine Wende trat erst ein, als der Staatsrat 1962 einen hauptamtlichen Schul- 
inspektor für das Mittelwallis ernannte. Es war Marcel Praplan, der vorher 30 Jahre 
lang unterrichtet hatte. Neben administrativen Aufgaben sah sein Pflichtenheft die 
Beratung des Lehrpersonais vor. Der erste Schritt zum Berufsinspektorat war damit 
getan17. Das Schulgesetz 1962 bestimmte die Aufgaben des Inspektors recht genau. 
In Artikel 104 hiess es: «Er leitet und kontrolliert das Lehrpersonal bei den ihm über­
tragenen Aufgaben und bei der Anwendung des Programms. Er beaufsichtigt die 
Schulkommissionen, steht ihnen zur Seite und wacht über die genaue Einhaltung des 
Gesetzes und der Regiemente.»
1965 teilte der Staat das Unterwallis in vier, das Oberwallis in zwei Inspektions­
kreise ein und ernannte die vier ersten vollamtlichen Inspektoren: Marcel Praplan, 
Camille Sierra, Lévy Pitteloud und Charles Buttet18. Ein Jahr später erfolgte die 
Wahl der beiden ersten vollamtlichen Oberwalliser Inspektoren O tto Supersaxo und 
Marcel Salzmann19. Kurz vorher sah die Lage — wie beinahe während 100 Jahren — 
noch so aus:
7 Geistliche im Nebenamt für das Oberwallis,
9 Inspektoren im Nebenamt für das Unterwallis: 6 Geistliche, 3 Laien20.
Das Reglement von 1967
Das Reglement vom 23.8.1967 definierte die breitgefächerten Aufgaben noch 
genauer. Da waren vorerst die Kontrollen: Organisation der Schulen und Kurse, Ein­
haltung und Koordination der offiziellen Lehrprogramme, Qualität des Unterrichts, 
Hausaufgaben, Zustand der Schullokale, des Mobiliars und des Schulmaterials, Voll­
zug der gesetzlichen Bestimmungen. Aus der früheren Schulorganisation stammte 
noch die Verpflichtung, den Einzug und die Verwendung von Schulbussen und die 
sanitarischen Massnahmen des schulärztlichen Dienstes zu kontrollieren. Weitere 
Tätigkeiten waren die pädagogische Beratung des Lehrpersonais, der Kontakt mit 
den Gemeindebehörden und den Schulkommissionen, die Weiterbildung des Lehr­
personais, die Kontrolle der Nebenbeschäftigung. Es ist verständlich, dass sich bei 
diesem weitgefächerten Pflichtenheft einige Inspektoren stärker aufs Beraten verleg­
ten und die unangenehmen Aufgaben etwas grosszügig behandelten, besonders wenn 
etwas zu kritisieren war. Das Departement bewilligte ihnen in den siebziger Jahren 
Sekretärinnen in Teilzeitarbeit. Das erleichterte ihre Arbeit, führte aber in einzelnen 
Fällen zu viel Papier und Formularen.
Gegen Ende des Jahrhunderts verlegten die Dienststellen die Aufgabe der Inspek­
toren immer stärker auf die Beratung. Schlagwörter wie: mehr Autonomie in den 
einzelnen Schulen, stärkere M itarbeit der Schulkommissionen und der Schuldirek-
17 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1962, S. 119.
18 F i b i c h e r , B d .  3.1, S. 359f.; V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1965, S. 140.
19 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1966, S. I40f.
20 S t a a t s k a l e n d e r  1962/63, S. 47.
tionen, Aufbau von Schulentwicklungskonzepten u.a.m. trugen dazu bei. Die Schul- 
theoretiker erfanden bessere Evaluationssysteme. So war es eine logische Konse­
quenz, dass der Lehrerinnen- und Lehrerverein Oberwallis (LVO) an der Jahres­
versammlung 2001 wünschte, dass in Zukunft Inspektorat und Beratung zu trennen 
seien. Der Vorgesetzte sei nicht immer der Wunschberater21. In Wirklichkeit 
wünschten die Lehrkräfte die Kontrolle durch Beratung zu ersetzen. Diese Tendenz 
fand ihren Niederschlag in zwei Artikeln des neuen Reglements vom 27.3.1991 über 
das Schulinspektorat. D ort fand die Funktion des Fachinspektors und des päda­
gogischen Beraters die gesetzliche Grundlage22.
Die Inspektion der Sekundär- (Orientierungs-) und Mittelschiden
Auch die Sekundarschulen erhielten in den fünfziger Jahren nebenamtliche Ins­
pektoren. Der erste Oberwalliser, der diese Aufgabe übernahm, war Pfarrer Leander 
Stoffel, zugleich Erziehungsrat. Ihm folgte Rudolf Loretan, damals Direktor der Kna­
bennormalschule. Im Unterwallis leistete der Gymnasiallehrer Michel Salamin die 
Vorarbeiten zur Inspektion der Sekundarschulen. Von 1956 an übertrug ihm das 
Departement diese Aufgabe für sämtliche Sekundarschulen des Unterwallis, mit 
Ausnahme der Lateinklassen. Von Mai 1961 an organisierte er für sie ein einheit­
liches Aufnahmeexamen und verpflichtete die Schulen 1962 zu einem gemeinsamen 
Lehrmittel für den Deutschunterricht (Rochat-Lohmann), er führte die französische 
Grammatik von Grévisse und ein neues Algebrabuch ein. Diese Arbeit in den damals 
15 Sekundarschulen des Unterwallis verrichtete Salamin ausserhalb seiner Lehrtätig­
keit. Darum verlangte er eine Stundenentlastung. Das Departement war keineswegs 
grosszügig und bot nur wenige Wochenstunden an23.
Mit dem Aufbau des Mittelschulamtes begann 1963 eine neue Phase im Inspek­
tionswesen. Dienstchef Angelin Luisier war der Ansicht, dass Inspektoren im Teilamt 
die beste Gewähr für eine gute Arbeit böten, da sie durch ihre eigene Schulpraxis die 
Kontrolle und die Beratung der Kollegen ausüben könnten. Als 1964 der bisherige 
Inspektor Salamin die Arbeit für die Sekundarschulen des Unterwallis niederlegte, 
ernannte der Staatsrat vier teilamtliche Inspektoren. Jeder erhielt eine Anzahl 
Sekundär- und Mittelschulen zugeteilt. Michel Bender war zusätzlich Fachberater für 
den Deutschunterricht im Unterwallis, d.h. für das Lehrmittel «Wir sprechen 
Deutsch». Die vier Inspektoren Michel Bender, Josef Guntern, Hermann Pellegrini 
und Mario Possa betrachteten sich neben ihrer Funktion als Inspektoren ebenfalls als 
Bindeglied zwischen den verschiedenen Bildungsanstalten und dem Departement 
und versuchten den damaligen Graben zwischen Sekundär- und Mittelschulen 
aufzufüllen. Weil alle vier selber im Lehramt tätig waren, verloren sie sich nicht in 
Theorien und blieben in Kontakt mit der Schulwirklichkeit. Als Sekretariat diente 
die Dienststelle des Departements24.
21 W B. 10 .11 .2001 ,5 . 12.
22 SG 85, 1 9 9 1 ,5 .3 2 4 .
23 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1962, S. 119.
24 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1964, S. l l l f .
Inspektoren der O berw alliser Sekundär- und  O rientierungsschulen: Pfarrer Leander Stoffel 
1947-1957, D r. R udo lf Loretan, M arianist, 1957-1966, M arcel Salzm ann 1966-1970, 
Dr. R udo lf Jenelten 1971-1977, A nton  Riva 1977-2000, René Salzm ann 2000-.
Im  U nterw allis w ar M ichel Salamin 1956-1963 Inspektor im Teilam t für die Sekundar­
schulen. Ihm  folgten von 1964 an  M ichel B ender 1964-1970, M ario Possa 1964-1969, 
H erm ann  Pellegrini 1963-1982, Josef G un tern  1964-1968, Pierre Putallaz 1970-1978, G uy 
Voide 1978-2001 un d  C laude-Ivan C han ton  1981-1997; G érald G rand  w ar von 1982-2000 
Inspektor für die H andelsm ittelschulen, D M S und SfB; ihm  folgte Joël G rau.
Die Inspektion in der Berufsbildung
Eine besondere und für die einzelnen Berufe angepasste Form der Inspektion und 
Beratung fand die Berufsbildung. Der Inspektor übte seine Aufgabe neben der Kon­
trolle der kaufmännischen und gewerblichen Berufsschulen auf vier Ebenen aus:
• Er war verantwortlich fur die Kontakte mit den gesetzlich vorgeschriebenen 
Berufsbildungskommissionen in den Gemeinden. Diese sollten einmal im Jahr 
die Lehrlinge in den Betrieben besuchen, ihre Arbeitsbedingungen, das Arbeits­
klima und die Qualität der Lehrmeister beurteilen.
• Eine zweckmässige Form der Inspektion geschah durch die Berufskommissäre. 
Das waren Fachleute, die das Departement fur die einzelnen Berufe ernannte. Sie 
verfügten über besondere, auf den entsprechenden Beruf bezogene Kenntnisse 
und prüften darum die Installationen und Einrichtungen im Betrieb, die Sicher­
heit, die Qualifikation der Lehrmeister, das Ausbildungsprogramm, die Anwen­
dung des Lehrvertrags.
• Schliesslich bildeten die Kontakte des Inspektors m it den Berufsverbänden eine 
besondere Aufgabe. Die Berufsbildung arbeitete seit je sehr eng mit den vielen 
Berufsverbänden zusammen.
• Der Inspektor war ebenfalls verantwortlich für die kantonalen Fortbildungskurse 
der Berufsschullehrer, ebenso für die Lehrmeisterkurse, die sogenannte Neumeis­
ter absolvieren mussten, bevor sie Lehrlinge unter Vertrag aufnehmen konnten.
Inspektoren: E douard D elalay 1969-1972, Levy D ubuis 1972-1982, A nton  Jenelten 1982- 
2000, Jean-D aniel Zufferey 2000-.
Die Turninspektoren und die Hausivirtschaftsinspektorinnen
In den ersten Jahrzehnten nach der Einführung des Turnunterrichts in den Gym­
nasien 1874 übten sporadisch Militärinstruktoren im Nebenamt die Inspektion die­
ses Unterrichts aus. M it dem ersten ausgebildeten Turnlehrer begann 1934 ein neuer 
Abschnitt. Der Staatsrat wählte Marcel Hubert zum Turninspektor. Als er 1942 
starb, folgte ihm 1942-1981 Paul Curdy; ihn unterstützten später 1948-1964 Hans 
Kalbermatten und 1969-1981 Erwin Eyer als Adjunkten für das Oberwallis25.
1981 hob der Staatsrat den Posten eines Adjunkten für die Inspektion des Turn­
unterrichts auf. Er ersetzte ihn durch sechs Turnlehrer, welche die Lehrkräfte 
während sechs Wochenstunden in einem ihnen zugeteilten Abschnitt pädagogisch 
unterstützten. Dem kantonalen Inspektor blieb die Aufgabe, diese Tätigkeiten zu 
koordinieren. Das neue System trat im Schuljahr 1982 in Kraft, als Erwin Eyer voll­
amtlich kantonaler Turninspektor wurde. Den Wechsel nahm das Departement vor, 
um dem kantonalen Inspektor vermehrt Verwaltungsaufgaben zu übertragen. Kom­
missionssitzungen, Bearbeitung von technischen Akten für Schulhausbauten und die 
Organisation von Veranstaltungen gehörten zu seinen Aufgaben26.
Hauswirtschaftsinspektorinnen erwähnte der Verwaltungsbericht 1918. Es gab 
aber schon früher Verantwortliche, die sich besonders um Handarbeit und Hauswirt­
schaft kümmerten. Das war besonders auf kommunaler Ebene der Fall. Nach dem 
Schulgesetz von 1907 konnten die Schulausschüsse «zum Zwecke der Inspizierung 
und Überwachung der Handarbeiten ein Komitee von höchstens drei Damen bei­
gesellen» (Art. 99). Im Oberwallis wirkten die Schwestern aus St. Ursula als Inspek- 
torinnen27. In der Anwendung des Gesetzes von 1946 ernannte der Staatsrat eine 
eigene Kommission für den Hauswirtschaftsunterricht und Inspektorinnen für die 
Handarbeit. 1954 waren Mitglieder der kantonalen Kommission: Sr. Angèle Vaudan, 
Sitten, Sr. Raphaela Gigghi, Brig, Frau Angélique Bochatay, Champéry. 1967 wurde 
Frau Marie Stoffel erste hauptamtliche Inspektorin für Handarbeit- und Hauswirt­
schaftsunterricht im Oberwallis. Ihr folgte 1992 Frau Rosemarie Zurwerra28. Im 
Unterwallis versah diesen Posten hauptamtlich als erste Frau Claire Curdy, ihr folgte 
1982-2000 Frau Berthe Sierra Lovisa.
Die pädagogische Beratung
Die Einführung neuer Fächer, wie der zweiten Landessprache in der dritten 
Primarklasse oder der Mengenlehre, der «modernen» M athematik u.a.m., erforderten 
zusätzliche Hilfe für die Lehrpersonen. Darum schuf Staatsrat Zufferey in den sieb­
ziger Jahren Fachberater für die Muttersprache, die zweite Landessprache und die 
Mathematik. Sie unterstützten das Lehrpersonal in der Vorbereitung der Lektionen, 
erarbeiteten Tests, überbrückten Unsicherheiten und organisierten Weiterbildungs­
kurse. Eine ähnliche Aufgabe erhielten auch einzelne Inspektoren in den Orien- 
tierungs- und Mittelschulen, die zu ihren Kontrollfunktionen auch besondere 
beratende Aufgaben hatten. So half ein Inspektor bei der Einführung des neuen 
Lehrmittels «Wir sprechen Deutsch», und ein anderer hatte die Verantwortung für 
die Filmerziehung.
Das Departement ernannte besonders in den siebziger und achtziger Jahren 
immer mehr Berater. Dadurch entstand die Gefahr, dass einzelne Lehrpersonen ihre 
Verantwortung an diese Spezialisten abgaben. Es entstanden auch finanzielle Proble­
26 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1981, S. 243, 268.
27 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1918, S. 48f.
28 M i t t e i l u n g s b l a t t  1992, Jg. 18, N r. 1, S. 3ff.; S t a a t s k a l e n d e r  1954, S. 45.
me. Gerechtfertigt waren solche Beratertätigkeiten an erster Stelle bei der Einführung 
neuer Lehrmittel oder Unterrichtsmethoden. Im Oberwallis war das der Fall bei den 
Schweizer Sprachbüchern (Methode Glinz) in den Primär-, Orientierungs- und M it­
telschulen29. Schon 1980 zählte der Verwaltungsbericht folgende Inspektoren, Beauf­
tragte und pädagogische Berater für die Primarschule vom 1.-6. Schuljahr auf: sechs 
vollamtliche Inspektoren, drei Handarbeitsinspektorinnen, ein Inspektor für die 
Lehrerseminarien, zwei Turninspektoren, drei Beauftragte für die zweite Landes­
sprache, zwei Beauftragte für Umwelterziehung (Environnement), ein Beauftragter 
für Mathematik, zwei Beauftragte für die Muttersprache, zwei Berater für Hilfs- und 
Sonderschulen. Einige dieser Lehrkräfte waren allerdings nur im Teilamt für diese 
Aufgaben verpflichtet und arbeiteten auch für die Mittelschule30. Im Schuljahr 
1986/87 machten diese Aufgaben 10 volle Lehrstellen aus31.
Die Schuldirektionen
Das Schulgesetz von 1962 schuf die Grundlage für die Ernennung von Schul­
direktionen. Artikel 101 legte die Basis für eine bescheidene Subventionierung durch 
den Kanton. Das Besoldungsdekret von 1963 bestätigte diese Funktion32. Das Anlie­
gen war keineswegs unbestritten, denn die Juristen des Staates wollten sich nicht in 
die Angelegenheiten der Gemeinden einmischen. Sie betrachteten die Leitung der 
Schulen vorerst als eine eher administrative Angelegenheit, die der Staat nicht finan­
ziell unterstützen sollte. Das mag der Grund sein, dass die Ausführung von Artikel 
101 des Gesetzes nur in einem Staatsratsbeschluss Platz fand. Am 6.11.1964 erliess 
die Regierung Bestimmungen. Sie waren gedacht für grössere Gemeinden. Die ersten 
offiziellen Primarschuldirektionen bestanden in Sitten, Siders und Martinach. 
M onthey und St-Maurice folgten 1964. Sitten und M onthey besassen auch Direk­
tionen für die Sekundarschulen33. Visp schuf diesen Posten 196634. Als Naters 1970 
den notwendigen Direktionsposten schuf, glaubte das Departement noch, es müsse 
ihn mit dem bevorstehenden Bau von zwei Schulhäusern rechtfertigen35. In den 
ersten Jahren wünschte das Departement ausdrücklich, dass die Direktoren noch 
einige Stunden Unterricht erteilten, damit sie mit der Schulwirklichkeit verbunden 
blieben. Die grösseren Talgemeinden beauftragten allerdings schon im 19. Jahr­
hundert Lehrer mit den Aufgaben eines Schuldirektors. Das blieb aber eine Angele­
genheit der einzelnen Schulen. So übertrug die Gemeinde Brig bereits 1889 dem 
Marianisten Kaspar Wehrle die Leitung der Briger Volksschule und in Monthey stan­
den die Ecole moyenne und die Industrieschule unter der Verantwortung von Direk­
toren. Es ist anzunehmen, dass die Marianisten in der Stadt Sitten auch für die 
Industrieschule Direktoren stellten.
29 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1979, S. 237.
30 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1980, S. 292f.
31 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1986, S. 126.
32 SG 57, 1963, S. 162.
33 V e r w a l t u n g s b e r i c h t e  1964, S. 136, 1965, S. 143.
34 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1966, S. 142.
35 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1970, S. 159.
Der Staatsrat unterstützte eine Direktion nach vorherigem Gesuch, sofern 
verschiedene Bedingungen erfüllt waren. In der Regel mussten 500 Primar- 
schiiler/innen oder 220 Sekundarschüler/innen die Klassen einer Ortschaft besu­
chen. Der Direktor hatte mindestens 8-10 Stunden selber Unterricht zu erteilen, 
es sei denn, die Schule zähle mehr als 800 Kinder. Die Direktorenposten waren 
öffentlich auszuschreiben. Der Beitrag des Staates, der erst am Ende des Schul­
jahres vergütet wurde, belief sich auf 35% Grundsubvention und -  je nach der 
finanziellen Lage der Gemeinde — 20% abgestufte Subvention. Das waren beschei­
dene Anfänge. Eine Bresche war jedoch geschlagen. M it der Einführung der 
Orientierungsschule folgte der Durchbruch. Das Reglement vom 28.6.1974 fand 
die Gnade der Juristen zwar noch nicht, darum  wurde es nicht veröffentlicht. M it 
400 Primär- oder 200 Orientierungsschülern als Voraussetzung für eine Schul- 
direktion setzte es die Messlatte bereits etwas tiefer an. Für kleinere O rien­
tierungsschulen waren besondere Lösungen vorgesehen. Eine Tabelle zeigte die 
M öglichkeiten auf, Orientierungs- und Primarschulen in kleinen Zentren unter 
eine Direktion zu stellen. O ft betrug die Entlastung für solche Direktoren am 
Anfang nur zwei bis vier W ochenstunden.
Die Orientierungsschulen im Oberwallis
Die Oberwalliser Orientierungsschulen mit oft kleinen Beständen betrachteten 
diese Bestimmungen als recht knauserig, was sie in Wirklichkeit auch waren. Trotz­
dem ernannten alle Schulen in den folgenden Jahren einen Direktor. Als letzte 
Gemeinde folgte 1986 Raron. Die Schuldirektoren wirkten erfolgreich und mit 
Geschick zur Hebung des Bildungsniveaus in ihren Schulen. Die regelmässigen 
Versammlungen mit den Verantwortlichen der Mittelschulen, zu denen auch die 
Vertreter der Berufsschulen erschienen, erwiesen sich als sehr nützlich. Sie erleich­
terten die Übergänge von einer Bildungsstufe in die andere und bauten Vorurteile 
ab. Je nach der Grösse der Orientierungsschulen erweiterte sich der Mitarbeiterkreis 
der Direktion. W ährend der Direktor in den meisten Schulen jahrelang auch sein 
eigener Sekretär gewesen war, bildete sich langsam die notwendige Infrastruktur. 
Die Gymnasien gaben von 1970 an mit der Wahl von Abteilungsleitern das gute 
Beispiel.
Das Allgemeine Reglement vom 16.9.1987 über die Orientierungsschule sah 
folgende Leitungsorgane vor: die Schuldirektion; den Schulrat, der das gesamte 
Lehrpersonal umfasste; den Abteilungsrat, der aus allen Lehrkräften einer Abteilung 
oder eines Niveaus bestand, den Klassenrat, d.h. die Lehrkräfte einer Klasse, den 
Klassenlehrer und die Klassenlehrerin.
Das Reglement von 1974 ersetzte der Staatsrat erst am 11.4.2001. Diesmal 
war er endlich grosszügiger. Die Direktion einer Orientierungsschule erhielt jetzt 
die Unterstützung des Staates für den Inhaber des Postens auf der Grundlage des 
Mittelschullehrergehaltes und ein Primarschuldirektor jenes eines Orientierungs­
schullehrers (Art. 11). Auch kleinere Schulen konnten eine Schuldirektion
wählen36. Im Jahre 2001 unterstützte der Staat die Schuldirektionen der Pri­
marschulen m it Fr. 292’756.35- und jene der Orientierungsschulen mit 
Fr. 514’410.1537.
Die Direktorinnen und Direktoren der Unterwalliser Orientierungsschulen 
schlossen sich zu einer Vereinigung zusammen, zur Conférence des directeurs du 
cycle d’orientation du Valais romand (CODICOVAR); die Deutschsprachigen 
fanden sich in der Vereinigung der Oberwalliser Schuldirektoren (OSD). Beide ent­
standen aus den Arbeitssitzungen, zu denen sie seit den siebziger Jahren das Depar­
tement regelmässig eingeladen hatte.
Die Klassenlehrerin, der Klassenlehrer
Eine wichtige Rolle für die Entwicklung des jungen Menschen spielte von jeher 
die Integration in seiner Klasse. M it Recht spricht man vom Klassengeist. Die 
Hauptverantwortung tragen die Klassenlehrkräfte. Neben erzieherischen und schu­
lischen Aufgaben übernahmen sie immer häufiger auch administrative Verpflich­
tungen. Weil diese im Laufe der Jahre immer aufwändiger wurden, beschloss der 
Staatsrat, diese zusätzliche Arbeit zum eigentlichen Unterricht zu honorieren und 
finanziell abzugelten. 1986 erhielt die Lehrkraft der sechsten Primarklasse und der 
ersten Orientierungsschulklasse eine Stundenentlastung. Das Dekret vom 29.6.1988 
über die Gehälter des Lehrpersonais sanktionierte diesen Beschluss und weitete ihn 
aus. Die Vergünstigung war gedacht als Entgelt für die besonders schwierigen Aufga­
ben in der Phase des Übergangs nach der Primarschule und gewährte später auch den 
Lehrkräften der 2., 3. und 4. Klasse diese Entlastung, ebenfalls jenen in den Mittel­
schulen. Teilentlastungen gab es auch in den Primarklassen38.
Ein Pflichtenheft bestimmte die Einzelheiten. Danach war der Klassenlehrer das 
Bindeglied zwischen Schuldirektion und Schüler/in, erster Verantwortlicher für die 
Erziehung und O rdnung in der Klasse. Er sollte ein Klima der Arbeit und des gegen­
seitigen Vertrauens schaffen und so zur Entwicklung der Schulkinder beitragen. 
Dazu hatte er die Kontakte mit den Eltern zu pflegen, war Vermittler der Kinder bei 
ändern Lehrpersonen und erfüllte auch administrative Aufgaben.
Die Mediatoren und Mediatorinnen
Die Änderungen in der Gesellschaft, der Zerfall mancher Familien, der Verlust 
traditioneller Werte, Drogenkonsum, Nikotin, Alkohol etc. erschwerten die Aufgabe 
der Lehrkräfte immer stärker. Das Departement suchte darum nach Lösungen, die 
den Schuldirektionen und Schulkommissionen helfen sollten. Eine Intervention im 
Grossen Rat unterstützte diese Absicht. Zuerst dachte das Departement an einen
36 SG 95, 2001, S . 197: R E G L E M E N T  für die D irektion der obligatorischen Schulen.
37 S t a a t s r e c h n u n g  2001, S. 171 f.
38 SG 80, 1986, S. 1; SG 82, 1988, S. 61; Art. 15 bis, 24, 32.
oder mehrere kantonale Mediatoren, die wie Inspektoren die Schulen besuchen soll­
ten. Es war aber viel sinnvoller, in jeder Schule Lehrpersonen zu Mediatoren aus­
zubilden. Die Tätigkeit als Lehrperson in der betreffenden Schule erleichterte die 
Aufgabe. Es gab auch Widerstand, weil manche meinten, die Aufgabe des Klassen­
lehrers werde dadurch beeinträchtigt.
Die Aufgaben
Der schulische Mediator oder die Mediatorin sollte vorerst präventive Aufgaben 
im Bereich der zwischenmenschlichen Beziehungen wahrnehmen. Er unterstützte 
die Erziehungsverantwortlichen in Elternhaus und Schule, stand als Hilfe zur Ver­
fügung, wenn die übrigen Hilfssysteme versagten, und sollte ein Klima des gegen­
seitigen Vertrauens schaffen. Der Mediator war zur Verschwiegenheit verpflichtet, 
sofern nicht strafrechtliche Vorfälle Vorlagen. Ein Mediator musste in der betreffen­
den Schule mindestens ein Pensum von 50% haben und sollte, wenn möglich, keine 
hierarchischen Funktionen ausüben. Je nach Grösse der Schule erhielt er im allge­
meinen eine Entlastung von 1-2 Wochenstunden.
Die Arbeit der Mediatoren und Mediatorinnen begann häufig mit der Hilfe bei 
Problemen des Drogenkonsums. M it dieser Geissel mussten sich von den späteren 
siebziger Jahren an zuerst die Gymnasien und die Gewerbeschulen befassen, dann 
immer häufiger auch die Orientierungsschulen39. In Brig nahm 1984 die Jugend- 
und Drogenberatungsstelle C O N TA CT ihre Arbeit auf. Sie war Teil der Walliser 
Liga gegen Suchtgefahren, die in Martinach und Sitten schon früher ihr Zentrum  
hatte und den Schulen ebenfalls zur Verfügung stand40.
Die Ausbildung
Das Departement vertraute die Ausbildung der Mediatoren dem Dienst für 
Erziehungsberatung, Kinder- und Jugendpsychiatrie (EBKJP) an. Die Grundaus­
bildung fand berufsbegleitend ausserhalb der Schulzeit statt und dauerte ein Jahr. 
Während der folgenden zwei Jahre waren die regelmässigen Supervisionskurse obli­
gatorisch. Diese Kurse halfen den Mediatoren, die Problemsituation im Gedanken­
austausch besser zu verstehen. Die Dauer einer Mediatorentätigkeit begrenzte das 
Departement meist auf fünf Jahre. 1992 setzte der Staatsrat die gesamten maximalen 
Stundenentlastungen für diese Tätigkeiten wie folgt fest: zwei Wochenstunden für 
die Normalschule Brig, 59 für die Orientierungsschulen, 25 für die Mittelschulen 
und 24 für die Berufsschulen41. In den Jahren 1995 und 1999 erliess das Depar­
tement weitere Bestimmungen.
”  WVF, 1980, Nr. 109, S. 8.
40 M it t e il u n g s b l a t t  1 9 8 4 ,  Jg. 9 ,  Nr. 3 , S . 3 3 f .
41 M i t t e i l u n g s b l a t t  1 9 9 9 ,  Jg. 2 4 ,  Nr. 1, S . 2 3 - 2 6 .
Die Kantonsverfassung unterstellte 1848 das Unterrichtswesen dem Staat und 
schuf das Erziehungsdepartement. Das Gesetz von 1849 bestimmte die neue Auf­
gabe. Früher befasste sich das Departement des Innern mit diesen Fragen. Die ganze 
«Verwaltung» beschränkte sich jedoch zu Beginn auf einen «Rath von zwei M it­
gliedern, welcher einberufen wird, wenn es die Umstände erheischen». Dazu kamen 
nebenamtliche Schulinspektoren und in jeder Gemeinde eine Schulkommission von 
drei bis fünf Mitgliedern. Die Verordnung für die Bürgerschulen erwähnte 1849 in 
Artikel 7 den Schulaufseher, der «untersucht, ob das Gesetz über den Unterricht und 
die Schulverordnungen in Ausübung gesetzt seien; er erkundigt sich über das Betra­
gen der Schullehrer und trifft, unter Genehmigung des Erziehungs-Departements, 
alle jene Anstalten, welche ihm zur Beförderung der Erziehung und des Unterrichts 
der Jugend geeignet scheinen.» Auch wenn mit diesem «Schulaufseher» vermutlich 
der Inspektor gemeint war, ist anzunehmen, dass im Departement ein Sekretär diese 
Arbeiten organisierte und kontrollierte. Ausführendes Organ in den Gemeinden war 
der Ortsschulausschuss oder die «Ortscommission». Sie führte ein «Geschäfts- und 
Verhandlungsbuch», das dem Schulaufseher auf dessen Begehren vorzuweisen war.
Mehr als 100 Jahre lang: Bescheidene kantonale Verwaltung
Aus diesen Angaben geht hervor, dass die Verwaltung im Erziehungsdepartement, 
wie in der Staatsverwaltung allgemein, personell sehr bescheiden dotiert war. Die 
Verantwortung für die Schule lag ganz in der Hand der Gemeinden und des Erzie­
hungsrates. Aus den Staatsrechnungen sind nur spärliche Angaben ersichtlich. Die 
wenigen «Beamten» waren allerdings eng mit der Schule verbunden. Die Staatsräte 
Charles-Louis de Bons und Leo Luzian von Roten erteilten noch als Regierungs­
mitglieder zeitweise im Kollegium Sitten Unterricht, ebenso der Departements­
sekretär Mabillard. Er war zugleich mit seiner Frau Direktor der Mädchennormal­
schule Sitten und zeitweise Inspektor der Primarschulen im Mittelwallis.
Ohne eine organisierte Departementsverwaltung blieb der Fortschritt in der 
Walliser Schule in den ersten Jahrzehnten eine Illusion. Das war die Feststellung des 
dynamischen jungen Departementschefs Henri Bioley. Er meinte, eine pädagogische 
Erneuerung sei ohne Personal nicht möglich. Der Studienpräfekt und die Mitglieder 
des Erziehungsrates seien im Nebenamt nicht in der Lage, noch mehr zu leisten. Er 
forderte Beamte, die in Kommissionen vereinigt seien. 1876 beklagte er sich, die 
Verwaltung habe sich im vergangenen Jahr mit 280 Dossiers beschäftigt und 460 im 
Protokoll eingeschriebene Briefe verfasst. Dazu sei die gesamte Verwaltung und 
Kontrolle der Schulen gekommen; viele Gemeinden seien in einen lethargieähn­
lichen Schlaf verfallen. Bioley forderte deshalb erneut Dienststellen im Departement. 
Es ist anzunehmen, dass Paul Pignat 1876 erster vollamtlicher Departementsekretär 
wurde42.
Diese Dienststelle entstand wohl aus der Lehrlingskommission, die seit Jahrhun­
dertbeginn arbeitete und vermutlich auf Beispielen aus ändern Kantonen beruhte. 
Sie unterstand bis 1936 dem Departement des Innern. Die eigentliche Dienststelle 
verdankt ihren Ursprung dem Berufsbildungsgesetz von 1930 und dem kantonalen 
Ausführungsbestimmungen von 1935, die im folgenden Jahr in Kraft traten. Einen 
Teil der Aufgaben übertrugen die Ausführungsbestimmungen der Lehrlingskom­
mission. Viele andere Verpflichtungen waren aber kaum durch diese Kommission zu 
lösen: Organisation der Berufsberatung, Kontrolle der Verträge zwischen Lehr­
meister und Lehrling, Pflichten von Lehrmeister und Lehrling, Organisation des 
Unterrichts, Ernennung der Lehrer etc.
Der Staatskalender von 1938 bestätigte die enge Verbindung zwischen Lehrlings­
kommission und Dienststelle. Hermann Mabillard bekleidete beide Aufgaben43. Im 
Jahre 1944 bestand die Dienststelle aus dem Direktor und einem Adjunkten, 1945 
ergänzte eine Sekretärin die Dienststelle44, 1947/48 zählte sie bereits vier Personen, 
1950/51 waren es fünf, ebenso 1954/55; 1958/59 deren sechs und 1962/63 zählte 
die Stelle bereits acht Personen45.
Von 1963 an reorganisierte Angel in Luisier das Berufsbildungsamt und schuf 
zugleich die Dienststelle für Mittelschulen (Mittelschulamt). 1968 bildeten sich zwei 
selbständige Abteilungen. Das Berufsbildungsamt übernahm die Verantwortung für 
die kaufmännischen und gewerblichen Berufsschulen, überwachte die Berufs- 
hildungskommissionen der Gemeinden, ernannte die Berufskommissäre und Exper­
ten, kontrollierte den Unterricht und arbeitete mit den Berufsverbänden und dem 
BIGA zusammen und war verantwortlich für die kantonalen Fortbildungskurse.
Präsidenten der Lehrlingskom m ission un d  der D ienststelle für Berufsbildung: W illiam  
H aenni 1904-1913, Luc Jost 1913-1932, H erm ann  M abillard 1934-1963, A ngelin Luisier 
1963-1968, M aurice Eggs 1968-1983, Levy D ubuis 1983-2002, Serge Im boden 2002-.
Die Dienststelle fiir  Primarschulen
Die «Infrastruktur» des Departements bestand vermutlich bis 1944 aus dem 
Departementschef, aus einem Sekretär französischer Sprache und einem Adjunkten 
deutscher Zunge. Dazu kam meist eine Sekretärin, die man als Daktylographin 
bezeichnete. 1944 erwähnte der kantonale Amtskalender den Lehrer Maxime 
Evéquoz als «Dienstchef» und Ludwig Imesch als Adjunkten. 1945 ergänzten eine 
Sekretärin und eine Daktylographin die Equipe46. Die rechtliche Stellung einer 
Dienststelle basierte auf dem Gesetz von 1946. 1947 erhielt Maxime Evéquoz die 
notwendigen Kompetenzen.
43 S t a a t s k a l e n d e r  1938, S. 81.
44 Staatskalender 1944, S. 81; 1945, S. 40.
44 S t a a t s k a l e n d e r  1947/48, S. 34; 1950/51, S. 31; 1954/55, S. 45; 1958/59, S. 49; 1962/63, S. 48.
46 S t a a t s k a l e n d e r  1944, S. 81; 1945, S. 40.
1950 verfügte das Departem ent über folgende Infrastruktur: ein Dienstchef, 
ein Adjunkt deutscher Sprache, ein Sekretär, eine Daktylographin. Dazu unter­
standen dem Departem ent 15 Inspektoren im Nebenamt, ein Turninspektor, ein 
Adjunkt und sieben Inspektorinnen im Teilamt und Mitglieder von Kommis­
sionen47. Das Primarschulamt zählte bis 1962 nur fünf Personen48. Eine Wende 
traf 1963 ein, als Maxime Evéquoz seinen Ruhestand antrat und ihm Adalbert 
Chastonay folgte. Er war vermutlich der erste Oberwalliser, der als Dienstchef die 
Geschicke der Primarschulen leitete49. Den französischsprachigen Teil des Kantons 
übernahm Anselme Pannatier. Von 1970-1995 war er Dienstchef für die Primar­
schulen und die Lehrerseminarien. Die Belange des Oberwallis leitete Adjunkt 
Eugen Brunner50.
Der Staatskalender von 1978 zählte folgende Struktur auf: Verwaltungsabteilung 
11 Personen, das Amt für Primarschulen: sieben Personen mit 10 hauptamtlichen 
Inspektoren und Inspektorinnen, die ODIS Sitten mit sieben M itarbeitern und 
M itarbeiterinnen, das M ittelschulamt zählte sieben Personen und stützte sich auf 
die M itarbeiter von fünf teilzeitlichen Inspektoren, das Berufsbildungsamt besass 
13 M itarbeiter/innen, die Berufsberatung Sitten 19 und die im Oberwallis fünf 
Personen51.
D ienstchefs: M axim e Evéquoz, 1947-1962, A dalbert C hastonay 1962-1970, Anselm e 
Pannatier 1970-1995.
Die Dienststelle fü r  die Orientierungs- nnd Mittelschiden
Die Bestimmungen des Gesetzes von 1962 über die Orientierungsschule wären 
ohne eine neue Dienststelle wahrscheinlich nie verwirklicht worden. Darum schuf 
der Staatsrat 1963 zum bestehenden Primarschulamt das M ittelschulamt (später 
Dienststelle für Orientierungs- und Mittelschulen). Der Dienstchef übernahm 
zusätzlich die Aufgaben eines Departementssekretärs, wie ihn die meisten Kantone 
kennen und stellte so die Koordination auf schweizerischer Ebene sicher. Erster 
Direktor des Amtes wurde 1963 Angelin Luisier. Er sollte die Programme und die 
Lehrmittel vereinheitlichen, Richtlinien für die Sekundär- und Mittelschulen er­
lassen und alle jene Aufgaben erfüllen, die bisher dem Erziehungsrat aufgetragen 
waren52.
In seiner fünfjährigen Amtszeit 1963-1968 fielen wichtige Entscheide: Verein­
heitlichung der Aufnahmebestimmungen für die Sekundär- und Mittelschulen, 
Abschaffung der Schulgelder für die Mittelschulen, Anerkennung von privaten Schu­
len und Abschluss von Konventionen mit den Mittelschulen sowie die Ernennung
47 S t a a t s k a l e n d e r  1950/51, S. 31 f.
48 S t a a t s k a l e n d e r  1947/48, S. 34; 1950/51, S. 31; 1954/55, S. 45; 1958/59, S. 45; 1962/63, S. 45.
49 G r u s s , 1970/71, Nr. 1, S. 15f.; W B, 24 .4 .1971, S. 15.
50 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1963, S. 107f.
51 S t a a t s k a l e n d e r  1978, S. 41.
52 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  19 6 3 ,5 . I12f.
von Inspektoren im Teilzeitamt für die Mittelschulen53. Wichtig war ebenfalls das 
Reglement über die Handelsschulen vom 27.6.1967. Es verpflichtete zu einem ein­
heitlichen kantonalen Programm, bestimmte die Promotions- und Examensbedin­
gungen und eine gleichmässige Beurteilung der Schüler/innen. Früher besass jede 
Schule ein eigenes Reglement, von denen einige mehr als 30 Jahre alt waren.
Seinem Nachfolger fiel von 1968 an die Aufgabe zu, die Bestimmungen des 
Gesetzes von 1962 mit dem Aufbau der Orientierungsschule umzusetzen. Im beson­
deren seien erwähnt:
Die Planung und Eröffnung der Orientierungsschulen (1972-1981) und die 
Zusatzausbildung der Lehrpersonen für die Orientierungsschule; die Reorganisation 
der kantonalen Gymnasien, Reduktion von acht auf fünf Jahre und die administra­
tive Reorganisation der Kollegien: Rektorat, Prorektorat, Abteilungsleiter, Klassen­
lehrer, Mediator, Filmerziehung, Operatorassistent, Entlastung der Klassenlehrer 
etc.; neue Gymnasialprogramme und Maturaregiemente, Reorganisation der H an­
delsmittelschulen, Eröffnung der Diplommittelschulen (DMS) und der Schulen für 
Berufsvorbereitung54.
In den achtziger Jahren folgten der Aufbau der Tourismusfachschule in Siders 
(1983), der HW V  in Visp und ESCEA in St-Maurice (1988) und in den neunziger 
Jahren die Schaffung der kaufmännischen Berufsmatura nach dem Handelsdiplom 
(1994). Zudem arbeitete er mit an der Schaffung des IRDP (1969), am schweize­
rischen Schulkonkordat (1970), in der IEDK und in der Conférence romande des 
Chefs DIP (CDIP SR/TI) in der Funktion eines Departementssekretärs.
D ienstchefs und  D epartem entssekretäre: Angelin Luisier 1963-1968, Josef G un tern  
1968-1996, Jean-François Lovey 1997-.
Die Dienststelle fiir  Verwaltung und Rechtsdienst
1971 schuf der Staatsrat eine neue administrative Abteilung55. Sie befasste sich 
mit der Buchhaltung, dem Stipendienwesen, den Privatschulen, den kulturellen 
Tätigkeiten und der Erwachsenenbildung. Sie nahm ihre Tätigkeit 1972 auf. Auch 
der pädagogische Berater war ihr unterstellt56. Als die Studie «Battelle» die Ver­
waltung neu strukturieren wollte, kam auch die Ausgabestelle für Lehrmittel vom 
Finanzdepartement in den administrativen Dienst57. Später übernahm die Ab­
teilung auch die Anliegen des Sport-Toto-Fonds und der Pensionskasse des Lehr- 
personals58.
Im Verlaufe der Jahre wuchsen mit den immer komplizierteren Strukturen der 
Walliser Schule auch die Aufgaben der administrativen Abteilung. Um die Jahr­
tausendwende befasste sie sich zusätzlich mit folgenden Aufgaben: Sie hatte die
33 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1968, S. 120. 
*  V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1968, S. 120.
55 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1971, S. 150.
56 V e r w a l t u n c s b e r i c h t  1972, S. 192.
37 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1986, S. 115.
38 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  1975, S. 175.
administrative Verantwortung des Sekretariats für den Departementsvorsteher mit 
allen Vorbereitungen für die Staatsratssitzungen, Grossratssessionen und Kommis­
sionen. Ein zweites Arbeitsfeld betraf die universitäre Ausbildung mit dem Dele­
gierten für Universitätsfragen und die direkt dem Departementschef unterstellte Kul­
turförderung. Immer wichtiger wurde die juristische Abteilung, die beratend diente, 
aber auch alle Fragen von Rekursen behandelte. Die Gesetzgebung gehörte ebenfalls 
in ihren Bereich.
V erantw ortliche: Pierre Bonvin 1972-1982, Jean-Pierre Rausis 1982-1992, Jacques D arioly 
1992-; D elegierter für H ochschulfragen war von 1987-2004 G ilbert Fournier.
Vom Erziehungsdepartement (ED) zum Departement für Erziehung,
Kultur und Sport (DEKS)
Die Idee einer Neuorganisation der Departemente ging 1993 von der Finanz- 
und Geschäftsprüfungskommission des Grossen Rates aus. In diesem Jahr hielt die 
Regierung jedoch noch an der bestehenden Organisation fest, und jeder Staatsrat 
verwaltete zwei Departemente. Durch die Verordnung vom 24.4.1996 wandelte sich 
das Erziehungsdepartement vom ED zum DEKS. Das früher dem Erziehungsdepar­
tement zugewiesene Departement für Soziales übernahm das Gesundheitsdeparte­
ment. Die Regierung wollte die laufenden Re form projekte Administration 2000, 
Erziehung 2000, Justiz 2000 und Institutionen 2000 mit einer effizienteren und 
wirksameren Verwaltung ergänzen. Die gross angekündigten Projekte blieben dann 
aber zum Teil Theorie.
Die Dienststelle fü r  Unterrichtswesen (1997)
Die Neuordnung der Departemente zog eine solche der Dienststellen im Depar­
tement mit sich. Statt der beiden früheren Dienststellen für Primär- und Mittel­
schulen entstand eine solche für Unterrichtswesen und eine für Planung und Evalua­
tion. Die Dienststelle für Unterrichtswesen umfasste jetzt die gesamte obligatorische 
Schulzeit. Erster Dienstchef wurde 1997 Jean-François Lovey, der zudem die Funk­
tion als Generalsekretär für ausserkantonale Belange hat59.
Die Dienststelle fü r  Planung und Evaluatio?i (1997)
M it der neuen Dienststelle für Planung und Evaluation versuchte das Departe­
ment die Arbeit der Administration zu verbessern. Die Stelle erhielt folgende Auf­
gaben: Planung und pädagogische Forschung; Evaluation und Inspektion der obli­
gatorischen Schulen und der Mittelschulen; Fortbildung der Lehrerinnen und Lehrer 
und ihre Fachberatung; Dokumentation, Schulinformation und Unterrichtsmittel.
Die Dienststelle übernahm zudem die mit dem Projekt E 2000 betrauten Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter. Das Pflichtenheft war reichlich gefüllt; die Arbeit liess 
sich aber schwer von ändern Dienststellen abgrenzen. So dauerte diese Struktur nur 
zwei Jahre. Dienstchef war Hans-Jörg Ruppen60.
Die Dienststelle fu r  tertiäre Bildung (2000)
Im Jahre 2000 löste der Staatsrat die Dienststelle für Planung und Evaluation auf 
und schuf jene für tertiäre Bildung. Das war ein guter Entscheid, der eigentlich 
schon lange fällig gewesen wäre. Die neue Dienststelle umfasst die Verwaltung der 
nicht universitären Schulen. Zu ihr gehören vor allem die Hochschule Wallis, die 
Pädagogische Hochschule, die Hochschule Wallis für Gesundheit und Soziale Arbeit, 
die Fernfachhochschule, die Schule für Gestaltung, die Hochschule für Musik und 
die Westschweizer Fachhochschule für Theater. Sie übernahm zudem die strate­
gischen Aufgaben des O RDP in den Bereichen Wissenschaft und Forschung. Die 
pädagogische Betreuung und die Dokumentation bleiben vorübergehend dem 
ORD P angeschlossen. Später werden sie von der Pädagogischen Hochschule betreut. 
Erster Dienstchef wurde Stephan Bumann61.
Die Dienststelle fiir  Jugend (KDJ)
Seit der Reorganisation der kantonalen Verwaltung gehörte auch die Dienst­
stelle für Jugendhilfe zum Departem ent für Erziehung, Kultur und Sport. Sie 
gehörte früher jenem für Sozialdienste an. Die grosszügig ausgebaute Dienststelle 
präsentierte sich nach der Annahme des Jugendgesetzes wie folgt: Administrative 
Sektion, Tätigkeit des Jugenddelegierten, Zentrum  für Entwicklung und Therapie 
des Kindes und Jugendlichen, Abteilung für Psychiatrie und Psychotherapie für 
Kinder und Jugendliche, Amt für Kindesschutz, Amt für heilpädagogische Früh­
beratung62. Der Aufbau und die Organisation der Abteilung war weitgehend das 
Werk von Walter Schnyder. Erster Jugenddelegierter wurde im Frühjahr 2001 Paul 
Burgener63.
Für die Schule von Bedeutung waren die Beteiligung an Projekten wie Gesund­
heitserziehung, Kinderschutzzentren, Supervision von Sozialpädagogen und Ge­
sundheitsfachleuten, Ausbildung, Supervision und Betreuung der schulischen Me­
diatoren. Dazu kam für das Unterwallis die Tätigkeit der Frühberatung64.
60 V e r w a l t u n g s b e r i c h t e  1 9 9 7 ,  S. 6 l f . ; 1 9 9 8 ,  S. 7 4 f f . : 2 0 0 0 ,  S. 7 5 .
61 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  2000, S. 75.
62 V e r w a l t u n g s b e r i c h t  2001, S. 62-66.
«  W B, 10.2.2001, S.7; R é s o n a n c e s , Avril 2003, S. 24f.
64 V e r w a l t u n g s b e r ic h t e  1 9 9 8 ,  S . 7 1 - 7 4 ;  2 0 0 0 ,  S . 7 2 - 7 4 .
Zur Jahrtausendwende zeigte der Verwaltungsbericht DEKS folgendes Orga­
nigramm:
Dienststelle Anzahl Etatstellen
Verwaltungs- und Rechtsdienst 26.70
Dienststelle für die Jugend 50.45
Dienststelle für tertiäre Bildung 58.56
Dienststelle für Unterrichtswesen 29.80
Dienststelle für Berufsbildung 57.44




Die angeführten Etatstellen waren z. T. dezentralisiert und auf Institute und Schulen 
aufgeteilt.
Verwaltungsbericht 2001, S. 58.
Staatsrat Serge Sierro (1992-2001)
Serge Sierro (geb. 1949) folgte am 1. März 1992 auf 
Staatsrat Bernard Comby und leitete das Erziehungs­
departement bis Ende April 2001. Herr Sierro war von 
Beruf Advokat und Notar und führte als solcher in 
Siders eine Anwaltspraxis. 1976 wählte ihn die Bevöl­
kerung in den Stadtrat und 1988 zum Präsidenten.
Das Erziehungsdepartement umfasste bis 1997 
neben dem Departement für Unterricht auch jenes 
für Sozialdienste. 1997 reorganisierte die Regierung 
die Staatsverwaltung und schuf das Departement für 
Erziehung, Kultur und Sport (DEKS). Die Sozial­
dienste übernahm das Departement für Gesundheit, 
Sozialwesen und Energie. Sierros Regierungszeit als 
Staatsrat war gekennzeichnet durch folgende Schwer­
punkte:
Zu Beginn der neunziger Jahre zwang die wirtschaftliche Lage den Staat zu Spar- 
massnahmen. Die in den achtziger Jahren grosszügig gegründeten Schulen des 
Tertiärbereichs, die kleinen Klassenbestände in einzelnen Primarschulen und die 
Niveaukurse in den Orientierungsschulen kosteten viel Geld. Im Hinblick auf die 
Drosselung der Ausgaben reifte 1994 der Entschluss, mit dem Projekt Erziehung 
2000 das gesamte Erziehungssystem zu analysieren und zu reformieren. 1995 begann 
die Vorbereitungsphase von E 2000. Sie sollte die Organisation und die Funktions­
weise der Schule in einer pädagogischen Perspektive optimieren und Instrumente 




enthielt viele gute Vorschläge, fand aber 1998 nicht die Gunst des Volkes. Wesent­
liche Gründe der Ablehnung waren die geplante Verkürzung der Gymnasialstudien 
in den Kollegien von fünf auf vier Jahre und der Verdacht der Lehrkräfte, dass vor 
allem Sparmassnahmen des Staates hinter den neuen Bestimmungen stehen.
Die Tertiärschulen
Ein Grossteil der Beschäftigung von Departementschef Sierra galt dem Tertiär­
bereich. Er musste die Schulen der achtziger Jahre den schweizerischen Entwick­
lungen anpassen und die Anerkennung auf eidgenössischer Ebene sicherstellen. Das 
schweizerische Fachhochschulgesetz von 1995 bildete auch die Grundlage für eine 
Neuorientierung der Walliser Tertiärschulen. Auf den 1.1.1995 vereinigte darum 
das Wallis in kluger Voraussicht in einem ersten Schritt seine fünf Tertiärschulen 
zum Institut für Höhere Berufsbildung Wallis (IHB). Damit waren die Voraus­
setzungen geschaffen für den Beitritt zur späteren Hochschule Westschweiz, die 
drei Jahre später geschaffen wurde und von 2000 an arbeitete. Ebenso bereitete sich 
die Fachhochschule für Gesundheit und Soziale Arbeit der Westschweiz in diesen 
Jahren vor.
Neue Gesetze
Änderungen erlebte auch die Lehrerausbildung. Die seit Ende der achtziger Jahre 
vorbereitete Höhere Pädagogische Lehranstalt als Nachfolgerin der Normalschule 
fand 1994 und 1996 die Zustimmung des Grossen Rates. Sie wurde zur Hochschule 
für Pädagogik und im Jahre 2000 zur Pädagogischen Hochschule. Besondere Anlie­
gen waren für Staatsrat Sierra zudem: das Kulturförderungsgesetz 1996, das Jugend­
gesetz 2000, das Weiterbildungsgesetz und das Gesetz über Bildung und Forschung 
auf universitärer Stufe 2001. Stärker ins Schulwesen und ins Bewusstsein der Bevöl­
kerung drangen seine Anstrengungen für die zweite Landessprache in den Primär-, 
Orientierungs- und Mittelschulen so wie in den Berufs- und Tertiärschulen, die 
Initiativen für den Bilinguismus, den Unterricht durch Immersion, die Informa­
tions- und Kommunikationstechnologien (IKT, ICT) etc.
Von 1994 an krönte die Berufsmatura für die technische, gewerbliche und kauf­
männische Ausbildung die frühere Berufsmittelschule65. Als weiterer Erfolg durfte 
gelten, dass der Grosse Rat 1999 zweisprachige Lehrwerkstätten in Sitten und Visp 
bewilligte66.
65 STAATSRATSBESCHLUSS vom 7.4 .1993; NF, 18.8.1993, S. 26; Ein Jahrzehnt der Walliser Schule. M skr., DEKS, Sit­
ten 2001.
Im Schuljahr 1994/1995 führten Schüler der H W V  Visp unter der Leitung von 
Roch Arnold, in Zusammenarbeit und mit Unterstützung der Walliser Kantonal­
bank in Visp unter dem Titel «WKB futur» eine grossangelegte Umfrage bei den 
Walliser Jugendlichen «unter sich» durch. Die Ergebnisse sind in mehr als einer Be­
ziehung wertvoll und aufschlussreich. Vorerst durch die Tatsache, dass Jugendliche 
selbst eine Untersuchung wünschten, und dann durch die ungewöhnlich grosse 
Zahl von ausgefüllten Fragebogen. Die Dienststellen des Departements und die 
Lehrkräfte aller Jugendlichen im letzten Ausbildungsjahr, in den Gymnasien, den 
Handels- und Diplommittelschulen (DMS und SfB), der Lehrerseminarien und 
der Lehrlingen in den Berufsschulen trugen die Verantwortung für die Durch­
führung. Die Lehrkräfte benutzten die Gelegenheit, um auf die wachsende Bedeu­
tung von M arktforschung in der modernen Umwelt hinzuweisen. In zwölf 
Themenkreisen antworteten 1100 Jugendliche aus dem ganzen Kanton schriftlich 
auf Fragen wie Geld und Freizeit, Jugend und Zeitungen, G ott und die Welt, 
Jugend und Arbeitsmarkt, Schule, Freuden und Sorgen, Radio, Fernsehen, Bil­
dung, Gesundheit etc.
Die Auswertung
Die Presse erhielt die Auswertung der Untersuchung und schrieb ihrerseits zu­
sätzliche Berichte und Kommentare. Hier eine kurze Zusammenfassung der Feststel­
lungen:
Die Frage nach dem Taschengeld zeigte, dass mehr als die Hälfte (55%) kein 
regelmässiges Taschengeld erhielt. Besser gestellte Schüler verfügten über Fr. 100.- 
190.- im Monat. Das waren an erster Stelle Schüler des Kollegiums, der Handels­
schule und der Lehrerseminarien. Junge Leute, die selber ihr Geld zum Studium 
verdienten oder wesentlich dazu beitrugen, stammten häufig aus dem Oberwallis. 
Bei der Lektüre von Zeitungen standen der Walliser Bote (53.7%) im Oberwallis 
und der Nouvelliste (41.8%) im Unterwallis unbestritten an der Spitze. Die Ober­
walliser Jugend las am häufigsten die regionalen Nachrichten, während sich die 
Unterwalliser am stärksten für Kultur, Kunst und Musik interessierten. Die m änn­
liche Walliser Jugend bevorzugte Sportseiten.
Regionale Unterschiede
Regionale Unterschiede zeigten sich in den Antworten auf das Alltagsverhalten. 
So schnallten sich mehr als die Hälfte der Jugendlichen im Oberwallis beim Lenken 
eines Fahrzeuges an (57.7%), im Mittelwallis aber 46.6% und fast gleichviel im 
Unterwallis (46.5%). Bei Frauen waren es im Durchschnitt 68% gegen 43% bei 
Männern. Der prozentuale Anteil der Schülerinnen, die einen Freund hatten, lag bei 
54.6%; 43.2% bei den Schülern, Jugendliche in den Berggemeinden 43.2%, in 
Talgemeinden 51.2%.
Die Schiiler rauchten weniger als Schülerinnen, Oberwalliser weniger als jene im 
Mittel- und Unterwallis. 31.8% der Jugendlichen gingen «oft oder sehr oft» in die 
Sonntagsmesse. Praktisch jeder zweite Jugendliche aus einer Talgemeinde (48.1%) 
besuchte «nie» eine Sonntagsmesse, in der Berggemeinde 32.7%. Im Oberwallis war 
der prozentuale Anteil von jugendlichen Messegängern fast doppelt so hoch als im 
Mittel- und Unterwallis (25.3% zu 13.5% und 16.3%). Die Oberwalliser sprachen 
besser Französisch als die Unterwalliser Deutsch. Nur 32% der Unterwalliser be­
haupteten, sie könnten sich gut oder sehr gut in der zweiten Landessprache verstän­
digen, im Oberwallis 45%.
DRS 3 und Couleur 3 waren die von der Walliser Jugend am meisten benutzten 
Radiosender. Uber 41%  der Oberwalliser Jugendlichen hörten sehr oft Radio DRS 
und mehr als 30% der Unterwalliser Jugendlichen schalteten sehr oft Couleur 3 
ein. Sowohl Radio Rottu im Oberwallis (27%) wie Radio Rhône im Unterwallis 
(15%) belegten den zweiten Platz in den Hörgewohnheiten der jungen Leute. Die 
Jugendlichen der Berggemeinden hörten häufiger Lokalradio als jene im Tal. Auch 
bei der täglichen Hörzeit bestanden Unterschiede. Über 30% der Oberwalliser 
hörten täglich länger als zwei Stunden Radio, im Unterwallis waren es nur 16%. 
Der grösste Teil der Walliser Jugendlichen stellte aber täglich nur bis zu 15 M inu­
ten das Radio ein.
Beim Fernsehen ging die Vorliebe ins Ausland. RTL und TF 1 waren die von der 
Walliser Jugend am meisten benutzten Fernsehsender. Beinahe jeder zweite Ober­
walliser Jugendliche sah sich sehr oft RTL an, bei 47% der Unterwalliser Jugend­
lichen lief ebenso TF 1. Der grösste Teil der Walliser Jugend sass täglich 30 bis 
60 M inuten vor der Mattscheibe, die männlichen Jugendlichen länger als die weib­
lichen. Spielfilme und Serien waren Spitzenreiter in ihrer Gunst, bei den Schülern 
auch Sportsendungen67.
67 Roch A R N O L D , Walliser Jugend und Freizeit. H W V  1995; W B, 30 .6 .1995, S. 13.

A bkürzungen Schule u nd  Bildung 
Q uellen und  L iteratur 
Gesetze, D ekrete, Regiemente, V erordnungen 
Personen- u nd  Illustrationsverzeichnis
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C  - M athem atisch-naturw issenschaftliches G ym nasium  
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E - W irtschaftsgym nasium  
M O V E  M obilité Valais Etudes
O L L O  O berw alliser L ehrerinnen- un d  Lehrerorganisationen
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O R D P  Office de recherche et de docum entation  pédagogique
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SKBF Schweizerische Koordinationsstelle für B ildungsforschung
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J O S E F  G U N T E R N
Schule ist ein Teil unserer Gesellschaft und unserer Kultur. Sie spiegelt wider, was die 
Bevölkerung als erstrebenswert und ideal ansieht. Der vorliegende Band zeigt, wie die 
Walliserinnen und Walliser im Verlaufe des 20. Jahrhunderts ihre Einstellung zu ihr 
änderten, weil sich auch die Umwelt stark gewandelt hatte und die Sorgen um das tägliche 
Brot kleiner wurden.
D iese  Entwicklung und die Anstrengungen der Bevölkerung und der Politiker werden in 
ihrer Gesamtheit erfasst. Die Spannweite geht von der Kinderschule über die Primarschule, 
den Sonderschulunterricht, die reformierten Schulen, die Privatschulen, die Berufsberatung 
und die Berufsbildung bis zu den Gymnasien, den Lehrerseminarien, den Fachhochschulen 
und der Hochschule. Es gehören dazu die Berufe der Krankenpflege, die landwirt­
schaftlichen Schulen und die Diplommittelschulen. Als «hilfreiches Umfeld» sind erwähnt: 
der Schulhausbau, der Schulärztliche Dienst, die Schulzahnpflege und die Unterstützung 
durch Stipendien und zinslose Darlehen. In der zweiten Hälfte des Jahrhunderts sind 
besonders die Anstrengungen für die Sekundär- und Orientierungsschulen und die 
Tertiärschulen hervorgehoben.
D ie  Walliser schufen diese Fortschritte nicht immer aus eigenen Kräften. Eidgenössische 
Unterstützung und die Zusammenarbeit mit der Westschweiz, der Innerschweiz und der 
Konferenz der Erziehungsdirektoren finden ihre Würdigung. Auch die Tätigkeit des 
kantonalen Erziehungsdepartements und jene anderer Stellen im Staat wurden nicht 
vergessen, ebenso wenig die Mitarbeit der Eltern, der Lehrkräfte aller Stufen und der 
Schülerinnen und Schüler.
